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Im Jahr 2015 verabschiedeten die Vereinten Nationen die Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung. Die Agenda 2030 beinhaltet mit den Sustainable Development Goals 17 
Ziele für eine sozial, wirtschaftlich und ökologisch nachhaltige Entwicklung, zu denen 
sich die Weltgemeinschaft bekannt hat. Die aktuellen Entwicklungen deuten jedoch nicht 
daraufhin, dass die SDGs im Jahr 2030 erreicht werden. Insbesondere mit Blick auf die 
planetaren Belastbarkeitsgrenzen, deren Überschreitung dramatische Folgen für das Öko-
system bedeutet und damit die Lebensgrundlage der Menschheit gefährdet, herrscht ein 
akuter Handlungsbedarf. Die Umsetzung von Nachhaltigkeit stellt folglich nach wie vor 
eine große Herausforderung dar und bedarf wissenschaftlicher Aufarbeitung. Sowohl in 
der wissenschaftlichen als auch in der politischen Diskussion werden Governance bzw. 
Governance Modi als zentral angesehen, um die dynamischen, sektorübergreifenden und 
langfristigen Herausforderungen nachhaltiger Entwicklung zu bewältigen. Es besteht je-
doch eine große Unklarheit darüber, wie Nachhaltigkeit durch verschiedene Governance 
Modi gefördert werden kann. Die vorliegende Dissertation nimmt sich dieser Fragestel-
lung an und untersucht sie in dem organisationalen Feld der deutschen Landwirtschaft. 
Ziel dieser Arbeit ist es, die Frage zu beantworten, wie Nachhaltigkeit durch verschiedene 
Governance Modi innerhalb der deutschen Landwirtschaft gestärkt werden kann. Hierfür 
wird zunächst der aktuelle Stand der Forschung zu Governance im Zusammenhang mit 
Nachhaltigkeit dargelegt. Die Governance Modi Regulierung, Selbstregulierung und Col-
laborative Governance werden theoretisch eingeführt und in drei eigenständigen Studien 
empirisch untersucht. Diese Arbeit zeigt, wie die verschiedenen Governance Modi funk-
tionieren und Veränderungen in Richtung Nachhaltigkeit innerhalb der deutschen Land-
wirtschaft bewirken können. Neben dem wissenschaftlichen Beitrag für die Literatur in 
den Bereichen Nachhaltigkeit und Governance liefert die Arbeit einen praktischen Mehr-
wert für CG-Manager_innen sowie für Institutionen der Regulierung und der Selbstregu-
lierung, die positive Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit in einem organisationalen Feld 
bewirken wollen. Es wird deutlich, dass es keine Einheitslösung gibt, wenn es um die 
Förderung von Nachhaltigkeit durch Governance Modi geht. Die Eignung und auch die 




1.1 Problemstellung und Zielsetzung 
Seit Anfang der 1970er Jahre gab es bedeutende Versammlungen der Vereinten Nationen 
zur nachhaltigen Entwicklung. Nachdem die Weltkommission für Umwelt ihren Bericht 
im Jahr 1987 veröffentlichte, haben sich Nachhaltigkeitsdiskurse auf gesellschaftlicher, 
organisatorischer und individueller Ebene etabliert.1 Im Jahr 2015 verabschiedeten die 
Vereinten Nationen die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung. Die Agenda 2030 be-
inhaltet mit den Sustainable Development Goals (SDGs) 17 Ziele für eine sozial, wirt-
schaftlich und ökologisch nachhaltige Entwicklung, zu denen sich die Weltgemeinschaft 
bekannt hat.2 Die aktuellen Entwicklungen deuten jedoch nicht daraufhin, dass die SDGs 
im Jahr 2030 erreicht werden. Insbesondere mit Blick auf die planetaren Belastbarkeits-
grenzen,3 deren Überschreitung dramatische Folgen für das Ökosystem bedeutet und da-
mit die Lebensgrundlage der Menschheit gefährdet, herrscht ein akuter Handlungsbe-
darf.4 Die Vereinten Nationen reagierten auf die Prognose und deklarierten das kom-
mende Jahrzehnt als eine Aktionsdekade, die Dekade für die Umsetzung der Agenda 
2030.5  
 
Die Umsetzung von Nachhaltigkeit stellt folglich nach wie vor eine große Herausforde-
rung dar und bedarf wissenschaftlicher Aufarbeitung. Das normative, aber schwer fass-
bare Konzept der nachhaltigen Entwicklung wirft die Frage auf, wie es erreicht werden 
kann.6 Sowohl in der wissenschaftlichen als auch in der politischen Diskussion besteht 
ein breiter Konsens darüber, dass eine gesellschaftliche Transformation in Richtung 
Nachhaltigkeit durch Governance möglich ist.7 Entsprechend ist innerhalb der Wissen-
schaft die Zahl der Publikationen, die die Begriffe Nachhaltigkeit und Governance um-
fassen, in den letzten Jahrzehnten bemerkenswert gewachsen, was auf die zunehmende 
Relevanz des Feldes hinweist.8 Governance bezieht sich im Allgemeinen auf Praktiken 
                                               
1 Vgl. Hauff 2014. 
2 Vgl. Zusammenarbeit und Entwicklung, Bundesministerium für wirtschaftliche NaN. 
3 Vgl. Steffen et al. 2015. 
4 Vgl. Raworth 2018. 
5 Vgl. Die Bundesregierung 2021. 
6 Vgl. Newig et al. 2008. 
7 Vgl. Meadowcroft 2007. 
8 Vgl. Lange et al. 2013. 
 
2 
des Regierens von Gesellschaften. 9 Verankert in der Politik- und der Nachhaltigkeitswis-
senschaft,10 ist Governance ein Konzept, das neuartige Dynamiken und Muster von staat-
lich-gesellschaftlichen Interaktionen einschließt.11 In der Governance-Literatur wird 
folglich argumentiert, dass das Regieren in den letzten Jahrzehnten zunehmend zu einer 
gemeinsamen Verantwortung von Staat, Markt und Zivilgesellschaft geworden ist.12 In-
folge dieser Veränderungen des Regierens hat sich in modernen Gesellschaften eine Viel-
zahl von koexistierenden Formen von Governance, sogenannten Governance Modi, her-
ausgebildet.13 
 
Für die Förderung von Nachhaltigkeit ist die entscheidende Rolle von Regulierung im 
Sinne einer zielgerichteten Intervention durch Regierungen und andere Organisationen 
mit staatlicher Verantwortung unbestritten.14 Aber auch Selbstregulierung von nichtstaat-
lichen Akteur_innen kann Nachhaltigkeit fördern.15 Hinzu kommen Formen der Zusam-
menarbeit verschiedener Akteur_innen, wie beispielsweise Collaborative Governance 
(CG).16 Wissenschaftler_innen und Angehörige der öffentlichen Verwaltung beschäfti-
gen sich zunehmend mit diesen Governance Modi und deren Wirkung auf Nachhaltig-
keit.17 So stellen Lange et al. (2019) den Stand der Forschung zu Governance im Kontext 
von Nachhaltigkeit dar und kommen zu dem Ergebnis, dass die Relevanz der verschiede-
nen Governance Modi in Bezug auf die Förderung von Nachhaltigkeit noch unklar ist. 
Ihnen zufolge sollte sich die zukünftige Nachhaltigkeits- und Governance-Forschung ver-
stärkt auf das Zusammenspiel der Modi konzentrieren. Schließlich ist es sowohl für die 
wissenschaftliche Debatte als auch für die Governance in der Praxis von Vorteil, besser 
zu verstehen, welche Kombinationen von Modi in welchen Kontexten am besten funkti-
onieren, um Nachhaltigkeit zu fördern, und wie solche Kombinationen geschaffen und 
gestaltet werden können.18  
 
                                               
9 Vgl. Lange et al. 2019. 
10 Vgl. Lange et al. 2013. 
11 Vgl. Kooiman 2003. 
12 Vgl. Kooiman 2003; Pierre/Peters 2000; Stoker 1998. 
13 Vgl. Lange et al. 2013. 
14 Vgl. Meadowcroft 2007; Bansal/Roth 2000. 
15 Vgl. Grabosky 2013. 
16 Vgl. Ansell/Gash 2007; Vgl. Emerson et al. 2012. 
17 Vgl. Mendonca/Zhou 2020; Newig et al. 2018. 
18 Vgl. Lange et al. 2019. 
 
3 
Diesem Apell folgend wird im Rahmen der Dissertation das Zusammenspiel der Gover-
nance Modi Regulierung und Selbstregulierung mit dem Ziel, die Nachhaltigkeit zu stär-
ken, betrachtet. Darüber hinaus wird CG als Governance Modus zur Stärkung von Nach-
haltigkeit untersucht. Entsprechend kann die vorliegende Arbeit neben einem wissen-
schaftlichen Beitrag einen Mehrwert für die Praxis generieren. Insbesondere für Collabo-
rative-Governance Manager_innen und Mitarbeitende in regulierenden Institutionen so-
wie Verbänden kann diese Arbeit wichtige Erkenntnisse in Hinblick auf Nutzen und An-
wendung verschiedener Governance Modi zur Erreichung von Nachhaltigkeit liefern. 
Den Untersuchungsrahmen für diese Dissertation bietet die deutsche Landwirtschaft, die 
in Anbetracht der SDGs ihren Beitrag zur Deckung des steigenden Nahrungsmittelbedarfs 
leisten muss, während sie sich zeitglich mit den Folgen des Klimawandels sowie den ge-
sellschaftlichen Anforderungen konfrontiert sieht.19 Konkret liegt der Dissertation fol-
gende übergeordnete Forschungsfrage zugrunde: 
 
Wie kann Nachhaltigkeit durch verschiedene Governance Modi innerhalb der deutschen 
Landwirtschaft gestärkt werden? 
1.2 Vorgehensweise 
Die vorliegende Arbeit setzt sich aus 6 Kapiteln zusammen: Nach einer Herleitung des 
Themas und der Forschungsfrage in Kapitel 1 werden in Kapitel 2 die theoretischen 
Grundlagen zu Nachhaltigkeit und Governance ausführlich dargelegt sowie eine Einfüh-
rung in den Untersuchungskontext der deutschen Landwirtschaft gegeben. Kapitel 3 bis 
5 sind eigenständige Studien, die zum einen das Zusammenspiel von Regulierung und 
Selbstregulierung betrachten (Studie 1) und zum anderen CG im Kontext der Nachhaltig-
keit untersuchen (Studie 2 und 3). Jede dieser drei Studien beantwortet eigene For-
schungsfragen. Eine Übersicht der Studien ist in Abbildung 1 dargestellt. Im Folgenden 
wird erläutert, wie die Studien zusammenhängen.  
 
                                               




Abbildung 1:  Übersicht der Studien 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Kapitel 3 untersucht mit dem Mixed-Methods-Ansatz die Governance Modi Regulierung 
und Selbstregulierung hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die drei Dimensionen der 
Nachhaltigkeit. Für diese Studie wird die deutsche Weinwirtschaft, als Teil der deutschen 
Landwirtschaft, hinsichtlich der strukturellen Begebenheiten, der Institutionen, der zent-
ralen Akteur_innen und deren Interaktionen betrachtet. Das Ziel ist die Analyse der 
Governance Modi und die Identifikation der dazugehörigen Interaktionsmuster, die die 
Nachhaltigkeit in der deutschen Weinwirtschaft stärken. Eine wesentliche Erkenntnis der 
Studie ist, dass eine einfache Dichotomie zwischen Regulierung und Selbstregulierung 
nicht ausreicht, um dem komplexen Zusammenspiel von Verbänden und regulierenden 
Institutionen gerecht zu werden. So wurde Selbstregulierung ausdifferenziert und das 
Kontinuum von Selbstregulierung gemessen an der staatlichen Einflussnahme um proak-
tive und reaktive Selbstregulierung ergänzt. 
 
Diese Studie ist in der wissenschaftlichen Fachzeitschrift Sustainability veröffentlicht.20 
Zudem wurde sie im Jahr 2016 auf der Konferenz Academy of Management Annual Mee-
ting in Anaheim, California, USA und auf der GRONEN Research Conference in Ham-
burg präsentiert. 
 
Kapitel 4 beschäftigt sich mit einem weiteren Governance Modus, der CG. Der Fokus 
liegt auf dem von Emerson et al. (2012) entwickelten CG Framework. Ziel ist es, das 
Framework sektorspezifisch zu testen und zu validieren, weitere Treiber zu identifizieren 
                                               
20 Spraul, K./Höfert, A. (2021): Governance for Sustainability: Patterns of Regulation and Self-Regulation 
in the German Wine Industry, In: Sustainability, Vol. 13, No. 6, pp. 3140-3165. 
 
5 
und Schlüsselschritte im CG-Prozess ausfindig zu machen. Eine wichtige Erkenntnis die-
ser qualitativen Erhebung ist ein Schlüsselschritt zu Beginn von CG, der eine inklusive 
Teilnahme aller betroffenen Akteur_innen vorsieht. Aus den Interviews geht hervor, dass 
dies eine zentrale Voraussetzung für einen erfolgreichen CG-Prozess ist.  
 
Kapitel 5 setzt an dieser Erkenntnis an und untersucht die Teilnahmemotivation der re-
levanten Akteur_innen. Ziel ist es herauszufinden, welche Faktoren, Akteur_innen zu ei-
ner Teilnahme an CG motivieren. Den Rahmen für die Untersuchung bietet der von dem 
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Bran-
denburg ins Leben gerufene Insektengipfel. Im Rahmen dieser CG wurden alle eingela-
denen Teilnehmer_innen quantitativ zu ihrer Teilnahmemotivation befragt. Als zentrales 
Ergebnis lässt sich konstatieren, dass das verfolgte Eigeninteresse eine große Rolle für 
ihre Teilnahmemotivation spielt.  
 
Kapitel 6 gibt eine Zusammenfassung der Ergebnisse aus den Studien und diskutiert diese 
vor dem Hintergrund der übergeordneten Forschungsfrage aus Kapitel 1.1. Abschließend 
liefert die Arbeit einen Ausblick auf weitere Forschungsmöglichkeiten. 
2 Zusammenhang von Nachhaltigkeit und Governance in 
der deutschen Landwirtschaft 
2.1 Entwicklung und Einordnung des Begriffs Nachhaltigkeit 
Aus der wissenschaftlichen Literatur geht hervor, dass es verschiedene Definitionsan-
sätze, aber kein einheitliches Konzept von Nachhaltigkeit gibt.21 Dies dürfte zum Teil auf 
die Natur des Nachhaltigkeitsdiskurses zurückzuführen sein,22 der historisch aus sehr un-
terschiedlichen Denkschulen entstanden ist. Das Fehlen eines solchen theoretisch fun-
dierten Konzepts vereitelt Ansätze zu einer theoretisch strengen Operationalisierung von 
Nachhaltigkeit. Vielen Definitionsansätzen gemein ist jedoch die Verbindung von Öko-
logie, Ökonomie und sozialer Gerechtigkeit. Diese findet sich auch in dem populären 
Venn-Diagramm wieder, das üblicherweise durch drei sich überschneidende Kreise mit 
der Gesamtnachhaltigkeit in der Mitte dargestellt wird. Historisch gesehen ein Vorläufer 
                                               
21 Vgl. Purvis et al. 2019; Moore et al. 2017; Robert et al. 2005; Wilson 2003. 
22 Vgl. Wilson 2003. 
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des Venn-Diagramms ist das Drei-Säulen-Diagramm, wobei es keinen einzelnen Entste-
hungspunkt für dieses Drei-Säulen-Konzept gibt. Vielmehr hat es sich aus verschiedenen 
Kritiken in der frühen akademischen Literatur am ökonomischen Status quo aus sozialer 
und ökologischer Sicht einerseits und dem Bestreben der Vereinten Nationen, Wirt-
schaftswachstum als Lösung für soziale und ökologische Probleme in Einklang zu brin-
gen, andererseits entwickelt.23 Das Drei-Säulen-Modell soll die ausgeglichene Betrach-
tung von Ökologie, Ökonomie und Sozialem verdeutlichen. Im Lauf der Zeit wurde der 
Begriff „Säule“ durch „Dimension“ ersetzt.24  
 
Der Ursprung der nachhaltigen Entwicklung geht auf die Wald- bzw. Forstwirtschaft zu-
rück. Im Jahr 1713 prägt der Kameralist und sächsische Oberberghauptmann Hans Carl 
von Carlowitz den Begriff der Nachhaltigkeit mit seinem Werk „Sylvicultura Oecono-
mica“. Er verweist darauf, dass ein Gleichgewicht von Abholzung auf Aufforstung not-
wendig ist, um eine Holzknappheit zu vermeiden, welche gravierende wirtschaftliche und 
soziale Folgen hätte:25 
„Wird derhalben die größte Kunst, Wissenschaft, Fleiß und Einrichtung hiesiger 
Lande darinnen beruhen, wie eine sothane Conservation und Anbau des Holtzes 
anzustellen, daß es eine continuierliche beständige und nachhaltende Nutzung 
gebe, weiln es eine unentberliche Sache ist, ohne welche das Land in seinem 
Esse nicht bleiben mag.“26 
Seit Anfang der 1970er Jahre gibt es bedeutende Versammlungen der Vereinten Nationen 
zur Nachhaltigen Entwicklung, welche die Debatte um Nachhaltigkeit bestärken. So fand 
im Jahr 1972 die erste Weltumweltkonferenz in Stockholm statt, welche als Vorläufer der 
nachhaltigen Entwicklung gilt.27 Das Konzept der nachhaltigen Entwicklung wurde erst-
mals 1980 von der Weltnaturschutzunion (IUCN) gemeinsam mit dem Umweltprogramm 
der Vereinten Nationen (UNEP) und der Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft, Kultur und Kommunikation (UNESCO) in der Welt-Naturschutz-
Strategie (World Conservation Strategy) definiert. Nach seiner Definition kann eine wirt-
schaftliche Entwicklung nur erreicht werden, wenn die Funktionalität der Ökosysteme 
erhalten bleibt.28  
                                               
23 Vgl. Purvis et al. 2019. 
24 Vgl. Hauff 2014. 
25 Vgl. Hauff 2014. 
26 Carlowitz 1713, 105f. 
27 Vgl. Hauff 2014. 
28 Vgl. International Union for Conservation of Nature and Natural Resources 1980. 
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Seit die Weltkommission für Umwelt und Entwicklung ihren Bericht im Jahr 1987 ver-
öffentlichte, haben sich Nachhaltigkeitsdiskurse auf gesellschaftlicher, organisatorischer 
und individueller Ebene etabliert.29 Aufgabe des Berichts war es, umwelt- und entwick-
lungspolitische Fragen zu analysieren und Lösungsmöglichkeiten sowie Verbesserungen 
der internationalen Zusammenarbeit aufzuzeigen. Dabei sollten wirtschaftliche, ökologi-
sche und soziale Entwicklungsaspekte berücksichtigt werden.30 Die Kommission der Ver-
einten Nationen erarbeitete unter dem Vorsitz der norwegischen Ministerpräsidentin Gro 
Harlem Brundtland eine Entwicklungsperspektive für die Weltgemeinschaft. 31 Das Leit-
bild folgt einem anthropozentrischen Ansatz, wobei der Mensch im Mittelpunkt steht. 
Der Abschlussbericht Our Common Future („Brundtland-Bericht“), der 1987 von der 
Weltkommission für Umwelt und Entwicklung im Auftrag der Vereinten Nationen er-
stellt wurde, lieferte die heute gebräuchlichste Definition von nachhaltiger Entwicklung: 
„Nachhaltige Entwicklung ist eine Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart be-
friedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht 
befriedigen können.“32 Die Definition umfasst sowohl die intragenerationelle Gerechtig-
keit innerhalb und zwischen Industrie- und Entwicklungsländern als auch die intergene-
rationelle Gerechtigkeit in Bezug auf zukünftige Generationen. Es geht um eine neue Ära 
wirtschaftlichen Wachstums, wobei die oberste Maßgabe die soziale Entwicklung, also 
Gesundheit, Wohlstand und Bildung ist. Weiterhin wird auf die ökologischen Grenzen 
des Wachstums verwiesen.33 Nimmt man die weite Verbreitung und die Häufigkeit der 
Zitation als Maßstab, so kann die Definition der Brundtland-Kommission als Standard-
definition von nachhaltiger Entwicklung gesehen werden.34 Die Nachhaltigkeitsdefinition 
von Lange et al. (2013), die der Dissertation zugrunde gelegt werden soll, stellt ähnlich 
wie die Brundtland-Kommission eine Verbindung zwischen globaler Gerechtigkeit als 
politischem Ziel und damit verbundenen Diskursen über menschliche Entwicklung in Be-
zug auf Umweltressourcen und fragile Ökosysteme her. Nachhaltigkeit ist also ein hyb-
rides Konzept, das sowohl normative (intra- und intergenerationelle Gerechtigkeit) als 
auch systemische (Mensch-Natur-Interaktion, sozio-ökologische Prozesse) Grundlagen 
aufweist. Laut Lange et al. (2013) stellt das Streben nach nachhaltiger Entwicklung einen 
                                               
29 Vgl. Hauff 2014. 
30 Vgl. World Commission on Environment and Development 1987. 
31 Vgl. Robert et al. 2005. 
32 World Commission on Environment and Development 1987, S. 41. 
33 Vgl. World Commission on Environment and Development 1987. 
34 Vgl. Robert et al. 2005. 
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paradigmatischen Fall für das dar, was den Governance-Ansatz im Allgemeinen motiviert 
hat.35 Ähnlich wie bei Lange et al. (2013) wird auch in der vorliegenden Dissertation 
Governance als ein Ansatz zur Stärkung von nachhaltiger Entwicklung angesehen, wes-
halb die Definition von Lange et al. (2013) zugrunde gelegt wird. 
 
Um die Erkenntnisse des Brundtland-Berichts umzusetzen, fand 1992 in Rio de Janeiro 
die Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung statt. Hier ver-
pflichteten sich 178 Nationen zum Leitbild nachhaltiger Entwicklung. Ergebnisse sind 
das Aktionsprogramm Agenda 21, die Rio-Deklaration zu Umwelt und Entwicklung, 
Klimarahmenkonventionen sowie weitere Deklarationen.36 Die Agenda 21 hat eine her-
ausragende Bedeutung:37 Ihre primäre Forderung ist die Verpflichtung der einzelnen 
Staaten zur Ausarbeitung nachhaltiger Entwicklungsstrategien auf nationaler Ebene.38 
Dem ist der Europäische Rat auch für die Europäische Union nachgekommen, indem er 
2001 erstmals eine EU-Nachhaltigkeitsstrategie beschloss, die seitdem mehrfach erneuert 
wurde. Auch einzelne Mitgliedsstaaten der EU haben eigene Nachhaltigkeitsstrategien 
entwickelt.39 So stellte auch die deutsche Bundesregierung 2002 in Johannesburg ihre 
nationale Nachhaltigkeitsstrategie vor,40 in der die Prinzipien der nachhaltigen Entwick-
lung als Leitlinien des politischen Handelns festgeschrieben sind.41 Seit 2004 wird die 
deutsche Nachhaltigkeitsstrategie alle vier Jahre weiterentwickelt.42  
 
Im Jahr 2015 wurde mit der Verabschiedung der Agenda 2030 ein neues Paradigma nach-
haltiger Entwicklung initiiert,43 das die Millenniumsentwicklungsziele ablöst und die 
SDGs definiert.44 Zum ersten Mal in der Geschichte hat sich die internationale Gemein-
schaft auf eine globale, langfristige, umfassende und greifbare Agenda geeinigt, die eine 
                                               
35 Vgl. Lange et al. 2013. 
36 Vgl. Hauff 2014. 
37 Vgl. Starik/Kanashiro 2013. 
38 Vgl. Pufé 2014; Michelsen/Adomßent 2014; Bundesregierung 2002. 
39 Vgl. Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie 2018. 
40 Vgl. Bundesregierung 2002. 
41 Vgl. Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg 
2016. 
42 Vgl. Die Bundesregierung 2021. 
43 Vgl. Meadowcroft et al. 2019. 




systemische Transformation der Welt in Richtung Nachhaltigkeit zum Ziel hat.45 Es wur-
den 17 globale Nachhaltigkeitsziele mit 169 Unterzielen für eine ökonomisch, ökologisch 
und sozial generationengerechte Entwicklung definiert46 und damit die normative Quali-
tät von Nachhaltigkeit konkretisiert.47 Erstmalig gelten diese Ziele für alle Staaten, sprich 
für Entwicklungsländer, Schwellenländer und Industriestaaten gleichermaßen.48 Damit 
löst sich die Agenda 2030 von der Einteilung in „Geber“ und „Nehmer“, vielmehr rückt 
der Gedanke der gemeinsamen Verantwortung für Menschen und Planeten in den Mittel-
punkt.49  
 
Ebenfalls im Jahr 2015 wird die Debatte über die ökologische Tragfähigkeit der Erde und 
ihre Belastbarkeitsgrenzen durch die Veröffentlichung von Steffen et al. (2015) erneut 
angestoßen.50 Als planetare Belastbarkeitsgrenzen werden Grenzen der Erde in neun öko-
logischen Bereichen bezeichnet, deren Überschreitung dramatische Folgen für das Öko-
system bedeutet und damit die Lebensgrundlage der Menschheit gefährdet. Die Defini-
tion der planetaren Belastbarkeitsgrenzen basiert auf naturwissenschaftlichen Erkenntnis-
sen. Aufbauend auf dem Konzept der planetaren Grenzen entwickelt Raworth (2018) die 
wirtschaftswissenschaftliche Theorie der Donut Ökonomie, die einen gerechten und si-
cheren Handlungsraum für die menschliche Zivilisation innerhalb planetarer und sozialer 
Grenzen definiert.51 
 
Im Rahmen des SDG-Gipfels in New York im Jahr 2019 stellten die Staats- und Regie-
rungschefs fest, dass die SDGs im Jahr 2030 nicht erreicht werden, sollte der aktuelle 
Trend nicht umgekehrt werden. „Klimawandel, Artensterben und steigender Ressourcen-
verbrauch stoßen ebenso offensichtlich an planetare Grenzen, wie Gerechtigkeitsfragen 
zwischen Generationen und Regionen einer Lösung bedürfen.“52 Als Konsequenz dieser 
Feststellung deklarieren die Vereinten Nationen das kommende Jahrzehnt als eine Akti-
onsdekade, die Dekade für die Umsetzung der Agenda 2030 (Decade of Action and De-
livery for Sustainable Development). Um die SDGs noch erreichen zu können, müssen 
                                               
45 Vgl. Bornemann/Christen 2021. 
46 Vgl. Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie 2018; Die Bundesregierung 2021. 
47 Vgl. Bornemann/Christen 2021. 
48 Vgl. Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie 2018. 
49 Vgl. Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg 
2016. 
50 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 16.04.21. 
51 Vgl. Raworth 2018. 
52 Die Bundesregierung 2021, S. 3. 
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sowohl die Staatengemeinschaft als auch jeder einzelne Staat die Umsetzung der Agenda 
2030 forcieren.53  
 
Mit der am 10. März 2021 in Berlin beschlossenen Weiterentwicklung der Deutschen 
Nachhaltigkeitsstrategie greift die Bundesregierung die Aufforderung der Vereinten Na-
tionen für eine Dekade des Handelns zur Umsetzung der Agenda 2030 auf.54 Bundes-
kanzlerin Angela Merkel macht in ihrem Vorwort zur Strategie deutlich, wie herausfor-
dernd die Umsetzung sein wird: „Um die Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie und der 
Agenda 2030 zu erreichen, müssen wir den Weg einer wirklich anspruchsvollen Trans-
formation gehen, der wichtige Bereiche wie Energie und Klimaschutz, […] Ernährung 
und Landwirtschaft umfasst.“55 Auch wenn Deutschland für das Jahr 2020 seine Klima-
schutzziele, insbesondere infolge der Corona-Pandemie, eingehalten hat,56 reichen die 
aktuellen Maßnahmen und Instrumente des Klimaschutzprogramms 2030 nicht aus, um 
das Gesamtminderungsziel 2030 zu erreichen.57 Zudem beschloss der Erste Senat des 
Bundesverfassungsgerichts am 24.03.2021 im Zuge mehrerer Verfassungsbeschwerden 
die Verfassungswidrigkeit des Klimaschutzgesetzes und forderte den Gesetzgeber zu 
Nachbesserungen auf, da konkrete Maßnahmen zur Emissionsverringerung ab 2031 im 
Gesetzestext fehlten und somit Gefahren und Einschränkungen zulasten der jüngeren Ge-
neration verschoben würden.58 Zum Zeitpunkt der Abgabe dieser Arbeit liegt ein erster 
Entwurf zur Nachbesserung des Gesetzestextes vor, welcher die Klimaneutralität der 
Bundesrepublik im Jahr 2045 und somit 5 Jahre früher als ursprünglich geplant vorsieht.59 
 
Das Streben nach nachhaltiger Entwicklung stellt einen paradigmatischen Fall einer zu-
nehmend komplexen, dynamischen und interdependenten Natur der heutigen Politikge-
staltung dar. Die Institutionalisierung von Nachhaltigkeit ist damit in gewisser Weise der 
Ausgangspunkt für die Entstehung neuer Governance-Arrangements und der damit ein-
hergehenden Debatte über Governance.60 
                                               
53 Vgl. Die Bundesregierung 2021. 
54 Vgl. Die Bundesregierung 2021. 
55 Die Bundesregierung 2021, S. 1. 
56 Vgl. Umweltbundesamt 26.04.21a. 
57 Vgl. Umweltbundesamt 26.04.21b. 
58 Vgl. Bundesverfassungsgericht 24. März 2021. 
59 Vgl. Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 2021. 
60 Vgl. Lange et al. 2013. 
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2.2 Governance und Governance Modi im Kontext von 
Nachhaltigkeit 
2.2.1 Governance 
Der Begriff Governance hat in den letzten Jahrzehnten in wissenschaftlichen und politi-
schen Debatten an Bedeutung gewonnen.61 Im Allgemeinen bezieht sich Governance auf 
Praktiken des Regierens von Gesellschaften.62 Verankert in der Politikwissenschaft, der 
Nachhaltigkeitswissenschaft und anderen Bereichen63 ist es ein Konzept, das neuartige 
Dynamiken und Muster von staatlich-gesellschaftlichen Interaktionen einschließt.64 Tra-
ditionell wird Regieren mit formalen hierarchischen Eingriffen und Kontrollen durch Re-
gierungen assoziiert.65 In der Governance-Literatur wird argumentiert, dass Regieren in 
den letzten Jahrzehnten zunehmend zu einer gemeinsamen Verantwortung von Staat, 
Markt und Zivilgesellschaft geworden ist.66 In hochentwickelten liberalen Demokratien 
entwickeln sich demnach neue Formen des Regierens von hierarchischen Top-Down-Re-
gierungsstrukturen zu Formen der Selbstverwaltung durch gesellschaftliche Akteur_in-
nen.67 Governance ist somit als Reaktion auf das wachsende Bewusstsein entstanden, dass 
Regierungen nicht mehr die einzigen relevanten Akteur_innen sind, wenn es um die Be-
wältigung gesellschaftlicher Fragen geht. 68  
 
Trotz seiner Prominenz gibt es keine einheitliche Definition von Governance, vielmehr 
eine Bandbreite von Definitionsansätzen, die in ihrer Begriffsweite variieren.69 Allen ge-
mein ist der Fokus auf die Entscheidungsfindung im Kollektiv. Dies impliziert, dass es 
bei Governance nicht um eine einzelne Entscheidung geht, sondern um Gruppen von In-
dividuen oder Organisationen oder Systeme von Organisationen, die Entscheidungen tref-
fen. Im Rahmen des kollektiven Handelns betrachtet Ostrom (1990) Governance als eine 
                                               
61 Vgl. Pierre/Peters 2005; Levi-Faur 2012. 
62 Vgl. Lange et al. 2019. 
63 Vgl. Lange et al. 2013. 
64 Vgl. Kooiman 2003. 
65 Vgl. Lange et al. 2019. 
66 Vgl. Kooiman 2003; Pierre/Peters 2005; Stoker 1998. 
67 Vgl. Wurzel et al. 2013. 
68 Vgl. Lange et al. 2013. 
69 Vgl. Lange et al. 2019; Levi-Faur 2012. 
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Dimension gemeinsam bestimmter Normen und Regeln, die das Verhalten von Indivi-
duen und Gruppen regulieren sollen.70 Auch Stoker (2004) zufolge bezieht sich Gover-
nance auf die Regeln und Formen, die die kollektive Entscheidungsfindung steuern.71 
Keohane/Nye (2000) und O'Leary et al. (2006) sehen Governance als einen formellen 
oder informellen Prozess, mit dem Entscheidungen und Handlungen im privaten, öffent-
lichen und zivilen Sektor beeinflusst werden.72 Wesentlich spezifischer ist die Definition 
von Lynn et al. (2001), sie umfasst sowohl traditionelle Regierungsstrukturen im Sinne 
von Regulierung als auch neue Formen von öffentlichen / privaten Entscheidungsgre-
mien. Governance umfasse Gesetze, Regeln, Gerichtsentscheidungen und Verwaltungs-
praktiken, die die Bereitstellung von öffentlichen Gütern und Dienstleistungen bestim-
men.73 
 
Der vorliegenden Dissertation wird die Definition von Lange et al. (2019) zugrunde ge-
legt, da sie Governance explizit im Kontext von Nachhaltigkeit betrachten. Sie definieren 
Governance als die Gesamtheit der koordinierten und mehr oder weniger institutionali-
sierten Interaktionen staatlicher und/oder gesellschaftlicher Akteur_innen zur Erreichung 
kollektiver Ziele, wie der Nachhaltigkeit. 74 Im Detail umfasst Governance für nachhaltige 
Entwicklung öffentliche Debatten, politische Entscheidungsfindung, Politikgestaltung 
und -umsetzung sowie komplexe Interaktionen zwischen den Akteur_innen.75 Nach 
Lange et al. (2013) geht es um die gemeinsame Förderung gesellschaftlicher Transforma-
tionsmaßnahmen durch Regierungen, Marktakteur_innen und die Zivilgesellschaft. In-
folge dieser Veränderungen des Regierens hat sich in modernen Gesellschaften eine Viel-
zahl von koexistierenden Formen des Regierens herausgebildet, die im Folgenden als 




                                               
70 Vgl. Ostrom 1990. 
71 Vgl. Stoker 2004. 
72 Vgl. O'Leary et al. 2006; Keohane/Nye 2000. 
73 Vgl. Lynn et al. 2001. 
74 Vgl. Lange et al. 2019; Lange et al. 2013. 
75 Vgl. Meadowcroft 2007. 
76 Vgl. Lange et al. 2013. 
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2.2.2 Governance Modi 
Governance Modi sind spezifische, wiederkehrende und damit typische Konstellationen 
von strukturellen, prozeduralen und inhaltlichen Governance-Elementen zur Ausrichtung 
kollektiven Handelns auf gemeinsame Ziele.77 Bei der Charakterisierung von Governance 
Modi können drei Dimensionen identifiziert werden, die von entscheidender Bedeutung 
sind, da sie alle konstitutiv für die Verwirklichung kollektiver Ziele durch kollektives 
Handeln sind.78 Die strukturelle Dimension (Polity) beschreibt die institutionelle Archi-
tektur in der Politik und Politikgestaltung sowie die formellen und informellen Regeln, 
die die Interaktionen der Akteur_innen prägen.79 Die Prozessdimension (Politics) bezieht 
sich auf die Akteur_innen und deren Interaktionsprozesse. Die inhaltliche Dimension 
(Policy) umfasst die Politikformulierung und -umsetzung und damit die Ziele und Instru-
mente der politischen Steuerung in Richtung Output.80  
 
 
Abbildung 2:  Klassifizierung von Governance Modi  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Lange et al. (2013)) 
Diese Dimensionen können als Klassifizierung von Governance-Modi dienen. Prinzipiell 
können Aspekte innerhalb jeder der drei Dimensionen als Ausgangspunkt für die Klassi-
fizierung von Governance-Modi dienen (siehe Abbildung 2). So wäre es denkbar, Gover-
nance Modi anhand von Schlüsselmerkmalen aus der strukturellen Dimension einzuord-
nen. Ein Beispiel hierfür wären die eingesetzten Politikinstrumente. Alternativ können 
                                               
77 Vgl. Lange et al. 2013. 
78 Vgl. Lange et al. 2013. 
79 Vgl. Lange et al. 2019; Lange et al. 2013; Ostrom 2005; North 1990. 
80 Vgl. Lange et al. 2019; Lange et al. 2013. 
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Governance-Modi auch anhand der Prozessdimension unterschieden und eingeordnet 
werden. Ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal ist in diesem Kontext der Grad der 
Beteiligung öffentlicher und privater Akteur_innen.81 Die Intensität der staatlichen Ein-
flussnahme dient auch Hysing (2009) als Unterscheidungsmerkmal, um verschiedene 
Governance-Modi entlang eines Kontinuums von direkter staatlicher Intervention bis hin 
zu gesellschaftlicher Autonomie zu platzieren.82 Der Grad der Beteiligung staatlicher und 
nichtstaatlicher Akteur_innen am Regieren ist auch für Driessen et al. (2012) und Arnouts 
et al. (2012) ausschlaggebend für die Klassifizierung von Governance-Modi.83 Basierend 
auf den drei Rahmenwerken von Hysing (2009), Driessen et al. (2012) und Arnouts et al. 
(2012) wird auch für die vorliegende Dissertation der Grad der staatlichen Einflussnahme 
als primäres Unterscheidungsmerkmal zur Klassifizierung der Governance-Modi dienen. 
Die Prozessdimension ist entsprechend in Abbildung 2 hervorgehoben.  
 
Es werden die Governance Modi Regulierung, CG und Selbstregulierung betrachtet 
(siehe Abbildung 3). Regulierung ist dabei von hoher staatlicher Einflussnahme geprägt, 
während Selbstregulierung nahezu frei von staatlicher Einflussnahme ist. Die Governance 
Modi werden in den einzelnen Studien ausführlich beleuchtet und im Zusammenhang mit 
Nachhaltigkeit untersucht. Kapitel 3 widmet sich im Kontext der Weinwirtschaft der Re-
gulierung und der Selbstregulierung. Kapitel 4 und Kapitel 5 untersuchen im Rahmen der 
Landwirtschaft die Treiber, den Prozess und die Motivation von Akteur_innen zur Betei-
ligung an CG. 
                                               
81 Vgl. Lange et al. 2013. 
82 Vgl. Hysing 2009. 




Abbildung 3:  Klassifizierung der Governance Modi nach Grad der staatlichen Ein-
flussnahme 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Zur Förderung von Nachhaltigkeit ist ein Umdenken der klassischen Trennung von 
Markt, Staat und Zivilgesellschaft notwendig.84 In den wissenschaftlichen Debatten über 
Governance nehmen Governance Modi eine prominente Rolle zur Förderung von Nach-
haltigkeit ein. Die Institutionalisierung von Nachhaltigkeit erfordert einen zunehmend 
komplexen, dynamischen und interdependenten Ansatz der zeitgenössischen Politik.85 
Viele Autoren argumentieren, dass diesem Anspruch am ehesten kollaborative, delibera-
tive und polyzentrische Governance-Modi gerecht werden können, die die Partnerschaft 
zwischen mehreren Akteur_innen und die Beziehungen zwischen verschiedenen politi-
schen Ebenen betonen.86 Dies beschreibt nicht-hierarchische Modi, die gesellschaftliche 
Akteur_innen einbeziehen und partizipative oder selbstverwaltende Elemente aufweisen. 
Im Vergleich zu „traditioneller“ hierarchischer Governance werden die neuen Modi häu-
fig als besser geeignet angesehen, um den dynamischen, multiskaligen, sektorübergrei-
fenden und langfristigen Herausforderungen von Nachhaltigkeit zu begegnen.87  
 
                                               
84 Vgl. Huh 2010. 
85 Vgl. Lange et al. 2013. 
86 Vgl. Voß et al. 2007. 
87 Vgl. Lange et al. 2019. 
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Dem entgegen stehen die Erhebungen von Lange et al. (2019), die zeigen, dass neue 
Governance-Modi leicht daran scheitern können, überhaupt gesellschaftliche Verände-
rungen zu induzieren. Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass solche Modi sehr erfolgreich 
bei der Förderung von Nachhaltigkeit sein können, wenn es ein Zusammenspiel mit hie-
rarchischer Governance gibt.88 Dies entspricht der Praxis, in der es oftmals zu hybriden 
Governance-Arrangements kommt.89 Insgesamt weist Governance in der Praxis häufig 
eine komplexe Mischung in Bezug auf Formen und Rationalitäten auf.90  
2.3 Die deutsche Landwirtschaft als organisationales Feld 
Das komplexe Zusammenspiel verschiedener Akteur_innen wird vielfach in sogenannten 
organisationalen Feldern betrachtet. Sie bieten eine konzeptionelle Heuristik zur Analyse 
bestimmter Strukturen und Prozesse.91 Organisationale Felder können als eine Sammlung 
von Kontextfaktoren oder Bedingungen verstanden werden, die Organisationsstrukturen- 
oder -prozesse beeinflussen.92 In diesem Verständnis ist es nicht möglich, individuelles 
oder organisatorisches Verhalten zu analysieren, ohne den gesellschaftlichen Kontext zu 
berücksichtigen.93 Der gesellschaftliche Kontext ist von institutionellen Logiken ge-
prägt,94 die sozial konstruiert sind und auf historischen Mustern, Annahmen, Werten, 
Überzeugungen und Regeln basieren. 95 
 
Die Logik der organisationalen Felder basiert auf dem Ansatz von Isomorphie.96 Entspre-
chend liegt die Annahme zugrunde, dass es innerhalb eines organisationalen Feldes zu 
Homogenisierung kommt.97 Die Homogenisierung ergibt sich aufgrund der Struktur des 
Feldes, das unter anderem durch staatliche Regulierung, Berufsstandards und Wettbe-
werb geprägt ist. Es gibt drei Mechanismen, die die Homogenisierung innerhalb abge-
grenzter organisationaler Felder fördern: koerzitive, normative und mimetische Mecha-
nismen. Die Autoren betonen, dass diese Mechanismen nur analytisch zu unterscheiden 
                                               
88 Vgl. Lange et al. 2019. 
89 Vgl. Hysing 2009. 
90 Vgl. Lange et al. 2019. 
91 Vgl. Dingwerth/Pattberg 2009. 
92 Scott 2001, S. 136. 
93 Vgl. Besharov/Smith 2014; Greenwood et al. 2009. 
94 Vgl. DiMaggio/Powell 1983. 
95 Vgl. Thornton/Ocasio 1999. 
96 Vgl. Dingwerth/Pattberg 2009. 
97 Vgl. Scott 2001. 
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sind. In der Praxis können zwei oder alle drei gleichzeitig wirken.98 Koerzitive Mecha-
nismen können beispielsweise durch Regulierungen induziert werden, die Handlungs-
druck auf die Organisationen ausüben.99 Mimetische Mechanismen beschreiben die Imi-
tation eines Organisationsmodells durch andere Organisationen innerhalb des organisati-
onalen Feldes. Organisationen neigen dazu, sich ähnlichen Organisationen in ihrem Be-
reich anzugleichen, die sie als legitimer oder erfolgreicher wahrnehmen. Normative Me-
chanismen entstehen u.a. durch Sozialisation, beispielsweise durch eine universitäre Aus-
bildung oder professionelle Netzwerke. Durch normative Mechanismen entwickelt sich 
ein Pool an Individuen mit einer ähnlichen professionellen Orientierung und Überzeu-
gung, die ähnliche Positionen in Organisationen einnehmen und somit das organisationale 
Feld prägen.100  
 
Das Konzept der organisationalen Felder bietet eine gute Heuristik, um Strukturen und 
Prozesse von Governance zu analysieren.101 Entsprechend erscheint es sinnvoll, das Wir-
ken verschiedener Governance Modi mit Blick auf Nachhaltigkeit ebenfalls im Kontext 
eines organisationalen Feldes zu untersuchen. Für die vorliegende Dissertation wird die 
deutsche Landwirtschaft als organisationales Feld aufgrund ihrer inhärenten Verbunden-
heit zur Nachhaltigkeit gewählt. Der Landwirtschaft kommt eine bedeutende Rolle für 
die Ernährungssicherung zu.102 Die Weltbevölkerung wächst kontinuierlich, für das Jahr 
2050 wird die Zahl der Menschen auf 9,7 Milliarden prognostiziert. Damit steigt der Be-
darf an natürlichen Ressourcen und Rohstoffen.103 Die Deckung des zukünftigen Nah-
rungsmittelbedarfs stellt eine große Herausforderung dar.104 Schon jetzt sind die Folgen 
der extensiven Nutzung natürlicher Ressourcen zu erkennen. Sie manifestieren sich u.a. 
in Umweltproblemen, dem Rückgang biologischer Vielfalt, Bodendegradation, Wasser-
mangel und Wasserverschmutzung sowie dem Klimawandel.105 Es müssen somit zum 
einen ausreichend Nahrungsmittel für eine wachsende Weltbevölkerung produziert wer-
den, während gleichzeitig die Auswirkungen der landschaftlichen Aktivitäten auf die 
Umwelt minimiert werden müssen.106 Um dieser doppelten Herausforderung begegnen 
                                               
98 Vgl. DiMaggio/Powell 1983. 
99 Vgl. Mizruchi/Fein 1999. 
100 Vgl. DiMaggio/Powell 1983. 
101 Vgl. Dingwerth/Pattberg 2009. 
102 Vgl. Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 2017a. 
103 Vgl. Deutsche Stiftung Weltbevölkerung 2019. 
104 Vgl. Borlaug 2002. 
105 Vgl. Bundesvereinigung der Deutschen Ernährungsindustrie 2018. 
106 Vgl. Seufert/Ramankutty/Foley 2012. 
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zu können, ist eine Transformation der Landwirtschaft notwendig.107 Wissenschaftler for-
dern, dass diese Transformation die Perspektive der Ernährungssicherheit,108 des Klima-
wandels109 und der ökologischen Nachhaltigkeit110 umfasst.111 
 
All die oben genannten Herausforderungen werden mit den SDGs adressiert. Der Land-
wirtschaft kommt bei der Umsetzung der SDGs eine Schlüsselrolle zu, da sie mit beson-
ders vielen Nachhaltigkeitszielen verknüpft ist, wie in Abbildung 4 dargestellt ist. So hat 
die Erreichung eines SDGs einen unmittelbaren Einfluss auf die Erreichung anderer Ziele. 
Im Folgenden wird der Zusammenhang von Landwirtschaft zu einigen SDGs exempla-
risch aufgeführt.  
 
Abbildung 4:  Zusammenhang Landwirtschaft und SDGs 
(Quelle: Food and Agriculture Organization of the United Nations (2016)) 
                                               
107 Vgl. Koerber/Cartsburg 2020. 
108 Vgl. Grote 2014. 
109 Vgl. Rippke et al. 2016. 
110 Vgl. Campbell et al. 2017. 
111 Vgl. Campbell et al. 2018. 
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Die Verbindung von Landwirtschaft zu dem SDG 2 (kein Hunger) liegt auf der Hand. So 
spielt die Landwirtschaft im Kampf gegen Hunger eine bedeutende Rolle.112 Nachhaltige 
Landwirtschaft ist eine Voraussetzung für Ernährungssicherheit, bessere Ernährung und 
eine Welt ohne Hunger.113 SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen) ist unmittelbar mit 
SDG 2 verbunden. So kann Gesundheit und Wohlergehen nur erreicht werden, wenn 
Hunger (SDG 2) und Mangelernährung durch eine nachhaltige Landwirtschaft bezwun-
gen werden.114 Auf das SDG 6 (sauberes Wasser) hat die Landwirtschaft ebenfalls einen 
unmittelbaren Einfluss. Die Landwirtschaft verantwortet 70% des globalen Süßwasser-
verbrauchs, somit hätte die bis 2030 angestrebte effizientere Wassernutzung einen im-
mensen Effekt. Weiterhin soll die Qualität gesteigert werden, indem eine Verschmutzung, 
teils durch Chemikalien, verhindert wird. SDG 12 (nachhaltig produzieren und konsu-
mieren) sieht eine weniger starke Belastung von Luft, Wasser und Boden durch Chemi-
kalien vor, um die natürlichen Ressourcen zu schonen.115 Die Stärkung von nachhaltiger 
Landwirtschaft ist von großer Bedeutung in diesem Kontext. Das SDG 13 adressiert die 
Maßnahmen zum Klimaschutz. Die Landwirtschaft ist einer der Sektoren, die voraus-
sichtlich am stärksten vom Klimawandel betroffen sein werden.116 Eine Meta-Analyse 
der Auswirkungen des Klimawandels zeigt, dass 70% der Studien einen Rückgang der 
Ernteerträge bis 2030 erwarten lassen, wobei die Hälfte der Studien einen Rückgang von 
10-50% angibt.117 Ebenfalls eng verknüpft mit der Landwirtschaft ist das SDG 15 (Leben 
an Land), das die Bewahrung fruchtbarer Böden und biologischer Vielfalt anstrebt,118 um 
intakte Ökosysteme als Grundlage für Leben auf der Erde zu etablieren.119 
 
In Anbetracht dieser globalen Herausforderungen muss auch die deutsche Landwirtschaft 
ihren Beitrag zur Deckung des Nahrungsmittelbedarfs leisten und sich gleichzeitig dem 
Klimawandel sowie den gesellschaftlichen Anforderungen stellen.120 Die deutsche Land-
wirtschaft gehört zu den vier größten Erzeugern in der Europäischen Union.121 Trotz dich-
                                               
112 Vgl. Spann 2017. 
113 Vgl. Schwindenhammer/Gonglach 2021. 
114 Vgl. Meine Landwirtschaft 17.03.21. 
115 Vgl. Weltagrarbericht 17.03.21. 
116 Vgl. Campbell et al. 2018. 
117 Vgl. Challinor et al. 2014. 
118 Vgl. Weltagrarbericht 17.03.21. 
119 Vgl. Bundesregierung 18.03.21. 
120 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 17.03.21. 
121 Vgl. Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 2020. 
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ter Besiedlung wird mehr als die Hälfte der Fläche Deutschlands landwirtschaftlich ge-
nutzt,122 weitere 30 Prozent forstwirtschaftlich.123 Rund eine Million Menschen erzeugen 
in rund 270.000 landwirtschaftlichen Betrieben eine Vielzahl an Lebensmitteln und zu-
nehmend auch Bioenergie sowie Biorohstoffe. Mit Waren im Wert von rund 50 Milliar-
den Euro im Jahr ist die Landwirtschaft eine relevante Größe für die deutsche Wirtschaft. 
Auch der Export landwirtschaftlicher Güter ist für Deutschland von großer wirtschaftli-
cher Bedeutung, so wird ein Drittel der Gesamtproduktion exportiert.124 Zur Landwirt-
schaft gehören neben Ackerbau und Viehwirtschaft u.a. auch Obstbau, Gemüsebau, Hop-
fenbau und Weinbau.125 Letzteres wird im Detail im folgenden Kapitel betrachtet, wel-
ches das Zusammenspiel von Regulierung und Selbstregulierung in der deutschen Wein-
wirtschaft untersucht. Der Fokus auf die deutsche Weinwirtschaft als Teil der deutschen 
Landwirtschaft liegt darin begründet, dass dieses organisationale Feld besonders stark 
reguliert ist. Entsprechend ist zu erwarten, dass der Regulierung in der deutschen Wein-
wirtschaft eine wichtige Rolle zukommt, die aufgrund ihrer Exposition gegenüber einer 
Vielzahl von Vorschriften der Europäischen Union und der Landwirtschaftsministerien 
auf Bundes- und Landesebene einen Sonderfall darstellt. Unter diesen einzigartigen Be-
dingungen können eine tragfähige Analyse eines stark regulierten Umfelds durchgeführt 
und Effekte identifiziert werden, die durch weitere Forschung in weniger regulierten Or-
ganisationsbereichen bestätigt werden könnten.  
  
                                               
122 Vgl. Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 16.04.20. 
123 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 17.03.21. 
124 Vgl. Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 2017b. 
125 Vgl. Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 2020; Europäische Kommission 2008. 
 
21 
3 Das Zusammenspiel von Regulierung und 
Selbstregulierung: Nachhaltigkeit in der deutschen 
Weinwirtschaft126 
3.1 Einleitung 
Die Etablierung bzw. Stärkung von Nachhaltigkeit innerhalb eines organisationalen Fel-
des stellen nach wie vor eine große Herausforderung dar. In der wissenschaftlichen Lite-
ratur werden verschiedene Governance Modi zu diesem Zweck diskutiert, jedoch bleibt 
die Relevanz der jeweiligen Governance Modi in Bezug auf die Förderung von Nachhal-
tigkeit bislang unklar.127 Bestehende empirische Studien konzentrieren sich häufig auf die 
Untersuchung des Vorhandenseins bestimmter Governance-Modi in verschiedenen Sek-
toren oder analysieren die Modi selbst.128 Die Auswirkungen werden jedoch meist nicht 
berücksichtigt.129 Wird die Wirkung der Governance Modi im Sinne von Erfolg oder 
Misserfolg betrachtet, so fehlt oftmals der Bezug zu Nachhaltigkeit130 oder es wird ledig-
lich die Umwelteffizienz untersucht.131 Lediglich Lange et al. (2019) haben einen umfas-
senderen Blick auf die Governance Modi und ihre Auswirkungen im Kontext der Nach-
haltigkeit. Sie versuchen zu verstehen, wie die verschiedenen Modi funktionieren und wie 
sie einen gesellschaftlichen Wandel in Richtung einer nachhaltigen Entwicklung bewir-
ken. Sie werfen die Frage auf, welche Kombinationen von Modi in welchen Kontexten 
am besten funktionieren, um nachhaltige Entwicklung zu fördern, und wie solche Kom-
binationen geschaffen und gestaltet werden können.132 
3.2 Ziel der Studie 
Daran anknüpfend verbindet die vorliegende Studie Forschung zu Nachhaltigkeit, Regu-
lierung und Selbstregulierung mit einer empirischen Erhebung zu Governance Modi und 
deren Auswirkungen auf die Implementierung von nachhaltigen Praktiken innerhalb ei-
nes organisationalen Feldes. Das Zusammenspiel von Regulierung und Selbstregulierung 
                                               
126 Eine erweiterte Fassung dieses Kapitels ist veröffentlicht als Spraul, K./Höfert, A. (2021): Governance 
for Sustainability: Patterns of Regulation and Self-Regulation in the German Wine Industry, In: 
Sustainability, Vol. 13, No. 6, pp. 3140-3165. 
127 Vgl. Lange et al. 2019. 
128 Vgl. Adger/Jordan 2009. 
129 Vgl. Uyl/Driessen 2015. 
130 Vgl. Koontz/Thomas 2006. 
131 Vgl. Backstrand 2010. 
132 Vgl. Lange et al. 2019. 
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wird in dieser Studie im Kontext der deutschen Weinwirtschaft als organisationales Feld 
(siehe Kapitel 2.3) analysiert.133 Der Fokus dieser Studie ist in Abbildung 5 dargestellt. 
 
Abbildung 5:  Fokus der Studie 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Wie Santini et al. (2013) in ihrem Literaturüberblick zeigen, ist die Weinindustrie für die 
Nachhaltigkeitsforschung besonders geeignet.134 Sie identifizieren als zentrale For-
schungsfrage, unter welchen Bedingungen Nachhaltigkeit geschieht und fassen weiter 
zusammen, dass „obwohl Nachhaltigkeitsfragen die Weinindustrie weltweit betreffen, die 
Forschung nicht [zeigt], wie der Weg einer solchen Diffusion beibehalten werden 
kann“.135 Der Studie liegen folgende Forschungsfragen (FF) zugrunde: 
 
FF1: Welche Schlüsselakteur_innen bilden das organisationale Feld der deutschen Wein-
wirtschaft und wie sind sie miteinander verknüpft? 
 
FF2: Welches Nachhaltigkeitsverständnis haben die Schlüsselakteur_innen der deutschen 
Weinwirtschaft? 
 
FF3: Welche Interaktionsmuster lassen sich bei den Governance Modi Regulierung und 
Selbstregulierung zur Verbesserung der Nachhaltigkeit im organisationalen Feld der 
deutschen Weinwirtschaft identifizieren? 
 
                                               
133 Vgl. DiMaggio/Powell 1983. 
134 Vgl. Santini et al. 2013b. 
135 Santini et al. 2013a, S. 11. 
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FF4: Welche Rolle spielen Regulierung und Selbstregulierung durch Schlüsselakteur_in-
nen für die Umsetzung von Nachhaltigkeit im organisationalen Feld der deutschen Wein-
wirtschaft? 
 
Ziel der Studie ist die Analyse der Governance Modi Regulierung und Selbstregulierung 
und die Identifikation der dazugehörigen Interaktionsmuster, die die Nachhaltigkeit in der 
deutschen Weinwirtschaft stärken. Dies erfolgt mittels eines Mixed-Methods-Ansatzes. 
Anhand einer sozialen Netzwerkanalyse werden die Schlüsselakteur_innen identifiziert, 
die für die Durchsetzung von Nachhaltigkeit innerhalb der Weinwirtschaft berücksichtigt 
werden müssen. Im Anschluss werde diese mit leitfadengestützen Interviews bzgl. ihres 
Nachhaltigkeitsverständnisses und ihrer Erfahrung mit Regulierung und Selbstregulie-
rung befragt. Die Ergebnisse sind sowohl für regulierende Institutionen als auch Ver-
bände relevant, die ein Interesse daran haben, Nachhaltigkeit innerhalb der deutschen 
Weinwirtschaft zu stärken. 
 
Die theoretischen Annahmen, die der Studie zugrunde liegen, werden in  
Abbildung 6 skizziert. Die Governance Modi sind mit einem Oval gekennzeichnet, die 




Abbildung 6:  Theoretische Annahmen der Studie 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
 
beeinflussen 









3.3 Das Zusammenspiel von Regulierung und Selbstregulierung 
3.3.1 Regulierung als Weg zu mehr Nachhaltigkeit 
3.3.1.1 Regulierung als traditioneller Governance Modus 
Bei der Etablierung von Nachhaltigkeit innerhalb einer Branche spielt staatliche Regulie-
rung eine bedeutende Rolle.136 So bezeichnet Meadowcroft (2007) zielgerichtete Inter-
ventionen durch den Staat als ein Schlüsselelement zur Erreichung von Nachhaltigkeit: 
„Sustainable development is an internationally recognised goal which governments (and 
other organisations with governance responsibilities) ought to pursue.”137 Das angemes-
sene Level und die Instrumente der Regulierung zur Förderung von Nachhaltigkeit sind 
jedoch weitestgehend unerforscht. 
 
Wie viele andere politische Konzepte ist der Regulierungsbegriff schwer zu definieren, 
nicht zuletzt, da er je nach Ausmaß des Eingriffs in den Markt variiert. Der Begriff wird 
für eine Vielzahl von diskursiven, theoretischen und analytischen Zwecken verwendet, 
die nach Klärung verlangen.138 Ein allgemeiner Ansatz definiert staatliche Regulierung 
als die „staatliche Intervention in Marktprozesse und generell die Regelung gesellschaft-
lichen Handelns in allen Politikbereichen“.139 Ferner bedeutet Regulierung eine Verhal-
tensbeeinflussung im Sinne einer Eingrenzung der Handlungsspielräume von Individuen 
und Organisationen durch marktspezifische Maßnahmen, die sich im Wesentlichen auf 
Marktzugang, Preise und Wettbewerbsbedingungen beziehen. Darunter fallen beispiels-
weise Marktzugangsregulierungen, Preisregulierungen und Mengenregulierungen.140 
Allgemeine, marktkonstituierende Regelungen werden somit durch branchenspezifische 
Regulierungen wie Umweltverordnungen mittels verschiedener Instrumente modifiziert 
oder ergänzt.141 Diese staatlich auferlegten Einschränkungen können zusätzlich durch die 
Androhung von Sanktionen unterstützt werden.142 Es gibt jedoch auch Formen von Re-
gulierung, die ohne Sanktionen auskommen. Der Eingriff in den Markt erfolgt über un-
                                               
136 Vgl. Bansal/Roth 2000; Lampe et al. 1991; Lawrence/Morell 1995. 
137 Meadowcroft 2007, S. 300. 
138 Vgl. Levi-Faur 2011. 
139 Ziekow/Debus 2013, S. 10. 
140 Vgl. Picot/Burr 1996. 
141 Vgl. Li et al. 2020; Picot/Burr 1996, S. 174. 
142 Vgl. Stone 1982. 
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terschiedliche Instrumente, wobei zwischen harten und weichen Instrumenten unterschie-
den werden kann.143 Die weichen Instrumente lassen sich weiterhin unterteilen in anreiz-
basiert und kontextbasiert. Allgemein lässt sich sagen, dass weiche Instrumente, wie an-
reizbasierte Mechanismen, die harten Instrumente, wie Regulierung im klassischen Sinne, 
keinesfalls ersetzen, vielmehr ergänzen sie die traditionelle Regulierung.144 Die verschie-
denen Arten staatlicher Intervention sind in  
Abbildung 7 systematisiert und werden im Folgenden im Detail betrachtet. 
 
 
Abbildung 7:  Überblick von Regulierung und ihren Ausprägungsformen 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
3.3.1.2 Regulierung mit Sanktionen 
Regulierungen im traditionellen Sinne werden in ihrer Umsetzung durch Sanktionen un-
terstützt.145 Wenn Regierungen versuchen, das Umwelthandeln von Akteur_innen zu be-
einflussen, bedienen sie sich häufig harter Instrumente.146 Harte Instrumente zeichnen 
sich vorwiegend durch einen klassischen command-and-control Charakter aus.147 Dabei 
gibt der Staat durch gesetzliche Regelungen substanzielle Ziele und Maßnahmen vor, die 
von den Akteur_innen befolgt werden müssen. Den Akteur_innen werden wenige, aber 
klare Regeln vorgegeben, die im Allgemeinen festlegen, was erlaubt und was nicht er-
laubt ist.148 Diese Regeln werden mit Sanktionen bei Nichteinhaltung untermauert.149 Bei 
                                               
143 Vgl. Saurwein 2011b; Wurzel et al. 2013; Ziekow/Debus 2013. 
144 Vgl. Wurzel et al. 2013. 
145 Vgl. Stone 1982. 
146 Vgl. Lyon/Maxwell 2003. 
147 Vgl. Holzinger et al. 2003; Saurwein 2011b.  
148 Vgl. Jack et al. 2008. 
149 Vgl. Treib et al. 2007. 
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diesem Ansatz werden die Ziele sorgfältig darauf ausgerichtet, übergeordnete politische 
Zwecke zu erreichen.150  
 
Der command-and-control-Ansatz wird teilweise als ineffektiver und kostspieliger An-
satz zur Erreichung von Umweltzielen kritisiert.151 Wissenschaftler_innen argumentie-
ren, dass der Staat nicht über ausreichendes Wissen verfügt, um die wahren Ursachen von 
Problemen und möglichen Lösungen zu erkennen, sondern dass vielmehr die Menschen, 
die reguliert werden, diejenigen sind, die über dieses Wissen verfügen.152 Folglich wird 
argumentiert, dass eine Regulierung dann vorzuziehen sei, wenn der Regulierer über gute 
Informationen verfügt, wenn das Risiko eines Scheiterns der Regierung gering ist und 
wenn das angestrebte Ziel am besten dadurch erreicht wird, dass unterschiedlichen Ak-
teur_innen ähnliche Anforderungen auferlegt werden.153 Einige Wissenschaftler_innen 
sind auch der Meinung, dass harte Instrumente den Akteur_innen zu wenig Handlungsop-
tionen bieten.154 So werden staatliche Interventionen in Form von Regulierungen mit 
Sanktionen von Organisationsleiter_innen als zu restriktiv empfunden mit Blick auf ihre 
Selbstbestimmung. Sie führen bei Organisationsleiter_innen dazu, dass sich ihre Motiva-
tion, umweltfreundlich zu handeln, reduziert. 155  
3.3.1.3 Regulierung ohne Sanktionen 
Ein zunehmend populärer Trend in den USA ist der Einsatz freiwilliger Umweltpro-
gramme, die keine Sanktionen vorsehen.156 Regulierung ohne Sanktionen arbeitet mit 
weichen Instrumenten. Weiche Instrumente haben einen anreiz- oder kontextorientierten 
Charakter.157 Anreizbasierte Instrumente werden als wirksam angesehen, um Erhaltung 
und Entwicklung miteinander in Einklang zu bringen. Im Gegensatz zu command-and 
control-Ansätzen, bei denen Regulierungen von oben nach unten durchgesetzt und die 
Nichteinhaltung sanktioniert werden, wirken Anreizmechanismen wie ein „Zuckerbrot“. 
                                               
150 Vgl. Ulvevadet/Hausner 2011. 
151 Vgl. Gunningham 1998. 
152 Vgl. Ulvevadet/Hausner 2011. 
153 Vgl. Hepburn 2006. 
154 Vgl. Ulvevadet/Hausner 2011. 
155 Vgl. Graafland/Bovenberg 2020. 
156 Vgl. Mendonca/Zhou 2020. 
157 Vgl. Holzinger et al. 2003; Ziekow/Debus 2013. 
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Solche Anreize zielen darauf ab, umweltgerechtes Verhalten zu fördern, indem nachhal-
tige Praktiken finanziell vorteilhaft gestaltet werden.158 Sie sind daher so konzipiert, dass 
sie die gleichen Ziele wie command-and-control-Ansätze erreichen, jedoch zu geringeren 
öffentlichen und privaten Kosten.159 Anreizorientierte Instrumente können folglich effi-
zienter sein.160  
 
Ein weiches, anreizbasiertes Instrument, das insbesondere im Bereich der Landwirtschaft 
zunehmend von Regierungen genutzt wird, ist beispielsweise die Cross-Compliance-Re-
gelung. Ziel ist es, die Umweltleistung landwirtschaftlicher Produktionssysteme zu ver-
bessern.161 Das Prinzip der Cross-Compliance besteht darin, dass die jährliche EU-Ag-
rarzahlung an die Einhaltung von Vorschriften, Umweltstandards und Produktionsanfor-
derungen gekoppelt sind.162 Solche politischen Anweisungen zielen darauf ab, das Ziel 
der ökologischen Nachhaltigkeit und die Aufrechterhaltung eines ausreichenden Einkom-
mens für landwirtschaftliche Erzeuger zu erreichen. In der Europäischen Union hat die 
Cross-Compliance-Regelung die produktionsabhängigen Zahlungen ersetzt. Die Produ-
zenten müssen landwirtschaftliche Flächen in gutem ökologischen und landwirtschaftli-
chen Zustand halten, um Subventionen zu erhalten. 163 
 
Neben den anreizbasierten Instrumenten gibt es auch kontextorientierte Instrumente, die 
ebenfalls zu den weichen Instrumenten zählen. Charakteristisch für die kontextorientier-
ten Instrumente ist eine Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und privaten Akteur_in-
nen. Den involvierten Akteur_innen werden hierbei hinreichend Handlungsspielräume 
belassen, so dass sie die jeweiligen Aktivitäten an die spezifischen politischen, sozialen 
und ökonomischen Kontextbedingungen anpassen können, die auf nationaler, regionaler 
oder lokaler Ebene gegeben sind. Die Partizipation sowie der bessere Informationsfluss 
fördern die Akzeptanz der kontextorientierten Instrumente.164 Ein Beispiel für kontext-
orientierte Instrumente ist die Etablierung von sektorspezifischen Standards.  
 
                                               
158 Vgl. Aviron et al. 2009. 
159 Vgl. Wunder 2007. 
160 Vgl. Holzinger et al. 2003; Wurzel et al. 2013.  
161 Vgl. Aviron et al. 2009. 
162 Vgl. Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 11.05.20. 
163 Vgl. Aviron et al. 2009. 
164 Vgl. Holzinger et al. 2003. 
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Aus dem Kapitel geht hervor, dass Regulierung ein Weg sein kann, um Umweltprobleme 
anzugehen, für manche Nachhaltigkeitsanliegen ist sie jedoch nicht geeignet.165 Das 
hängt u.a. damit zusammen, dass Regulierung auch ineffizient und anfällig für Subversion 
sein kann. Dominante Industrieinteressen pervertieren häufig die angestrebten Ziele der 
Regulierungsregime.166 Man spricht in diesem Zusammenhang von regulatory capture, 
darunter versteht man den Prozess oder das Ergebnis, durch den Regulierung weg vom 
öffentlichen Interesse hin zum Interesse der Branche gelenkt wird.167 Regulatory capture 
geht eng einher mit Lobbyismus, also Aktivitäten mit dem Ziel der Beeinflussung regu-
latorischer Prozesse und Ergebnisse.168 Bei der Etablierung von Nachhaltigkeit gewinnt 
daher die Selbstregulierung von Unternehmen und nicht-staatlichen Akteur_innen an Be-
deutung.169 Die Entstehung und die Wirkung von Selbstregulierung wird im folgenden 
Kapitel erläutert.  
3.3.2 Selbstregulierung als Weg zu mehr Nachhaltigkeit 
3.3.2.1 Die wachsende Bedeutung von Selbstregulierung 
In der wissenschaftlichen Literatur findet sich keine klare Definition und Differenzierung 
zu der Vielzahl an Begrifflichkeiten, die größtenteils synonym zu Selbstregulierung ver-
wendet werden. Faber (2001) stellt eine Liste der verschiedenen deutschen Begriffe zu-
sammen, darunter fallen freiwillige Vereinbarungen, Selbstverpflichtungen und Abspra-
chen im Allgemeinen.170 Diese Liste kann durch die Übersicht an englischen Begriffen 
von Börkey/Lévèque (1998) ergänzt werden mit voluntary initiatives, voluntary action-
plans, voluntary programmes, voluntary codes, voluntary accords, voluntary agree-
ments, voluntary instruments, pollution control agreements, environmental agree-
ments, negotiated agreements, nonregulatory agreements, selfregulation, selfregula-
tory arrangements, coregulation, and covenants.171  
 
                                               
165 Vgl. King/Toffel 2007. 
166 Vgl. Lodge 2014. 
167 Vgl. Carpenter/Moss 2014. 
168 Vgl. Anastasiadis 2014. 
169 Vgl. Grabosky 2013. 
170 Vgl. Faber 2001. 
171 Vgl. Börkey/Lévèque 1998. 
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Abgeleitet aus der Vielzahl an Definitionsansätzen in der wissenschaftlichen Literatur 
liegt dieser Dissertation der Begriff der Selbstregulierung mit folgender Definition zu-
grunde: Selbstregulierung bezeichnet einen freiwilligen Zusammenschluss von Unterneh-
men bzw. Akteur_innen, um ihr kollektives Verhalten zu kontrollieren.172 Ziel ist es, eine 
gemeinsame Bedrohung zu vermeiden oder ein gemeinsames Wohl zu gewährleisten, in-
dem ein Standardverhaltenskodex aufgestellt wird,173 der jedoch nicht formell bindend 
ist.174 
 
Politische Entscheidungsträger stehen häufig vor der Frage, welche Governance Modi in 
welchem Kontext zur Bewältigung von Governance Herausforderungen gewinnbringend 
eingesetzt werden können.175 Selbstregulierung gewinnt dabei zunehmend an Bedeu-
tung.176 Der Wandel von Regulierung zu Selbstregulierung geht auf einen Reformbedarf 
der Regulierung im traditionellen Sinne zurück.177 Die Schwächung beziehungsweise der 
symbolische Rückzug staatlicher Regulierungsaktivitäten führte zu einer Zunahme an 
Aktivitäten nichtstaatlicher Teilnehmer_innen am Regulierungsprozess.178 So sind Orga-
nisationen in zunehmendem Maße für die Festlegung von Normen, Standards und Regeln 
verantwortlich.179 Anstatt Regulierungen durch Lobbyarbeit zu beeinflussen, entwickeln 
Organisationen ihre eigenen Regeln und Standards.180 Mehrere Studien betonen entspre-
chend das Entstehen neuer Verhaltenskodizes innerhalb eines organisationalen Feldes.181  
 
Selbstregulierung kann Anreize für Unternehmen schaffen, nachhaltig zu agieren und bei-
spielsweise ihre soziale Leistung in Bereichen wie der Umwelt182 oder den Arbeitsnor-
men in Lieferketten183 zu verbessern.184 Entsprechend nimmt sie zur Förderung von 
                                               
172 Vgl. Malhotra et al. 2019; King/Lenox 2000. 
173 Vgl. King/Lenox 2000. 
174 Vgl. Bartle/VASS 2007. 
175 Vgl. Papenfuß/Schmidt 2020. 
176 Vgl. Mensi-Klarbach et al. 2019. 
177 Vgl. Schleifer 2017. 
178 Vgl. Grabosky 2013. 
179 Vgl. Dingwerth/Pattberg 2009. 
180 Vgl. Pattberg 2005. 
181 Vgl. Saurwein 2011a; Gunningham 1995; Jennings/Zandbergen 1995; King/Lenox 2000; Grabosky 
2013. 
182 Vgl. Berchicci/King 2007. 
183 Vgl. Lin-Hi/Blumberg 2017. 
184 Vgl. Bowen 2019. 
 
30 
Nachhaltigkeit eine immer wichtigere Rolle ein.185 Doch Selbstregulierung ohne Sankti-
onen kann unzureichend sein186 oder sogar zu opportunistischem Verhalten führen, wenn 
einzelne Organisationen an kollektiven Aktionen teilnehmen, um ihre schlechte Leistung 
zu verschleiern.187 Gerade weil Selbstregulierung kostspielig ist, könnten Firmen ver-
sucht sein, die Selbstbeschränkung anderer Firmen auszunutzen, ohne ihre eigenen Akti-
vitäten zu mäßigen.188 Sanktionsmechanismen für Selbstregulierungsinitiativen sowie 
Anreize des Staates, die Selbstregulierung für Organisationen attraktiver zu machen, kön-
nen opportunistisches Verhalten unter den Mitgliedern zu verhindern.189  
3.3.2.2 Kontinuum der Selbstregulierung 
In der Praxis ist Selbstregulierung selten völlig losgelöst vom Staat. Die Beteiligung des 
Staates kann von der stillschweigenden Androhung staatlicher Maßnahmen bis zur engen 
Überwachung und Durchsetzung durch den Staat reichen.190 Die verschiedenen Ausprä-
gungen von Selbstregulierung, abhängig von der staatlichen Einflussnahme, können auf 
einem Kontinuum eingeordnet werden, das in Abbildung 8 dargestellt ist.191  
 
Abbildung 8:  Ausprägungen von Selbstregulierung 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
                                               
185 Vgl. Lenox/Nash 2003. 
186 Vgl. Greif 1997. 
187 Vgl. Lenox/Nash 2003; King/Lenox 2000. 
188 Vgl. Malhotra et al. 2019. 
189 Vgl. Greif 1997; Lenox/Nash 2003. 
190 Vgl. Bartle/VASS 2007. 
191 Vgl. Papenfuß/Schmidt 2020. 
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Der Grad der staatlichen Beteiligung an der Selbstregulierung kann von freiwilliger 
Selbstregulierung (voluntary self-regulation) bis zu verordneter Selbstregulierung (man-
dated self-regulation) reichen.192 Bei der verordneten Selbstregulierung hat eine Gruppe 
von Akteur_innen den Auftrag von staatlicher Seite, Normen bzw. Standards zu entwi-
ckeln. Der Rahmen wird dabei von der staatlichen Institution vorgegeben.193 Bei der frei-
willigen Selbstregulierung hingegen gibt es keine direkte oder indirekte staatliche Betei-
ligung,194 die Akteur_innen erlegen sich selbst Standards.195 Viele der freiwilligen Ver-
einbarungen legen entweder Ziele fest, die ehrgeiziger als die bestehenden EU-Rechts-
vorschriften sind, oder konzentrieren sich auf die frühzeitige Einhaltung von EU-Um-
weltnormen.196 Die freiwillige Selbstregulierung kann verschiedene Ausprägungen haben. 
So wird zwischen firmenzentrierter Selbstregulierung wie beispielsweise interne Verhal-
tenskodizes197 und Selbstregulierung, die von Wirtschaftsverbänden vorangetrieben wird, 
unterschieden.198 Letztere Form ist auch in der deutschen Weinwirtschaft sehr relevant, 
darauf wird in Kapitel 3.3.3 eingegangen. 
 
Zudem wird in der wissenschaftlichen Literatur noch in erzwungene Selbstregulierung 
(coerced self-regulation) und genehmigter Selbstregulierung (sanctioned self-regulation) 
unterschieden.199 Erzwungene Selbstregulierung bedeutet, dass sich Akteur_innen einer 
Industrie zusammenschließen, um gemeinsam Standards zu erarbeiten und sich aufzuer-
legen. Dies geschieht als Reaktion auf eine Androhung durch eine staatliche Institution, 
dass andernfalls Regulierungen in Form von gesetzlichen Vorgaben folgen. Im Rahmen 
von erzwungenen Selbstregulierungen vereinbart die Industrie beispielsweise den schritt-
weisen Verzicht auf bestimmte Schadstoffe und/oder die Verringerung des Energiever-
brauchs, um einer staatlichen Regulierung zuvorzukommen.200 Genehmigte Selbstregu-
lierung impliziert die Formulierung von Standards durch eine Gruppe von Akteur_innen, 
die von staatlicher Seite geprüft werden.201 
                                               
192 Vgl. Gunningham/Rees 1997. 
193 Vgl. Black 1996. 
194 Vgl. Gunningham/Rees 1997. 
195 Vgl. Black 1996. 
196 Vgl. Wurzel et al. 2013. 
197 Vgl. Arora et al. 2020. 
198 Vgl. Rasche 2010. 
199 Vgl. Ayres/Braithwaite 1992; Black 1996. 
200 Vgl. Wurzel et al. 2013. 
201 Vgl. Black 1996. 
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3.3.2.3 Teilnahmemotivation an Selbstregulierung aus drei 
wirtschaftswissenschaftlichen Perspektiven 
Die Motivation, sich an Selbstregulierung zu beteiligen, fasst Bowen (2019) aus den drei 
primär in der wissenschaftlichen Literatur diskutierten Perspektiven zusammen. Demzu-
folge betrachten Wirtschaftswissenschaftler Selbstregulierung aus der strategischen, in-
stitutionellen und kritischen Perspektive.202  
 
In der Theorie des strategischen Managements wird Selbstregulierung als ein Lösungs-
ansatz für Informationsasymmetrie und die gemeinsame Nutzung von Ressourcen be-
schrieben.203 Informationsasymmetrie bedeutet, dass Außenstehende nicht in der Lage 
sind, die soziale oder ökologische Leistung eines Unternehmens direkt zu beobachten. 
Diese Informationsasymmetrie kann von Managern überwunden werden, indem sie sich 
im Rahmen von Selbstregulierung engagieren und beispielsweise an industriespezifi-
schen Initiativen teilnehmen, um die soziale oder ökologische Leistung ihres Unterneh-
mens zu signalisieren.204 Selbstregulierung als Lösungsansatz für die gemeinsame Nut-
zung von Ressourcen bedeutet, dass sich Akteur_innen einer Branche zusammenschlie-
ßen, um eine gemeinsame Ressource zu schützen. Das kann der Ruf der Branche sein, 
aber auch der Zugang zu physischen Vermögenswerten oder die Widerstandsfähigkeit 
der Lieferkette.205  
 
Die Forschung zu Selbstregulierung aus einem strategischen Blickwinkel zeigt, dass 
Selbstregulierung häufig von dominanten Firmen bzw. Akteur_innen forciert und geleitet 
wird, die das größte Interesse an der Lösung des Problems haben.206 Aus der Perspektive 
der kritischen Managementtheorie ist Selbstregulierung ein Kontrollmechanismus.207 
Kritische Theoretiker konzentrieren sich auf die Diskurse rund um vorgeschlagene Lö-
sungen für soziale Probleme und die Rolle, die diese Diskurse beim Schutz von Unter-
nehmensprivilegien und Macht spielen.208 Manager nutzen Selbstregulierung, um die 
Kontrolle über die Rhetorik rund um soziale Themen zu behalten, indem sie Symbole wie 
                                               
202 Vgl. Bowen 2019. 
203 Vgl. King/Toffel 2009. 
204 Vgl. Bowen 2019. 
205 Vgl. Barnett/King 2008. 
206 Vgl. Bowen 2019. 
207 Vgl. Jermier et al. 2010. 
208 Vgl. Banerjee 2008. 
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Zertifizierungen, Logos, Sozialberichte und Partnerschaften erzeugen und aufrechterhal-
ten. Kritische Theoretiker heben die grundsätzlich politische Natur von Selbstregulierung 
hervor und betonen die Macht und die relationale Position derjenigen, die die Spielregeln 
beeinflussen können.209 Ein politischer Ansatz betont das fundamentale Ungleichgewicht 
zwischen der Größe und Macht globaler Unternehmen und der Fähigkeit und/oder Be-
reitschaft von Regierungen, diese angemessen zu regulieren, was dazu führt, dass indust-
riegeführte Systeme notwendig sind, um eine Governance-Lücke zu füllen.210 
 
Die Institutionentheorie betont die Rolle von Institutionen bei der Gestaltung von kol-
lektiven Handlungen in sozialen oder ökologischen Fragen.211 Aus der institutionellen 
Perspektive ist Selbstregulierung eine Möglichkeit für Manager, die Konformität mit re-
gulativen, kognitiven und normativen Anforderungen im institutionellen Umfeld aufrecht 
zu erhalten.212 Die Sichtweise der Institutionalisten legt nahe, dass Selbstregulierung in-
nerhalb einer Industrie auch ohne ausdrückliche Sanktionen in der Lage ist, das Verhalten 
der Akteur_innen zu formen und zu kontrollieren.213 Der Grundgedanke ist dabei, dass 
sich Organisationen in ihrem Handeln an Organisationen orientieren, die als vorbildlich, 
rational und effektiv gelten. Meyer/Rowan (1977) sprechen in diesem Kontext von Iso-
morphie.214 Diesem Ansatz folgend liegt der Selbstregulierung eine institutionelle Struk-
tur zugrunde, die das Verhalten der einzelnen Organisationen durch koerzitive, normative 
und mimetische Mechanismen beeinflussen kann (siehe Kapitel 2.3).215  
 
Es wird deutlich, dass Selbstregulierung durch Unternehmen und andere nicht-staatliche 
Akteur_innen wie Verbände zunehmend an Bedeutung gewinnt, um Druck und Anreize 
für nachhaltiges Verhalten aufzubauen.216 Insbesondere, wenn es um die Bereitstellung 
öffentlicher Güter geht, wie eine saubere Umwelt oder ethische Lieferketten, ist Selbst-
regulierung weit verbreitet.217 Politiker, Industrie, zivilgesellschaftliche Organisationen 
und Akademiker sind heute mehr denn je gefordert, das Potenzial und die Grenzen alter-
nativer Regulierungsformen ernsthaft zu prüfen, um Regulierungssysteme zu verbessern. 
                                               
209 Vgl. Bowen 2019. 
210 Vgl. Vogel 2010. 
211 Vgl. Ostrom 1990. 
212 Vgl. Matten/Moon 2008. 
213 Vgl. Gunningham 1995. 
214 Vgl. Meyer/Rowan 1977. 
215 Vgl. DiMaggio/Powell 1983. 
216 Vgl. Grabosky 2013. 
217 Vgl. Malhotra et al. 2019. 
 
34 
Sowohl die Industrie als auch die Politik sehen in Selbstregulierung ein großes Potenzial 
für die Lösung aktueller Regulierungsprobleme.218  
3.3.3 Die deutsche Weinwirtschaft 
Selbstregulierung wird auch in der deutschen Weinwirtschaft immer wichtiger und er-
gänzt die traditionellen Formen der Regulierung. Für die deutsche Weinwirtschaft ist aber 
nach wie vor ein hohes Regulierungsniveau charakteristisch, insbesondere, da sie auf-
grund ihrer Exposition gegenüber einer Vielzahl von Vorschriften der Europäischen 
Union und der Landwirtschaftsministerien auf Bundes- und Landesebene einen Sonder-
fall darstellt. Zudem wird Deutschland weithin als ein Staat mit hoher Regulierungsdichte 
charakterisiert.219 Nachhaltigkeit in der Weinwirtschaft wurde bereits in mehreren Län-
dern untersucht, darunter Neuseeland220 und USA.221 Marshall et al. (2005) erarbeiten in 
ihrer Studie zur amerikanischen Weinwirtschaft individuelle und institutionelle Faktoren, 
die die ökologische Transformation der US-Weinwirtschaft bewirken. Regulierung spielt 
dabei ebenso eine Rolle wie kooperative Durchsetzungsinstrumente.222  
 
In der deutschen Weinwirtschaft zeigt sich die Verlagerung von Regulierung hin zu an-
deren Governance-Formen wie Selbstregulierung223 beispielsweise in der freiwilligen 
Verpflichtung zur Einhaltung von Richtlinien, wie sie von FAIR’N GREEN e.V. heraus-
gegeben werden. Die Vereinigung FAIR’N GREEN gründete sich im Jahr 2013 mit dem 
Ziel, ein ganzheitliches System für nachhaltigen Weinbau zu entwickeln. Weingüter, die 
sich FAIR’N GREEN verpflichtet haben, müssen sämtliche Prozesse im Weingut defi-
nierten Standards entsprechend optimieren. Mit der Zertifizierung bekennen sie sich zu 
ihrer Verantwortung für die Umwelt und für nachfolgende Generationen und verpflichten 
sich zur Nachhaltigkeit. Gleichzeitig profitieren die Mitglieder vom Austausch mit ande-
ren Weingütern zu Best Practice-Lösungen.224 
 
                                               
218 Vgl. Saurwein 2011a. 
219 Vgl. Héritier et al. 1996. 
220 Vgl. Gabzdylova et al. 2009. 
221 Vgl. Marshall et al. 2005. 
222 Vgl. Marshall et al. 2005. 
223 Vgl. Wurzel et al. 2013. 
224 Vgl. Deutsches Weininstitut GmbH 2020. 
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In organisationalen Feldern wie der Weinwirtschaft, die einen fragmentierten Industrie-
kontext darstellen, nehmen kleine und mittlere Unternehmen den Druck vieler Interes-
sengruppen, einschließlich Verbänden, wahr, Umweltpraktiken umzusetzen.225 In 
Deutschland werden die Winzer demokratisch über ihre Verbände vertreten. Es besteht 
eine Pflichtmitgliedschaft, so dass jeder Winzer Mitglied einer Vereinigung sein muss, 
die seine Weinbauregion vertritt. Andere Verbände, wie z.B. Ökolandbauverbände, bie-
ten eine freiwillige Mitgliedschaft für Winzer an, die bestimmte Kriterien erfüllen. Dem-
entsprechend sind Industrieverbände von hoher Relevanz für die Schaffung eines nach-
haltigen Bewusstseins bei den Weinbauern und Weingütern.226  
 
Nachhaltigkeit für die Weinindustrie spiegelt sich in einer umweltfreundlichen, sozial 
gerechten und wirtschaftlich tragfähigen Produktion wider.227 Die Branche hat sich nach-
weislich intensiv mit dem Thema auseinandergesetzt, und die Akteur_innen sehen sich 
mit der Frage konfrontiert, wie effektiv nachhaltige Praktiken sind und unter welchen 
Bedingungen es sich lohnt, sich an der Nachhaltigkeit zu orientieren.228 Nachhaltiges 
Wirtschaften bedeutet für die Betriebe, ihre gesamte Betriebsführung, einschließlich Au-
ßenbetrieb, Kellerwirtschaft sowie Vermarktung, ganzheitlich mit Blick auf zuvor defi-
nierte Nachhaltigkeitskriterien zu optimieren.229 Herausforderungen wie die Bodenero-
sion und ihre ökologischen und wirtschaftlichen Folgen machen ein engagiertes Nachhal-
tigkeitsmanagement in der Weinindustrie erforderlich.230 Beispielsweise stellt der Klima-
wandel die etablierten Methoden in Frage, mit denen Weinbauern Trauben angebaut und 
hochwertigen Wein produziert haben.231 Darüber hinaus ist die Weinindustrie mit Risiken 
wie der Belastung durch Chemikalien und der Verfügbarkeit von Wasser und Energie 
konfrontiert.232 Infolgedessen ist die Nachhaltigkeit in der Weinindustrie für die 47 Mit-
gliedsstaaten der International Organization of Vine and Wine (OIV) ein höchst relevan-
tes Thema.233 Die OIV definiert den nachhaltigen Weinbau als „allgemeine[n] Ansatz 
hinsichtlich der Produktions- und Verarbeitungssysteme von Trauben, bei dem sowohl 
                                               
225 Vgl. Tyler et al. 2018. 
226 Vgl. Broome/Warner 2008; Silverman et al. 2005; Santini et al. 2013a. 
227 Vgl. Barbosa et al. 2018. 
228 Vgl. Santini et al. 2013a. 
229 Vgl. Deutsches Weininstitut GmbH 2020. 
230 Vgl. Santini et al. 2013b. 
231 Vgl. Lahneman 2015. 
232 Vgl. Charters et al. 2017; Aigrain et al. 2016; Gilinsky et al. 2016; Flores 2018. 
233 Vgl. Flores 2018. 
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der wirtschaftliche Fortbestand der Einrichtungen und Gebiete, das Erzielen von Quali-
tätsprodukten, die Ansprüche an einen Präzisionsweinbau, Umweltrisiken, Produktsi-
cherheit und die Gesundheit der Verbraucher als auch die Aufwertung der landschaftli-
chen, historischen, kulturellen, ökologischen und ästhetischen Aspekte berücksichtigt 
werden“.234 
 
Aus ökologischer Sicht können Winzer durch sich gegenseitig bedingende, komplemen-
täre, umweltverträgliche Maßnahmen (d.h. Selbstregulierung) ebenso zur Sicherung einer 
lang anhaltenden Leistungsfähigkeit und Bodenfruchtbarkeit beitragen wie durch die 
Nutzung des biologischen Weinbaus, die Abfallbehandlung organischer Feststoffe, die 
thermische Kontrolle mit Schwerpunkt auf der Behandlung von Schädlingen und alterna-
tive Energiequellen.235 Zusätzlich zu ihren unmittelbaren wirtschaftlichen Zielen streben 
die Winzer nach einer großen Vielfalt der einheimischen Flora und Fauna im Ökosystem, 
wobei sie Methoden der Landschaftsumgestaltung und des Artenschutzes anwenden. In 
diesem Rahmen ist auch der Einsatz von Pflanzenschutz- und Düngemittel nur nach Be-
darf und unter Berücksichtigung von Umweltschutzkriterien zu nennen. Die Verwendung 
von dünnwandigen Flaschen wirkt sich ebenso positiv auf die Ökobilanz des Transportes 
aus wie die Beauftragung einer nachhaltig arbeitenden Spedition statt der Ausfahrt mit 
dem eigenen Transporter. Prinzipiell wird versucht, möglichst ressourcenschonend zu 
wirtschaften, was sich nicht nur in den ökologischen, sondern auch in den wirtschaftli-
chen Aspekten niederschlägt.236 
 
Aus wirtschaftlicher Sicht können Kooperativismus, Einkommensschaffung, Schaffung 
von Arbeitsplätzen genannt werden.237 In Deutschland ist der Weinsektor mit 11.500 
Winzern,238 die 3,5% der weltweiten Weinproduktion ausmachen, wirtschaftlich bedeu-
tend.239 Nach Frankreich, Italien und Spanien ist Deutschland der größte Weinexporteur 
Europas und der siebtgrößte weltweit.240 Deutsche Weine wurden 2016 in 130 Länder 
                                               
234 International Organization of Vine and Wine 2016, S. 6. 
235 Vgl. Barbosa et al. 2018. 
236 Vgl. Deutsches Weininstitut GmbH 2020. 
237 Vgl. Barbosa et al. 2018. 
238 Vgl. Bundesverband der deutschen Spirituosen-Industrie und Importeure e.V. 2020. 
239 Vgl. Internationale Organisation für Rebe und Wein 2020. 
240 Vgl. Verband deutscher Wein Exporteure e.V. 09.11.20. 
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exportiert.241 Das wichtigste Zielland für Weine deutscher Herkunft sind mit 23,3% des 
Gesamtexportvolumens die USA.242  
 
Aus sozialer Sicht bilden schließlich Work-Life-Balance, Weiterbildungsangebote und 
eine faire Vergütung sowie die Nachfolge, die in der Landwirtschaft ein wichtiges Thema 
darstellt, zentrale Aspekte.243 Auch die Bewahrung der Kulturlandschaft ist unter den so-
zialen Aspekten zu nennen.244 Der mit der Weinwirtschaft verbundene Tourismus belebt 
neben der schönen lokalen Landschaft zudem auch verschiedene Outdoor-Aktivitäten.245 
3.4 Methodik 
3.4.1 Mixed-Methods-Ansatz 
Die empirische Erhebung der vorliegenden Studie basiert auf dem Mixed-Methods-An-
satz,246 der den Empfehlungen von Bryman (2016) in Bezug auf die Qualität entspricht. 
Domínguez/Hollstein (2013) konstatieren, dass durch die Kombination von Forschungs-
konzepten das Erzielen besserer Ergebnisse möglich ist, da sie die jeweiligen Stärken 
vereinen und die individuellen Schwächen einzelner Ansätze ausgleichen. Der wichtigste 
Aspekt für die Wahl des Mixed-Methods-Ansatzes ist die Annahme, dass quantitative 
Forschung den Grundstein für qualitative Forschung legen kann.247 Der Forschungsrah-
men, der dem sequentiellen Erklärungsdesign nach Domínguez/Hollstein (2013) ent-
spricht, ist in Abbildung 9 veranschaulicht. 
                                               
241 Vgl. Deutsches Weininstitut GmbH 2018. 
242 Vgl. Deutsches Weininstitut GmbH 2020. 
243 Vgl. Barbosa et al. 2018. 
244 Vgl. Deutsches Weininstitut GmbH 2020. 
245 Vgl. Hira/Swartz 2014. 
246 Vgl. Creswell 2012. 




Abbildung 9:  Forschungsvorgehen nach dem Mixed-Methods-Ansatz 
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Domínguez/Hollstein (2013)) 
Um die Rolle von Regulierung und Selbstregulierung für die Förderung von Nachhaltig-
keit in der deutschen Weinwirtschaft (FF4) zu analysieren, müssen zunächst die Schlüs-
selakteur_innen (FF1) identifiziert und das organisationale Feld bestimmt werden. Hier-
für wurden von der Erstautorin dieser Studie eine Vorstudie und eine soziale Netzwerka-
nalyse durchgeführt. Im Zuge der sozialen Netzwerkanalyse innerhalb des organisationa-
len Feldes stellten sich die Schlüsselakteur_innen, ihre Position und ihre Beziehungen 
zueinander heraus.248 Darauf aufbauend konnte durch leitfadengestützte Interviews das 
Nachhaltigkeitsverständnis der Schlüsselakteur_innen in Erfahrung gebracht werden 
(FF2). Die qualitativen Daten dienten zudem der Analyse der Governance Modi und de-
ren Interaktionsmustern (FF3) sowie deren Relevanz für die Förderung von Nachhaltig-
keit (FF4). 
3.4.2 Vorstudie 
Um eine umfassende Definition des organisationalen Feldes der deutschen Weinwirt-
schaft zu erarbeiten, hat die Erstautorin dieser Studie mit der Deutschen Wein- und Som-
melierschule in Koblenz zusammengearbeitet, die als eingetragener gemeinnütziger Ver-
ein nach deutschem Recht tätig ist.249 Sie bietet eine Reihe von Ausbildungsberufen für 
Weinfachleute an und konnte als unabhängige Institution bei der Erstellung einer um-
fangreichen Liste relevanter Akteur_innen der deutschen Weinwirtschaft unterstützen. In 
                                               
248 Vgl. Provan et al. 2007. 
249 Vgl. Gastronomisches Bildungszentrum e. V. 24.11.20. 
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mehreren Sitzungen wurde eine Liste von mehr als 100 Ausbildungseinrichtungen, öf-
fentlichen Dienstleistern und Verbänden erstellt, die überwiegend ihre Anbaugebiete re-
präsentieren. In einem nächsten Schritt wurden während der internationalen Fachmesse 
für Weine und Spirituosen 2012, „ProWein“, Interviews mit 16 Winzern bezüglich deren 
Beziehungen zu den auf der Liste aufgeführten Organisationen geführt. Die Befragungen 
zeigten deutlich, dass die Liste vollständig war, so dass sich die Studie über das organi-
sationale Feld auf Verbände konzentriert und einzelne Winzer, die bereits durch die 
Pflichtmitgliedschaft in ihrem Verband vertreten sind, ausgeschlossen wurden. 
3.4.3 Quantitative Studie 
3.4.3.1 Datenerhebung 
Die aus der Vorstudie entstandene Liste der 117 Organisationen bildete die Grundlage für 
den Fragebogen sowie die Zielgruppe für die Teilnahme an der per E-Mail durchgeführ-
ten Umfrage. Um zu bestimmen, welche Organisationen am einflussreichsten sind, wurde 
für den Fragebogen ein Gewichtungsinstrument verwendet,250 welches den Grad der Ver-
netzung mithilfe der Kontaktfrequenz misst und dessen Skala sich von 0 („überhaupt kein 
Kontakt“) über 1 („einmal im Jahr“) bis 5 („täglicher Kontakt“) erstreckt. In mehreren 
Folgekontakten per E-Mail und Telefon wurde versucht, die Rücklaufquote zu erhöhen. 
Letztendlich wurden 63 Antworten (54%) erzielt, die geprüft und bereinigt wurden. Es 
wurde angestrebt, alle Institute zu identifizieren und Fusionen oder Übernahmen zu er-
kennen, so dass die Auswirkungen solcher Fehler auf die Studienergebnisse minimiert 
werden konnten. 
 
Für die Sekundärdatenanalyse wurden Informationen über die Besitzverhältnisse der Un-
ternehmen, ihre Art, ihren Sitz (Bundesland), ihre Eintragung in das Lobbyregister des 
Deutschen Bundestages und das Gründungsjahr gesammelt. Letzteres ist besonders wich-
tig, denn wie Freeman et al. (1983) feststellen, zeigen empirische Belege, dass Organisa-
tionen in frühen Phasen häufiger scheitern als in späteren Jahren, sei es aufgrund ihrer 
schwachen Legitimität, der Notwendigkeit, mit Fremden zusammenzuarbeiten oder Prob-
lemen im Wettbewerb mit etablierten Organisationen. Da „aus struktureller Sicht kein 
                                               
250 Vgl. Butts 2008. 
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logischer Einwand gegen die Betrachtung der Fusion als eine Art Tod“251 besteht, wurde 
im Falle einer Fusion das ursprüngliche Gründungsjahr berücksichtigt. Für die Analyse 
des sozialen Netzwerks hängt die Chance, eine Beziehung zu Menschen aus verschiede-
nen Organisationen aufrechtzuerhalten, davon ab, wie lange die Organisation in einer 
etablierten Struktur bereits existiert. Aus diesem Grund wurde ein loser Zusammen-
schluss nicht berücksichtigt. Die gesetzliche Grundlage bildete den Ausgangspunkt der 
Daten. 
3.4.3.2 Datenanalyse 
Um zentrale Akteur_innen unter den ermittelten Organisationen zu identifizieren, wurde 
eine soziale Netzwerkanalyse (SNA) durchgeführt. Dieser empirisch sozialwissenschaft-
liche Ansatz beschreibt soziale Strukturen in Form von Netzwerken und analysiert das 
Verhalten von Netzwerkakteur_innen unter Berücksichtigung ihrer Position innerhalb 
des Netzwerks.252 Bewertungen des SNA-Ansatzes, wie sie von Borgatti/Foster (2003), 
Brass et al. (2004) oder Carpenter et al. (2012) durchgeführt wurden, zeigen, dass SNA 
in verschiedenen Bereichen angewendet wurde, die als Einbettung („embeddedness“)253 
oder strukturelle Löcher in der Soziologie,254 als Sozialkapital255 in der Management- und 
als strategische Netzwerke256 in der Politikwissenschaft bezeichnet werden. Durch die 
gleichzeitige Fokussierung auf die Struktur der sozialen Beziehungen und die interaktio-
nalen Prozesse, die diese Strukturen generieren, kombiniert SNA in Bezug auf Inhalt und 
Wahrnehmung des Netzwerks interne und externe Ansichten und bietet ein einzigartiges 
Instrument zur Methodenmischung.257 Da es sich bei Netzwerken um spezifische Bündel 
von „Verknüpfungen zwischen einem definierten Satz von sozialen Akteur_innen“258 
handelt, können sich diese Verknüpfungen und sozialen Akteur_innen jedoch auf ver-
schiedene soziale Entitäten beziehen. Die Verwendung eines Netzwerkkonzepts kann da-
her für die Anerkennung der gesamten sozialen Beziehungen und ihres sozialen Kontex-
tes, d.h. der Einbettung von sozialem Handeln, wirksam sein.259  
                                               
251 Freeman et al. 1983, S. 694. 
252 Vgl. Butts 2008; Jansen 2006; Marsden 2005. 
253 Vgl. Granovetter 1983. 
254 Vgl. Burt 1997. 
255 Vgl. Adler/Kwon 2002; Rowley 1997. 
256 Vgl. Thatcher 1998. 
257 Vgl. Edwards 2010. 
258 Mitchell 1969, S. 2. 
259 Vgl. Domínguez/Hollstein 2013. 
 
41 
Zur Unterstützung der Netzwerkanalyse wurde UCINET 6 verwendet. Diese SNA-Soft-
ware ist in der Lage, verschiedene Messungen zu berechnen und Hypothesentests zu un-
terstützen.260 Vor der Erstellung der Netzwerkmatrix als Grundlage für die Analyse und 
Eingabe für UCINET wurde allen Befragten eine Identifikationsnummer zugewiesen und 
ihre Attributdaten wurden kodiert. Im Gegenzug wurde eine binäre Matrix erstellt, um 
die Verbindungen zwischen den Unternehmen zu definieren. Die kodierten und sortierten 
Daten unter Verwendung von MS Excel waren mit UCINET kompatibel. Nach der Da-
tencodierung wurde UCINET eingesetzt, um die Matrix zu lesen. Für die weitere Daten-
verarbeitung, die Erstellung der Metriken und die Darstellung der Soziogramme wurde 
die Visualisierungssoftware Netdraw verwendet.261 Diese Daten können in Berichten ge-
filtert werden, die einzelne oder kombinierte Kennzahlen enthalten. 
 
Um den Fluss der Ressourcen in einem Netzwerk zu verstehen, stellt die Zentralität einen 
kritischen Faktor dar. Der Grad der Zentralität ist das Ausmaß, in dem mehr als eine Lo-
gik den Kern des organisatorischen Funktionierens bildet, so dass mehrere Logiken 
gleichermaßen gültig und relevant erscheinen können.262 Zentralitätsmaße sind (1) „inde-
gree“ oder die Anzahl der Verbindungen, die ein Akteur von anderen Akteur_innen er-
hält, was Prestige oder Popularität widerspiegelt; (2) „outdegree“ oder die Ausdehnung 
der Verbindungen, die an andere Organisationen gesendet werden; und (3) 
„betweenness“, was sich darauf bezieht, wie oft ein Akteur auf dem Weg zwischen zwei 
anderen Akteur_innen erscheint.263 Es misst, wieviel potenzielle Kontrolle ein Akteur 
über Informationsflüsse hat und erkennt zentrale Akteur_innen mit stärkeren Einflüssen 
im Netzwerk.264 Obwohl ursprünglich nur für ungerichtete Graphen definiert, erhöht die 
Erweiterung auf gerichtete Graphen die Interpretierbarkeit sozialer Netzwerke und die 




                                               
260 Vgl. Borgatti et al. 2002. 
261 Vgl. Borgatti 2002. 
262 Vgl. Besharov/Smith 2014. 
263 Vgl. Freeman 1979. 
264 Vgl. Prell 2011. 
265 Vgl. White/Borgatti 1994. 
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3.4.4 Qualitative Studie 
3.4.4.1 Datenerhebung 
Für die qualitative Datenerhebung wurde auf dem Ergebnis der quantitativen Studie auf-
gebaut, mit der die 12 zentralsten Akteur_innen innerhalb des organisationalen Feldes 
identifiziert werden konnten. Da zentrale Akteur_innen die Logik eines gesamten Netz-
werks beeinflussen können,266 wurden ihre subjektiven Wahrnehmungen und Interpreta-
tionen von Regulierung und Selbstregulierung für Nachhaltigkeit analysiert. 
 
Um eine eindimensionale Sichtweise zu vermeiden und Robustheit zu gewährleisten, 
wurde ein Regulierer auf Bundesebene und ein Regulierer auf Landesebene befragt. Ein 
Verband wurde von praktisch jedem Befragten als sehr wichtig bezeichnet, war jedoch 
nicht in den Daten der SNA enthalten, da er auf die Anfrage nicht geantwortet hatte. Des-
halb wurde der Verband direkt kontaktiert und in die qualitative Studie aufgenommen. 










A 1 Verband 1874 Nein n.a. 
A 2 Verband 1913 Ja 49,433 
A 3 Verband 1950 Ja 94,788 
A 4 Verband 1911 Ja 117,333 
A 5 Verband 1948 Ja 225,057 
A 6 Verband 1910 Ja 145,684 
OFA 1 Bio-Verband 1985 Ja 71,647 
R 1 Regulierer - Nein n.a. 
R 2 Regulierer - Nein n.a. 




TRI 1* Lehr- und Forschungseinrichtung 1872 Ja 268,644 
TRI 2 Lehr- und Forschungseinrichtung unbekannt Ja 150,896 
TRI 3 Lehr- und Forschungseinrichtung 1868 Ja 69,789 
TRI 4 Lehr- und Forschungseinrichtung 1920 Ja 115,326 
WM 1 Weinvermarkter 1949 Ja 202,976 
WM 2 Weinvermarkter 1961 Ja 116,663 
Tabelle 1:  Auflistung Interviewpartner  
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
                                               
266 Vgl. Sydow et al. 1995. 
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Um die Daten zu generieren, wurden Interviews statt Fragebögen oder Beobachtungen 
verwendet. Bryman (2016) beschreibt, dass die Interviewten Informationen über Ent-
scheidungsfindung und strategische Planung sowie persönliche Gefühle und Meinungen 
preisgeben können und somit eine eingehende Untersuchung relevanter Themen ermög-
lichen. Da kein gemeinsames Verständnis von Begriffen wie Nachhaltigkeit und (Selbst-
)Regulierung vorausgesetzt werde konnte, bieten Interviews die Möglichkeit, die Termi-
nologie zu klären und Missverständnisse zu vermeiden.267 Insgesamt wurden 15 telefoni-
sche Interviews durchgeführt, die zwischen 30 und 60 Minuten dauerten. Mit dem klar 
definierten Fokus und den spezifischen Forschungsfragen wurden halbstrukturierte ge-
genüber unstrukturierten Interviews bevorzugt.268 Die Fragen basierten auf den vorläufi-
gen Erkenntnissen, die grafisch im hypothetischen Modell (Abbildung 6) erscheinen, wie 
von Gläser/Laudel (2010) empfohlen. Insbesondere beziehen sich die Leitfragen auf vier 
Themenkategorien: (1) das organisationale Feld der Weinwirtschaft in Deutschland, (2) 
Regulierung und Selbstregulierung, (3) mögliche Einflüsse auf die Regulierung und (4) 
Nachhaltigkeit. Die Interviews schlossen alle mit der Möglichkeit für die Befragten, zu-
sätzliche Anmerkungen zu machen. In den Interviews mit den Regulierungsbehörden ha-
ben wir den Interviewleitfaden leicht angepasst, ohne jedoch die Grundstruktur zu verän-
dern.269 
 
Um eine detaillierte Analyse des Interviewinhalts zu ermöglichen, wurden alle Interviews 
aufgezeichnet und Wort für Wort transkribiert. Für die Kodierung und Analyse dieser 
Transkriptionen wurde die MAXQDA-Software verwendet.270 Zur Triangulation der Da-
ten271 wurden zudem umfangreiche Online-Recherchen durchgeführt, um die Informati-
onen aus den Interviews zu validieren und zu erweitern. Dieser Prozess hilft, die subjek-
tiven Daten mit dem Fokuskontext zu verknüpfen. Dementsprechend konnten die spezi-
fischen Eindrücke und individuellen Aussagen der Befragten nach dem Wissen, das durch 
den Literaturüberblick und andere Interviews gewonnen wurde,272 sowie nach Informati-
onen, die auf den Websites der Organisationen der Befragten verfügbar sind, neu inter-
pretiert werden. Diese Daten wurden auch mit den relevanten Gesetzen, Vorschriften und 
                                               
267 Vgl. Bryman 2016. 
268 Vgl. Bryman 2016; Myers 2013. 
269 Vgl. Sydow et al. 1995. 
270 Vgl. VERBI Software 2019. 
271 Vgl. Yin 2014. 
272 Vgl. Sydow et al. 1995. 
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Initiativen verglichen. Da keine widersprüchlichen Informationen gefunden wurden, 
konnte die Analyse auf alle 15 validierten Interviews gestützt werden. 
3.4.4.2 Datenanalyse  
Die Daten wurden mit einer qualitativen Inhaltsanalyse ausgewertet. Die qualitative In-
haltsanalyse bietet ein systematisches Verfahren, das strengen Regeln in Bezug auf Rei-
henfolge und Inhalt der einzelnen Schritte der Analyse und Interpretation folgt, d.h. the-
oretische Vorüberlegungen, Vorbereitung auf die Extraktion, Extraktion, Datenaufberei-
tung, Analyse. Es garantiert auch die Einhaltung einer scheinbar trivialen, aber kritischen 
Regel für qualitative Analysemethoden: Alle Informationen werden gleichermaßen be-
rücksichtigt, was durch einen systematischen Prozess sichergestellt wird. Konkret wurden 
die Inhaltsinformationen systematisch aus den Transkripten extrahiert, in ein geeignetes 
Format umgewandelt und unabhängig vom Originaltext verarbeitet. So wurden mehrere 
Schritte durchgeführt, um die Informationen zu gewinnen: Entwickeln eines geschlosse-
nen Kategoriensystems vor der Analyse, Trennen des Textes in zu analysierende Ele-
mente, Durchsuchen des Textes nach relevanten Informationen und Klassifizieren der In-
formationen in Kategorien. Dieser Ansatz ist eine quantifizierende Methode zur Textana-
lyse, basierend auf der Annahme einer gewissen Korrelation zwischen der Häufigkeit des 
Auftretens einiger Kategorien und der Relevanz der Daten. Im Gegensatz zur Methode 
nach Mayring (2015) liegt der Fokus jedoch nicht auf der Analyse von Häufigkeiten, 
sondern darauf, Informationen zu gewinnen. 273 
 
Die qualitative Inhaltsanalyse ist für diese Studie geeignet, um soziale Aspekte im Text 
zu erkennen. Ähnlich wie bei Gläser/Laudel (2010) wurden Texte, die analysiert werden 
mussten, als Material mit Daten behandelt, diese wurden extrahiert, verarbeitet und inter-
pretiert. Gläser/Laudel (2010) unterscheiden diesen Extraktionsprozess deutlich von der 
Kodierung; die Kodierung analysiert Text und Indizes, während die Extraktion die Infor-
mationen aus dem Text übernimmt und analysiert. Für die Extraktion wurde ein Katego-
riensystem verwendet, das vor den Analysen auf der Grundlage der theoretischen Vor-
überlegungen konstruiert wurde274 und das in Tabelle 2 dargestellt ist. 
 
                                               
273 Vgl. Gläser/Laudel 2010. 
274 Vgl. Gläser/Laudel 2010. 
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I1.2.1) Allgemeine Informationen 
I1.2.2) Entwicklung der letzten Jahre 
I1.2.3) Prognose 
I1.2.4) Geschichte 
I1.2.5) Bedeutung von SchlüsselAk-
teur_innen 
T2) Regulierung C2.1) Allgemein 
C2.2) Vergangenheit/Geschichte 
C2.3) Entwicklung der letzten Jahre 
C2.4) Prognose 
C2.5) Konfrontation mit Regulierung 
C2.6) Regulierung geht aus von… 
C2.7) Möglichkeiten der Einfluss-
nahme 
 
C2.8) Bedeutung von SchlüsselAk-
teur_innen 
 
C2.9) Gewünschte Veränderung 
 
C2.10) Nachhaltigkeit durch Regulie-
rung 
 














I2.10.1) Eher möglich 
I2.10.2) Eher nicht möglich 
I2.11.1) Regulierung allgemein 




C3.1) Allgemein  
C3.2) Vergangenheit/Geschichte  
C3.3) Entwicklung der letzten Jahre  
C3.4) Prognose  
C3.5) Bedeutung von SchlüsselAk-
teur_innen 
 
C3.6) Nachhaltigkeit durch Selbstre-
gulierung 
I3.6.1) Eher möglich 
I3.6.2) Eher nicht möglich 
I3.11.1) Selbstregulierung im Allgemei-
nen 
I3.11.2) Impulse in Richtung Nachhal-
tigkeit 
C3.7) Beispiele  




C4.2) Verhältnis zu Nachhaltigkeit 
C4.3) Entwicklung der letzten Jahre 
C4.4) Prognose 
I4.1.1) Allgemein 




I4.1.3) Ökologische Dimension 
I4.1.3.1) Biodiversität 
I4.1.3.2) Einsatz von Herbiziden 
I4.1.4) Ökonomische Dimension 
I4.1.4.1) Lebensunterhalt durch Wein 
I4.1.4.2) Qualität  
I4.2.1) Extern 
I4.3.1) Intern 
Tabelle 2:  Kategoriensystem 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
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Im Gegensatz zu anderen Methoden wurde das Kategoriensystem vor der Analyse des 
Textes erstellt und bei Bedarf angepasst, beispielsweise durch das Hinzufügen neuer Ka-
tegorien. Ein Vorversuch ist daher nicht erforderlich. Dennoch dürfen Kategorien nicht 
gestrichen werden, so dass die Vorüberlegungen nicht aus der Analyse verschwinden.275 
 
Beim Lesen des Textes wurde entschieden, welche Informationen für die Forschungsfra-
gen relevant sind, anschließend wurden sie dann den Kategorien zugeordnet. Die Vor-
überlegungen haben diese Extraktion geleitet. Die Entscheidung, ob die betreffenden In-
formationen relevant sind, wurde in einem ersten Interpretationsschritt getroffen, wonach 
sie in einem zweiten Schritt einer Kategorie zugeordnet wurden. Der Extraktionsprozess 
ergab somit eine vom Originaltext abweichende Informationsbasis, die nur Informationen 
enthielt, die für die Forschungsfragen relevant waren. Dann wurden die extrahierten Da-
ten verarbeitet, indem sie zusammengefasst und auf Redundanzen und Widersprüche 
überprüft wurden. Durch Rückgriff auf die Quelldokumente konnte konsequent überprüft 
werden, ob die inhaltlichen Entscheidungen gerechtfertigt waren. Dieser zusätzliche In-
terpretationsschritt schafft eine strukturierte Informationsbasis, aus der die Erkenntnisse 
abgeleitet wurden.276  
3.5 Darlegung der Ergebnisse 
3.5.1 Zentrale Akteur_innen der deutschen Weinwirtschaft 
In diesem Kapitel werden die Schlüsselakteur_innen des organisationalen Feldes der 
deutschen Weinwirtschaft identifiziert und aufgezeigt, wie sie miteinander verbunden 
sind. Damit wird Forschungsfrage eins beantwortet. Das Netzwerk besteht aus 117 Ak-
teur_innen, darunter Bildungseinrichtungen, öffentliche Dienstleister, Regulierungsein-
richtungen und Verbände, die ihre Mitglieder regional sowie auf Bundes- und auf Lan-
desebene vertreten. 
 
Zunächst wurde eine Liste von 28 Schlüsselakteur_innen identifiziert, indem für die In-
degree-Zentralität ein Mindestwert von 30 angewendet wurde. Die Outdegree-Zentralität 
                                               
275 Vgl. Gläser/Laudel 2010. 
276 Vgl. Gläser/Laudel 2010. 
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mit der gleichen Einschränkung ergab 34 Schlüsselakteur_innen. Die Schnittmenge die-
ser beiden Listen ergab 15 Organisationen. Durch die Verwendung der Between-Zentra-
lität mit einem Mindestwert von 20 wurden auch die 30 zentralsten Institutionen im or-
ganisationalen Feld identifiziert. Dieses Ergebnis deutet auf die hohe Zentralität der Bil-
dungseinrichtungen und die niedrige Zentralität der öffentlichen Regulierungsbehörden 
hin.277 Zudem wird der Ressourcenfluss im Lobbying deutlich.278 An der Schnittstelle 
aller drei Kriterien wurden 12 Hauptakteur_innen im Netzwerk identifiziert und es wurde 
der zusätzliche zentrale Akteur einbezogen, der nicht in der SNA erschien, sondern von 
anderen zusammen mit den beiden Regulierungsbehörden als wichtig identifiziert wurde. 
Aus der Befragung der Organisationen, von denen die SNA zeigt, dass sie in der Lage 
sind, den Ressourcenfluss innerhalb des Organisationsbereichs zu steuern, lassen sich re-
levante Implikationen für die Entwicklung der deutschen Weinwirtschaft erwarten.  
 
Nach Dingwerth/Pattberg (2009) wurden die befragten Organisationen nach ihren Merk-
malen gruppiert, darunter Forschungs- und Lehranstalten, Weinvermarkter, Bioverbände, 
Verbände oder Regulierungsbehörden. Unterschiedliche öffentliche und gemeinnützige 
Institutionen beeinflussen die deutsche Weinwirtschaft. So hat beispielsweise die gemein-
nützige Organisation A6 (Tabelle 1) den Auftrag, Weine von höchster Qualität zu produ-
zieren, wobei deren rund 200 Mitglieder mehr als 8% des deutschen Weinhandels aus-
machen. Die Anforderungen an die Mitgliedschaft in A6 sind anspruchsvoll; sie erfordern 
die Einhaltung selbst auferlegter Standards, die über die gesetzlich vorgeschriebenen 
Mindestanforderungen hinausgehen. Darüber hinaus widmet sich A6 seit 1990 dem öko-
logischen Weinbau und gilt damit als Vorreiter in Bezug auf Qualität und Ökologie. Nach 
den konkreten Erkenntnissen aus der SNA können auch fünf weitere einflussreiche Ver-
bände der deutschen Weinwirtschaft identifiziert werden, die jeweils eine lange Ge-
schichte haben (d.h. zwischen 1868 und 1971 gegründet wurden). Ein 1985 gegründeter 
Biobauern-Verband ist der größte Verband ökologischer Winzereien und der einzige, der 
sich ausschließlich auf die biologische Weinproduktion konzentriert.  
 
Die öffentlichen Einrichtungen bestehen sowohl aus Forschungs- und Lehreinrichtungen 
als auch aus staatlichen Weingütern. Seit einigen Jahren steht die Existenz staatlicher 
Weingüter im Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion; sie haben über die Jahrzehnte sehr 
                                               
277 Vgl. Owen-Smith/Powell 2004. 
278 Vgl. Wieser 2004. 
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starke Bindungen und Zugang zu Wissen aufgebaut. Die Lehranstalten können als Insti-
tutionen, die die Berufe (z.B. Winzer, Sommelier, Önologe) und deren Netzwerke auf-
bauen und beeinflussen, angesehen werden. 
 
Auch zwei Weinvermarkter haben starken Einfluss auf die deutsche Weinwirtschaft. Ins-
besondere die branchenweite Marketingorganisation wirbt für die Qualität und den Ab-
satz deutscher Weine im In- und Ausland. Ein weiterer Vermarkter konzentriert sich auf 
inländische Werbemaßnahmen für eine bestimmte Region in Deutschland. Sie wurde 
1961 gegründet und zählt 1.550 Mitglieder.  
 
Die befragten Regulierungsbehörden waren ein Vertreter des Bundesministeriums für Er-
nährung und Landwirtschaft auf nationaler Ebene und ein Vertreter des Ministeriums für 
Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forstwirtschaft auf Landesebene. 
3.5.2 Verständnis von Nachhaltigkeit in der deutschen Weinwirtschaft 
In diesem Kapitel wird das Nachhaltigkeitsverständnis in der deutschen Weinwirtschaft 
erläutert und damit Forschungsfrage zwei beantwortet. Eine Übersicht der Ergebnisse 
findet sich in Tabelle 3. 
 





• Kein einheitliches Konzept, 
aber konkrete Vorstellungen 




Im Weinbau ist Nachhaltigkeit eigentlich 
selbstverständlich, denn wer den Boden 
nicht pflegt, kann ihn nicht an die nächste 






Vielzahl von Einzelmaßnahmen, z.B.: 
• Energiesparsysteme  
• Alternativen zum Einsatz von 
Pestiziden 
• CO2-Fußabdruck  
 
 
Wenn man unter dem Nachhaltigkeitsas-
pekt auch die Verwendung von Pflanzen-
schutzmitteln nimmt, ist der Weinbau 
eine extrem intensive Kultur hinsichtlich 







• wirtschaftliches Überleben der 
Weinproduzenten 




Wenn wir zum Beispiel keinen Kunstdün-
ger verwenden, schonen wir das Wasser. 
Dadurch verringern wir die Probleme bei 
Kläranlagen, und da sind wir beim Stich-
wort: Trinkwasser und Gesundheit. Das 
sind Kosten, die man ausgleichen könnte 
und die eine enorm wichtige Rolle für die 
Nachhaltigkeit spielen. (OFA1) 
 






• Generationenfragen  





Der Umstand, dass es keine Nachfolger 
für die landwirtschaftlichen Betriebe gibt, 
stellt bisher praktisch das größte Problem 
dar. Das betrifft natürlich die Bauern und 
die Winzer gleichermaßen. Ich denke, 
dass in den nächsten Jahren fast zwei 
Drittel der Weingüter übergeben werden 
müssen, die Betriebe haben jedoch derzeit 
keinen Nachfolger. (A3)  
 
Tabelle 3:  Nachhaltigkeitsverständnis in der deutschen Weinwirtschaft 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Fast alle Interviewpartner hatten ein klares Konzept von Nachhaltigkeit, das auf der 
Triple-Bottom-Line basiert, und einige definierten es sogar direkt in Bezug zur Weinkul-
tur:  
Für mich persönlich ist Nachhaltigkeit nicht nur ein ökologischer Aspekt, son-
dern auch die mit dem Weinbau und meist langjährigen Unternehmen verbun-
dene Dauerkultur. Nachhaltigkeit bedeutet auch den Blick auf nachfolgende Ge-
nerationen, sowohl aus ökologischer als auch aus ökonomischer Sicht. Daher 
dürfen Umweltaspekte nicht vernachlässigt werden, und die Produktion muss in 
Übereinstimmung mit den einschlägigen Gesetzen kontrolliert werden. Gleich-
zeitig sollen die Unternehmen so entwickelt werden, dass sie wirtschaftlich 
stabil bleiben. Dadurch könnten Unternehmen an die nächsten Generationen 
weitergegeben werden. (A4) 
Einige Teilnehmer_innen gaben an, dass Nachhaltigkeit der Weinkultur inhärent sei: 
Im Weinbau ist Nachhaltigkeit eigentlich selbstverständlich, denn wer den Bo-
den nicht pflegt, kann ihn nicht an die nächste Generation weitergeben. (A6) 
Auf die Bitte einer differenzierteren Definition wurden verschiedene Beispiele für die 
ökologische, soziale und wirtschaftliche Dimension genannt (siehe Tabelle 4). In Bezug 
auf die soziale Dimension der Nachhaltigkeit (I4.1.2) zeigten sich Generationenfragen, 
Arbeitsrecht und gerechte Entlohnung sowie verantwortungsvoller Weinkonsum als rele-
vante Themen. Die Generationenfrage wurde von fast allen Befragten hervorgehoben, das 
exemplarische Zitat hierzu befindet sich in Tabelle 3. Verantwortungsvoller und maßvol-
ler Weinkonsum tauchte auch im sozialen Bereich als Thema auf. Vertreter der For-
schungs- und Lehranstalten erklärten, dass Werte und verantwortungsvolles Handeln von 
Anfang an gelehrt werden. Auch das Arbeitsrecht wurde von den meisten Befragten zi-
tiert, wobei der Schwerpunkt auf einer fairen Vergütung lag:  
Ich meine, auch die Arbeiter im Weinberg sollten angemessen bezahlt werden, 
wenn unsere Winzer mit ihren Weinen gute Gewinne erzielen wollen. Diese soll-
ten gerecht verteilt werden. (A6)  
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In Bezug auf die ökologische Dimension (I4.1.3) wurden eine Vielzahl von Einzelmaß-
nahmen erwähnt, darunter Energiesparsysteme und Alternativen zum Einsatz von Pesti-
ziden. Auch der CO2-Fußabdruck erschien wichtig, vor allem aber für den einzelnen 
Winzer, um sich im Wettbewerb zu profilieren. Wasser spielt eine große Rolle im Allge-
meinen und ist ein wichtiges Element in den Programmen der Forschungs- und Lehran-
stalten. Die Wasserrahmenrichtlinie der europäischen Gemeinschaft ist dabei von beson-
derer Relevanz.  
 
Die wirtschaftliche Dimension (I.4.1.4) schließlich berücksichtigt neben der Qualitäts-
verbesserung des Weins auch das wirtschaftliche Überleben der Weinproduzenten. Wie 
für viele andere Industriezweige scheint die Herausforderung hier darin zu bestehen, die 
Perspektive eines einzelnen Weinproduzenten mit der der gesamten Wirtschaft zu ver-
binden. OFA1 schlägt eine Betrachtung der wirtschaftlichen Dimension vor, der über den 
Business Case von Dyllick/Hockerts (2002) hinausgeht:  
Viele Experten streiten zum Beispiel über den wirtschaftlichen Pfeiler und dis-
kutieren, welche Perspektive man nutzen soll. Sollte man die mikroökonomi-
schen Kennzahlen wie Schuldenquote oder Schuldenlast eines Unternehmens o-
der etwas ähnliches wählen? Oder sollte man lieber die makroökonomischen 
Zahlen betrachten: Welchen Wert hat die wirtschaftliche Tätigkeit eines Akteurs 
für die Gesellschaft? Wenn wir zum Beispiel keinen Kunstdünger verwenden, 
schonen wir das Wasser. Dadurch verringern wir die Probleme bei Kläranlagen, 
und da sind wir beim Stichwort: Trinkwasser und Gesundheit. Das sind Kosten, 
die man ausgleichen könnte und die eine enorm wichtige Rolle für die Nachhal-
tigkeit spielen, definitiv wichtiger als eine Schuldenquote in einem Unterneh-
men. (OFA1) 
Obwohl Nachhaltigkeit damit zu einem wichtigen Thema für die deutsche Weinwirtschaft 
geworden ist, das bei allen Befragten sehr präsent ist, konnte in diesem Zusammenhang 
kein ganzheitliches Nachhaltigkeitskonzept identifiziert werden: 
Es gibt verschiedene Projekte, die es sich zur Aufgabe machen, Nachhaltigkeit zu 
fördern, es gibt in diesem Bereich jedoch kein eigenes deutschlandweites Umset-
zungskonzept. Ich betrachte dies jedoch bereits als einen wichtigen Punkt. Dabei 







3.5.3 Governance Modi in der deutschen Weinwirtschaft  
3.5.3.1 Übersicht aller identifizierten Governance Modi 
Wenn man das Zusammenspiel von Regulierung und Selbstregulierung durch Schlüssel-
akteur_innen in der deutschen Weinwirtschaft analysiert, findet man eine Struktur vor, 
die von einer Mischung aus command-and-control-Mechanismen und kooperativem Ver-
halten zwischen Regulierern und der Weinindustrie geprägt ist. Die Daten legen nahe, 
dass eine einfache Dichotomie zwischen Regulierung und Selbstregulierung nicht aus-
reicht, um dem komplexen Zusammenspiel von Verbänden und regulierenden Institutio-
nen gerecht zu werden. Stattdessen wurden vier Governance Modi innerhalb der deut-
schen Weinwirtschaft identifiziert, die in Abbildung 10 dargestellt sind und im Folgenden 
näher erläutert werden.  
 
Abbildung 10: Governance Modi Regulierung und Selbstregulierung zur Stärkung von 
Nachhaltigkeit in der deutschen Weinwirtschaft 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Regulierung geht klassischerweise von staatlichen Institutionen aus. Wie in Kapitel 3.3.1 
ausführlich beschrieben wurde, kann Regulierung mit und ohne Sanktionen unterschie-
den werden. In der deutschen Weinwirtschaft wird Regulierung von Verbänden, Wein-
vermarktern und Lehr- und Forschungseinrichtungen beeinflusst, was im folgenden Ka-




3.5.3.2 Regulierung in der deutschen Weinwirtschaft 
a) EU/Bund/Land  
Die Regulierung in der deutschen Weinwirtschaft wird von der Europäischen Union, dem 
Bund oder der Landesregierung vorgenommen, ein konkretes Beispiel dafür ist die im 
Jahr 2000 verabschiedete EU-Wasserrahmenrichtlinie. Die meisten Akteur_innen stufen 
das Regulierungsniveau als recht hoch ein, so dass sie weniger Regulierung bevorzugen 
würden, um die Bürokratie und zeitaufwändige Dokumentationspflichten zu reduzieren: 
Nun, es ist bereits stark durch die Gesetzgebung über Weinbezeichnungen, über 
die Ertragsregulierung, über die Sortenvielfalt geregelt, die dann regional kon-
kretisiert wird. (TRI1)  
Einige hielten jedoch den Grad der Regulierung für angemessen und stellten fest, dass es 
einer gewissen Regulierung des organisationalen Feldes bedarf, um eine Entwicklung hin 
zur Nachhaltigkeit zu bewirken. Tatsächlich nimmt ein Regulierer auf Bundesebene eine 
gewisse Nachfrage nach noch strengeren Vorschriften wahr:  
Im Allgemeinen werden die von Brüssel vorgegebenen Regeln verschärft. Ob-
wohl dies einige bedauern, fordern seltsamerweise Repräsentanten der Wein-
wirtschaft gelegentlich Vorschriften, die sogar über die Anforderungen aus 
Brüssel hinausgehen. (R2)  
Diesem Regulierer zufolge fungiert das Bundesministerium hauptsächlich als Moderator 
und nur bedingt als Initiator von Regulierungen, die überwiegend von der EU-Ebene 
kommen. Auch der Prozess der politischen Einflussnahme durch Verbände ist nach An-
sicht der Regulierer interessant:  
Nun, eine Rolle ist die des Moderators und bis zu einem gewissen Punkt auch 
die des Initiators. Aber wir sind auch im europäischen Kontext tätig, so dass wir 
eher als Übersetzer der europäischen Gesetzgebung fungieren. Wir haben nicht 
viel Spielraum für die kreative Umsetzung. Aber wenn wir etwas Freiheit haben, 
versuchen wir, Impulse zu geben, wobei es manchmal auch schwierig ist, die 
Akteur_innen der Branche zu überzeugen. Oft präsentieren die Branche und die 
Verbände Ideen oder Initiativen und wir prüfen, ob sie im Hinblick auf die Ein-
haltung der europäischen Gesetzgebung realisierbar sind. (R2) 
Auf Bundesebene betrachtet der Vertreter die Regulierung als einen Rahmen, der die Pro-
duktion von Qualitätsweinen unterstützt: 
Was die Winzer als Regulierung wahrnehmen, ist eigentlich nur der Rahmen für 
die Herstellung von Qualitätswein. Es hat nicht wirklich einen direkten Einfluss 
auf die Nachhaltigkeit, sondern eher einen indirekten, was aber neben der Nach-
haltigkeit noch irgendwie ein weiteres Element ist. (R1)  
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Auch wenn auf staatlicher Ebene Regulierungen und eine Rechtsgrundlage sehr wün-
schenswert erscheinen, wird die Regulierung auf EU-Ebene von den Schlüsselakteur_in-
nen (A2, A3, A5, A6, WM1, WM3, TR1, TR2, TR4, R1, R2) in diesem organisationalen 
Feld oft abgelehnt, da sie als ungenügend differenziert wahrgenommen wird. Eine ein-
heitliche Regelung für alle Länder, unabhängig von ihrem Standort in der EU, kann der 
Vielfalt der Bedingungen demnach nicht gerecht werden. Der Prozess der EU-Regulie-
rung beinhaltet jedoch meist das Streben nach Kompromissen:  
Nun, es ist ein Prozess, der Jahre dauert, weil die Vorstellungen sehr vielfältig 
und die Anforderungen der Winzer sehr unterschiedlich sind. In Sizilien wird 
Wein kultiviert; inzwischen auch in Dänemark, und die Regeln, die als kleinster 
gemeinsamer Nenner festgelegt werden, müssen für alle gelten. (OFA1) 
b) Verbände  
Verbände beeinflussen die politische Aktivität sowohl durch Lobbyarbeit als auch durch 
Beratungsaktivitäten. Der Prozess der politischen Entscheidungsfindung könnte daher 
wie folgt beschrieben werden:  
Wenn wir uns beispielsweise auf die EU-Öko-Verordnung im Allgemeinen be-
ziehen, wird derzeit darüber diskutiert, ob sie vollständig überarbeitet werden 
soll. Stichwort: Totalrevision. Dann durchläuft sie verschiedene Gremien, bis es 
schließlich einen inoffiziellen Entwurf oder ein Konzept gibt. Eines Tages wird 
sie öffentlich zur Diskussion gestellt. Wenn es Dachverbände gibt, nehmen diese 
sie zur Hand, analysieren sie und werfen einen Blick auf die Verordnung, wie 
sie nach den Vorstellungen der Brüsseler Entscheidungsträger realisiert oder an-
wendbar sein soll. Und dann erhalten die Mitglieder wie wir den Entwurf mit 
der Bitte, relevante Bereiche auszuwählen und entsprechend zu kommentieren; 
in unserem Fall Weinbau, Önologie. Wir prüfen diesen Teil mit unseren Spezi-
alisten, kommentieren und senden es zurück. Dann wird alles gesammelt, kom-
mentiert und nach Brüssel zurückgeschickt. Auch die Ministerien sind in diesen 
Prozess eingebunden. Sie sammeln es von allen anderen Verbänden. Es macht 
Sinn, wenn Menschen es einsehen, die auch etwas davon verstehen. (OFA1) 
Die Bundesministerien sind die wichtigsten Adressaten der verbandsbezogenen Einfluss-
nahme. Die Verbände arbeiten daran, den politischen Entscheidungsprozess so früh wie 
möglich zu begleiten, um ihre Ansprüche zu verteidigen. Das Timing ist hierbei von be-
sonderer Bedeutung. So erzielten Lobbyaktivitäten in den frühen Phasen der EU-
Agendaerstellung größere Erträge als diejenigen, die später eingesetzt wurden.279 Sobald 
die Gesetze die Entwurfsphase durchlaufen haben, sind sie oft schwer zu ändern. Daher 
streben die Verbände stabile, langfristige Beziehungen zur Exekutive an, insbesondere in 
                                               
279 Vgl. Mazey/Richardson 2006. 
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Form von Verbindungen und institutionalisierten Formen der Beteiligung in Beiräten und 
Kommissionen.280 Aufgrund der vielfältigen Interaktionen von Verbänden und Beamten 
tendiert das EU-System zu politischen Kompromissen, die es jedem ermöglichen, zumin-
dest einige seiner Ziele erreicht zu sehen.281 Dieses Streben nach Kompromissen und 
langfristigen Beziehungen kann sich für die Verbände auszahlen,282 von denen viele er-
folgreich verschiedene Formen der Regulierung beeinflusst haben: 
Ja, wir konnten auf einige Verordnungen Einfluss nehmen, das ist uns gemein-
sam mit vielen anderen europäischen Erzeugerländern im Bereich des Weinbaus 
gelungen. Der ursprüngliche Plan der EU war es, die Pflanzregeln bis Ende 2015 
vollständig auslaufen zu lassen. Das hätte eine vollständige Deregulierung des 
Weinmarktes und eine Öffnung für die Wiederbepflanzung in Europa an jedem 
Ort, an dem Weinbau möglich ist, bedeutet. Das ist nicht das, was wir wollten, 
denn wir wissen genau, wie der Weinmarkt funktioniert und welche Weinmen-
gen in Europa verkauft werden können. Und wir haben es geschafft: Eine voll-
ständige Abschaffung wurde nicht realisiert, sondern eine Transformation in ein 
neues System. (A4)  
c) Weinvermarkter  
Weinvermarkter haben ebenfalls Einfluss auf die Regulierung. Auch wenn sie die Regu-
lierung nicht direkt mitgestalten, so beeinflussen sie doch durch ihre Beratungs- und 
Konsultationstätigkeit. 
Unser Geschäftsführer ist natürlich in verschiedenen Gremien tätig, in denen 
solche Entscheidungen diskutiert werden. Ich sage, dass der Winzerverband ei-
gentlich das politische Organ der Weinwirtschaft ist, und dann koordinieren und 
kompensieren wir das natürlich. Wir sind jedoch eigentlich häufiger beratend 
tätig und beeinflussen indirekt. (WM1) 
Das sind natürlich langwierige Prozesse. Sicherlich haben wir bestimmte Dinge 
beeinflusst. Unsere Meinung wird gehört – aber wie es dann so ist, vergehen 
Jahre, bis es irgendwie umgesetzt ist. (WM1) 
d) Lehr- und Forschungseinrichtungen 
Durch ihr vielfältiges Netzwerk und ihre Beratungstätigkeit haben Lehr- und Forschungs-
einrichtungen auch einen gewissen Einfluss auf die Regulierung. 
Der Bundesausschuss für Weinforschung ist die direkte Verbindung zwischen 
dem Bundesministerium und den ebenfalls beteiligten Vertretern der Länder und 
der Wissenschaft, die dann sagt, dass wir dieses und jenes ändern müssen. Wir 
                                               
280 Vgl. Reutter 2001. 
281 Vgl. Mahoney 2008. 
282 Vgl. Reutter 2001. 
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in Deutschland sind mit dieser Interaktion, auch über Plattformen, zwischen Pra-
xis, Beruf und Wissenschaft und Lehr- oder Ausbildungseinrichtungen bereits 
sehr gut aufgestellt. (TR1) 
Als Beispiel dafür, wie sie die Regulierung beeinflussen konnten, nennt TRI4 die Ver-
wendung von Eichenholzstücken zur Aromatisierung des Weins: 
So wurde in der EU vor vier, fünf Jahren die Verwendung von Eichenholzstü-
cken zur Aromatisierung des Weins genehmigt und wir haben dann mit unseren 
Erfahrungen die Zulassung in Deutschland beeinflusst, so dass das Verfahren 
nur für Qualitätsweine zugelassen ist, nicht aber für Prädikatsweine. (TRI4) 
Weiterhin kann auch proaktive Selbstregulierung zu Regulierung werden, darauf wird in 
Kapitel 3.5.3.3 näher eingegangen. Alle in diesem Kapitel genannten Wirkungsmecha-
nismen der einzelnen Akteur_innen auf Regulierung sind in Abbildung 11 hervorgeho-
ben. 
 
Abbildung 11: Regulierung in der deutschen Weinwirtschaft 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
3.5.3.3 Freiwillige Selbstregulierung in der deutschen Weinwirtschaft 
Freiwillige Selbstregulierung wird in der deutschen Weinwirtschaft sowohl von den Bio-
Verbänden als auch von den Verbänden umgesetzt. Diese freiwillig selbst auferlegten 
Standards können sich im Laufe der Zeit auch in Regulierungen verwandeln, wie der ge-
strichelte Pfeil in Abbildung 12 zeigt. So hat OFA1 beispielsweise eine Umweltnorm 
festgelegt, die später als Grundlage für eine EU-Verordnung verwendet wurde: 
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Wir haben die EG-Öko-Verordnung aktiv mitgestaltet und sind nun stolz darauf, 
dass das, was in ganz Europa gültig ist, weitgehend von uns kommt. (OFA 1) 
Ja, zum Beispiel im ökologischen Weinbau. Es gibt die EU-Bioweinrichtlinie. 
Und es ist sicherlich so, dass die Normen, die sich die Verbände selbst gesetzt 
haben, in dieser neuen EU-Richtlinie bis zu einem gewissen Grad übernommen 
wurden. (WM1) 
 
Abbildung 12:  Freiwillige Selbstregulierung in der deutschen Weinwirtschaft 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
3.5.3.4 Proaktive Selbstregulierung in der deutschen Weinwirtschaft 
Proaktive Selbstregulierung kann entstehen, wenn Verbände die Regulierung vorwegneh-
men (siehe Abbildung 13). So wurde beispielsweise die EU-Nonprofit-Organisation 
Wine in Moderation/Art de Vivre (WIM) von Befragten häufig erwähnt. Sie wurde 2011 
vom europäischen Weinsektor gegründet, um die europäische und internationale Umset-
zung und Entwicklung des WIM-Programms zu koordinieren, mit dem Ziel, verantwor-
tungsvollen und moderaten Weinkonsum als soziale und kulturelle Normen zu sichern.283 
                                               




Abbildung 13:  Proaktive Selbstregulierung in der deutschen Weinwirtschaft 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Aus der Analyse der Interviews geht hervor, dass Selbstregulierung nicht nur proaktiv, 
sondern auch reaktiv sein kann. So reagieren Verbände auf externe Impulse wie Interesse 
von Seiten der Gesellschaft oder den Konsumenten bzw. auf Druck durch die Wettbewer-
ber und die Medien, was in dem folgenden Kapitel dargelegt wird.  
3.5.3.5 Reaktive Selbstregulierung in der deutschen Weinwirtschaft 
a) Gesellschaft 
Die Gesellschaft kann die Nachhaltigkeit in der deutschen Weinwirtschaft fördern, indem 
sie Interesse an den Handlungen und der Vorgehensweise der Winzer zum Ausdruck 
bringt. Der Einfluss der Gesellschaft wurde im folgenden Zitat besonders deutlich:  
Die Winzer haben ihre Produktion enorm in ökologische Bahnen gelenkt, denn 
der Verbraucher – der Radfahrer oder der Wanderer, der durch die Weinberge 
kommt – fragt beständig danach. Der Winzer muss dann erklären, warum er 
spritzt und was mit Insektiziden, Herbiziden und dem Stickstoff im Wasser ge-
schieht. Dies alles sind gesellschaftlich relevante Themen, die den Winzer in 








Der Druck der Verbraucher kann ebenfalls eine reaktive Selbstregulierung in Richtung 
Nachhaltigkeit hervorrufen. Da die Verbraucher sich immer mehr der Nachhaltigkeit be-
wusstwerden, müssen die Weingüter auf die wachsende Nachfrage nach soliden landwirt-
schaftlichen Produktionsmethoden reagieren. Die Meinungen der Verbraucher üben da-
her einen starken Einfluss auf das Verhalten von Organisationen aus:  
Die Winzer sind aufgeschlossen, gehen zu Ausstellungen, auf Weintouren, hören 
viel zu, und durch das Feedback der Verbraucher entsteht eine ausgereifte Phi-
losophie, die auf eine langfristige und nachhaltige Entwicklung ausgerichtet ist. 
(TRI2) 
Insgesamt steht es für mich außer Frage, dass der Winzerberuf wesentliche 
Schritte in Richtung eines ökologischen Kurses gemacht hat. Nachhaltigkeit 
wurde nicht als Bedrohung, sondern eher als Chance empfunden, und dieses 
Konzept wurde durch die Verbraucher durchgesetzt. (TRI2) 
c) Medien 
Medien wurden nur einmal als Treiber der reaktiven Selbstregulierung erwähnt; wir neh-
men sie dennoch in das Modell auf, um ein umfassenderes Bild zu erhalten: 
Die Winzer sind ständig mit Nachhaltigkeit konfrontiert. In vielen Zeitungsin-
terviews werden sie gefragt, wie sie mit diesem Thema umgehen. (A6) 
d) Wettbewerber 
Die Fokussierung auf Nachhaltigkeit kann unter den Wettbewerbern einen mimetischen 
Isomorphismus fördern, der zu einer Verbreitung nachhaltiger Praktiken im Wettbe-
werbsumfeld führt. So begann etwa eine WM3, Nachhaltigkeitsmaßnahmen als Reaktion 
auf den internationalen Wettbewerb einzuführen, den sie nach der Teilnahme an einer 
internationalen Weinmesse festgestellt hatte. In Anbetracht der Bemühungen um Nach-
haltigkeit von Winzern in Kalifornien, Neuseeland und Südafrika stellte sie fest, dass ihre 
eigenen Standards zwar recht hoch waren, sie jedoch nicht gut genug darüber informierte. 
Deshalb organisierte sie eine Nachhaltigkeitskonferenz für die Region und entwickelte 
ein Nachhaltigkeitsprogramm mit klar definierten Indikatoren für die ökologische, sozi-
ale und wirtschaftliche Dimension. 
 
Der Governance Modus reaktive Selbstregulierung ist in Abbildung 14 mit den jeweiligen 





Abbildung 14:  Reaktive Selbstregulierung in der deutschen Weinwirtschaft 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
 
3.5.4 Die Rolle von Regulierung und Selbstregulierung für die 
Umsetzung von Nachhaltigkeit in der deutschen Weinwirtschaft 
Abschließend soll herausgefunden werden, welche Rolle Regulierung und Selbstregulie-
rung durch Schlüsselakteur_innen für die Umsetzung von Nachhaltigkeit im organisatio-
nalen Feld der deutschen Weinwirtschaft spielen. Die Interviewpartner wurden gefragt, 
ob sie Regulierung als ein adäquates Instrument zur Förderung von Nachhaltigkeit anse-
hen. Nur wenige Befragte verneinten dies: 
Regulierung ist immer der falsche Weg. Verstehen und Wissen ist immer der 
beste Weg, und ich denke, dass dieser Wissenszuwachs noch nie so bedeutend 
war wie in den letzten 10 Jahren. (TR2) 
Ich würde sagen, dass die Regulierung immer widerwillig erfolgt, weil sie das 
nicht akzeptiert. Aber wenn man sich Ökologie und Nachhaltigkeit ansieht und 
erkennt, dass sie am Ende sogar die Wertschätzung in der Branche erhöht und 
Vorteile in der Wertschöpfung bringt, dann ist die Bereitschaft zu nachhaltigem 
Wirtschaften viel größer [...]. Solche Regelungen sind nur wirksam, wenn das 
Wissen, die Bereitschaft sowie das Verständnis vorhanden sind. (TRI2) 
Ein Großteil der Befragten erwähnte eine Vielzahl an nachhaltigkeitsbezogenen Ergeb-
nissen staatlicher Regulierung wie die Wasserrahmenrichtlinie, die Regelungen zu 
Höchsterträgen pro Hektar, den nationalen Aktionsplan für die nachhaltige Nutzung von 
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Pflanzenschutzmitteln und die vom Staat subventionierte Pheromon Verwirrmethode. Ei-
nige Interviewpartner stellten somit fest, dass es einer gewissen Regulierung des organi-
sationalen Feldes bedarf, um eine Entwicklung hin zur Nachhaltigkeit zu bewirken: 
Die Weinwirtschaft selbst würde niemals einen [nachhaltigen] Wandel anstre-
ben. Durch die Konsumenten wissen sie, dass es wichtig sein wird, sie würden 
jedoch nicht aus eigener Initiative den Einsatz von Herbiziden einstellen. (TRI2) 
Dennoch ging aus den Interviews hervor, dass in vielen Fällen die selbst auferlegten Nor-
men bzw. Selbstregulierungen über die Regulierung hinaus gingen. Aus Sicht von WM1 
sind es die Bioverbände, die die Nachhaltigkeit in der deutschen Weinwirtschaft voran-
bringen: 
Es sind die Bio-Winzer, die die Nachhaltigkeit vorantreiben. Sie treffen für ihre 
Mitglieder Regelungen, die über die gesetzlichen Anforderungen und die EU-
rechtlichen Anforderungen an den ökologischen Landbau hinausgehen. (WM1) 
Auch A6 betont die Bedeutung von Bio-Verbänden in der deutschen Weinwirtschaft für 
die Förderung der Nachhaltigkeit: 
Werfen Sie einen Blick darauf, was alle Bio-Verbände getan haben, als sie vor 
20 Jahren als kleine Unternehmen gegründet wurden. Heute gibt es Bio-Ge-
schäfte, Bio-Weinläden, die Nachfrage nach organischen Produkten ist sehr 
hoch und man sieht, dass einige Wenige voranschreiten müssen. Und sie wurden 
nicht vom Staat umgesetzt, sie haben es aus eigener Initiative getan. Und ich 
glaube, dass dies eigentlich immer der richtige Weg ist. (A6) 
 
R1 erklärt, dass in der deutschen Weinwirtschaft eine Selbstregulierung aufgrund von 
weichen Faktoren, die entweder nicht reguliert werden können oder zu deren Regulierung 
sich die Regulierungsbehörden nicht verpflichtet fühlen, notwendig ist. Folglich muss die 
Weinwirtschaft nach R1 eigeninitiativ handeln und sich selbst regulieren: 
Die Notwendigkeit, dies jetzt selbstständig zu tun, besteht, da die Staaten als 
Regulierungsbehörden tatsächlich nicht verantwortlich sind. Es ist also noch 
nicht richtig umgesetzt, es gibt noch nationale Regelungen, aber wenn es um die 
Änderungen oder die Weiterentwicklung dieser nationalen Regelung geht, dann 
werden den Staaten Grenzen gesetzt. Das kann nur durch die Gruppe der Produ-
zenten erreicht werden, und hier muss sich die Industrie also entwickeln. (R1)  
In Tabelle 4 werden die aus den Interviews abgeleiteten nachhaltigkeitsbezogenen Ergeb-
nisse zusammengefasst. Der Schwerpunkt liegt dabei auf den verschiedenen Governance-
Modi, den betroffenen Nachhaltigkeitsdimensionen und den daraus resultierenden nach-
haltigkeitsbezogenen Ergebnissen mit entsprechenden Beispielzitaten. Es wird deutlich, 
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dass Regulierung bislang den größten Effekt hat mit Blick auf die Implementierung nach-
haltiger Praktiken innerhalb der deutschen Weinwirtschaft. Auch wenn Selbstregulierung 
über gesetzliche Standards hinausgehen kann, so ist die traditionelle Regulierung notwen-















   
Verordnung Ökologisch EG-Öko-Verord-
nung 
Die einzige Säule, die man im Bereich Nach-
haltigkeit wirklich festgelegt hat gesetzlich, ist 
die ökologische Säule in Form der EG-Öko-
Verordnung zum Beispiel. Da haben wir jetzt 
wirklich verlässliche Regeln, die für alle Land-
wirte gelten, wenn sie ökologisch wirtschaften, 
müssten sie sich an diese EG-Öko-Verordnung 
halten. (OFA1)  
 
 Ökologisch  Wasserrahmen-
richtlinie 
Also nehmen wir die Wasserrahmenrichtlinie, 
ja? Also das ist auch wieder eine EU-Regulie-
rung. Sie sehen, wir kommen immer wieder 
nach Brüssel.(A4) 
 
Anreize Ökologisch Biologischer 
Weinanbau 
Ansonsten kann der Staat denke ich höchstens 
Anreize schaffen. (…) Aber es wird kein Be-
trieb umstellen, weil es Fördermittel gibt. Die 
Fördermittel sind gut, dass es sie gibt, um da so 
einen gewissen Ausgleich vorzunehmen, und 
es erleichtert vielleicht mal dem einen oder an-
deren die Umstellung auf den ökologischen 
Weinbau. (WM1) 
 
 Ökologisch  Hektarhöchster-
tragsregelung 
Ab 1990 wurde die Hektarhöchstertragsrege-
lung für Wein eingeführt und die hat dazu ge-
führt, dass die Qualität gestiegen ist, weil die 
hohen Mengen ja weniger Qualität bringen und 
es hat dazu geführt, dass die Ertragsschwan-
kungen geringer geworden sind, weil wenn 
man wie die Winzer den Ertrag laufen lassen, 
dann gibt es in dem einen Jahr ganz viel und die 
Rebstöcke reagieren natürlich und im nächsten 
Jahr bringen sie dann deutlich weniger und 
wenn man dann die natürlich hohen Erträge re-
duziert, bewirkt man, dass im nächsten Jahr das 
Minus nicht so stark wird. Also durch diese ge-
setzliche Mengenbegrenzung, Hektarhöchster-
tragsregelung heißt es bei uns, sind die Erträge 
gleichmäßiger geworden. (TRI4) 
 





Was haben wir noch? Den nationalen Aktions-
plan Pflanzenschutz, der von der Bundesregie-




 Ökologisch  Pheromon Ver-
wirrmethode 
Gut, wenn ich gerade bei dieser Pheromon Ver-
wirrmethode, bei diesen biotechnischen Ver-
fahren bleiben kann. Da gibt die Landesregie-
rung 100€ pro Hektar einen Zuschuss, so dass 
man im Grunde sagen kann, Baden ist flächen-
deckend mit dieser biotechnischer Maßnahme 
versehen. Und das ist schon eine Novum, wenn 
man das jetzt so mit anderen Weinbaugebieten 
oder insgesamt mit den anderen Weinbaugebie-
ten vergleicht. Das sind im Grunde dann auch 
so Impulse, wo wir Anreize setzen können, wo 
man sagt, das sind jetzt keine riesen Summen, 
ja, aber wo man doch in der Fläche dann einen 
Effekt der Nachhaltigkeit oder der Ökologisie-
rung letzendlich hat. (A2)  
 
 Ökonomisch Wohlstand der 
Winzer 
 
Ich glaube, dass die Regulierung, die starke Re-
gulierung, die wir in der Weinbranche durch 
gesetzliche Vorgaben und Vorschriften haben 
auch zum Erfolg der Weinbranche beigetragen 
hat. Das muss man aber auch mit dem Hinter-
grund sehen, dass es momentan den Erzeugern 
verhältnismäßig gut geht. Wenn man jetzt ein-
mal 12 bis 14 Jahre zurückgeht, da hat jeder nur 
ein Drittel an Einkommen gehabt. (A5) 
   

























Das waren alles Überzeugungstäter, da war die 
Nachfrage noch gar nicht da. Die Nachfrage ist 
erst geschaffen worden, durch das Bewusst-
seinschaffen, dass es das de facto gab. (A6)  
 
Ich denke, das ist für unserer Winzer gar kein 
Problem, denn unserer Regeln sind viel enger 
als die, die der Staat vorgibt. (A6)  
 
Selbstregulie-















Wir haben seit 1985 auch Richtlinien für die 
Kellerwirtschaft, das gibt es auf EU-Ebene erst 
seit dem Jahrgang 2012. Das heißt, also vor 
2012 gab es ja nur Wein aus ökologisch erzeug-
ten Trauben und seit dem Jahrgang 2012 gibt es 
jetzt tatsächlich auch Bio-Wein, den es seit 













Tabelle 4:  Nachhaltigkeitsbezogene Ergebnisse von Governance Modi in der deut-
schen Weinwirtschaft 











… es gibt die EU-weite Initiative "Wine in Mo-
deration" und da sind wir hier sogar von 
Deutschland aus federführend für die gesamte 
EU und da gibt es einen "Wine Information 
Council" der über die Risiken des Weinkon-
sums informiert und Weinbroschüren rausgibt, 
und das ist auch eine Selbstverpflichtung der 
Wein- und Alkoholwirtschaft, ja, um staatliche 
Werbeverbote zu verhindern und dem vorzu-
beugen. (WM1) 
 
Und das wird auch ein wichtiges Thema sein, 
den moderaten Weinkonsum von sich aus auch 
zu bewerben als Weinwirtschaft, als Unterneh-
men der Weinwirtschaft. Wenn wir uns die Ent-
wicklungen in Brüssel in den letzten Jahren an-
schauen, was Zigaretten und Zigarettenwer-
bung angeht, haben wir dort extreme Eingriffe, 
die von politischer Seite aus gemacht worden 
sind und die könnten uns mittel- oder langfris-
tig im Alkoholbereich allgemein oder dann im 
Weinbereich insbesondere genauso treffen. 
(…) Aber letztendlich, wenn Brüssel eine ähn-
liche Schiene fährt, wie es gegen Zigaretten 
vorgegangen ist, dass dort auf jeder Zigaretten-
packung drauf stehen: Zigaretten sind nicht gut 
für die Gesundheit, sind tödlich und Bilder von 
irgendwelchen schwarzen Lungen drauf sind, 
könnte uns theoretisch beim Wein genauso pas-
sieren. (A5) 



















Wir hatten, (…) das im Wettbewerb mit ande-
ren Regionen insbesondere aus Kalifornien, aus 
Neuseeland, aus Südafrika gesehen, wie stark 
die international eben dieses Thema Sustaina-
bility gespielt haben. Dann haben wir uns das 
mal genauer angeguckt, was machen die und im 
Vergleich zu dem, was Standard schon bei den 
best practice Betrieben hier in der Region ist. 
Und da haben wir gesagt, hey, soweit sind wir 
da gar nicht weg, aber warum erzählen wir das 
nicht? Und dann haben wir angefangen, (…) so 
ein Workshop Programm auszulegen. Wir ha-
ben (…) einen Nachhaltigkeitskongress organi-
siert, wo wir diese best practice Beispiele auch 
vorgestellt haben, und dann ein Programm ent-
wickelt, wo die Messgrößen definiert werden, 
an denen sich Nachhaltigkeit messen lässt. (…) 
Das heißt, so Schritt für Schritt voranzukom-
men, auch weil wir es sehen, das Thema wird 
mittelfristig einfach ein ganz wichtiges Thema 
für die Weinwirtschaft bleiben. (WM3) 




3.6.1 Wissenschaftlicher Beitrag 
Diese Studie hat sich auf das organisationale Feld der deutschen Weinwirtschaft und das 
Zusammenspiel verschiedener Governance Modi konzentriert, die die Nachhaltigkeit in 
diesem organisationalen Feld vorantreiben. Mittels eines sequentiellen Erklärungsdes-
igns, das sowohl SNA als auch eine qualitative Analyse der Schlüsselakteur_innen in 
diesem Bereich umfasst, lässt sich ein Modell mit vier Governance Modi für die Stärkung 
von Nachhaltigkeit (Abbildung 10) ableiten. Dieses Modell geht über die einfache Di-
chotomie von Regulierung und Selbstregulierung hinaus.  
 
Zunächst wird deutlich, von welchen Institutionen und auf welche Art und Weise Regu-
lierung als traditioneller Governance Modus geprägt wird. Insbesondere traditionelle For-
men der staatlichen Regulierung werden durch die Einbettung in europäische Gesetzge-
bungsorgane in Frage gestellt, so dass die Mitgliedstaaten lediglich das europäische Recht 
in ihr nationales Recht umsetzen. Die Notwendigkeit eines internationalen Kompromis-
ses führt daher tendenziell zu weniger ehrgeizigen Nachhaltigkeitsregelungen auf euro-
päischer Ebene, und die Bemühungen, Nachhaltigkeit auf nationaler Ebene zu regulieren, 
könnten sogar mit der europäischen Gesetzgebung in Konflikt geraten.  
 
Einen ebenfalls starken Einfluss üben die zentralsten und mächtigsten Verbände aufgrund 
ihrer langen Tradition und öffentlich akzeptierten Positionen aus. Aber auch einige der 
jüngeren Verbände treiben die Nachhaltigkeit in diesem organisationalen Feld explizit 
und erfolgreich voran, sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene. Einige 
frühere Forschungen über den Einfluss von Verbänden auf die Entscheidungsfindung re-
gulatorischer Institutionen kommen zu unterschiedlichen Schlussfolgerungen. Während 
einige einen Zusammenhang zwischen den Anmerkungen der Verbände und der endgül-
tigen Verordnung erkennen,284 finden andere Forscher dafür keine Belege.285 Yackee 
(2006) argumentiert, dass Regierungen auf Verbände aus zwei Gründen reagieren: „Ers-
tens stellen die Kommentare der Interessengruppen eine neue Quelle an Informationen 
und Fachwissen für die Bürokratie während des Gesetzgebungsprozesses dar. Zweitens 
                                               
284 Vgl. Golden 1998. 
285 Vgl. Nixon et al. 2002. 
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kann die Bürokratie zukünftige Gerichtsverfahren reduzieren, indem sie auf die in den 
Kommentaren geäußerten Bedenken reagiert.“286 Wir finden in unseren Interviews Be-
lege zur Untermauerung der Aussagen von Yackee (2006): 
Ja, wir waren an europäischen Richtlinien für Bio-Weine beteiligt, aufgrund der 
Expertise, die wir auf diesem Gebiet besitzen bzw. der Expertise, die wir seit 
Jahrzehnten besitzen. Es ist nicht falsch, wenn man Menschen konsultiert, die 
über eine langjährige Erfahrung in diesem Bereich verfügen. (OFA1) 
Auf organisationaler Ebene dürfte die eher monopolistische Rolle einer einzigen Bil-
dungseinrichtung wahrscheinlich zu einer normativen Isomorphie unter den Weingütern 
führen. Nachhaltigkeit ist für diese Lehr- und Forschungseinrichtungen von entscheiden-
der Bedeutung, so dass zu erwarten ist, dass das organisationale Feld für nachhaltige 
Maßnahmen empfänglicher wird. Der von der Gesellschaft und den Konkurrenten ausge-
übte Druck könnte stattdessen als koerzitive Isomorphie interpretiert werden. Die Her-
ausforderung für eine wirtschaftliche Perspektive auf Nachhaltigkeit besteht darin, den 
regionalen Charakter der Weinwirtschaft in Deutschland trotz dieser isomorphen Trends 
zu erhalten, um mimetische Isomorphie zu verhindern. 
 
Neben der Identifikation der Interaktionsmuster zwischen den Schlüsselakteur_innen und 
den Regulierungsinstitutionen liegt ein weiterer wissenschaftlicher Mehrwert dieser Stu-
die in der Zuordnung und Ausdifferenzierung der Ausprägungsformen von Selbstregulie-
rung.  
 
Zunächst konnte die freiwillige Selbstregulierung in der deutschen Weinwirtschaft iden-
tifiziert werden. Was in der Literatur zur Weinwirtschaft bisher als proactive (environ-
mental) behaviour287 oder proactive environemntal action288 beschrieben wird, lässt sich 
nach der Klassifizierung von Black (1996) als freiwillige Selbstregulierung einordnen: 
Die Akteur_innen erlegen sich selbst Standards auf ohne staatlichen Einfluss.289 Treiber 
für ihr nachhaltiges Verhalten und damit die Selbstregulierung sind primär die individu-
ellen Werte des Eigentümers oder des Verbands.290 Die Kategorisierung nach Treibern 
                                               
286 Yackee 2006, S. 107. 
287 Vgl. Gabzdylova et al. 2009; Santini et al. 2013a. 
288 Vgl. Marshall et al. 2010. 
289 Vgl. Black 1996. 
290 Vgl. Gabzdylova et al. 2009; Marshall et al. 2010; Santini et al. 2013b. 
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für Selbstregulierung ist eine andere Sichtweise zu der politikwissenschaftlichen Litera-
tur, die Selbstregulierung primär nach dem Grad der staatlichen Einflussnahme einteilt.291 
 
Darüber hinaus wurde das Kontinuum von Selbstregulierung gemessen an der staatlichen 
Einflussnahme um proaktive (Abbildung 15) und reaktive (Abbildung 14) Selbstregulie-
rung ergänzt. Der in dieser Studie als proaktive Selbstregulierung bezeichnete Gover-
nance Modus findet sich in ähnlicher Weise in der wissenschaftlichen Literatur zu Unter-
nehmen und ihrem Umweltverhalten wieder. Demnach gibt es Anzeichen dafür, dass Un-
ternehmen den regulatorischen Druck antizipieren und präventiv umweltbewusst han-
deln,292 um neue Gesetze vorwegzunehmen, eine Verschärfung zu vermeiden, Interessen-
gruppen zu besänftigen und öffentliche Proteste zu verhindern.293 So können sie von First-
Mover-Vorteilen profitieren und eventuelle Kosten durch Sanktionen bei Nichteinhaltung 
der Regulierungen vermeiden.294 Dem gegenüber steht die Erkenntnis, dass die Erwar-
tung staatlicher Regulierungen mit Blick auf die Umwelt die Wahrscheinlichkeit von In-
vestitionen in proaktive Umweltstrategien verringern. Dies wird damit begründet, dass 
etwaige (First-Mover-)Wettbewerbsvorteile nur von kurzer Dauer sein werden, da andere 
Unternehmen durch staatliche Regulierung dazu verpflichtet werden, ihre eigene Um-
weltleistung zu verbessern.295 Im Kontext der Nachhaltigkeit lässt sich für die deutsche 
Weinwirtschaft proaktive Selbstregulierung jedoch eindeutig identifizieren und als för-
derlich für die Stärkung von Nachhaltigkeit bewerten.  
 
Proaktive Selbstregulierung, wie sie in dieser Studie benannt und definiert wurde, lässt 
sich auf dem Kontinuum zu Selbstregulierung (Abbildung 8) zwischen freiwilliger und 
erzwungener Selbstregulierung einordnen: Sie entsteht wie die freiwillige Selbstregulie-
rung ohne staatlichen Einfluss, jedoch um Regulierungen zu antizipieren. Das ist ein ent-
scheidender Unterschied zu der erzwungenen Selbstregulierung, wie sie von Black (1996) 
definiert wird. Black (1996) zufolge ist die erzwungene Selbstregulierung eine Reaktion 
auf die explizite Androhung staatlicher Regulierung ist und keine Antizipation: „Coerced 
                                               
291 Vgl. Bartle/VASS 2007; Black 1996; Gunningham/Rees 1997. 
292 Vgl. Fremeth/Shaver 2014; Brouhle/Harrington 2009. 
293 Vgl. Malhotra et al. 2019. 
294 Vgl. Fremeth/Shaver 2014; Brouhle/Harrington 2009. 
295 Vgl. Mendonca/Zhou 2020. 
 
67 
self-regulation, in which the industry itself formulates and imposes regulation but in re-
sponse to threats by the government that if it does not the government will impose statu-
tory regulation.”296 Abbildung 8 kann somit wie folgt ergänzt werden: 
 
Abbildung 15:  Ausprägungen von Selbstregulierung 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Neben der proaktiven konnte auch eine reaktive Form der Selbstregulierung identifiziert 
werden. So reagieren Verbände auf externen Druck von Gesellschaft, Verbrauchern, 
Wettbewerbern und Medien. Dies ist eine Ergänzung zu der wissenschaftlichen Literatur 
und wird in Abbildung 14 dargestellt. Die Erweiterung des Kontinuums um den Gover-
nance Modus reaktive Selbstregulierung ist in Abbildung 16 dargestellt. 
 
Der Druck durch die Verbraucher innerhalb der Weinwirtschaft wurde bereits empirisch 
untersucht. So ist beispielsweise der Markt für biologische und biodynamische Weine 
auch auf den Druck der Verbraucher zurückzuführen.297 In einigen Ländern hat sich der 
Bio-Wein sogar aus einer Nische in eine Mainstream-Position bewegt.298 Auch die Rolle 
der Wettbewerber findet sich in der Literatur wieder. In einer fragmentierten Branche wie 
der Weinwirtschaft sind Wettbewerber eine wichtige Quelle des Anstoßes, Umweltprak-
tiken zu verfolgen.299 Die Fokussierung auf Nachhaltigkeit kann unter den Wettbewer-
                                               
296 Black 1996, S. 27. 
297 Vgl. Forbes et al. 2009. 
298 Vgl. Santini et al. 2013a. 
299 Vgl. Tyler et al. 2018; Ferrón Vilchez et al. 2017. 
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bern sogar einen Nachahmungs-Mechanismus fördern, der zu einer Verbreitung nachhal-
tiger Praktiken im Wettbewerbsumfeld führt.300 Ebenso ist es auch in der Weinwirtschaft 
geschehen, wie in Kapitel 3.5.3.5 dargelegt wurde. 
 
Abbildung 16:  Ausprägungen von Selbstregulierung 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Wie die Ergebnisse zeigen, ist Selbstregulierung mehr als die bloße Absicht, Regulierung 
zu vermeiden. Diese Absicht stellt nur eine Form der Selbstregulierung dar. Darüber hin-
aus deuten die Daten darauf hin, dass es möglich ist, die von King/Lenox (2000) und 
Lenox/Nash (2003) vorgeschlagenen Sanktionsmechanismen durch reaktive Selbstregu-
lierung und Stakeholder-Druck zu ersetzen. Die Governance Modi proaktiver und reakti-
ver Selbstregulierung könnten jedoch im Zusammenspiel mit der starken Rolle der Ver-
bände zu einer Trägheit im organisationalen Feld führen, die eine Verzögerung im Wan-
del zu mehr Nachhaltigkeit bewirkt. Dennoch ist die Einbeziehung gesellschaftlicher 
Gruppen und Verbände notwendig, um regulatorisches Versagen zu verhindern. 
3.6.2 Strategische Handlungsempfehlungen 
Aufbauend auf den empirischen Erkenntnissen sollten die Regulierungsbehörden bei der 
Entwicklung von Vorschriften für Nachhaltigkeitspraktiken die pluralistische Struktur 
der deutschen Weinwirtschaft berücksichtigen. Die Einbettung von Regulierungsinitiati-
ven in ein klares Bekenntnis zu und eine Strategie für Nachhaltigkeit ist notwendig, um 
die Branche als Ganzes zu verändern. Konkret müssen die Regulierungsbehörden die 
                                               
300 Vgl. Flores 2018; Santini et al. 2013b. 
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Verbände mit ihrem Fachwissen und ihrer Verbindung zu den Wahlkreisen einbeziehen. 
Um das richtige Gleichgewicht zwischen einer Dynamik innerhalb des organisationalen 
Feldes und der demokratischen Beteiligung kleinerer Regionen oder Mitglieder des orga-
nisationalen Feldes zu finden, dürfen die Regulierungsbehörden ihre Aufmerksamkeit 
nicht nur auf die zentralsten Akteur_innen beschränken.  
 
Für Verbände sind frühe Interventionen am ehesten wirksam, so dass sie enge und stabile 
Beziehungen zu anderen Akteur_innen, insbesondere zu den Regulierungsbehörden, im 
organisationalen Feld benötigen. Die Verbände sollten versuchen zu verstehen, wie po-
tenzielle Regulierungen funktionieren und auf die Auswirkungen reagieren oder sie anti-
zipieren. In Bezug auf ihre Mitglieder sollten Verbände explizit kommunizieren, wie sie 
ihre repräsentativen Rollen durch proaktive und reaktive Selbstregulierung erfüllen. Letz-
teres ist angesichts der zunehmenden Zweifel an dem Mehrwert einer Pflichtmitglied-
schaft in den Verbänden besonders wichtig.301  
 
Schließlich empfiehlt die Studie den Organisationen, die möglicherweise von Regulie-
rungen betroffen sind, ein klares Verständnis dafür zu gewinnen, wie Regulierungen 
funktionieren, um entsprechend zu reagieren oder die Ergebnisse zu antizipieren. Die ver-
schiedenen Modi der Selbstregulierung, die in dieser Studie beschrieben werden, können 
Weinbauern, insbesondere kleinen und mittleren Unternehmen, helfen, die Vorteile einer 
Repräsentation durch mächtige Verbände besser zu verstehen. 
3.6.3 Grenzen der Studie und Implikationen für zukünftige Forschung 
Die Studie über das organisationale Feld der deutschen Weinwirtschaft gibt einen klaren 
Überblick über die Gegebenheiten der Branche, was jedoch die Gefahr einer geringen 
Generalisierbarkeit mit sich bringt. Es wäre wünschenswert, dass weitere Untersuchun-
gen einen Vergleich der Weinwirtschaften mehrerer Länder durchführen. In dieser Studie 
lag der Fokus auf den wichtigsten Akteur_innen, da sie wahrscheinlich Auswirkungen 
auf das organisationale Feld haben. Es könnte auch interessant sein, periphere Akteur_in-
nen zu berücksichtigen. Die deutsche Weinwirtschaft ist durch viele EU-, Landes- und 
Bundesverordnungen geprägt, so dass die Beurteilung eines jüngeren, weniger regulierten 
                                               
301 Vgl. Groser et al. 2010; Linda/Herrmann 2004. 
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organisationalen Feldes eine aufschlussreiche Ergänzung zu den vorliegenden Ergebnis-
sen bieten könnte. Schließlich wäre eine weitere Verwendung von dynamischer SNA 
wünschenswert, um die potenziellen Beziehungen zwischen Mustern und den Netzwer-
ken, in denen sie auftreten, aufzuzeigen. Zudem könnte die qualitativ erfasste Bedeutung 
der Governance Modi zur Stärkung von Nachhaltigkeit quantitativ überprüft werden. 
3.7 Fazit 
Kapitel 3 untersucht mittels einer Mixed-Methods-Methode das Zusammenspiel der 
Governance Modi Regulierung und Selbstregulierung insbesondere mit Blick auf deren 
ökologischen und sozioökonomischen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung innerhalb 
der deutschen Weinwirtschaft. Anhand einer sozialen Netzwerkanalyse wurden die 
Schlüsselakteur_innen identifiziert, die für die Durchsetzung von Nachhaltigkeit inner-
halb der Weinwirtschaft berücksichtigt werden müssen. Basierend auf semi-strukturierten 
Interviews mit den identifizierten Akteur_innen skizziert die Studie das Nachhaltigkeits-
verständnis der Schlüsselakteur_innen. Die Analyse der qualitativen Daten (647 Minuten 
Audiomaterial) leistet zudem folgende wissenschaftliche Beiträge:  
 
Erstens werden die Governance Modi Regulierung und Selbstregierung analysiert, wobei 
Selbstregulierung in seinen Ausprägungsformen erweitert werden konnte. Das Konti-
nuum der Ausprägungsformen von Selbstregulierung lässt sich basierend auf der Erhe-
bung weiter differenzieren in proaktive und reaktive Selbstregulierung (Abbildung 16). 
 
Zweitens wird die Relevanz von Regulierung und Selbstregulierung für die Stärkung von 
Nachhaltigkeit innerhalb der deutschen Weinwirtschaft betrachtet. Es wird deutlich, dass 
die Selbstregulierung durch Schlüsselakteur_innen eine entscheidende Rolle bei der Ver-
besserung der Nachhaltigkeit spielt, wobei der klassischen Regulierung in diesem Zusam-
menhang weiterhin eine hohe Bedeutung zukommt. Innerhalb der Interviews betonten die 
Akteur_innen die Wichtigkeit der Kombination verschiedener Governance Modi. Es kann 
demnach nicht pauschal beantwortet werden, welcher Governance Modus sich besser zur 
Stärkung von Nachhaltigkeit eignet, vielmehr kommt es auf die Situation und das Zusam-




Drittens wurden abschließend exemplarisch für die Governance Modi nachhaltigkeitsbe-
zogene Ergebnisse in der deutschen Weinwirtschaft festgehalten. Dabei wurde deutlich, 
dass innerhalb der deutschen Weinwirtschaft bisher Regulierung den größten Effekt auf 
die Implementierung nachhaltiger Praktiken hat.  
 
Nachdem die Governance Modi Regulierung und Selbstregulierung ausführlich betrach-
tet und hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die Implementierung von nachhaltigen Prak-
tiken analysiert wurden, wird in den folgenden Kapiteln CG untersucht. CG wird zuneh-
mend als globales und proaktives politisches Instrument betrachtet, dem insbesondere für 
die Erreichung der SDGs eine große Bedeutung zukommt. Zur konkreten Umsetzung von 
CG als politisches Instrument besteht jedoch noch Forschungsbedarf.302 Dieser wird mit 
den folgenden zwei Studien adressiert. Kapitel 4 betrachtet den Prozess von CG im Kon-
text der deutschen Landwirtschaft und identifiziert Treiber sowie Schlüsselfaktoren für 
CG. Kapitel 5 baut auf den Ergebnissen aus Kapitel 4 auf, das einen integrativen Prozess 
als Schlüsselschritt ausmacht. Für den Erfolg von CG ist demnach eine breite Teilnahme 
aller relevanten Akteur_innen erforderlich. Um diese zu erreichen, wird in Kapitel 5 die 
Teilnahmemotivation an CG in der deutschen Landwirtschaft erforscht. 
  
                                               
302 Vgl. Ansell/Gash 2018. 
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4 Nachhaltigkeit durch Collaborative Governance in der 
deutschen Landwirtschaft 
4.1 Einleitung 
Collaborative Governance, der dritte Governance Modus, der im Rahmen dieser Disser-
tation betrachtet wird, wurde in der Vergangenheit von Regierungen und internationalen 
Organisationen oft als letzter Ausweg angesehen, wenn andere Strategien versagt haben. 
Dies hat sich jedoch stark gewandelt und CG wird nun vielmehr als proaktives politisches 
Instrument wahrgenommen, welches das Potenzial hat, zur Erreichung der SDGs beizu-
tragen.303 Entsprechend ist ein vermehrtes Aufkommen von CG zu verzeichnen, das auch 
auf die Zunahme von Problemen zurückzuführen ist, die mit den SDGs adressiert werden 
sollen. Es handelt sich um Probleme, die aufgrund unvollständiger oder widersprüchli-
cher Informationen, sich schnell verändernder Umgebungen und komplexer Interdepen-
denzen schwierig oder unmöglich zu lösen sind, sogenannte wicked problems.304 Ein Bei-
spiel für wicked problems ist der Klimawandel. Durch Erwärmung der Atmosphäre und 
der Ozeane steigt der Meeresspiegel, was wiederum Inselstaaten und Küstengemeinden 
bedroht. Extreme Wetterereignisse gefährden Bevölkerungsgruppen auf der ganzen Welt 
und führen zu Nahrungsmittel- und Wasserknappheit und zu veränderten Mustern der 
landwirtschaftlichen Produktion. Wicked problems zu lösen, gestaltet sich schwierig, da 
sie eine Vielzahl von Interessengruppen in verschiedenen Organisationen und Rechtssys-
temen involvieren, die das Problem und die Lösung unterschiedlich sehen und interpre-
tieren können. Entsprechend können wicked problems nicht von einer Organisation allein 
gelöst werden. Um wicked problems lösen zu können, muss über Grenzen hinausgedacht 
werden, dies impliziert Grenzen von Regierungen, Sektoren, Gerichtsbarkeiten, geogra-
fischen und sogar konzeptionellen Grenzen. Dieser grenzübergreifende Ansatz motiviert 
und erfordert CG.305 
 
Allgemein gesprochen, beschreibt CG neue Muster des Regierens und Verwaltens. Öf-
fentliche und private Interessengruppen werden zusammengebracht, mit dem Ziel der 
                                               
303 Vgl. Ansell/Gash 2018. 
304 Vgl. Rittel/Webber 1973. 
305 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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kollektiven Gestaltung und Umsetzung von Politik.306 Im Rahmen von CG wird Ver-
trauen zwischen den Teilnehmer_innen aufgebaut und ein gemeinsames Verständnis für 
das Problem erarbeitet.307 Auf diese Weise können öffentliche Einrichtungen durch CG 
lange bestehende Konflikte überwinden und das Vertrauen der Stakeholder und die Ak-
zeptanz von Entscheidungen aufbauen.308 Sie ermöglicht den teilnehmenden Organisati-
onen, Ressourcen zu teilen.309 
 
Um CG zu untersuchen, weiterzuentwickeln und bestehendes Wissen zu testen, haben 
Emerson et al. (2012) ein multidimensionales Framework entwickelt, das bezüglich Ein-
stellungen, Skalen und Variationen in CG Konstellationen verallgemeinerbar und breit 
anwendbar ist.310 Sie bauen dabei auf die Arbeit von verschiedenen Wissenschaftler_in-
nen und Praktiker_innen auf, die Frameworks für kollaborative Zusammenarbeit aufge-
stellt haben, wobei jeweils ein anderer Fokus zugrunde lag: sektorübergreifende Zusam-
menarbeit,311 Planung der Zusammenarbeit,312 Kooperationsprozesse,313 Netzwerkma-
nagement,314 kollaborative Gestaltung von Staat und öffentlichen Verwaltungen,315 Um-
weltmanagement316 und Konfliktlösung317 und CG im Allgemeinen.318 Die vorliegende 
Studie baut auf dem Framework von Emerson et al. (2012) auf und knüpft an die von 
Emerson et al. (2012) identifizierten Forschungslücken an. 
4.2 Ziel der Studie 
Das Framework von Emerson et al. (2012) bietet eine gute Grundlage für das Verständnis 
und weitere Untersuchungen von CG und hat einen hohen Stellenwert in der CG-Litera-
tur. Es gibt jedoch noch zahlreiche Forschungsmöglichkeiten, die an die Entwicklung des 
Frameworks anknüpfen. Laut Emerson et al. (2012) soll zukünftige Forschung untersu-
                                               
306 Vgl. Vangen et al. 2014; Ansell/Gash 2018. 
307 Vgl. Bryson et al. 2015; Ansell/Gash 2007; Emerson/Nabatchi 2015b. 
308 Vgl. Emerson et al. 2009. 
309 Vgl. Ulibarri/Scott 2017; Berardo et al. 2014. 
310 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
311 Vgl. Bryson et al. 2006. 
312 Vgl. Bentrup 2001; Innes/Booher 1999; Selin/Chavez 1995. 
313 Vgl. Thomson/Perry 2006; Daniels/Walker 2001. 
314 Vgl. Koppenjan/Klijn 2006. 
315 Vgl. Agranoff/McGuire 2001. 
316 Vgl. Agrawal/Lemos 2007. 
317 Vgl. Emerson et al. 2009. 
318 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
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chen, wie bestimmte Teile des Frameworks in verschiedenen Kontexten angewendet wer-
den können. Dabei sollen insbesondere die Komponenten und ihre Beziehungen unterei-
nander genau analysiert werden. Weitere Forschung ist notwendig, um herauszufinden, 
wo, wann und warum welche Komponenten in welchem Ausmaß für den Erfolg der Zu-
sammenarbeit notwendig sind.  
 
Die vorliegende Studie nimmt die identifizierten Forschungslücken als Ausgangspunkt 
untersucht diese in dem Kontext der deutschen Landwirtschaft. Dass die Landwirtschaft 
ein lohnenswertes organisationales Feld zur Untersuchung wichtiger Fragen der CG ist, 
findet sich bereits in der wissenschaftlichen Literatur wieder,319 die unter anderem den 
Umweltschutz und die Flächenschonung untersucht, was wichtige Bestandteile der Land-
wirtschaft sind. Auch Studien der öffentlichen Verwaltung befassen sich mit CG im Kon-
text des Umweltschutzes.320 Es gibt folglich bereits einige Studien, die CG im Zusam-
menhang mit Umweltschutz untersuchen. Empirische Erhebungen zu CG und der Förde-
rung von Nachhaltigkeit gibt es bisher jedoch kaum.321 Die vorliegende Studie knüpft an 
dieses Defizit an und legt der Erhebung folgende Forschungsfragen zugrunde: 
 
FF 1: Was ist die treibende Kraft für Collaborative Governance in der deutschen Land-
wirtschaft?  
 
FF 2: Wie läuft Collaborative Governance in der deutschen Landwirtschaft ab? 
  
FF 3: Was sind Schlüsselschritte im Prozess von Collaborative Governance in der deut-
schen Landwirtschaft?  
 
Ziel der Studie ist es, die Anwendbarkeit des CG Framework von Emerson/Nabatchi 
(2015a) auf Nachhaltigkeitsprobleme im Kontext der deutschen Landwirtschaft zu prüfen 
und das Framework ggf. entsprechend zu erweitern. Insbesondere aufgrund der wachsen-
den Bedeutung von CG für die Adressierung der SDGs sollen für regulierende Institutio-
nen bzw. CG-Manager_innen praxisnahe Erkenntnisse generiert werden, die Aufschluss 
über die Entstehung, den Prozess und Schlüsselschritte von CG geben. 
                                               
319 Vgl. Ansell/Gash 2007; Thomson/Perry 2006. 
320 Vgl. Tang/Tang 2014; Imperial 2005; Jung et al. 2009; Thomas/Koontz 2011. 
321 Vgl. Lange et al. 2019. 
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Zur Beantwortung der Forschungsfragen werden verschiedene Akteur_innen der deut-
schen Landwirtschaft hinsichtlich ihrer Erfahrung mit der Erreichung nachhaltigkeitsbe-
zogener Vorhaben durch CG befragt. Die qualitative Erhebung erfolgt in Form von leit-
fadengestützten Interviews. Die Daten werden basierend auf der qualitativen Inhaltsana-
lyse nach Mayring (2015) ausgewertet. Um die intersubjektive Nachvollziehbarkeit die-
ser qualitativen Erhebung zu gewährleisten, folgt die Studie dem Forschungsdesign in 
Abbildung 17, das in Anlehnung an das allgemeine Grunddesign qualitativer Forschung 
nach Mayring (2010a) entwickelt wurde.322 
Abbildung 17:  Forschungsdesign der vorliegenden Studie 
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Mayring (2010a)) 
                                               
322 Vgl. Mayring 2010a. 
Explikation des Theoriehintergrunds 
Stand der Forschung, Theorieansatz, Vorverständnis (Kapitel 4.3 und 4.4) 
Explikation und Spezifizierung der Fragestellung 
Relevanz, Problembezug der Fragestellung, offene Fragestellung  
(Kapitel 4.1 und 4.2) 
Empirische Basis 
Beschreibung des Materials, der Materialauswahl (Kapitel 4.5.1) 
Methodischer Ansatz 
Erhebungs-, Aufbereitungs-, Auswertungsverfahren; Begründung der Verfahren 
(Kapitel 4.5.3) 
Ergebnisse 
Darstellung, Zusammenfassung, Analyse, Rückbezug auf Fragestellung  
(Kapitel 4.6) 
Schlussfolgerungen 
Gütekriterien, Relevanz der Ergebnisse (Kapitel 4.7) 
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Mayring (2015) betont die Bedeutung eines genauen Untersuchungsplans für qualitative 
Erhebungen. Zum einen wird das Verfahren dadurch transparent und nachvollziehbar, 
was von besonderer Relevanz ist, da die intersubjektive Nachvollziehbarkeit zu den Kern-
kriterien qualitativer Forschung zählt. Zum anderen ermöglichen die Ausarbeitung eines 
Forschungsdesigns im Voraus und das Umsetzen der Ablaufschritte des festgelegten De-
signs eine besonders gute Durchschaubarkeit des Forschungsprozesses. In das Grundde-
sign sind zwei Rückkoppelungsschleifen integriert. Mit der ersten Schleife werden die 
Ergebnisse auf die in Kapitel 4.2 formulierten Fragestellungen bezogen, um zu überprü-
fen, inwieweit die Fragen beantwortet werden konnten. In der zweiten Rückkoppelungs-
schleife werden die verallgemeinerten Ergebnisse an den Forschungs- und Theoriestand 
angebunden. Dies kann zu einer Erweiterung, Modifizierung und in aller Regel zur For-
mulierung weiterer Forschungsfragen führen, die in der gleichen Studie oder in nachfol-
genden Projekten bearbeitet werden können.323 
4.3 Collaborative Governance 
Collaborative Governance ist ein sehr anspruchsvoller und zeitaufwendiger Prozess.324 
Doch bereits im Prozess bietet CG Vorteile gegenüber anderen Governance Modi, wie 
beispielsweise traditioneller Regulierung. Durch den Fokus auf die Zusammenarbeit wer-
den Dialog und Diskussion gefördert325 und eine Vertrauensbeziehung zwischen den 
Netzwerkakteur_innen aufgebaut.326 Ist CG erfolgreich, kann sie im Ergebnis zu mehr 
Regierungsverantwortung führen und bürgerschaftliches Engagement steigern.327 
 
CG ist im Kontext der öffentlichen Verwaltung328 und des öffentlichen Managements329 
des 21. Jahrhunderts sehr prominent geworden. Aber auch in anderen Disziplinen wie der 
Politikwissenschaft,330 der Planung,331 der Konfliktlösung332 und Umweltstudien333 hat 
                                               
323 Vgl. Mayring 2010a. 
324 Vgl. Johnston et al. 2011; Ansell/Gash 2007. 
325 Vgl. Berardo et al. 2014. 
326 Vgl. Klijn et al. 2010. 
327 Vgl. Johnston et al. 2011. 
328 Vgl. Bingham/O'Leary 2015; Emerson et al. 2012. 
329 Vgl. Agranoff/Michael McGuire 2004. 
330 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
331 Vgl. Innes/Booher 1999. 
332 Vgl. Susskind/MacKearnan 1999. 
333 Vgl. Koontz et al. 2004. 
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CG in den vergangenen Jahren viel an Aufmerksamkeit bekommen.334 Trotz der weiten 
Verbreitung in den verschiedenen Disziplinen sind die in der wissenschaftlichen Literatur 
gebräuchlichen Definitionsansätze von CG weitestgehend inkonsistent.335 Zadek (2008) 
zufolge spricht man von CG, wenn verschiedene Parteien zusammenarbeiten und Stan-
dards und Regeln etablieren, welche für die involvierten Parteien oder auch für ein brei-
teres Feld von Akteur_innen gelten. Die Definition von Zadek (2008) ist weit gefasst und 
umfasst beispielsweise Partnerschaften zwischen dem Staat, dem privaten Sektor oder der 
Zivilgesellschaft, regionale Zusammenarbeit oder auch zwischenstaatliche Strukturen der 
Zusammenarbeit.336 Ansell/Gash (2007) fassen den Begriff in ihrem Literaturüberblick 
deutlich enger und halten als wesentliches Kriterium fest, dass CG vom Staat ausgeht: „A 
governing arrangement where one or more public agencies directly engage non-state 
stakeholders in a collective decision-making process that is formal, consensus-oriented, 
and deliberative and that aims to make or implement public policy or manage public pro-
grams or assets.”337  
 
Darüber hinaus definieren Ansell/Gash (2007) fünf weitere wesentliche Kriterien: Erstens 
erfordert CG Beteiligung von staatlichen Akteur_innen. Zweitens nehmen die Teilneh-
mer_innen direkt an der Entscheidungsfindung teil und haben gegenüber der staatlichen 
Institution nicht nur eine beratende Funktion. Drittens ist CG formal organisiert, womit 
es sich von zwangloseren und konventionellen Formen der Interaktion zwischen Behör-
den und Interessengruppen unterscheidet. Viertens zielt CG darauf ab, Entscheidungen 
im Konsens zu treffen, auch wenn sich das in der Praxis nicht einfach gestaltet und mög-
licherweise nicht erreicht wird, so geht es darum, einen Konsens anzustreben. Fünftens 
konzentriert sich CG auf politische Maßnahmen und öffentliche Themen.338 
 
Der Dissertation liegt die Definition von Emerson et al. (2012) zugrunde, da sie Ansätze 
aus beiden vorangegangenen Definitionen vereint. Sie greifen den Literaturüberblick von 
Ansell/Gash (2007) auf, entwickeln aber eine breitere, weniger normative Definition. 
Ihnen zufolge versteht man unter CG Prozesse und Strukturen der politischen Entschei-
dungsfindung und des Managements, die Menschen konstruktiv über die Grenzen von 
                                               
334 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
335 Vgl. Rasche 2010. 
336 Vgl. Zadek 2008. 
337 Ansell/Gash 2007, S. 544. 
338 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
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Behörden, Regierungsebenen und/oder des öffentlichen, privaten und zivilen Bereichs 
hinweg einbinden, um einen öffentlichen Zweck zu erfüllen, der sonst nicht erreicht wer-
den könnte. Diese Definition bietet ein breiteres analytisches Konzept und beschränkt CG 
nicht auf formale, staatlich initiierte Vereinbarungen. Aus ihrer Sicht kann CG viele For-
men haben, darunter Partnerschaften zwischen dem Staat, der Privatwirtschaft und der 
Zivilgesellschaft, gemischte Arrangements zwischen privatgewerblichen Leistungsanbie-
tern und öffentlichen Einrichtungen oder Nonprofit-Organisationen, Kollaborationen auf 
kommunaler Ebene sowie weitere Arten von Kooperationsvereinbarungen, die im priva-
ten oder zivilen Bereich initiiert wurden.339 
 
Da der Begriff CG nach der Definition von Emerson et al. (2012) recht generisch ist, 
entwickeln sie das Konzept der Collaborative Governance Regimes (CGR). Konkret ist 
ein CGR eine Institution, die für kollektive Entscheidungsfindung ausgelegt ist, die eine 
öffentliche Politik- oder Dienstleistungsorientierung hat, autonome Organisationen um-
fasst, die verschiedene Interessen vertreten, über Verfahrensnormen und -regeln verfügt 
und wiederholte Interaktionen erfährt.340 In einem CGR ist die grenzübergreifende Zu-
sammenarbeit maßgebend für Verhalten, Entscheidungsfindung und Aktivität unter den 
selbstständigen Teilnehmer_innen. Die beteiligten Akteur_innen finden sich zusammen, 
um einen gemeinsamen Zweck zu erreichen, der durch ein oder mehrere Zielvorgaben 
definiert ist. CGR basieren auf der Dynamik der Zusammenarbeit und den spezifischen 
Aktionen, die als Folge dieser Dynamik durchgeführt werden.341 
4.4 Collaborative Governance Framework  
4.4.1 Systemkontext  
Das integrative Framework für CG beschreibt eine Reihe verschachtelter Dimensionen, 
in denen verschiedene Komponenten und Elemente so positioniert sind, dass sie dyna-
misch, nichtlinear und iterativ zusammenarbeiten. Die verschachtelten Dimensionen, die 
                                               
339 Vgl. Emerson et al. 2012. 
340 Vgl. Scott/Thomas 2017; Emerson/Nabatchi 2015b. 
341 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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in der Abbildung 18 als Rechtecke dargestellt sind, repräsentieren den allgemeinen Sys-
temkontext, das CGR und ihre interne Kollaborationsdynamik und -aktivität.342 Das äu-
ßerste Rechteck, dargestellt durch durchgezogene Linien und dunkel schattiert, stellt den 
umgebenden Systemkontext dar. 
  
 
Abbildung 18: Integratives Framework von Collaborative Governance(Quelle: Eigene 
Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012)) 
Die Literatur zeigt deutlich, dass die zu Beginn der CG bestehenden Bedingungen die 
Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten entweder erleichtern oder behindern können. 
Mehrere externe Bedingungen wurden in diesem Zusammenhang identifiziert, die ein 
CGR beeinflussen können.343 Ansell/Gash (2007) haben die kritischen Ausgangsbedin-
gungen auf drei große Variablen reduziert: Ungleichgewicht zwischen den Ressourcen 
oder der Macht verschiedener Interessengruppen, die Anreize, die die Interessengruppen 
zur Zusammenarbeit haben, und die Vorgeschichte von Konflikten oder Kooperationen 
zwischen Interessengruppen.344 Emerson et al. (2012) erweitern den Blick auf die Zusam-
menarbeit als System eingebettet in eine größere und in Interaktion mit einer größeren 
Umgebung.345  
                                               
342 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
343 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a; Ansell/Gash 2007; Bryson et al. 2006; Thomson/Perry 2006. 
344 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
345 Vgl. Bryson et al. 2015. 
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Die Anfangsbedingungen eines CGR bezeichnen Emerson et al. (2012) als Systemkon-
text. Wesentliche Elemente des Systemkontextes sind vorhandene Ressourcen, politische 
und rechtliche Rahmenbedingungen, sozioökonomische und kulturelle Merkmale, Netz-
werkeigenschaften, politische Dynamiken und Machtbeziehungen sowie die Vorge-
schichte des Konflikts. Dieser breite und dynamische Kontext schafft Chancen und Hin-
dernisse, die sich von Anfang an direkt auf das CGR auswirken und ihre Konturen im 
Laufe ihrer Entwicklung prägen. Insbesondere beeinflusst der Kontext nicht nur die Ini-
tiierung von CGR, sondern auch die Dynamik und Performance von CGR im Laufe der 
Zeit. So können beispielsweise nach Beginn der Zusammenarbeit erwartete Ereignisse 
(z.B. eine Wahl, die Verabschiedung von Gesetzen oder die Verabschiedung einer Ver-
ordnung) und unerwartete Ereignisse (z.B. ein extremes Wetterereignis oder politische 
Geschehnisse) neue Möglichkeiten eröffnen oder unerwartete Herausforderungen darstel-
len. Um diese Umstände abzubilden, haben Emerson et al. (2012) den Systemkontext als 
dreidimensionalen Raum um das CGR dargestellt und nicht als separaten Satz von Aus-
gangsbedingungen.  
 
Entgegen einiger Frameworks, die den Systemkontext mit den Treibern für CG ver-
schmelzen,346 trennt das Framework von Emerson et al. (2012) die äußeren Bedingungen 
von den wesentlichen Treibern.347 Die Treiber unterliegen stets einer gewissen Dynamik. 
Sie können alle vier gleichzeitig anwesend und sichtbar sein, allerdings auch in unter-
schiedlichem Maße. Sie können im Laufe der Zeit und als Reaktion aufeinander sowie 
auf sich ändernde Bedingungen im Systemkontext entstehen, zurücktreten oder sich wei-
terentwickeln.348 In den folgenden Unterkapiteln werden die vier von Emerson et al. 
(2012) identifizierten Treiber genauer erläutert. 
4.4.2 Treiber 
4.4.2.1 Unsicherheit 
Unsicherheit bezieht sich auf Situationen von Zweifeln, Mehrdeutigkeiten, begrenzte In-
formationen und Instabilität im Zusammenhang mit aktuellen und zukünftigen Bedingun-
                                               
346 Vgl. Thomson/Perry 2006; Bentrup 2001; Ansell/Gash 2007. 
347 Vgl. Emerson et al. 2012. 
348 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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gen, Ereignissen, Ressourcenverfügbarkeit oder Entscheidungen anderer Akteur_in-
nen.349 Komplexe Situationen erfordern es, Unsicherheit zu verringern und die organisa-
torische Stabilität zu erhöhen.350 Wenn die Öffentlichkeit und die Vertreter unterschied-
licher Interessen über perfekte Informationen über ein Problem und seine Lösung verfü-
gen würden, könnte sie unabhängig handeln, um ihre Interessen zu verfolgen oder auf 
Risiken zu reagieren.351 Unsicherheit kann Gruppen dazu bringen, Risiken durch Zusam-
menarbeit zu reduzieren oder zu teilen sowie Kreativität und Innovation fördern. Unsi-
cherheit kann aber auch Gruppen in den Wettbewerb treiben. Kollektive Unsicherheit 
über gesellschaftliche Probleme wie beispielsweise den Klimawandel kann zu Kontro-
versen und Gegensätzen führen. Die kollektive Unsicherheit über den Umgang mit ge-
sellschaftlichen Problemen hängt auch mit dem Treiber der Abhängigkeit zusammen. Sie 
kann ein Schlüssel dafür sein, um die Antwort auf die Unsicherheit vom Wettbewerb in 
die Zusammenarbeit umzuwandeln.352 
4.4.2.2 Abhängigkeit 
In einer Welt schrumpfender Ressourcen und wachsender vernetzter Probleme ist die ge-
genseitige Abhängigkeit zur Zielerreichung ein nahezu konstanter Zustand. Zusammen-
arbeit entsteht oft dadurch, dass Einzelpersonen und Organisationen ein wichtiges Ziel 
allein nicht erreichen können.353 Gegenseitige Abhängigkeit wird somit zu einem wesent-
lichen Treiber für CGR, nachdem frühere Versuche, es allein zu schaffen, erfolglos ge-
blieben sind. Wenn es beispielsweise einer Behörde, einer öffentlichen Institution, einem 
Dienstleister oder einer nichtstaatlichen Organisation nicht gelingt, ein wichtiges öffent-
liches Problem oder Bedürfnis durch ihre interne Organisation und mit eigenen Mitteln 
anzugehen, kann es notwendig werden, Partnern aus der Wirtschaft, von Nichtregierungs-
organisationen oder aus der Zivilgesellschaft einzubeziehen.354 Dieser Treiber wird von 
Bryson et al. (2006) als Sektorversagen355 und von Ansell/Gash (2007) als Einschränkun-
gen der Beteiligung356 bezeichnet. Die bloße Existenz von Abhängigkeit reicht jedoch 
                                               
349 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
350 Vgl. Bryson et al. 2006. 
351 Vgl. Bentrup 2001. 
352 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
353 Vgl. Thomson/Perry 2006. 
354 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
355 Vgl. Bryson et al. 2006. 
356 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
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nicht aus für ein Entstehung von CG. Vielmehr werden Menschen nur dann zur Zusam-
menarbeit motiviert, wenn Abhängigkeiten von Schlüsselpersonen erkannt werden. Die 
Motivation, sich mit gegenseitigen Abhängigkeiten auseinanderzusetzen, wird durch die 
Anwesenheit von Anreizen gestärkt. 357  
4.4.2.3 Anreize 
Anreize gehören zur Ausgangsbedingung für eine Teilnahme an CG.358 Da die Beteili-
gung an CG stets freiwillig ist, auch wenn sie von regulierenden Institutionen forciert 
werden kann, spielen Anreize, die Stakeholder haben, eine Zusammenarbeit einzugehen, 
eine große Rolle.359 Die Anreize zur Teilnahme hängen zum Teil von den Erwartungen 
der Interessengruppen an den kollaborativen Prozessen ab.360 Die Anreize zur Teilnahme 
sind gering, wenn die Interessengruppen ihre Ziele einseitig oder mit alternativen Mitteln 
erreichen können. Wenn es alternative Orte gibt, an denen Interessenvertreter ihre Ziele 
einseitig verfolgen können, wird CG nur dann funktionieren, wenn die Interessenvertreter 
sich selbst als stark voneinander abhängig wahrnehmen.361 Wenn diese Anreize mit wich-
tigen Ergebnissen in Verbindung gebracht werden, steigt die Motivation zur Zusammen-
arbeit. Daraus ergibt sich die Bedeutung von Folgeanreizen – die sich auf interne oder 
externe Fragen beziehen, die angegangen werden müssen, um markante Risiken zu min-
dern oder festgelegte Bedingungen für Schlüsselakteur_innen und die breitere Öffentlich-
keit zu verbessern. Interne Anreize beziehen sich beispielsweise auf Probleme, Ressour-
cenbedarf, Interessen oder Chancen. Externe Anreize hingegen können situative oder in-
stitutionelle Krisen oder Bedrohungen sein. Anreize sind jedoch nicht zwingend negativ, 
so kann beispielsweise die Verfügbarkeit eines Zuschusses oder einer neuen Finanzie-
rungsmöglichkeit ebenfalls zur Entwicklung eines CGR führen.362  
 
Nicht alle Anreize sind ausreichend ausgeprägt, um die Gründung eines CGR voranzu-
treiben. Um die Zusammenarbeit zu fördern, müssen sich potenzielle Teilnehmer_innen 
des Anreizes bewusst sein und verstehen, dass Zusammenarbeit positive Auswirkungen 
haben kann. Letztendlich trägt dieses breite Bewusstsein dazu bei, den motivierenden 
                                               
357 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
358 Vgl. Ansell/Gash 2007; Emerson/Nabatchi 2015a. 
359 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
360 Vgl. Schneider et al. 2003. 
361 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
362 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Druck zu erzeugen, der den Einzelnen dazu bringt, zusammenzukommen, um zu handeln. 
Der Anreiz muss folglich die Eigenschaften haben, die Menschen dazu zu bringen, die 
daraus resultierenden Vorteile zu nutzen oder Verluste zu vermeiden. Aber auch bei sig-
nifikanten Folgeanreizen muss ein vierter Treiber, die initiierende Führung, vorhanden 
sein, bevor ein CGR entstehen kann.363 
4.4.2.4 Initiierende Führung 
Die Bedeutung von Führung für die Zusammenarbeit wird sowohl von Praktikern als auch 
von Wissenschaftlern gemeinhin anerkannt.364 Führung wird allgemein als kritischer Be-
standteil angesehen, wenn es darum geht, Parteien an den Tisch zu bringen und sie durch 
die schwierigen Stellen des kollaborativen Prozesses zu führen.365 Die Initiierung von 
Führung bezieht sich auf die Anwesenheit und das Handeln einer Person oder Kern-
gruppe, die das Interesse an CG weckt und erste Vorgespräche dazu anregt. Initiierende 
Führungskräfte sind in der Lage, Ressourcen und Unterstützung für ein CGR in die Wege 
zu leiten und zu sichern. Sie schätzen die Herausforderungen des Systemkontextes und 
erkennen den Druck der anderen drei Treiber: die Unsicherheit der zukünftigen Bedin-
gungen, die Abhängigkeit zwischen den Akteur_innen und die Folgen von (Nicht-)Han-
deln. Besonders wichtig ist, dass die impulsgebende Führung dann die „Motivationskraft“ 
erzeugen und liefern muss, damit die Teilnehmer_innen zusammenkommen.366 
 
Impulsgebende Führungspersönlichkeiten können aus einer Vielzahl von Organisationen 
oder Gruppen hervorgehen.367 Sie können beispielsweise von einer oder mehreren Regie-
rungsstellen, gewählten oder politischen Ämtern, Nichtregierungsorganisationen oder 
Bürgergruppen stammen. Sie können auch aus der Privatwirtschaft kommen oder ein ein-
flussreiches Mitglied der Öffentlichkeit sein. Unabhängig von ihrer organisatorischen 
Heimat ziehen die impulsgebenden Führungskräfte aufgrund ihrer persönlichen Statur 
und ihres Rufs wichtige Interessengruppen direkt oder indirekt über andere an. Bei der 
Verfolgung einer gemeinsamen Anstrengung neigen die Initiatoren dazu, enge berufliche 
und soziale Netzwerke zu haben, von Schlüsselpersonen wahrgenommen zu werden und 
                                               
363 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
364 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a; Ansell/Gash 2007; Bingham/O'Leary 2015. 
365 Vgl. Ansell/Gash 2007; Chrislip/Larson 1994; Heikkila/Gerlak 2005; Huxham et al. 2000; Imperial 
2005; Margerum 2001; Murdock et al. 2005. 
366 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
367 Vgl. Koontz et al. 2004. 
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als ausreichend glaubwürdig und vertrauenswürdig angesehen zu werden. Sie sind in der 
Lage, ihre formelle oder informelle Autorität und strategische Vision auszuüben, um das 
Klima und die Möglichkeiten für die Zusammenarbeit zu schaffen und die zentralen The-
men ausreichend breit und umfassend zu gestalten.368 Unabhängig davon sollte sich die 
führende Person für gemeinsame Problemlösungen engagieren und Unparteilichkeit in 
Bezug auf die Präferenzen der Teilnehmer_innen zeigen.369 Auch die Fähigkeit, das vor-
liegende Thema so zu formulieren, dass verschiedene Partner seine Bedeutung und seine 
Relevanz verstehen können, ist erforderlich.370 Darüber hinaus kann die Führungskraft die 
hohen und potenziell einschränkenden Transaktionskosten für die Initiierung einer Zu-
sammenarbeit übernehmen, z.B. durch die Bereitstellung von Personal, Technologien und 
anderen Ressourcen.371  
 
Ansell/Gash (2007) weisen auf die Notwendigkeit von „organischen“ Führungskräften 
hin. Darunter verstehen sie Führungskräfte, die aus der Gemeinschaft der Interessengrup-
pen hervorgehen. Sie sollen zu Beginn des Prozesses den Respekt und das Vertrauen der 
verschiedenen Interessengruppen lenken. Einer organischen Führungskraft bedarf es nach 
Ansell/Gash (2007) besonders dann, wenn die Machtverteilung asymmetrisch ist oder die 
Anreize zur Teilnahme schwach sind.372 Alle von Emerson et al. (2012) identifizierten 
Treiber sind in Abbildung 19 dargestellt. 
 
Abbildung 19:  Treiber für Collaborative Governance  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012)) 
                                               
368 Vgl. Gray 1989; Emerson/Nabatchi 2015a. 
369 Vgl. Bryson et al. 2006. 
370 Vgl. Bryson et al. 2015. 
371 Vgl. Schneider et al. 2003. 
372 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
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4.4.3 Dynamiken von Collaborative Governance  
4.4.3.1 Zusammenspiel der drei Komponenten 
Die Gestaltung und Umsetzung von CG erfolgt durch Prozesse wie Kommunikation, ge-
meinsame Verantwortung und Entscheidungsfindung. Solche Governanceprozesse kön-
nen viele Formen und Gestalten annehmen und sind wichtig, weil sie Vehikel sind, durch 
die Partner die Legitimität erlangen, Macht auszuüben und zu handeln.373 Zur Konzeptu-
alisierung von Zusammenarbeit gibt es zwei Ansätze in der wissenschaftlichen Litera-
tur:374 Ein Ansatz stellt die Zusammenarbeit als eine lineare Abfolge von kognitiven 
Schritten oder Stadien dar, die im Laufe der Zeit auftreten, einschließlich Problemdefini-
tion, Richtungsbestimmung und Implementierung.375 Ein anderer Ansatz betrachtet die 
Zusammenarbeit als eine Art progressiv zyklische oder iterative Interaktion zwischen den 
Teilnehmer_innenn. Diesen Ansatz verfolgen Emerson/Nabatchi (2015a) aufbauend auf 
Ansell/Gash (2007) und Thomson/Perry (2006) bei der Entwicklung des integrativen 
Frameworks für CG. 376 Nach Emerson/Nabatchi (2015a) besteht die Dynamik der Zu-
sammenarbeit aus drei interagierenden Komponenten, die jeweils vier Elemente enthal-
ten:  
(1) prinzipientreues Engagement, das Entdeckung, Definition, Beratung und gemeinsame 
Festlegung beinhaltet;  
(2) gemeinsame Motivation, die Vertrauen, gegenseitiges Verständnis, interne Legitimi-
tät und Engagement umfasst, und  
(3) die Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln, die prozedurale und institutionelle Arrange-
ments, Führung, Wissen und Ressourcen beinhaltet.  
 
Jede Komponente arbeitet durch ihren progressiven und iterativen Zyklus auch daran, die 
beiden anderen zu erzeugen und zu unterstützen. Ebenso arbeiten die Elemente dyna-
misch zusammen, um ihre einzelnen Bestandteile zu verstärken. Die Qualität und das 
Ausmaß des prinzipientreuen Engagements, der gemeinsamen Motivation und der Fähig-
keit zum gemeinsamen Handeln hängen von den produktiven und selbstverstärkenden 
                                               
373 Vgl. Vangen et al. 2014. 
374 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015b. 
375 Vgl. Selin/Chavez 1995; Gray 1989. 
376 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Interaktionen zwischen ihren Elementen ab. Die Gesamtqualität und das Ausmaß der Ko-
operationsdynamik hängen wiederum von den produktiven und selbstverstärkenden In-
teraktionen zwischen ihren drei Komponenten ab. Das Zusammenspiel der Komponenten 
ist in der Abbildung 20 dargestellt.377 Im Folgenden werden die einzelnen Komponenten 
basierend auf Emerson/Nabatchi (2015a) im Detail erläutert, beginnend mit dem prinzi-
pientreuen Engagement. 
 
Abbildung 20:  Zusammenspiel der drei Komponenten  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012)) 
4.4.3.2 Prinzipientreues Engagement 
Emerson/Nabatchi wählen den Begriff „prinzipientreu” (englisch principled), da er be-
stimmte zugrundeliegende normative Annahmen impliziert, insbesondere über die Ver-
haltensinteraktionen zwischen den Teilnehmer_innen. Zu diesen Grundsätzen gehören 
ein fairer und ziviler Diskurs sowie eine offene und integrative Kommunikation, die von 
den Perspektiven und dem Wissen aller Teilnehmer_innen geprägt ist.378 Darüber hinaus 
erfordert effektives Engagement typischerweise eine ausgewogene Repräsentation von 
                                               
377 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
378 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
 
87 
allen relevanten und signifikanten unterschiedlichen Interessen.379 Eine ausgewogene Re-
präsentation ist ein Indikator für die Vielfalt – nicht nur in Bezug auf die Teilnehmer_in-
nen_innen am Tisch, sondern auch in Bezug auf die für das jeweilige Thema relevanten 
Ideen, Überzeugungen und Perspektiven.380 
 
Das prinzipientreue Engagement erfolgt iterativ über die Zeit. Es ermöglicht Menschen 
mit unterschiedlichen inhaltlichen, relationalen und identitätsstiftenden Zielen über ihre 
jeweiligen institutionellen, rechtlichen oder sektoralen Grenzen hinweg, zusammenzuar-
beiten, Konflikte zu lösen oder gemeinsam Werte zu schaffen.381 Der offene Austausch 
und die Verhandlungen im Rahmen des prinzipientreuen Engagements ermöglichen eine 
verbesserte Verteilung der Ressourcen, so dass alle oder viele betroffene Interessen, ein-
schließlich der Umwelt, davon profitieren.382 Im Gegensatz zu eingeschränkteren Betei-
ligungsformen, wie Petitionen oder öffentliche Anhörungen, ist CG kommunikationsin-
tensiv.383 Ein intensiver Face-to-Face-Dialog schafft Bedingungen,384 unter denen die 
Verhandlungsparteien aktiv die Perspektiven, Fähigkeiten, Bedürfnisse und Präferenzen 
des jeweils anderen entdecken.385 Folglich ist es wahrscheinlicher, dass die Teilneh-
mer_innen zu einer Lösung gelangen, die den gegenseitigen Nutzen erhöht.386 
 
Der Prozess des prinzipientreuen Engagements zielt nicht darauf ab, Konflikte zwischen 
den Teilnehmer_innenzu lindern oder zu zerstreuen, sondern trägt vielmehr dazu bei, Un-
terschiede zu erfassen und den Raum zu schaffen, die Spannungen zwischen verschiede-
nen Organisationen anzuerkennen und anzugehen. Diese Konflikte können durchaus zwi-
schenmenschlich sein und sind häufig auf strukturelle oder kulturelle Unterschiede zwi-
schen den Organisationen zurückzuführen. Unterschiedliche Organisationskulturen kön-
nen ebenfalls zu Konflikten führen, z.B. wenn es unterschiedliche Erwartungen an den 
Grad der Formalität, den Informationsaustausch, den Umgang mit externen Akteur_in-
nen, insbesondere den Medien, usw. gibt. Folglich kann Zusammenarbeit auch Konflikte 
                                               
379 Vgl. Innes/Booher 1999. 
380 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
381 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
382 Vgl. Brody 2003. 
383 Vgl. Beierle/Cayford 2002. 
384 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
385 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
386 Vgl. Newig et al. 2018. 
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hervorrufen,387 und so ist Konfliktmanagement eine notwendige Kompetenz für diejeni-
gen, die CGR leiten oder verwalten.388 
Die Komponente prinzipientreues Engagement baut auf den Phasen des kollaborativen 
Lernens von Daniels/Walker (2001) auf und besteht aus vier grundlegenden Prozessele-
menten: Entdeckung, Definition, Beratung und Festlegung. Zusammen bilden diese Ele-
mente das, was man als dynamischen sozialen Lernprozess bezeichnen kann. Prinzipien-
treues Engagement kann zwischen allen Teilnehmer_innen in Echtzeit oder zwischen 
Teilmengen von Teilnehmer_innen zu unterschiedlichen Zeiten stattfinden. In beiden Fäl-
len kann es zu einem Engagement sowohl im persönlichen als auch im virtuellen Format 
kommen. Obwohl der persönliche Dialog von Anfang an von Vorteil ist, ist er manchmal 
nicht unbedingt notwendig.389 
 
a) Entdeckung  
Emerson/Nabatchi (2015a) berufen sich bei der Beschreibung des Entdeckungsprozesses 
u.a. auf Ehrmann/Stinson (1999). Der Entdeckungsprozess ermöglicht es den Teilneh-
mer_innenn, ihre Interessen, Anliegen und Werte sowie relevante Informationen und de-
ren Auswirkungen offenzulegen und zu erklären. Sowohl soziale als auch wissenschaft-
liche Untersuchungen sind Teil des Entdeckungsprozesses. In diesem Prozess treten die 
Teilnehmer_innen in einen grundlegenden Dialog. Sie stellen sich selbst und einander 
Fragen und erforschen ihre individuellen und gemeinsamen Perspektiven. Zu Beginn 
kann sich die Entdeckung auf die Identifizierung unterschiedlicher und gemeinsamer In-
teressen konzentrieren; später kann der Fokus auf gemeinsamer Faktenfindung und ande-
ren analytischen Untersuchungen liegen.390 
 
b) Definition  
Während die Teilnehmer_innen der Entdeckung nachgehen, beginnen sie, sich in einen 
Definitionsprozess einzubringen. Während dieses Prozesses bauen die Teilnehmer_innen 
ein gemeinsames Verständnis der Konzepte und Terminologien auf, mit denen sie Prob-
leme beschreiben und diskutieren, Aufgaben und Erwartungen aneinander klären und an-
passen sowie gemeinsame Kriterien für die Bewertung von Informationen und Alternati-
ven festlegen. Während es bei dem Entdeckungsprozess darum geht, Informationsquellen 
                                               
387 Vgl. O’Leary/Bingham 2007. 
388 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
389 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
390 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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zu erschließen und zu erweitern, geht es bei dem Definitionsprozess darum, Informatio-
nen zu erhalten und in tragfähigere Begriffe zu überführen. Frühzeitig kann die Definiti-
onsaufgabe bedeuten, Grenzen für das gewählte Problem oder die Chance zu ziehen, mit 
der die Gruppe konfrontiert ist, z.B. die geografische Grenze oder die Grenze der zu be-
rücksichtigenden Regulierungs- oder Marktansätze. Später kann sich der Prozess bei-
spielsweise auf die spezifische Terminologie einer vorgeschlagenen Vertragsbestimmung 
oder die Sprache konzentrieren, die in einer Kampagne zur Öffentlichkeitsarbeit verwen-
det werden soll.391 
 
c) Beratung  
Während die Teilnehmer_innen durch die ersten Runden der Entdeckung und Definition 
gehen, beginnen sie mit der Überlegung, wo sie eine offene und begründete Kommuni-
kation und einen strukturierten und auf Problemlösung ausgerichteten Informationsaus-
tausch betreiben. Die Beratung wird allgemein als wesentlicher Bestandteil eines erfolg-
reichen prinzipientreuen Engagements verstanden. Sie erfordert eine gründliche Ausei-
nandersetzung mit den Themen sowie einen offenen Blick für die Perspektiven anderer.392 
Von dem Beratungsprozess wird eine Orientierung am Gemeinwohl erwartet.393 Anfäng-
liche politische Präferenzen, die auf privaten Interessen oder Vorurteilen beruhen können, 
sollen in ethische Urteile über die vorliegende Angelegenheit umgewandelt werden394 
und zu einem Ergebnis führen, das Vorteile für alle Parteien und die Umwelt hat.395 
 
Die Beratung erfordert auch, dass alle Teilnehmer_innen eine angemessene Gelegenheit 
haben, zu sprechen, aufmerksam zuzuhören und die Beiträge der anderen Teilnehmer_in-
nen sorgfältig zu berücksichtigen und respektvoll miteinander umzugehen.396 Der Prozess 
ist transparent und fair, basiert auf klaren Regeln, die einen ungehinderten Dialog ermög-
lichen und ist durch eine vertrauensvolle Atmosphäre gekennzeichnet.397 Die Qualität der 
Beratung, insbesondere bei unterschiedlichen Interessen und Perspektiven der Teilneh-
mer_innen, hängt sowohl von der geschickten Durchsetzung individueller und vertretener 
                                               
391 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
392 Vgl. Roberts 2004. 
393 Vgl. Smith 2003. 
394 Vgl. Miller 1992. 
395 Vgl. Newig et al. 2018.  
396 Vgl. Gastil 2008. 
397 Vgl. Ansell/Gash 2007;  
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Interessen als auch von dem effektiven Einsatz von Konfliktlösungsstrategien und Inter-
ventionen ab. Hartnäckige Gespräche, konstruktive Selbstbehauptung, das Stellen und 
Beantworten herausfordernder Fragen und das Aussprechen ehrlicher Meinungsverschie-
denheiten sind zudem Teil einer effektiven sektorübergreifenden Kommunikation. Der 
Beratungsprozess erfordert daher die Schaffung eines sicheren Raums, in dem die Teil-
nehmer_innen eine Stimme zu Fragen von Belang haben können.398 
 
d) Gemeinsame Festlegungen 
Das letzte Element des prinzipientreuen Engagements umfasst die Prozesse unzähliger 
gemeinsamer Festlegungen, einschließlich Verfahrensentscheidungen und inhaltlicher 
Entscheidungen. Verfahrensentscheidungen können u.a. die Festlegung von Tagesord-
nungen, die Einreichung einer Diskussion oder die Einsetzung einer Arbeitsgruppe bein-
halten. Inhaltliche Entscheidungen umfassen beispielsweise die Einigung über Aktions-
punkte oder endgültige Empfehlungen.399 Die Bedeutung einer anfänglichen, wenn auch 
allgemeinen Einigung über die Problemdefinition, die auch auf die gegenseitige Abhän-
gigkeit der Interessengruppen oder Organisationen bei der Bewältigung des Problems 
hinweist, wurde in der Literatur vielfach belegt.400 Während informelle Vereinbarungen 
über die Zusammensetzung, den Auftrag und den Prozess der Zusammenarbeit funktio-
nieren können, haben formelle Vereinbarungen den Vorteil, dass sie die Rechenschafts-
pflicht unterstützen.401 Das Fehlen formeller Vereinbarungen kann die Zusammenarbeit 
erschweren.402  
 
Obwohl während des fortschreitenden Zyklus des prinzipientreuen Engagements unzäh-
lige Festlegungen anstehen, bleiben sie von Forschern oft unbeachtet, die sich in erster 
Linie auf eine endgültige, oft externe, substantielle Entscheidung konzentrieren,403 die als 
Output oder Endprodukt der Zusammenarbeit oder Konfliktlösung betrachtet wird.404 In 
einer laufenden Zusammenarbeit werden jedoch viele inhaltliche und verfahrenstechni-
sche Festlegungen getroffen, die zusammen einen kritischen Aspekt des prinzipientreuen 
Engagements bilden. Theorie und Praxis der Zusammenarbeit legen nahe, dass ein starkes 
                                               
398 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
399 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
400 Vgl. Simo/Bies 2007. 
401 Vgl. Bryson et al. 2015. 
402 Vgl. Babiak/Thibault 2009. 
403 Vgl. Dukes 2001. 
404 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Engagement zu fairen, dauerhaften und wirksamen Festlegungen führt.405 Bei partizipa-
torischer Gruppeninteraktion, wie sie im Rahmen von CG stattfindet, besteht die Gefahr, 
dass die Beteiligung eine Einigung bei der Entscheidungsfindung behindert.406 In-
nes/Booher (1999) sprechen sich für die Konsensbildung als Methode aus, um zu einer 
Einigung bzw. Festlegung innerhalb von Gruppen zu gelangen.407 Insbesondere in Pro-
zessen, die nach Konsens streben, kann die Beteiligung einer großen Zahl von Akteur_in-
nen, die ein Veto einlegen können, dem Erreichen von auf das Gemeinwohl ausgerichte-
ten Lösungen abträglich sein.408 Konsensbildung bedeutet jedoch nicht, dass es immer er-
forderlich ist, einen vollständigen Konsens oder Einstimmigkeit zu erreichen.409 Eine kri-
tische Schwellenwertbestimmung ist, ob und wann sich die Teilnehmer_innen auf einen 
gemeinsamen Zweck und Zielvorgaben einigen können, d.h. auf die gemeinsamen Ziele, 
die sie gemeinsam erreichen wollen und nicht einzeln erreichen können.410  
 
Die anschließende Entwicklung einer gemeinsamen Theorie des Wandels ist eine weitere 
wichtige Festlegung, die während des prinzipientreuen Engagements getroffen wird. 
Emerson/Nabatchi (2015a) argumentieren, dass eine gemeinsame Theorie des Wandels 
für jede Zusammenarbeit in einem CGR entscheidend und besonders wichtig ist, da sie 
die Richtung und die Aktivitäten der Teilnehmer_innen langfristig bestimmt.411 
4.4.3.3 Gemeinsame Motivation  
Wenn der Zyklus des prinzipientreuen Engagements effektiv ist, motiviert er die Teilneh-
mer_innen, weiterhin über ihre organisatorischen Grenzen hinweg miteinander in Kon-
takt zu treten.412 Die primäre Motivation der Teilnehmer_innen ergibt sich zunächst aus 
ihren eigenen Interessen und denen der Gruppen, die sie vertreten. Wenn diese Interessen 
befriedigt werden, ist die Wahrscheinlichkeit höher, dass die Teilnehmer_innen weiterhin 
zusammenarbeiten. Während der Zyklus des prinzipientreuen Engagements weitergeht, 
können die Teilnehmer_innen auch eine gemeinsame Motivation entwickeln, die ihre ent-
stehende Identifikation mit dem CGR fördert und letztendlich ihr Engagement für das 
                                               
405 Vgl. Choi/Robertson 2014; Innes/Booher 1999. 
406 Vgl. Newig et al. 2018. 
407 Vgl. Innes/Booher 1999. 
408 Vgl. Newig et al. 2018. 
409 Vgl. Choi/Robertson 2014. 
410 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
411 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
412 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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CGR verstärkt. Dies ist besonders wichtig, um die informelle und formelle Rechen-
schaftspflicht für die zukünftige Leistung der CGR zu fördern.413  
 
Im Laufe der Zeit beurteilen die Akteur_innen, ob und wie die Zusammenarbeit ihnen 
und der Organisation zugutekommt. Sie beurteilen auch, ob die Verfolgung der gemein-
samen Theorie des Wandels angesichts der Zeit und der Ressourcen, die für die Teil-
nahme erforderlich sind, ein lohnendes Unterfangen ist. So wie es wichtig ist, nach Ge-
meinsamkeiten und einem gemeinsamen Ziel zu suchen, ist es auch strategisch wertvoll, 
Unterschiede zu respektieren und nicht die volle Solidarität zwischen den Teilnehmer_in-
nender CGR anzunehmen.414 In selbstorganisierenden Netzwerken oder Interessenvertre-
tungen kann davon ausgegangen werden, dass gleichgesinnte Teilnehmer_innen und ihre 
Glaubenssysteme kompatibel, wenn nicht sogar übereinstimmend sind. Diese Annahme 
kann jedoch für CGRs aufgrund ihrer heterogenen Teilnehmer_innen nicht getroffen wer-
den.415  
 
Die gemeinsame Motivation betrachtet die zwischenmenschlichen und relationalen Ele-
mente der Kooperationsdynamik und bezieht viele Dimensionen des Sozialkapitals ein. 
Die gemeinsame Motivation und das prinzipientreue Engagement sind eng miteinander 
verknüpft. So kann die gemeinsame Motivation zum Teil durch prinzipientreues Engage-
ment gefördert werden. Andersherum kann die gemeinsame Motivation, einmal initiiert, 
auch den prinzipientreuen Engagement-Prozess stärken oder beschleunigen.416 Wie das 
prinzipientreue Engagement ist die gemeinsame Motivations-Komponente keine stati-
sche Bedingung, sondern eine weitere sich selbst verstärkende und zyklische Weiterent-
wicklung von vier interaktiven Elementen: Vertrauen, gegenseitiges Verständnis, interne 
Legitimität und Verpflichtung.417 
  
                                               
413 Vgl. Romzek et al. 2012. 
414 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
415 Vgl. Choi/Robertson 2014. 
416 Vgl. Huxham/Vangen 2008. 




Das erste Element des gemeinsamen Motivationszyklus ist die Entwicklung von Ver-
trauen. Vertrauensvolle Beziehungen gelten als der Kern der Zusammenarbeit.418 Ent-
sprechend ist der Aufbau von Vertrauen, das zu Beginn einer Kollaboration häufig noch 
nicht ausreichend vorhanden ist, eine wesentliche Voraussetzung für eine erfolgreiche 
Zusammenarbeit. 419 Vertrauen wächst, wenn die Parteien zusammenarbeiten, sich gegen-
seitig kennenlernen und einander beweisen, dass sie vernünftig, vorhersehbar und zuver-
lässig sein können. So hat sich beispielsweise in Netzwerken herausgestellt, dass Ver-
trauen entscheidend dazu beiträgt, Transaktionskosten zu senken, Investitionen und Sta-
bilität in den Beziehungen zu verbessern und Lernen, Wissensaustausch und Innovation 
zu fördern.420 Vertrauen schafft gegenseitiges Verständnis, das wiederum Legitimität und 
schließlich gemeinsames Engagement schafft. Es geht um den Aufbau von Beziehungen 
zwischen Einzelpersonen, was wiederum zu Vertrauen zwischen Organisationen führt.421 
Vertrauen ermöglicht es Menschen, über ihre eigenen persönlichen, institutionellen und 
rechtlichen Bezugsrahmen und Perspektiven hinauszugehen, um die Interessen, Bedürf-
nisse, Werte und Einschränkungen anderer Menschen zu verstehen.422 Auf der zwischen-
menschlichen Ebene ermöglicht Vertrauen, Unterschiede in anderen zunächst zu erken-
nen und dann zu schätzen. Es ermöglicht den Menschen, sich anderen zu offenbaren und 
somit von ihnen gesehen und geschätzt zu werden. Vertrauen bildet somit die sozialen 
Bindungen, die in langfristigen Beziehungen, wie sie in einem CGR vorhanden sind, be-
nötigt werden.423  
 
b) Gegenseitiges Verständnis  
Vertrauen bildet auch die Grundlage für das gegenseitige Verständnis, das zweite Ele-
ment der gemeinsamen Motivation, das aus der Achtung vor Unterschieden entsteht – ob 
Unterschiede in Persönlichkeiten, Positionen, Interessen, Werten oder anderen Faktoren. 
Gegenseitiges Verständnis sollte nicht mit „gemeinsamem Verständnis“ verwechselt 
werden, wie von Ansell/Gash (2007) diskutiert, bei dem sich die Teilnehmer_innen auf 
einen gemeinsamen Satz von Werten oder Zielen einigen. Vielmehr bezieht sich das ge-
                                               
418 Vgl. Lee et al. 2012. 
419 Vgl. Leach/Sabatier 2005. 
420 Vgl. Koppenjan/Klijn 2006. 
421 Vgl. Lee et al. 2012; Murphy et al. 2012. 
422 Vgl. Thomson/Perry 2006. 
423 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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genseitige Verständnis auf die Fähigkeit, die Positionen und Interessen anderer zu verste-
hen und zu respektieren, auch wenn man ihnen vielleicht nicht zustimmt. In einem CGR 
können verschiedene Teilnehmer_innen ein gemeinsames Verständnis für ein bestimmtes 
Ziel entwickeln; ihre individuellen Interessen können jedoch zusammen mit den Interes-
sen und Aufgaben ihrer Mutterorganisationen und Wahlkreise erheblich variieren und 
sogar in Konflikt stehen. Obwohl es ein gemeinsames Verständnis über ein Ziel geben 
kann, gibt es möglicherweise kein gegenseitiges Verständnis darüber, warum ein Ziel 
wichtig ist oder wie man dieses Ziel erreicht. Daher ist es wichtig, anzuerkennen, dass 
die Teilnehmer_innen unterschiedliche Gründe für die Beteiligung haben, sowie umfas-
sendere Missionen, die nicht unbedingt aufeinander abgestimmt sind, um das gegensei-
tige Verständnis zu fördern.424 
 
c) Interne Legitimität  
Gegenseitiges Verständnis erzeugt ein Gefühl der zwischenmenschlichen Validierung 
und Legitimität – dem dritten Element der gemeinsamen Motivation, das von Bryson et 
al. (2006) als kritischer Prozessfaktor angesehen wird.425 Teilnehmer_innen eines CGR, 
die vertrauenswürdig und glaubwürdig sind und kompatible Interessen haben, legitimie-
ren und motivieren die kontinuierliche Dynamik der Zusammenarbeit. Darüber hinaus 
entwickeln die Teilnehmer_innen Vertrauen in die Wirksamkeit des CGR, da das Fort-
schreiten der Kooperationsdynamik das Potenzial für die Bündelung und Nutzung von 
Ressourcen und die Schaffung neuer Kapazitäten aufzeigt. Diese kognitive Legitimität ist 
in einem CGR besonders wichtig, da sie den Teilnehmer_innen spezifische, substanzielle 
Gründe bietet, die über den Beziehungsnutzen hinausgehen und es ihnen ermöglichen, ihr 
anhaltendes Engagement gegenüber denjenigen, die sie vertreten, zu rechtfertigen.426 
 
d) Verpflichtung 
Mit der Entwicklung und Bestätigung der Legitimität kommt auch die Verpflichtung – 
das vierte Element der gemeinsamen Motivation. Die Teilnehmer_innen können nun die 
rechtlichen, organisatorischen und/oder sektoralen Grenzen überwinden und sich für das 
CGR verpflichten.427 Die Art dieser Verpflichtung entwickelt sich im Laufe der Zeit, da 
                                               
424 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
425 Vgl. Bryson et al. 2006. 
426 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
427 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
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sich Vertrauen, gegenseitiges Verständnis und interne Legitimität zusammen mit dem 
prinzipientreuen Engagement entwickeln und wiederum durch dieses verstärkt werden. 
Die Beziehungen zwischen den Teilnehmer_innen können zunächst implizit und infor-
mell oder von der Ausführung bestimmter Aufgaben oder Aktionen abhängig sein. Im 
Laufe der Entwicklung der Zusammenarbeitsdynamik kommen diese Bindungen in for-
malen Verpflichtungen zum Ausdruck, wie unterzeichneten Urkunden oder schriftlichen 
Absichtserklärungen. An dieser Stelle wenden sich die Teilnehmer_innen an den Aufbau 
von Kapazitäten für gemeinsames Handeln, und die entstehende CGR wird realisiert.428 
4.4.3.4 Fähigkeit, gemeinsam zu handeln 
CGR soll Ergebnisse liefern, die die kooperierenden Parteien einzeln nicht erreichen 
könnten. Um jedoch zusammenarbeiten zu können, müssen die CGR-Teilnehmer_innen 
erweiterte oder neue Kapazitäten für gemeinsame Aktionen schaffen, die bisher nicht 
vorhanden waren. Ausgehend von der Definition von Fähigkeiten für leitfähige Organi-
sationen durch Saint-Onge/Armstrong (2004) kann die Fähigkeit zu gemeinsamem Han-
deln als eine Sammlung von funktionsübergreifenden Elementen angesehen werden, die 
zusammenkommen, um das Potenzial für effektives Handeln zu schaffen und als Verbin-
dung zwischen Strategie und Leistung dienen.429 Mit anderen Worten, die Fähigkeit zum 
gemeinsamen Handeln ist die funktionale Dimension der Kooperationsdynamik, die es 
den CGR-Teilnehmer_innen ermöglicht, ihren gemeinsamen Zweck zu erfüllen. 430  
 
In dem integrativen Modell von Emerson/Nabatchi (2015a) wird die Fähigkeit zum ge-
meinsamen Handeln als die Kombination von vier notwendigen Elementen konzipiert: 
verfahrensbezogene und institutionelle Vereinbarungen, Führung, Wissen und Ressour-
cen. Ebenso wie die Elemente in den beiden anderen Komponenten der Kollaborations-
dynamik verstärken sich diese Elemente gegenseitig, sind aber nicht unbedingt sequenti-
ell. In einigen Fällen können eines oder mehrere der Elemente im Voraus als Anreiz für 
die Zusammenarbeit von den Initiatoren angeboten werden. Somit kann zu Beginn der 
CGR ein gewisses Maß an Fähigkeit, gemeinsam zu handeln, vorhanden sein. Allerdings 
ist ein gewisses Maß an beigetragener oder hinzugefügter Kapazität für jedes dieser Ele-
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429 Vgl. Saint-Onge/Armstrong 2004. 
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mente erforderlich, damit das CGR funktionieren kann. Daher wird die Fähigkeit zu ge-
meinsamem Handeln am besten als Zwischenergebnis des fortschreitenden Zyklus von 
prinzipiellem Engagement und gemeinsamer Motivation zum Ausdruck gebracht.431 
 
a) Verfahrensbezogene und institutionelle Vereinbarungen 
Die meisten, wenn nicht sogar alle Kooperationsframeworks erkennen die Bedeutung for-
maler und informeller Regeln und Protokolle, der institutionellen Gestaltung und anderer 
struktureller Dimensionen an. Diese Prozessprotokolle und Organisationsstrukturen sind 
notwendig, um die wiederholten Interaktionen mehrerer Teilnehmer_innen im Laufe der 
Zeit zu bewältigen. Viele Prozessprotokolle gehen aus der Konfliktlösungsliteratur her-
vor, einschließlich Vermittlungsvereinbarungen, Einhaltung von Grundregeln, Entschei-
dungsregeln und Betriebsprotokollen, die alle dazu beitragen, ein stärkeres prinzipien-
treues Engagement zu fördern.432 Andere Protokolle, die die Zusammenarbeit regeln, 
können informelle Normen der Gegenseitigkeit und/oder formellere Regeln der Netzwer-
kinteraktionen beinhalten.433  
 
Regeln zur Selbstverwaltung können unterschieden werden in Verfassungsregeln, bei-
spielsweise die Festlegung des grundlegenden Umfangs und der Befugnisse für gemein-
same Anstrengungen, Entscheidungsregeln und Betriebsverfahren.434 Eine weitere nütz-
liche Unterscheidung ist die zwischen Regeln, die die spezifische Interaktion zwischen 
den Teilnehmer_innen von Netzwerken klären, und Regeln, die das institutionelle Forum 
von Netzwerken definieren.435 Da CGR größer, komplexer und länger werden, benötigen 
sie explizitere Strukturen für Verwaltung und Management. In solchen Fällen können 
formellere institutionelle Instrumente – wie Chartas, Satzungen und Repräsentationser-
fordernisse – die anderen Prozessvereinbarungen und informellen Normen ergänzen. 
Auch hier ist es hilfreich, diese verfahrenstechnischen und institutionellen Regelungen 
sowohl auf der intraorganisatorischen Ebene als auch auf der interorganisatorischen 
Ebene zu definieren.436 Im Allgemeinen ist die interne Autoritätsstruktur kollaborativer 
                                               
431 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
432 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
433 Vgl. Thomson/Perry 2006. 
434 Vgl. Bingham 2009. 
435 Vgl. Koppenjan/Klijn 2006. 
436 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Institutionen tendenziell weniger hierarchisch und stabil, komplexer und fließender als 
die in traditionellen Bürokratien.437  
 
b) Führung  
Führung wird in der Literatur allgemein als eines der wichtigsten Elemente im Rahmen 
der Fähigkeiten, gemeinsam zu handeln, angesehen.438 CGR verlangen, dass ihre Führung 
gestärkt und auf viele zusätzliche Rollen ausgeweitet wird. Auf diese Weise kann Füh-
rung ein signifikantes Ergebnis der Kooperationsdynamik sein, insbesondere der Fähig-
keit zum gemeinsamen Handeln. Es gibt eine Vielzahl von Führungsrollen bei der sekto-
rübergreifender Governance, darunter Initiatoren, Sponsoren, Moderatoren/Mediatoren, 
Teilnehmer_innen, die Organisationen vertreten, wissenschaftliche und technische Ex-
pert_innen und öffentliche Entscheidungsträger_innnen. Bestimmte Führungsrollen sind 
von Anfang an unerlässlich, andere sind in Momenten der Beratung oder des Konflikt-
managements kritischer und wieder andere sind entscheidend, um das gemeinsame Ziel 
bis zur Umsetzung zu vertreten.439 
 
Kollaborative Führung wird in der Literatur viel diskutiert.440 Kollaborative Führungattri-
bute umfassen u.a. Offenheit, Geduld, Selbstvertrauen, Risikoorientierung, Flexibilität 
und Selbstlosigkeit und kollaborative Führungsqualitäten, wie gute Kommunikationsfä-
higkeit und Zuhörerschaft, gute Zusammenarbeit mit Menschen und Moderations-, Ver-
handlungs- und Problemlösungsfähigkeiten.441 
 
c) Wissen 
Ein Kernthema bei CG ist das Lernen und der Wissensaustausch – sowohl unter den Teil-
nehmer_innen als auch zwischen den Teilnehmer_innen und den zuständigen Behörden, 
dies findet sich in verschiedenen wissenschaftlichen Artikeln wieder.442 Ansell/Gash 
(2007) zufolge steigt der Bedarf der Zusammenarbeit mit zunehmender Spezialisierung 
und Verteilung des Wissens sowie zunehmender Komplexität und gegenseitiger Abhän-
gigkeit der institutionellen Infrastrukturen.443 Für die Zusammenarbeit innerhalb von 
                                               
437 Vgl. Bryson et al. 2006. 
438 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a; Ansell/Gash 2007; Saint-Onge/Armstrong 2004. 
439 Vgl. Bryson et al. 2006. 
440 Vgl. Morse et al. 2015; O'Leary et al. 2012; Linden 2010; Emerson et al. 2012. 
441 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a; O’Leary/Gerard 2012. 
442 Vgl. Challies et al. 2016. 
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Netzwerken ist Wissensmanagement von großer Bedeutung.444 Für Saint-Onge und Arm-
strong (2004) ist die Fähigkeit, qualitativ hochwertiges Wissen sowohl innerhalb als auch 
zwischen Organisationen effektiv zu vermitteln, essentiell innerhalb von Netzwerken.445 
In vielerlei Hinsicht ist Wissen die Währung der Zusammenarbeit. Einmal gesichertes 
Wissen muss mit anderen geteilt und gemeinsam benötigtes Wissen von den Teilneh-
mer_innen zusammen erarbeitet werden. Strittiges Wissen erfordert volle Aufmerksam-
keit und unvollständiges Wissen muss ausgeglichen und mit neuem Wissen erweitert wer-
den. Im Wesentlichen erfordert die Zusammenarbeit die Zusammenführung, Aufteilung 
und Neuzusammenstellung von Daten und Informationen sowie die Generierung neuer, 
gemeinsam genutzter Informationen.446  Wissen ist Information, kombiniert mit Ver-
ständnis und Befähigung, es leitet das Handeln, während Informationen und Daten nur 
informieren oder verwirren können.447 Der Begriff „Wissen“ der von Agranoff (2015) als 
einer der Vermögenswerte des Humankapitals bezeichnet wird,448 meint hier das Sozial-
kapital von gemeinsamen Informationen, die gewichtet, verarbeitet und mit den Werten 
und Urteilen der CGR-Teilnehmer_innen integriert werden.449 
 
d) Ressourcen 
Einer der bedeutendsten Vorteile der Zusammenarbeit ist ihr Potenzial für die gemein-
same Nutzung und den wirkungsvollen Einsatz knapper Ressourcen.450 Zu den vielen be-
nötigten Ressourcen gehören unter anderem Mittel, Sachleistungen, Tagungsräume, Rei-
sekosten, Telekommunikation, technische, technologische und logistische Unterstützung, 
administrative und organisatorische Unterstützung sowie die erforderlichen Fähigkeiten 
und Fachkenntnisse für die Datenerfassung und -analyse sowie für Implementierungs-
funktionen. 451 
 
Häufig sind die Akteur_innen nicht gleichmäßig mit Ressourcen ausgestattet. Politische 
Akteur_innen mit umfangreichen Ressourcen und politischem Kapital, wie z.B. interna-
                                               
444 Vgl. Agranoff 2006. 
445 Vgl. Saint-Onge/Armstrong 2004. 
446 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
447 Vgl. Groff/Jones 2003. 
448 Vgl. Agranoff 2015. 
449 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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tionale NGOs, können bei der Schaffung neuer Kollaborationen, beim Zugang zu beste-
henden Kollaborationen und bei Verhandlungen über ihre bevorzugte Verteilung des po-
litischen Nutzens begünstigt werden.452 Umweltgruppen hingegen verfügen in der Regel 
über vergleichsweise wenig Ressourcen453 und arbeiten oft auf freiwilliger oder gemein-
nütziger Basis. Wenn Sitzungen und andere Beteiligungsveranstaltungen während der 
Arbeitszeit stattfinden und die Teilnahme Reisen erforderlich macht, sind die Kosten, 
insbesondere für kleine, nicht professionell arbeitende und lokale Umweltgruppen, relativ 
hoch.454 Weniger mächtige Akteur_innen haben daher weniger Möglichkeiten, an Kolla-
borationen teilzunehmen, und sind bei Verhandlungen weniger effektiv.455 Häufig liegen 
daher keine gleichen Ausgangsbedingungen für verschiedene Gruppen von Akteur_innen 
vor, um ihre politischen Ziele voranzubringen.456 
 
Wenngleich die Akteur_innen nicht gleichmäßig mit Ressourcen ausgestattet sind, kön-
nen sie verschiedene Arten von wertvollen Ressourcen mitbringen. Auch zwischen den-
jenigen, die von den durch die Zusammenarbeit gewonnenen Ressourcen profitieren, kön-
nen Unterschiede bestehen. Die wahrgenommene und tatsächliche Fairness, Legitimität 
und Wirksamkeit von CGR kann davon abhängen, wie gut diese Ressourcenunterschiede 
verwaltet werden. Die Art und Weise, wie Ressourcen zusammengeführt und konfiguriert 
werden, kann entscheidend für den Erfolg der Zusammenarbeit sein.457 Macht kann auch 
als Ressource betrachtet werden; und wie andere Ressourcen, ist sie fast immer ungleich-
mäßig auf die Teilnehmer_innen verteilt.458 Auch bei der Governance von Ökosystemen 
geht es darum, die unterschiedlichen Interessen der Akteur_innen auszugleichen. Andern-
falls kann eine Asymmetrie der Macht und des Einflusses zwischen verschiedenen Inte-
ressenkoalitionen beispielsweise zu einer Trägheit der Governance führen, die wirksame 
Maßnahmen zur Bewältigung von Umweltproblemen behindert.459 
 
Die vier Elemente der Fähigkeit gemeinsam zu handeln – prozedurale und institutionelle 
Absprachen, Führung, Wissen und Ressourcen – entwickeln sich durch die Interaktion 
                                               
452 Vgl. Gallemore et al. 2015. 
453 Vgl. Ansell/Gash 2018. 
454 Vgl. Newig et al. 2018. 
455 Vgl. Leach et al. 1997. 
456 Vgl. Hamilton/Lubell 2018. 
457 Vgl. Thomson/Perry 2006; Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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459 Vgl. Bodin 2017. 
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von prinzipientreuem Engagement und gemeinsamer Motivation. Sie wiederum tragen zu 
dieser Synergie bei: Wenn die Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln in Kraft tritt, fördert 
sie das grundsätzliche Engagement sowie die gemeinsame Motivation und stärkt den 
Zweck sowie die Leistung der CGRs. Die geeigneten Ebenen, Abfolgen oder Kombina-
tionen dieser Elemente hängen sowohl vom Zweck der Gruppe und dem gemeinsamen 
Ziel als auch von den Kapazitäten der einzelnen Teilnehmer_innen ab.460  
4.4.4 Gemeinsame Handlungen, Ergebnisse und Anpassungen 
4.4.4.1 Gemeinsame Handlungen 
Gemeinsame Handlungen sind das Ergebnis der Kollaborationsdynamik. Sie sind 
Schritte, die das CGR unternimmt, um ihre Zielvorgaben zu erreichen und ihren gemein-
samen Zweck zu erfüllen. Folglich sind gemeinsame Handlungen bewusste Anstrengun-
gen, die als Folge der kollektiven Entscheidungen eines CGR während der Kollaborati-
onsdynamik unternommen werden. Sie basieren auf einer formulierten Strategie, auf die 
sich die Teilnehmer_innen geeinigt haben, um ihr Ziel zu erreichen. Gemeinsame Hand-
lungen können von allen CGR-Teilnehmer_innen oder den Organisationen, die sie ver-
treten, von einzelnen CGR-Teilnehmer_innen oder von externen Stellen durchgeführt 
werden.461 Die gemeinsamen Maßnahmen variieren je nach Kontext des CGR und sind 
abhängig davon, ob ihr gemeinsamer Zweck breit (z.B. die strategische Entwicklung oder 
ein bestimmtes politisches Thema oder Gebiet) oder eng (z.B. die Behandlung eines be-
stimmten Projekts oder die Sammlung und Analyse spezifischer Informationen) gefasst 
ist.462  
 
Wenn gemeinsame Handlungen wirksam sind, werden sie wahrscheinlich die gemein-
same Theorie des Wandels der CGR verstärken und nachfolgende Maßnahmen im Ein-
klang mit dieser Theorie vorantreiben. Allerdings müssen Maßnahmen, die das Ziel ver-
fehlen, sich als zu kostspielig erweisen oder unbeabsichtigte negative Folgen haben, dazu 
führen, dass dem Ziel der CGR weitere Aufmerksamkeit geschenkt wird, das prinzipien-
treue Engagement wiederbelebt, die gemeinsame Motivation in Frage gestellt und die 
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Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln neu bewertet wird. Diese integrale Verbindung zwi-
schen Kollaborationsdynamik und -aktionen ist der Grund, warum sie im integrativen 
Rahmen für CG als zentrale, interaktive Dimensionen der CGR gemeinsam dargestellt 
werden.463 
4.4.4.2 Ergebnisse 
Die Art und Qualität von Handlungen haben Auswirkungen, die als Ergebnisse bezeich-
net werden. Ergebnisse sind somit die Folgen kollaborativen Handelns.464 Die mögliche 
Vielfalt der Ergebnisse ist groß. Die Ergebnisse können Zustandsänderungen innerhalb 
der Bedingungen des Systemkontextes sein oder sie können Änderungen in dem spezifi-
schen, bereits bestehenden oder projizierten Zustand sein, der die Bildung der CGR aus-
gelöst hat. Ergebnisse können physisch, ökologisch, sozial, wirtschaftlich, politisch 
und/oder kulturell sein. Sie können spezifisch, diskret und kurzfristig oder sie können 
breit gefasst, kumulativ und langfristig sein. Je weiter die Ergebnisse von der kollabora-
tiven Handlung entfernt oder je abhängiger sie von einer Reihe von beitragenden Faktoren 
sind, desto schwieriger ist es, sie direkt oder eindeutig auf die kollaborative Handlung(en) 
zurückzuführen. Zu den Ergebnissen können die verbesserte Qualität oder Quantität eines 
öffentlichen Gutes, die effizientere Erbringung eines erforderlichen öffentlichen Dienstes 
oder eine innovative Reaktion auf eine neue Chance gehören.465 
 
Häufig werden die Ergebnisse danach beurteilt, ob das CGR den gemeinsamen Zweck 
erreicht und die Zielvorgaben erfüllt hat. Anders formuliert, es wird bewertet, ob das CGR 
die beabsichtigten Zustandsänderungen für die Angelegenheit, das Problem oder die 
Dienstleistung, für die sie gebildet wurde, hervorgerufen hat.466 Während sich beispiels-
weise Koontz/Thomas (2012) und Leach/Sabatier (2005) auf die Ergebnisse des Koope-
rationsprozesses,467 wie Vertrauen und Beziehungen, und auf spezifische Entscheidungen 
oder Handlungen sowie Outputs konzentrieren, legen Emerson/Nabatchi (2015a) in ih-
rem Verständnis von Ergebnissen den Fokus auf Zwischen- und Endauswirkungen von 
CGRs in Bezug auf ihre Zielvorgaben. Sie betrachten die beabsichtigten Ergebnisse oder 
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gewünschten Änderungen, die von den Beteiligten gemäß ihrem Ziel explizit festgelegt 
wurden. Dennoch betonen sie, dass man indirekte, unbeabsichtigte oder unerwartete Ef-
fekte nicht außer Acht lassen sollte.468 
 
Es gibt verschiedene Arten von Ergebnissen, und unterschiedliche Ergebnisse sind für 
verschiedene Zielgruppen von Bedeutung. Daher sollten sich die Leistungsbewertungen 
auf Ergebnisse bei den zu verbessernden Ressourcen- oder Dienstleistungsbedingungen 
konzentrieren, die für drei Schlüsselgruppen von Nutzen sind: die Teilnehmer_innen der 
CGR, die durch die Teilnehmer_innen vertretenen Organisationen und die direkten und 
indirekten Nutznießer der betreffenden Ressourcen oder Dienstleistungen. Die Notwen-
digkeit, die Leistung aus verschiedenen Perspektiven zu bewerten, gilt nicht nur für die 
Ergebnisse, sondern auch für kollaborative Handlungen und Anpassungen.469 
 
Ergebnisse können jedoch auch das CGR als Ganzes und/oder die beteiligten Organisati-
onen betreffen. CG wird häufig befürwortet, weil sie den Kontext einer komplexen Situ-
ation oder eines komplexen Themas verändern kann. Emerson/Nabatchi (2015b) bezeich-
nen solche potenziellen transformativen Veränderungen als Anpassung, die als Reaktion 
auf die Ergebnisse kollaborativer Aktionen stattfindet. So wie die Ergebnisse mit den 
Zielvorgaben, CGR oder teilnehmenden Organisationen in Beziehung gesetzt werden 
können, so kann auch die Anpassung auf jeder dieser Ebenen erfolgen.470 
 
Studien zeigen jedoch auch, dass die Akteur_innen manchmal nur zusammenarbeiten, um 
ihre eigenen Interessen durchzusetzen, so dass es ihnen weitgehend an der Bereitschaft 
fehlt, zu gemeinsam ausgehandelten Lösungen für gemeinsame Probleme beizutragen. 
Daher kann die Zusammenarbeit manchmal keine greifbaren Ergebnisse liefern oder führt 
lediglich zu symbolischen Ergebnissen wie aggregierten Wunschlisten, bei denen Inte-
ressenkonflikte unangetastet bleiben.471 Auch Newig 2018 betrachtet negative Ergeb-
nisse, die im Rahmen von CG entstehen können, indem z.B. das Vertrauen zwischen Teil-
nehmer_innenund Interessenvertretern untergraben wird, die Öffentlichkeit entfremdet 
                                               
468 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
469 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
470 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
471 Vgl. Bodin 2017. 
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oder neue Konflikte ausgelöst werden. Letztlich bestimmt das Zusammenspiel von öko-
logischen und sozialen Ergebnissen die Qualität und das Ausmaß der Umsetzung und 
Einhaltung.472 
4.4.4.3 Anpassung 
Unter Anpassung verstehen Emerson/Nabatchi (2015a) das Potenzial für transformative 
Veränderungen oder kleine, aber signifikante Anpassungen als Reaktion auf die Ergeb-
nisse des kollaborativen Handelns.473 Diese sehr einfache Definition stützt sich auf die 
Literatur zu institutioneller Anpassung und Resilienz im Zusammenhang mit dem Klima-
wandel, die Anpassung als einen Prozess des bewussten Wandels in Erwartung oder als 
Reaktion auf externe Reize und Stress definiert.474  
 
Obwohl CG in Bezug auf externe Veränderungen oft als reaktionsschneller angesehen 
wird als zentralisierte, hierarchische Systeme, werden der Begriff der Anpassung und die 
Mechanismen, die ihn ermöglichen, selten spezifiziert. Im Rahmen von CGR kann die 
Anpassung an drei verschiedene Analyseeinheiten erfolgen: innerhalb der CGR selbst, 
unter den teilnehmenden Organisationen der CGR und in Bezug auf die jeweilige Res-
source oder Dienstleistung. 
 
a) Anpassung innerhalb des CGR 
Wie in den vorangegangenen Kapiteln erwähnt, werden CGR als Reaktion auf eine Be-
dingung oder Nachfrage im Systemkontext gebildet, auf die Organisationen oder Ak-
teur_innen allein nicht angemessen reagieren können. Die CGR selbst stellen somit eine 
institutionelle Anpassung dar. Im Laufe der Zeit müssen sich die CGR den Folgen der 
Ergebnisse stellen, die sie durch ihr Handeln erzielt haben, und darauf reagieren, unab-
hängig davon, ob diese Folgen erfreulich oder enttäuschend sind.475 Darüber hinaus muss 
sich eine CGR sowohl an laufende Veränderungen im externen Systemkontext als auch 
an interne Veränderungen innerhalb ihrer selbst und zwischen ihren Teilnehmer_innen 
und Mutterorganisationen anpassen. Kurz gesagt, das CGR muss es schaffen, sich an Ver-
änderungen anzupassen und gleichzeitig ausreichend stabil zu bleiben, um im Laufe der 
                                               
472 Vgl. Newig et al. 2018. 
473 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
474 Vgl. Emerson/Gerlak 2014. 
475 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Zeit leistungsfähig zu sein. So müssen CGR, nicht anders als andere Unternehmen, die 
auf dem privaten Markt oder um öffentliche Mittel konkurrieren, ihre Lebensfähigkeit 
entwickeln und bewahren, d.h. sie müssen die Fähigkeit entwickeln, weiterhin zu handeln 
und sich an veränderte Bedingungen anzupassen.476 
 
b) Anpassung unter den teilnehmenden Organisationen und Akteur_innen 
Es kann auch eine zweite Anpassungsebene geben, innerhalb und zwischen den Teilneh-
mer_innen an einem CGR sowie innerhalb und zwischen ihren Mutterorganisationen. Da-
bei geht es unter anderem darum, inwieweit die einzelnen Teilnehmer_innen Beziehun-
gen zwischen sich selbst und dem CGR aufbauen. Soziale und organisatorische Bezie-
hungen stehen im Mittelpunkt des Sozialkapitals, ein Konzept, das von Sozialwissen-
schaftlern seit Jahrzehnten breit und vielfältig definiert wird und das ein konzeptionelles 
Standbein der Netzwerktheorie und CG darstellt.477 Vielleicht noch wichtiger ist, dass das 
gewachsene gegenseitige Vertrauen zwischen den CGR-Teilnehmer_innen dazu beiträgt, 
dass sie sich an zukünftige Bedingungen anpassen können. Mit anderen Worten, ihre ge-
genseitigen Beziehungen und ihr Vertrauen helfen den Teilnehmer_innen, ein strategi-
sches Gleichgewicht zwischen Stillstand und Wandel zu finden, das ihrem internen und 
externen Umfeld angemessen ist. Dieses Gleichgewicht ist für die CGR-Teilnehmer_in-
nen besonders wichtig, da sie auf ihre eigenen organisatorischen Bedürfnisse sowie auf 
die der CGR reagieren und diese in Einklang bringen müssen.478 
 
c) Anpassung in Bezug auf die Ressourcen 
Schließlich kann eine dritte Anpassungsstufe mit Blick auf die Ressourcen sowie im grö-
ßeren Systemkontext erfolgen. Hier liegt der Schwerpunkt auf der Zukunftsfähigkeit, d.h. 
ob die Qualität, das Niveau und der Umfang der Maßnahmen einer CGR, die erforderlich 
sind, um weiterhin die gewünschten Ergebnisse zu erzielen, im Laufe der Zeit aufrecht-
erhalten werden können und auch aufrechterhalten werden. Unter Zukunftsfähigkeit ver-
stehen Emerson/Nabatchi (2015a) sowohl die Robustheit als auch die Widerstandsfähig-
keit der Bemühungen einer CGR angesichts des unsicheren und sich verändernden Sys-
temkontextes und der Einschränkungen der internen Abläufe und Ressourcen der CGR. 
                                               
476 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
477 Vgl. Huxham/Vangen 2008. 
478 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Inwieweit die Strategie und die Maßnahmen eines CGR auf interne und externe Verän-
derungen oder Schocks reagieren, wird sich an den Veränderungen (d.h. der Anpassung) 
dieser Maßnahmen im Laufe der Zeit zeigen. Daher können Anpassungen an Maßnahmen 
Qualitätsverbesserungen, Erweiterungen oder Einziehungen oder die Aussetzung oder 
Übertragung auf andere beinhalten.479 
4.5 Methodisches Vorgehen 
4.5.1 Datenerhebung 
4.5.1.1 Qualitative Erhebung in Form von Leitfadeninterviews 
Für die vorliegende Studie wurden die Daten mittels einer qualitativen Erhebung gene-
riert. Im Gegensatz zu quantitativen Erhebungen, welche stark durch die Perspektive des 
Forschenden gelenkt sind, lässt die qualitative Methodik Raum für Impulse der Befrag-
ten.480 Es können detaillierte Antworten und wertvolle Informationen gewonnen werden, 
die weder aus der Literatur noch über standardisierte Verfahren zu generieren sind.481 
Dies geht auch auf das Prinzip der Offenheit zurück, das im Kontext qualitativer Erhe-
bungen häufig hervorgehoben wird. Dem Prinzip der Offenheit nach wird auf die Formu-
lierung konkreter Hypothesen zu Beginn verzichtet.482 Insbesondere für explorative Stu-
dien ist das sinnvoll, da eine Hypothesenformulierung in vielen Fällen gar nicht möglich 
wäre bzw. den Blick einseitig auf bestimmte Aspekte reduzieren würde. Das Prinzip der 
Offenheit gibt der qualitativen Forschung Freiräume, um auf Besonderheiten des Gegen-
standes eingehen zu können. Nichtdestotrotz folgen qualitativ orientierte Studien festen 
methodischen Regeln und sind nicht frei gestaltbar.483 
 
Die Erhebung der Daten für die vorliegende Studie erfolgte mittels qualitativer Inter-
views. Im Vergleich zu Fragebögen weisen persönliche und telefonische Interviews ent-
scheidende Vorteile auf. Häufig sind sie tiefergehend und umfangreicher, potenziell wird 
auch auf sensible Fragen geantwortet und die Qualität der Daten ist im Allgemeinen hö-
her. Durch die Flexibilität, die in qualitativen Interviews gegeben ist, können gewonnene 
                                               
479 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
480 Vgl. Bryman 2016. 
481 Vgl. Myers 2013. 
482 Vgl. Flick 1991. 
483 Vgl. Mayring 2010a. 
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Erkenntnisse neue Perspektiven eröffnen, die zuvor nicht in Betracht gezogen wurden.484 
Die Formen der wissenschaftlichen Interviews lassen sich nach Döring/Bortz (2016) an-
hand sechs Klassifikationskriterien differenzieren, die im Folgenden erläutert werden. 
Abbildung 21 gibt einen Überblick über die Kriterien und die für die Studie gewählte 
jeweilige Form des Interviews. 
 
 
Abbildung 21: Klassifikationskriterien für wissenschaftliche Interviews nach Dö-
ring/Bortz (2016)  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Döring/Bortz (2016)  
Der Studie sind drei spezifische Forschungsfragen und somit ein klar definierter Fokus 
zugrunde gelegt, weshalb halbstrukturierte Interviews unstrukturierten Interviews gegen-
über vorgezogen werden. Bei halbstrukturieren Interviews haben die Befragten die Mög-
lichkeit, auf offene Fragen zu antworten, es sind ihnen keine Antwortmöglichkeiten vor-
gegeben.485 Der oder die Interviewte kann das Gespräch maßgeblich mitgestalten und für 
ihn oder sie wichtige Aspekte besonders hervorheben, bzw. Nachfragen stellen. Da nicht 
von einem einheitlichen Verständnis des Begriffs CG ausgegangen werden konnte, war 
die Möglichkeit von Rückfragen für eine Klärung der Terminologie von besonderer Be-
deutung, um Missverständnisse zu vermeiden.486 Der Interviewende erhält durch gezielte 
                                               
484 Vgl. Bryman 2016. 
485 Vgl. Myers 2013; Dexter 2006. 
486 Vgl. Bryman 2016. 
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Fragen Informationen zu einer Situation oder einem Problem, das von dem Interviewten 
beschrieben wird.487 Weiterhin kann der Interviewende die Reihenfolge der Fragen ent-
sprechend dem Antwortverhalten des Befragten anpassen, einzelne Fragen vertiefen oder 
neue Fragen stellen, die in Bezug zu den Aussagen des Redners stehen, um so auf die 
Interviewsituation eingehen zu können.488 Die Strukturierung der Antworten und die Be-
tonung einzelner Punkte durch den Befragten können dem Interviewer zudem einen tiefen 
Einblick in die Problematik geben.489  
 
In aller Regel erfolgen qualitative Interviews als dyadische Kommunikation zwischen je 
einer interviewenden und einer befragten Person. In diesem Fall erschien aber teilweise 
auch die Gruppenbefragung als zielführend, da die Vertreter_innen der Verbände in un-
terschiedlichen Positionen tätig waren und jeweils ergänzende Anmerkungen zu den Er-
fahrungen ihrer Vorredner_innen hatten. Fokusgruppen-Diskussion stellt eine besonders 
wichtige Variante der Gruppenbefragung dar. Dabei gibt es ein Diskussionsthema, zu 
dem sich alle Mitglieder der Gruppe äußern können. Die Reaktion im Sinne von Zustim-
mung oder Ablehnung auf Beiträge der anderen Gruppenmitglieder ist bei dieser Form 
der Gruppenbefragung gewünscht. Ziel ist es, u.a. die Variationsbreite und Überzeu-
gungsstärke einzelner Meinungen zu einem Thema zu erkunden, die in einem Einzelin-
terview verborgen blieben.490 
 
Es werden drei Hauptvarianten des Interviewmodus unterschieden: persönlich, telefo-
nisch und online. Für die vorliegende Studie wurden 13 von 28 Gesprächen in Form von 
direkten Interviews im Face-to-Face-Kontakt in der beruflichen Umgebung der Befra-
gungsperson durchgeführt. Der persönliche Kontakt kann eine vertrauensvolle Befra-
gungssituation und die Erfassung von Hintergrundinformationen ermöglichen. Die wei-
teren 15 Gespräche erfolgten fernmündlich als Telefoninterview. Diese Form des Inter-
views setzt sich in der Wissenschaft vermehrt durch, da es sowohl Zeit als auch Kosten 
für die Anreise reduziert.491  
 
                                               
487 Vgl. Myers 2013; Dexter 2006. 
488 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
489 Vgl. Bryman 2016. 
490 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
491 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
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Entsprechend der wissenschaftlichen Praxis führte in dieser Studie nur ein Interviewer 
die Gespräche. Zwei oder mehr Interviewer hätten die Befragten möglicherweise ein-
schüchtern können. Zudem erschien der entsprechende Mehraufwand für diese Art der 
Interviews als nicht gerechtfertigt.492 
 
Döring/Bortz (2016) unterscheiden zwischen Experten-Interviews und Laien- bzw. Be-
troffenen-Interviews.493 Für die vorliegende Studie wurden Betroffene interviewt, um 
ihre persönliche Erfahrung mit und Sichtweise auf CG untersuchen zu können. Gleich-
zeitig sind die Betroffenen auch Experten, da ebenfalls ihre Fachexpertise zu CG in der 
deutschen Landwirtschaft gefragt war. 
 
Im Bereich der qualitativen Einzelbefragung haben sich abhängig von theoretischen Vor-
annahmen und inhaltlichen Zielen unterschiedliche Arten der Interviewtechnik entwi-
ckelt. Zu den unstrukturierten Interviews zählen beispielsweise narrative und ethnografi-
sche Interviews. Halbstrukturierte Interviews lassen sich beispielsweise in problem-
zentrierte, leifadengestützte und fokussierte Interviews unterscheiden. Für die vorlie-
gende Studie wurden halbstrukturierte leitfadengestützte Interviews geführt. Man spricht 
auch von teilstandardisierten Interviewleitfäden. Mit Hilfe des Interviewleitfadens konn-
ten konkrete Aspekte adressiert werden.494  Die Leitfragen wurden basierend auf der The-
orie zu CG entwickelt, wie sie in Kapitel 4.3 erörtert werden.495 Diese Interviewform 
ermöglicht es, die einzelnen Gespräche bei Bedarf miteinander zu vergleichen.496  
 
Zusammenfassend können die Interviews als mündliche, qualitative Befragung in Form 
von halbstrukturierten leitfadengestützten Einzelinterviews klassifiziert werden. Entspre-
chend der wissenschaftlichen Praxis wurden die Interviews per Audioaufnahme vollstän-
dig dokumentiert und anschließend transkribiert.497 
 
 
                                               
492 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
493 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
494 Vgl. Bryman 2016. 
495 Die Leitfragen sind im digitalen Anhang beigefügt. 
496 Vgl. Bryman 2016. 
497 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
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4.5.1.2 Selektion der Interviewpartner 
Um fundierte Erkenntnisse zu erhalten, sollten die konsultierten Expert_innen in einem 
Verband oder einem Ministerium auf Landesebene in der Landwirtschaft tätig bzw. für 
die deutsche Landwirtschaft zuständig sein und enge Berührungspunkte zum Themenfeld 
der Nachhaltigkeit haben. Die Vertreter_innen sollten nach Möglichkeit in einen CG Pro-
zess involviert sein oder zumindest Erfahrungen mit CG haben.  
 
Die Auswahl der Interviewpartner_innen erfolgte mithilfe der Vorabveröffentlichung der 
Teilnehmerliste der Internationalen Grünen Woche (IGW) aus dem Jahr 2017. Die IGW 
ist einzigartig als internationale Ausstellung für Ernährung, Landwirtschaft und Garten-
bau. Seit ihrer Gründung im Jahr 1926 verbindet die IGW Traditionen und Innovationen 
der Landwirtschaft. Große Themenfelder wie nachwachsende Rohstoffe, Bio, Gartenbau 
und der ländliche Raum der Zukunft werden auf der Messe abgedeckt. Welche Bedeutung 
die IGW für die Agrarpolitik hat, wird durch den Besuch von 200 internationalen und 
nationalen Minister_innen und Staatssekretär_innen deutlich. Darüber hinaus sind auf der 
IGW Fachleute aus allen Bereichen der Land-, Forst- und Fischwirtschaft und des Gar-
tenbaus sowie Expert_innen aus Politik und Verwaltung vertreten.498 Entsprechend 
konnte davon ausgegangen werden, dass auf der IGW für die Studie relevante Vertre-
ter_innen der deutschen Landwirtschaft aus Politik und den Verbänden anzutreffen sein 
würden. 
 
Die Ansprechpartner_innen der Verbände und Ministerien wurden über die Netzwerk-
plattform der IGW ausfindig gemacht und im Vorfeld der IGW per Telefon oder E-Mail 
kontaktierte, um mit der richtigen Kontaktperson in den Austausch treten zu können. 
Nach einer Einwilligung zu einem Gespräch wurde ein Termin vereinbart und die Leit-
fragen zur Vorbereitung wurden zugesendet. Einige Ansprechpartner_innen konnten 
vorab nicht kontaktieren werden, diese wurden auf der IGW direkt aufgesucht. Teilweise 
konnten die Interviews kurzfristig direkt auf der IGW geführt werden. In anderen Fällen 
wurde ein Interview im Anschluss an die IGW vereinbart.  
 
                                               
498 Vgl. Grüne Woche Berlin 10.01.19. 
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Insgesamt wurden 28 Interviews geführt, wobei 15 Mitarbeiter_innen von Landesmini-
sterien (Regulierer) und 15 Verbandsmitarbeiter_innen von 13 Verbänden als Inter-
viewpartner für die empirische Erhebung gewonnen werden konnten. Es willigten somit 
30 Experten ein, die Forschungsarbeit mit einem Interview zu unterstützen. Eine genaue 
Auflistung der Experten findet sich in Tabelle 5.  







R1* Referent_in Regionalmarketing 
R2 Stellvertretene_r Referatsleiter_in Landwirtschaft 
R3 Fachgebietsleiter_in regionale Vermarktung und Förderung 
R4* Referent_in für Bildung für nachhaltige Entwicklung  
R5* Referatsleiter_in Nachhaltige Entwicklung 
R6* Leiter_in der Projektgruppe "Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft" 
R7 Beauftragte_r für Nachhaltigkeit 
R8 Referent_in für Landwirtschaft und Umwelt 
R9* 
Referatsleiter_in Ökosystemleistung und Bildung für nachhaltige Entwick-
lung 
R10 Referatsleiter_in Landwirtschaft 
R11* Abteilungsleiter_in Agrarpolitik, Agrarförderung und ländliche Entwicklung 
R12* Referent_in Landwirtschaft, Agrarpolitik, Nachhaltigkeit 
R13 Referent_in Naturschutz, Wasserwirtschaft, Bodenschutz 
R14* Referent_in Grundsatzfragen, EU Förderung, Markt 
R15 Referatsleiter_in Agrarmarketing und ökologischer Landbau  






V1* Direktor_in Fachbereiche Erzeugung und Vermarktung 




V6* Referent_in für den Bereich Qualität 
V7* Geschäftsführer_in 
V8* Stellvertretende_r Landesgeschäftsführer_in 
V9 Mitarbeiter_in Soziale Landwirtschaft 
V10 Mitarbeiter_in Umwelt- und Ernährungsbildung 
V11* Geschäftsführer_in 
V12* Geschäftsführer_in  
V13 Geschäftsführer_in 
V14 Geschäftsführer_in 
V15 Leiter_in der Servicestelle Lernen in der Agrarwirtschaft  
Tabelle 5:  Übersicht der Interviewpartner  
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
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13 Interviews wurden persönlich und 15 Interviews telefonisch geführt. Die telefonisch 
geführten Interviews sind mit * markiert. Die Abkürzung für die Gesprächsteilneh-
mer_innen gibt Aufschluss über die Zugehörigkeit zu einer Regulierungsinstitution oder 
einem Verband. Zudem ist die jeweilige Position aufgeführt. Weitere Daten werden je-
doch nicht freigegeben, da allen Interviewpartnern die Anonymität und Vertraulichkeit 
der Daten zugesichert wurde. Die 30 Interviewpartner_innen wurden in dem Zeitraum 
von Januar 2017 bis März 2017 befragt. Nach 28 Gesprächen war eine theoretische Sät-
tigung erreicht. 
4.5.1.3 Konzeption der Experteninterviews 
Das Experteninterview war auf 20 bis 25 Minuten angesetzt, abhängig von der Antwort 
der Expert_innen variierte die effektive Gesprächszeit zwischen 18 Minuten und 77 Mi-
nuten. Alle Gespräche fanden in deutscher Sprache statt. Nachdem eine mündliche Ein-
willigung vorlag, wurden alle Interviews als Audiodatei aufgezeichnet, um eine Verzer-
rung der Antworten im Nachhinein durch die Interviewerin zu vermeiden.499 Der Einsatz 
eines Diktiergerätes ermöglichte der Interviewerin darüber hinaus, sich ausschließlich auf 
die Antworten des Interviewten konzentrieren zu können. Dies vermittelt Aufmerksam-
keit und kann den Interviewpartner zu einer offenen und spontanen Reaktion auf Fragen 
veranlassen.500 Der Interviewleitfaden befindet sich in Anhang 4. 
 
Zu Beginn des Gesprächs wurde ausreichend Zeit eingeplant, um das Forschungsthema 
vorzustellen, über die Art der Erhebung aufzuklären und Fragen des Interviewpartners zu 
beantworten. Nach diesem Redeteil des Interviewers lag der Fokus auf den Experten. Das 
Interview war in vier Blöcke unterteilt und umfasste einen Teil zu dem organisationalen 
Feld, einen Themenblock zu Nachhaltigkeit, einen Themenblock zu CG und einem ab-
schließenden Teil, um Aspekte zu thematisieren, die noch nicht ausreichend besprochen 
wurden.501 
 
Nachdem einleitend das Forschungsthema erläutert und die Definition von CG umrissen 
wurde, begann das Interview mit allgemeinen Angaben zur Person und der Position in 
der jeweiligen Institution. Weiterhin sollte die Funktion der Institution innerhalb der 
                                               
499 Vgl. Silverman 2014; Döring/Bortz 2016. 
500 Vgl. Bryman 2016. 
501 Der Interviewleitfaden ist im Anhang beigefügt. 
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Landwirtschaft beschrieben werden. Durch Sondierungsfragen wurde versucht, in Erfah-
rung zu bringen, was der Experte unter Nachhaltigkeit versteht, um zu erfahren, welche 
subjektive Bedeutung diese für ihn hat und wie diese an ihn herangetragen wird.502 Teil 
drei stellte den Kern des Interviews dar. Es wurden spezifische Fragen zu CG, der trei-
benden Kraft für CG und eventuellen Schlüsselschritten gestellt. In einem abschließenden 
Teil wurde dem Interviewpartner die Möglichkeit eingeräumt, Aspekte anzusprechen, die 
bis dahin noch nicht oder nicht ausreichend thematisiert worden waren. Des Weiteren 
ergaben sich im Gespräch Ad-hoc-Fragen, die nicht im Interviewleitfaden enthalten wa-
ren, aber zum gegebenen Zeitpunkt sinnvoll erschienen.503 
4.5.2 Datenauswertung 
4.5.2.1 Qualitative Inhaltsanalyse  
Die Datenauswertung erfolgt basierend auf der qualitativen Inhaltsanalyse nach May-
ring (2015) mit der inhaltlichen Strukturierung. Die Einordnung der 
Analysetechnik ist in  




Abbildung 22:  Einordnung der Analysetechnik 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
                                               
502 Vgl. Mayring 2016. 











Forschungsprobleme, die wie in der vorliegenden Studie von einer offenen Forschungs-
frage gekennzeichnet sind, werden häufig mit einer Form der qualitativen Dokumen-
tenanalyse betrachtet. Nach Döring/Bortz (2016) umfasst die qualitative Dokumen-
tenanalyse als Datenerhebungsmethode „die zielgerichtete, systematische und regelgelei-
tete Sammlung, Archivierung und Auswertung von vorgefundenen textuellen/verbal-
schriftlichen sowie nicht-textuellen Dokumenten als Manifest menschlichen Erlebens 
und Verhaltens“.504 Die qualitative Dokumentenanalyse hat eine explorative oder theo-
riebildende Funktion. Das Vorgehen ist trotz eines Theorierahmens und einer Anlehnung 
an den bisherigen Forschungsstand datengesteuert.505  
 
Die forschungsgenerierten Dokumente werden qualitativ-interpretativ ausgewertet. Die 
interpretative Auswertung von Dokumenten folgt primär einem induktiven systemati-
schen Prozess der Kodierung. Die Daten werden dazu in kleine Analyseeinheiten unter-
teilt und die einzelnen Textstellen dann Kodes zugewiesen. Diese kategoriebildende Aus-
wertung unterscheidet sich von sequentiellen Verfahren, wie z.B. der Konversationsana-
lyse, der Narrationsanalyse oder der objektiven Hermeneutik, deren Ziel es ist, Abfol-
gestrukturen in Dokumenten herauszuarbeiten. Für die Auswertung forschungsgenerier-
ter Dokumente gibt es somit verschiedene Methoden der qualitativen Datenanalyse. Die 
verschiedenen qualitativen Analysetechniken können hinsichtlich ihrer erkenntnistheore-
tischen Fundierung, ihrer inhaltlichen Zielsetzung und ihrer Eignung für bestimmte Arten 
von qualitativem Datenmaterial differenziert werden.506 
 
Für die vorliegende Studie erscheint die qualitative Inhaltsanalyse als geeignet, wie im 
Folgenden erläutert wird. Bei der qualitativen Inhaltsanalyse geht es im Kern darum, 
Grundformen des Interpretierens von Text mit inhaltsanalytischen Regeln beschreibbar 
und überprüfbar werden zu lassen.507 Der Text stammt beispielsweise von im Forschungs-
prozess generierten Dokumenten. So wird die qualitative Inhaltsanalyse häufig auf Tran-
skripte von Gruppendiskussionen oder Leitfadeninterviews wie in dieser Studie angewen-
det.508  
 
                                               
504 Döring/Bortz 2016, S. 540. 
505 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
506 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
507 Vgl. Mayring 2010b. 
508 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
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Betrachtet man die qualitativen Auswertungsverfahren, so weist die qualitative Inhalts-
analyse die größte Nähe zur quantitativen Inhaltsanalyse auf. Die qualitative Inhaltsana-
lyse basiert auf einer induktiven Vorgehensweise. Ihr Ziel ist es, aus qualitativem Text- 
oder Bildmaterial systematisch die Bedeutungsgehalte von Dokumenten durch eine da-
tengesteuerte schrittweise Kodierung herauszuarbeiten und diese bei Bedarf auch zu 
quantifizieren. Sie nimmt somit zwischen qualitativer und quantitativer Forschung eine 
Zwischenposition ein.509 Die quantitative Inhaltsanalyse hingegen basiert auf einer de-
duktiven Vorgehensweise. Ihr Ziel ist es, formale und inhaltliche Merkmale von Doku-
menten mittels eines theoriebasierten vollstandardisierten Kategoriensystems zu messen 
und im Anschluss statistisch auszuwerten.510 
 
Laut Schreier (2012) wird die qualitative Inhaltsanalyse der quantitativen Inhaltsanalyse 
vorgezogen, um sowohl komplexe als auch latente Inhalte von Dokumenten zu erfassen, 
die für das Forschungsproblem relevant sind.511 Die Forschungsfragen der vorliegenden 
Studie lassen sich nicht durch eine Quantifizierung verschiedener Merkmale messen und 
beantworten. Vielmehr gilt, komplexe Zusammenhänge zu erfassen, wie es mit der qua-
litativen Inhaltsanalyse möglich ist. 
 
Die qualitative und die quantitative Vorgehensweise sind jedoch nicht als strikte Gegen-
entwürfe zu sehen. Beide Ansätze haben Parallelen und überschneiden sich in manchen 
Aspekten.512 So kann eine qualitative Inhaltsanalyse beispielsweise deduktive Elemente 
enthalten und wie in der vorliegenden Studie theoriebasierte Codes berücksichtigen.513 
Zudem erfordert die qualitative Analyse, wie oben bereits erläutert, oft selbst eine Quan-
tifizierung im Interesse einer umfassenden Behandlung.514 Entsprechend ergänzen sich 
die beiden Ansätze und es kommt häufig eine Kombination von qualitativer und quanti-
tativer Inhaltsanalyse zum Einsatz, um Dokumente auszuwerten.515 
 
                                               
509 Vgl. Mayring 2010b. 
510 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
511 Vgl. Schreier 2012. 
512 Vgl. Kracauer 1952. 
513 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
514 Vgl. Kracauer 1952. 
515 Vgl. Mayring 2001. 
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Aktuell werden verschiedene Ansätze der qualitativen Inhaltsanalyse verfolgt, so z.B. die 
konventionelle, die gerichtete oder die summative qualitative Inhaltsanalyse.516 Im 
deutschsprachigen Raum hat sich die von dem Psychologen Philipp Mayring entwickelte 
Form der qualitativen Inhaltsanalyse am stärksten durchgesetzt,517 die auch Grundlage 
für die Auswertung der vorliegenden Studie ist. Im Folgenden werden die von Mayring 
(2015) definierten, bzw. aus den verschiedenen Wissenschaftsbereichen abgeleiteten 
Grundsätze vorgestellt.518 
 
Von besonderer Bedeutung für Mayring (2015) ist das systematische Vorgehen. Dies 
impliziert die Festlegung eines konkreten Ablaufmodells, das jedoch nicht ohne Weiteres 
auf andere Analysen übertragbar ist. Mayring (2015) betont, dass die Inhaltsanalyse kein 
Standardinstrument sei, das immer gleich aussieht. Vielmehr muss sie stets an den kon-
kreten Gegenstand und das Material adaptiert werden. Zudem sollen vorab Regeln der 
Textanalyse definiert werden, so dass die einzelnen Analyseschritte darauf zurückgeführt 
werden können. Die Systematik sollte so beschrieben sein, dass ein zweiter Auswerter 
die Analyse ähnlich durchführen kann.519 
 
Mayring (2015) sieht einen Vorteil des inhaltsanalytischen Vorgehens in der kommuni-
kationswissenschaftlichen Verankerung. Demnach darf das Material nicht isoliert be-
trachtet werden, sondern ist als Teil einer Kommunikationskette zu sehen.520 Schreier 
(2012) spricht von einer Kontextualisierung, die sicherstellt, dass Informationen stets ein-
gebettet sind.521 Dies ist für die vorliegende Studie von Bedeutung, so müssen einzelne 
Aussagen der Interviewpartner stets im Kontext betrachtet werden, um ihre Aussagekraft 
zu behalten und einordnen zu können.  
 
In einigen Punkten bedient sich Mayring (2015) für sein Vorgehen der qualitativen In-
haltsanalyse bei Grundelementen der quantitativen Inhaltsanalyse. So sind die Konstruk-
tion und Anwendung eines Systems von Kategorien der Kern der Analyse. Dieses Sys-
                                               
516 Vgl. Hsieh/Shannon 2005. 
517 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
518 Vgl. Mayring 2015. 
519 Vgl. Mayring 2015. 
520 Vgl. Mayring 2015. 
521 Vgl. Schreier 2012. 
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tem macht die Analyse intersubjektiv überprüfbar, für andere nachvollziehbar und zu ei-
ner wissenschaftlichen Methode. Dort, wo es sinnvoll erscheint, wird eine Integration 
qualitativer und quantitativer Verfahrensweisen angestrebt. Dies wird laut Mayring 
(2015) immer dann wichtig sein, wenn es um die Verallgemeinerung der Ergebnisse geht. 
Entsprechend kann innerhalb inhaltsanalytischer Kategoriensysteme mit der Häufigkeit 
einer Kategorie unter Umständen ihre Bedeutung untermauert werden.522 Der Kodierpro-
zess für die vorliegende Studie wird weiter unten im Detail erläutert.  
 
Wie jede wissenschaftliche Methode, muss sich auch die qualitative Inhaltsanalyse an-
hand von Gütekriterien wie Objektivität, Reliabilität und Validität prüfen lassen. Für die 
qualitative Inhaltsanalyse ist die Intercoderreliabilität dabei von besonderer Bedeu-
tung.523Aus der Hermeneutik leitet Mayring (2015) die folgenden Grundsätze ab: Zu Be-
ginn einer qualitativen Inhaltsanalyse muss eine Quellenkunde erfolgen. Nachdem ge-
nau bestimmt wurde, welchen Ursprung das Material hat, muss der Inhaltsanalytiker sein 
Vorverständnis darlegen, theoretische Hintergründe und implizite Vorannahmen erläu-
tern. Damit einher geht die Theoriegeleitetheit der Analyse. Theoriegeleitetheit bedeu-
tet, dass der Stand der Forschung systematisch bei allen Verfahrensentscheidungen her-
angezogen wird. Durch diese theoretische Stringenz werden mögliche technische Un-
schärfen ausgeglichen. Technische Unschärfen sind möglich, da die qualitative Inhalts-
analyse keine feststehende Technik ist. Vielmehr ist sie von vielen Festlegungen und Ent-
scheidungen des grundsätzlichen Vorgehens und einzelner Analyseschritte geprägt. 
Wichtig für die Analyse ist, dass sie auf den latenten Sinngehalt abzielt und sich nicht 
auf den manifesten Oberflächeninhalt beschränkt. Entsprechend ist die qualitative In-
haltsanalyse von einem Verstehensprozess von vielschichtigen Sinnstrukturen geprägt.524 
Dabei haben inhaltliche Argumente Vorrang vor Verfahrensargumenten. Mit Blick 
auf die Gütekriterien gilt für die qualitative Inhaltsanalyse: Validität geht vor Reliabili-
tät. 
 
Auch aus der qualitativen Sozialforschung leitet Mayring (2015) Grundsätze für die qua-
litative Inhaltsanalyse ab. So soll eine wissenschaftliche Orientierung am Alltag erfol-
                                               
522 Vgl. Mayring 2015. 
523 Vgl. Mayring 2015. 
524 Vgl. Mayring 2015. 
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gen und die qualitative Inhaltsanalyse an alltäglichen Prozessen des Verstehens und In-
terpretierens sprachlichen Materials anknüpfen. Im Rahmen der Analyse soll der Inhalts-
analytiker die Perspektive des Textproduzenten einnehmen, um eine „Verdopplung“ 
des eigenen Vorverständnisses zu vermeiden. Grundsätzlich gilt, dass die Interpretation 
nie abgeschlossen ist, da sie stets die Möglichkeit der Re-Interpretation bietet.525 
4.5.2.2 Vorgehensweise der qualitativen Inhaltsanalyse 
Das systematische Vorgehen ist für die qualitative Inhaltsanalyse besonders wichtig.526 
Entsprechend wurde für die vorliegende Studie ein konkretes Ablaufmodell (Abbildung 
23) erstellt, das im Folgenden erläutert wird. 
 
Abbildung 23:  Ablaufmodell der qualitativen Inhaltsanalyse  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Mayring (2010c)  
                                               
525 Vgl. Mayring 2015. 
526 Vgl. Mayring 2015. 
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a) Bestimmung des Ausgangsmaterials 
Festlegung des Materials. Das Ausgangsmaterial muss bestimmt und analysiert werden, 
um zu entscheiden, was interpretierbar ist. Dieser „Corpus“ sollte während der Analyse 
nicht verändert oder erweitert werden, es sei denn, es erweist sich als dringend notwendig 
und kann begründet werden.527 Für die vorliegende Studie wurden in Summe 28 Inter-
views geführt, 13 davon persönlich, 15 telefonisch. Die aufgezeichneten Interviews wur-
den alle sorgfältig auf ihre Eignung als Ausgangsmaterial geprüft, keines musste ausge-
schlossen werden. Somit stehen 886 Minuten Audiomaterial für die Analyse zur Verfü-
gung. 
 
Analyse der Entstehungssituation. Die Beschreibung der Entstehungssituation muss Auf-
schluss darüber geben, von wem und unter welchen Bedingungen das Material produziert 
wurde. Dies umfasst die Verfasserin bzw. die an der Entstehung des Materials beteiligten 
Interagenten, den emotionalen und kognitiven Handlungshintergrund der Verfasserin, die 
Zielgruppe, in deren Richtung das Material verfasst wurde, die konkrete Entstehungssi-
tuation sowie den soziokulturellen Hintergrund.528 Die Entstehungssituation der vorlie-
genden Studie lässt sich wie folgt beschreiben: Die Teilnahme an den Interviews war 
freiwillig. Alle Interviews wurden von der Verfasserin dieser Studie durchgeführt. Die 
Verfasserin hat keinerlei emotionale Beziehung zu der Erhebung oder den Interviewpart-
nern. Mit Blick auf den kognitiven Hintergrund ist die Verfasserin sehr vertraut mit der 
Materie und verfügt über ein tiefes Wissen in den Bereichen der deutschen Landwirt-
schaft, der Nachhaltigkeit, der Regulierung und den Verbänden. Intention der Gespräche 
ist das Sammeln von Daten zur Beantwortung der vorab formulierten Forschungsfragen. 
Ein Großteil der Gespräche fand auf der IGW statt, weitere Gespräche wurden im Nach-
gang teils telefonisch teils persönlich geführt. Bei den Gesprächen handelt es sich um 
halbstrukturierte, d.h. leitfadengestützte und offene Interviews (weitere Details zu den 
Interviews siehe Kapitel 4.5.1.1). Die Interviewpartner sind Vertreter_innen verschiede-
ner landwirtschaftlicher Verbände und Vertreter_innen von Regulierungsinstitution aus 
dem Kontext der deutschen Landwirtschaft.  
 
Formale Charakteristika des Materials. Als letzter Schritt im Rahmen der Bestimmung 
des Ausgangsmaterials muss beschrieben werden, in welcher Form das Material vorliegt. 
                                               
527 Vgl. Mayring 2015. 
528 Vgl. Mayring 2015. 
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In den meisten Fällen liegt der qualitativen Inhaltsanalyse ein niedergeschriebener Text 
zugrunde. Dieser resultiert aus einer Tonbandaufnahme, die transkribiert werden muss. 
Es gibt verschiedene Transkriptionsmodelle, die das Urmaterial entsprechend verändern 
können. Daher müssen Protokollierungsregeln genau definiert sein.529 Auch für die vor-
liegende Studie wurden im Anschluss an die Interviews basierend auf den 886 Minuten 
Audiomaterial anonymisierte Transkripte erstellt, so dass eine ausführliche Analyse mög-
lich war.530 Da die inhaltlich-thematische Ebene im Vordergrund der Analyse steht, wur-
den die Audiodateien ins Schriftdeutsch übertragen, um eine bessere Lesbarkeit zu ge-
währleisten.531 Im Rahmen der Anonymisierung wurden alle Textpassagen gelöscht oder 
unkenntlich gemacht, die Rückschlüsse auf den Interviewten oder Dritte zulassen. Das 
Transkript und die verwendeten Zitate wurden dem jeweiligen Interviewpartner zur Be-
stätigung vorgelegt und es stand diesen frei, Aussagen zu verändern oder zu löschen. Die 
bestätigten Transkripte stellen die Grundlage für die Analyse dar. Die verwendeten Zitate 
wurden sorgfältig ausgewählt und zusätzlich von den Gesprächspartnern bestätigt, um 
Missverständnisse zu vermeiden und ihre vollkommene Zustimmung zu garantieren.  
 
b) Fragestellung der Analyse 
Richtung der Analyse. Nachdem das Ausgangsmaterial genau bestimmt wurde, stellt sich 
für Mayring (2015) die Frage, wie es interpretiert werden soll. Die Forschungsfragen für 
die vorliegende Studie wurden bereits in Kapitel 4.2 hergleitet und formuliert. Mayring 
(2015) unterscheidet jedoch noch nach Richtungen der Inhaltsanalyse. So kann etwas 
über den Gegenstand, den emotionalen Zustand des Kommunikators (Psychotherapie), 
den Text (Literaturwissenschaft), Intention des Kommunikators (amerikanische Propa-
gandaforschung) oder die Wirkung beim Publikum (Analyse von Massenmedien) ausge-
sagt werden.532 Die vorliegende Studie hat das Ziel, etwas über den Gegenstand auszusa-
gen. 
 
Theoriegeleitete Differenzierung der Fragestellung. Die Theoriegeleitetheit spielt für die 
Interpretation der Inhaltsanalyse eine wichtige Rolle. So folgt die Analyse einer präzisen 
begründeten inhaltlichen Fragestellung. Die Fragestellung der Analyse muss theoretisch 
                                               
529 Vgl. Mayring 2015. 
530 Die Transkription erfolgte in Anlehnung an Dresing/Pehl 2015; die Erläuterung des Vorgehens sowie 
die Transkripte befinden sich im digitalen Anhang. 
531 Vgl. Mayring 2016. 
532 Vgl. Mayring 2015. 
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an den bisherigen Forschungsstand anknüpfen.533 Für die vorliegende Studie wurde die 
Fragestellung in Kapitel 4.2 hergeleitet und formuliert. 
 
c) Bestimmung der passenden Analysetechnik 
Mayring (2015) stellt sämtliche Analyseformen aus fünf verschiedenen wissenschaftli-
chen Bereichen, namentlich Kommunikationswissenschaften, Hermeneutik, Qualitative 
Sozialforschung, Sprach- und Literaturwissenschaft sowie Psychologie, vor und leitet aus 
den Charakterisierungen des Interpretationsvorgangs drei Grundformen des Interpretie-
rens ab: Zusammenfassung, Explikation, Strukturierung.534 
 
Bei der Zusammenfassung werden Texte mit Hilfe der induktiven Kategorienbildung 
systematisch auf ihre wesentlichen Bestandteile reduziert. Durch Abstraktion wird ein 
Corpus geschaffen, der immer noch das Grundmaterial abbildet. Im Rahmen der Expli-
kation werden unklare Textstellen durch zusätzliches Material verständlich gemacht. Die 
Strukturierung hilft, bestimmte Aspekte aus dem Datenmaterial herauszugreifen und 
einen Querschnitt durch das Material zu legen. Dazu werden vorab deduktiv Kategorien 
gebildet, entlang derer der Text systematisiert wird.535 Der qualitativen Inhaltsanalyse 
werden diese drei Grundtechniken mit unterschiedlichen Zielsetzungen zugrunde gelegt. 
Somit unterscheidet Mayring (2015) die zusammenfassende qualitative Inhaltsanalyse, 
die explizierende qualitative Inhaltsanalyse und die strukturierende qualitative Inhaltsan-
alyse.  
 
Die vorliegende Studie wird basierend auf der qualitativen Sozialforschung analysiert 
und durch Strukturierung interpretiert.536 Nach Hopf (2016) charakterisiert sich qua-
litative Sozialforschung durch ein „Interesse an der Analyse von Deutung, Wahrnehmun-
gen und komplexen Deutungssystemen“.537 Die von Hopf (2016) als „typisch qualitative 
Vorgehensweise“ bezeichnete Methodik umfasst unstrukturierte und strukturierte Be-
obachtungen, die Erhebung und Analyse von Dokumenten verschiedenster Art sowie 
qualitative Interviews. Laut Hopf (2017) können qualitative Interviews als Experteninter-
views geführt werden, in denen die Befragten Spezialisten sind. Interviews können aber 
                                               
533 Vgl. Mayring 2015. 
534 Vgl. Mayring 2015. 
535 Vgl. Mayring 2015. 
536 Vgl. Mayring 2015. 
537 Hopf 2016, S. 18. 
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auch geführt werden, um die Sichtweisen und Einstellungen der Befragten in Erfahrung 
zu bringen. Wie in der Praxis der empirischen Sozialforschung üblich,538 werden diese 
beiden Formen für die vorliegende Studie miteinander kombiniert, da die Interviewten 
sowohl nach ihrer Einschätzung als Experten als auch nach ihren persönlichen Erfahrun-
gen und Sichtweisen gefragt wurden.  
 
Um die erhobenen Daten mithilfe der strukturierenden qualitativen Inhaltsanalyse 
auszuwerten, wurden sie methodisch kontrolliert schrittweise analysiert. Somit wird fi-
xierte, wie in der vorliegenden Studie transkribierte, Kommunikation systematisch, re-
gelgeleitet und theoriegeleitet analysiert mit dem Ziel, Rückschlüsse auf bestimmte As-
pekte der Daten zu ziehen. Strukturierungen sind nach Mayring (2015) die zentralste in-
haltsanalytische Technik. Diese unterscheidet er weiter in formale, inhaltliche, typisie-
rende und skalierende Strukturierung. Wird eine innere Struktur nach formalen Struktu-
rierungsgesichtspunkten herausgefiltert, spricht man von formaler Strukturierung. Eine 
inhaltliche Strukturierung liegt vor, wenn Daten hinsichtlich spezifischer Inhaltsbereiche 
extrahiert und zusammengefasst werden. Wird das Material nach auffallenden Ausprä-
gungen hin durchsucht und werden diese genauer beschrieben, so liegt eine typisierende 
Strukturierung vor. Von einer skalierenden Strukturierung spricht man, wenn das Mate-
rial in Skalenformen eingeordnet wird.539  
 
Ziel der vorliegenden Studie ist es, zwei Forschungsfragen zu beantworten. Wie oben 
erläutert, geht es darum, Einschätzungen und persönliche Erfahrungen der Interviewten 
zu CG und damit konkrete Inhalte zu gewinnen. Die Transkripte der vorliegenden Studie 
werden entsprechend mithilfe der inhaltlichen Strukturierung analysiert. Dabei werden 
Textbestandteile, die durch die Kategorien angesprochen werden, systematisch aus dem 
Material extrahiert.540 Das genaue Vorgehen wird im Folgenden erläutert.  
 
Zunächst müssen die grundsätzlichen Strukturierungsdimensionen aus der Fragestellung 
abgeleitet und eindeutig definiert werden. Somit wird ein Hauptkategoriensystem deter-
miniert, das nach einzelnen Ausprägungen in weitere Untergruppen unterteilt wird. Es 
                                               
538 Vgl. Hopf 2017. 
539 Vgl. Mayring 2015. 
540 Vgl. Mayring 2015. 
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handelt sich somit um eine deduktive Kategorienanwendung.541 Die Erstellung von Ka-
tegorien, auch Kodes genannt,542 ist von besonderer Bedeutung für die Analyse. Die Ko-
des entstehen aus einem Wechselverhältnis zwischen Theorie und erhobenen Daten.543 
Das Kategoriensystem, auch Kodestruktur genannt,544 muss genau definiert werden, so 
dass Textstellen eindeutig zugeordnet werden können.545 Zunächst wurden basierend auf 
dem Model von Emerson/Nabatchi (2015a) Kodes entwickelt, die als Gerüst für die Ko-
destruktur dienten.546 Die aus der Theorie abgeleitete Kodestruktur ist in Abbildung 24 
dargestellt.  
1 System Context 
     1.1 public resource conditions 
     1.2 Human-made resource conditions 
     1.3 public service conditions 
     1.4 policy and legal frameworks 
     1.5 socioeconomic and cultural characteristics 
     1.6 network characteristics 
     1.7 political dynamics 
     1.8 history of conflict 
2 Drivers  
     2.1 Uncertainty 
     2.2 Interdependence 
     2.3 Consequential incentivenes 
     2.4 Initiating Leadership 
3 Collaborative Dynamics 
     3.1 Capacity for Joint Action 
          3.1.1 resources 
          3.1.2 knowledge 
          3.1.3 leadership 
          3.1.4 procedural and institutional arrangements 
    3.2 Shared Motivation 
          3.2.1 commitment 
          3.2.2 internal legitimacy 
          3.2.3 mutual understanding 
          3.2.4 trust 
     3.3 Principled Engagement 
          3.3.1 determination 
          3.3.2 deliberation 
          3.3.3 definition 
          3.3.4 discovery 
4 Collaborative Actions 
5 Outcomes 
6 Adaption 
Abbildung 24:  Kodestruktur basierend auf dem Modell von Emerson/Nabatchi/Balogh 
(2015a) 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
                                               
541 Vgl. Mayring 2015. 
542 Vgl. Mayring 2015; Bryman 2016. 
543 Vgl. Silverman 2014. 
544 Vgl. Mayring 2015. 
545 Vgl. Silverman 2014. 
546 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015b. 
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In der qualitativen Forschung ist es nicht unüblich, eine eingeführte Datenanalysetechnik 
in ihrer konkreten Umsetzung den Bedingungen der eigenen Untersuchung behutsam an-
zupassen.547 Für die Erstellung der Kodestruktur orientierte sich die vorliegende Studie 
folglich sowohl an Mayring (2015) als auch an dem Vorgehen von Bryman (2016). Die 
Kodes wurden so früh wie möglich entwickelt. Bereits während der Interviews wurden 
Stichworte notiert, die später als Basis für die Kodes dienten. Hierbei handelt es sich um 
eine deduktive Vorgehensweise. Bei der Überprüfung der Transkripte wurden die Noti-
zen erweitert und die Kodes ergänzt. Wie von Bryman (2016) empfohlen, wurden zu-
nächst sämtliche Codes aufgenommen, die sinnvoll erschienen, auch wenn zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht sicher war, dass diese auch genutzt werden würden. Anschließend 
wurden die literaturbasierten Kodes mit den aus den Interviews abgeleiteten Kodes in 
einer Kodestruktur zusammengefügt. Dabei wurden die Kodes überprüft und gegebenen-
falls zusammengefasst. Dies entspricht einer induktiven Vorgehensweise.548 Die finale 
Kodestruktur ist in Abbildung 25 dargestellt. 
1 Besondere Zitate 
2 Position des Interviewpartners 
     2.1 Verbände 
     2.2 Regulierer 
3 Rolle der Institution/Organisation in der LW 
     3.1 Verbände 
     3.2 Regulierer 
4 Nachhaltigkeit 
     4.1 Verständnis von Nachhaltigkeit 
          4.1.1 Verbände 
          4.1.2 Regulierer 
     4.2 Rolle von Politik 
          4.2.1 Förderung 
          4.2.2 Rolle der EU 
     4.3 Rolle von Forschung 
     4.4 Rolle der Landwirte 
     4.5 Rolle von Verbänden 
     4.6 Rolle vom Handel 
     4.7 Rolle der Gesellschaft 
4.8 Herangetragen von.... 
          4.8.1 Konsumenten 
          4.8.2 Regulierern 
          4.8.3 Verbänden 
          4.8.4 Einzelhandel 
     4.9 Austausch mit Akteur_innen 
          4.9.1 Handel 
          4.9.2 Verbände 
          4.9.3 Regulierer 
               4.9.3.1 Einflussnahme auf Regulierung 
          4.9.4 Tierärzten 
5 CG Projekte 
     5.1 Zukünftige Projekte 
                                               
547 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
548 Vgl. Bryman 2016. 
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     5.2 Ergebnis: Selbstregulierung 
6 Systemkontext/Gegebenheiten zu Beginn von CG 
     6.1 Gegebenheiten öffentlicher Ressourcen 
     6.2 Gegebenheiten menschenerschaffener Ressourcen 
     6.3 Gegebenheiten des öffentlichen Dienstes 
     6.4 politische und rechtliche Rahmenbedingungen 
     6.5 sozioökonomische und kulturelle Merkmale 
     6.6 Netzwerkeigenschaften 
     6.7 politische Dynamik und Machtverhältnisse 
     6.8 Hintergrund des Konfliktes 
7 Treiber (treibende Kraft für CG in der LW) 
     7.1 Austausch 
     7.2 Unsicherheit 
     7.3 Abhängigkeit 
     7.4 Anreizsysteme 
          7.4.1 Klientelpolitik/Wahlkampf 
     7.5 Impulsgebende Führung 
     7.6 Ereignisse 
     7.7 Akteur_innen 
          7.7.1 landwirtschaftliche Betriebe 
          7.7.2 Verbände 
               7.7.2.1 Umweltverbände 
          7.7.3 Politik 
               7.7.3.1 EU-Vorgaben 
          7.7.4 Gesellschaft 
          7.7.5 Handel 
8 Dynamik der Zusammenarbeit 
     8.1 offener und integrativer Prozess (Ansell/Gash 2007) 
          8.1.1 Definition involvierter Stakeholder 
               8.1.1.1 Forschung 
               8.1.1.2 Handel 
               8.1.1.3 Gesellschaft 
               8.1.1.4 Agenturen 
               8.1.1.5 Produzenten 
               8.1.1.6 Behörden 
               8.1.1.7 Vereine 
               8.1.1.8 Verbände 
     8.2 Vorbereitung des Collaboration Governance Prozesses 
          8.2.1 Netzwerk 
               8.2.1.1 Verbände 
               8.2.1.2 Regulierer 
          8.2.2 Überzeugung des Ministeriums 
               8.2.2.1 Regulierer 
               8.2.2.2 Verbände 
          8.2.3 Lösungsorientierte Anfragen an Regulierer 
               8.2.3.1 Regulierer 
               8.2.3.2 Verbände 
          8.2.4 persönliche Kontaktaufnahme 
               8.2.4.1 Verbände 
               8.2.4.2 Regulierer 
          8.2.5 Feingefühl 
          8.2.6 Zeit 
  8.3 Involviertheit/Einbindung 
          8.3.1 Positionierung 
               8.3.1.1 Verbände 
               8.3.1.2 Regulierer 
          8.3.2 Offenlegung  
               8.3.2.1 Verbände 
               8.3.2.2 gleiche Interessenlage 
          8.3.3 Ausgestaltung und Abgrenzung 
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               8.3.3.1 gleiches Verständnis von Nachhaltigkeit 
               8.3.3.2 konkrete Aspekte der Nachhaltigkeit adressieren 
                    8.3.3.2.1 Regulierer 
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Abbildung 25:  Finale Kodestruktur 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
In einem nächsten Schritt muss definiert werden, wann ein Materialbestandteil unter eine 
Kategorie fällt. Hierfür wurde die Kategorie zunächst definiert, anschließend wurden den 
Kategorien konkrete Textstellen als Ankerbeispiele zugewiesen, wobei diese teilweise 
mehreren Kategorien zugeordnet werden konnten.549 Schließlich wurden Kodierregeln 
festgelegt, wenn Abgrenzungsprobleme auftraten. In einem letzten Schritt wurden die 
Kodes anhand von zwei Transkripten erprobt, um zu testen, ob die Kategorien greifen 
und ob die Ankerbeispiele und Kodierregeln eine eindeutige Zuordnung ermöglichen.550 
Im Anschluss daran begann der Hauptmaterialdurchlauf. Nach minimalen Anpassungen 
                                               
549 Vgl. Bryman 2016. 
550 Vgl. Mayring 2015. 
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der Kategorien wurde das gesamte Datenmaterial kodiert. Während des Kodierens wur-
den weitere Kodes ergänzt, die sich speziell für den Kontext der Landwirtschaft ergaben.  
 
d) Computergestützte Analyse 
Die qualitative Inhaltsanalyse eignet sich aufgrund ihres systematischen Vorgehens für 
eine computergestützte Durchführung.551 In der Forschungspraxis wird zur Unterstützung 
der Analyse primär spezialisierte qualitative Datenanalysesoftware eingesetzt. Die Com-
puterprogramme vollziehen keine sinnrekonstruierenden Interpretationsschritte und er-
zeugen folglich auch keine Analyseergebnisse, sie liefern dem_der Inhaltsanalytiker_in 
aber eine Unterstützungs- und Systematisierungsleistung.552 Für die qualitative Inhalts-
analyse eignet sich MaxQDA besonders.553 Auch für die vorliegende Studie erwies sich 
MaxQDA zur Vereinfachung und Systematisierung der Kodierung als sehr hilfreich. Das 
Programm ermöglicht es, einzelne Aussagen aus den Transkripten zuvor definierten Ko-
des zuzuordnen. Die Textpassagen wurden anschließend zusammengefasst und aufgear-
beitet.554 
 
Da an der Arbeit mit MaxQDA kritisiert wird, dass die kodierten Ergebnisse der qualita-
tiven Inhaltsanalyse nur noch fragmentierte Daten darstellen und somit ein Risiko besteht, 
Schlussfolgerungen außerhalb eines Kontextes zu ziehen,555 wurde von vornherein der 
laut Kuckartz/Rädiker (2010) wichtigsten Regel des Kodierens gefolgt und stets so viel 
Text kodiert, dass die einzelnen Segmente auch außerhalb des ursprünglichen Kontextes 
verständlich waren.556 Zudem wurden alle Antworten kritisch geprüft und gegebenenfalls 
noch einmal im Kontext des Transkripts betrachtet. Darüber hinaus wurde auf eine even-
tuelle Befangenheit der Befragten geachtet, da Experten unter Umständen sozial er-
wünschte Antworten geben.557  
 
Die Kodierung ist ein wesentlicher Schritt in der Analyse, der zum einen hilft, die großen 
Datenmengen auf das Wesentliche zu reduzieren. Zum anderen ist es eine Vorstufe für 
                                               
551 Vgl. Mayring 2015; Döring/Bortz 2016. 
552 Vgl. Kuckartz 2010. 
553 Vgl. Mayring 2015; Kuckartz/Rädiker 2010. 
554 Vgl. Mayring 2016. 
555 Vgl. Bryman 2016. 
556 Vgl. Kuckartz/Rädiker 2010. 
557 Vgl. Dunn 2009. 
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die Interpretation der Daten. In einem nächsten Schritt werden die Kodesegmente hin-
sichtlich ihrer Bedeutung für die Forschungsfragen und anschließend vor dem Hinter-
grund der wissenschaftlichen Literatur interpretiert.558 
4.6 Darlegung der Ergebnisse: Collaborative Governance in der 
deutschen Landwirtschaft 
4.6.1 Systemkontext  
Die qualitativen Daten zeigen, dass einige der Faktoren, die den Systemkontext prägen, 
auch für CG in der deutschen Landwirtschaft zutreffen. Faktoren wie Netzwerkeigen-
schaften und politische Dynamiken finden sich auch in den Interviews wieder. Die Rele-
vanz eines Netzwerkes als kommunikativen Rahmen für eine mögliche CG schildert bei-
spielsweise V2:  
Ich finde ganz wichtig eben dieses Sich-treffen und wenn man das gleiche Ziel 
verfolgt, dass man dann eben zusammenkommt, das merkt man einfach, dass 
das-, einfach dieser persönliche Kontakt auch. Also man kann die alle zehnmal 
im Newsletter anschreiben, aber wenn man sie nicht kennt, passiert auch nichts. 
(V2/38) 
Dabei kann Timing eine große Rolle spielen: 
Also wir hatten verschiedene Leute, die entlang einer bestimmten Entschei-
dungskette im Ministerium an der gleichen sage ich mal am gleichen Strang ge-
zogen haben und das entsprechend gegenüber anderen Kollegen auch unterstützt 
haben. Das war wirklich- und dafür hatten wir nur ein kleines Zeitfenster. 
(V7/25) 
In den Interviews wird insbesondere von Seiten der Regulierer der persönliche Kontakt 
immer wieder betont:  
Es ist für solche Geschichten nach meiner Erfahrung wichtig, hinzufahren. Sich 
zu treffen mit Leuten, mit ihnen zu sprechen, nicht? […] Wenn ich mich nur auf 
E-Mail und Datenaustausch verlassen hätte, wage ich zu behaupten, wäre es 
nicht so zustande gekommen. […] Danach, wenn das einmal gelungen ist, dann 
hat man-. Also wenn man-, wenn man das Gesicht vor Augen hatte, wenn man 
sich unterhalten konnte, wenn man ein wenig durchschmecken konnte „Wo geht 
er hin? Was interessiert den? Wo sind seine Nöte?“ und so weiter, dann läuft das 
einmal, nicht? Aber sonst, wenn das nicht auf diese Weise in Gang gesetzt wird, 
dann würde ich es für-, würde ich es hier konkret für schwierig gehalten haben. 
(R6/37-41) 
                                               
558 Vgl. Bryman 2016. 
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Sowohl Regulierer als auch Verbände heben Feingefühl als essentiell für die Anbahnung 
eines CG Projektes hervor. 
Aber sie müssen schon mit einem gewissen Geschick an so eine Sache herange-
hen. Also sie müssen die Antennen ausgefahren haben, sie müssen die Reihen-
folge bedenken, in der sie-, wann sie mit wem sprechen. Sie müssen bedenken, 
dass die Welt klein ist. Dass, wenn sie so ein Gespräch führen, wenn sie ir-
gendwo hinfahren und sie sagen: „Können wir nicht mal über Folgendes nach-
denken? Sollten wir uns nicht mal zusammentun?“ Und dass dann nachher auch 
telefoniert wird. So nach dem Motto: „Da war einer aus dem Ministerium, der-. 
Was will der?“ So. Und da müssen sie schon ein bisschen, ja-, die Szene ein 
bisschen vor Augen haben, nicht? Und mit einem gewissen Geschick und einer 
gewissen Klugheit an so etwas herangehen. (R6/43) 
Im Prinzip ist das ganz viel Fingerspitzengefühl und ganz viele Gespräche füh-
ren. (V4/21) 
Neben Kontakten können auch Hierarchien bzw. Machtbefugnisse Türen öffnen, um in 
den Austausch zu treten und ein CG Projekt zu initiieren: 
[…] es ist natürlich ein Vorteil, das glaube ich muss man in Rechnung stellen, 
wenn sie aus einer obersten Landesbehörde kommen, öffnen sich auch die 
Türen leichter. Also das ist schon einfacher. Also ich konnte ja immer ir-
gendwo hingehen und sagen: „Ich möchte mich mal vorstellen. Mein Name 
ist Sowieso. Ich habe einen Auftrag vom Minister. Und da würde ich gerne 
mal mit Ihnen sprechen.“ (R6/45) 
Was ich feststelle, dass diese-, der persönliche Kontakt oder dieses sich ken-
nen und treffen auch auf diesen Events wie hier-, dass sie unheimlich wichtig 
sind. Also wenn man sich da in dem Bereich nicht auskennt, braucht man 
natürlich immer seine Zeit, um erstmal-, wer ist wer und so. Aber dann kom-
men auch Sachen ins Rollen und klar, es muss immer so einen Mittelpunkt 
geben. Es gibt so den Herrn [anonymisiert] hier oder die Frau Dr. [anonymi-
siert] vom Ministerium, die natürlich gewisse Dinge immer vorhaben und 
auch ihren Input geben und die sind auch so ein bisschen so eine Verknüp-
fungsstelle dann für die verschiedenen Initiativen. (V2/38) 
In vielen Interviews kristallisierte sich heraus, dass ein CG Vorhaben nur dann angesto-
ßen werden kann, wenn die Ministeriumsspitze davon überzeugt ist. 
Also das sind ja Prozesse in einem Haus-, das ist ja-, der erste Prozess, der an-
gestoßen wird, ist ja, dass wir einen Input bekommen, den wir formulieren müs-
sen und in einem sogenannten Vermerk an die Hausspitze bringen, also an un-
seren Minister letztendlich, der entscheiden muss, ob das, was wir da planen, 
auch Sinn macht. (R1/31) 
Aber es bedarf eines Bekenntnisses durch die Landespolitik, das ist wiederum 
mutig und das fand ich bei den alten auch ganz mutig, die haben es aber bloß 
gesagt und nichts dazu gemacht. Die Rot-Grüne Regierung, die meint das ernst. 
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Das sagt die Landes-. Also unsere Ministerin auch oftmals und hat uns beauf-
tragt, das Ding umzusetzen. (R15/22) 
Übrigens der Ökoaktionsplan ist der einzige Ökoaktionsplan in Deutschland, der 
von der Landesregierung insgesamt beschlossen wurde. Dem hat der Wirt-
schaftsminister, hat auch der Sozialminister und so weiter zugestimmt. In Gänze. 
(R15/32) 
Dies deckt sich mit der Wahrnehmung der Verbände. 
Wir sind erstaunt, dass auf uns gehört wurde, weil-. Aber wir haben das Glück, 
dass wir einen [anonymisiert]-Minister hatten die letzten Jahre. Oder noch ha-
ben, der das sehr ernst genommen hat und auch ja uns dann quasi ganz ernst 
genommen hat und dadurch das unterstützt hat die letzten Jahre. […] Es war 
entscheidend, dass wir Befürworter hatten an der Spitze. Also ohne die wäre das 
niemals gelungen. (V7/15-23) 
Wenn die Regierungsspitze hingegen nicht hinter einem Thema steht, wird dieses auch 
nicht oder nur sehr schwer vorangebracht, wie R12 schildert: 
Die damalige Regierung hatte gar nicht so ein großes Interesse beim Thema Kli-
maschutz voran zu kommen. Da sind dann solche Arbeitsgruppen oder solche 
Art der Zusammenarbeit auch gerne so ein Ablassventil. Verstehen Sie das, wo 
man denkt: „Ach, dann können wir zumindest immer was vorzeigen, was wir 
machen. Aber Gesetze verabschieden tun wir deswegen ja doch noch nicht.“ […] 
4.6.2 Treiber für Collaborative Governance in der deutschen 
Landwirtschaft 
4.6.2.1 Unsicherheit 
Die von Emerson/Nabatchi (2015a) beschriebenen Situationen von Zweifeln, Mehrdeu-
tigkeiten, begrenzten Informationen und Instabilität, die zu Unsicherheit führen,559 finden 
sich auch in den Interviews wieder. So ist Unsicherheit mit Blick auf zukünftige Bedin-
gungen und Ereignisse aus Sicht von R3 ein wesentlicher Treiber für CG:  
Also die stärksten Argumente sind immer die, wenn Unternehmen Zukunfts-
ängste haben und vor großen Veränderungen stehen. (R3/13)  
Eine Unsicherheit bei den Landwirten rührt laut R6 daher, dass der Handel sehr unter-
schiedliche Nachhaltigkeitsforderungen stellt:  
[Ein] völlig divergente[s] Feld von Nachhaltigkeitsforderungen: Fangen Sie mal 
an, bei den Nachhaltigkeitsforderungen bei ALDI, gehen Sie über REWE, gehen 
                                               
559 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Sie über EDEKA, gehen Sie zu verschiedenen NGOs und so weiter und legen 
Sie das mal alles nebeneinander. Dann sagen die […], zu Nachhaltigkeit gehört 
für uns, dass die Kühe an so und so vielen Tagen im Jahr, sprich 120 mindestens 
6 Stunden auf die Weide gehen. Der andere sagt, Weide ist nicht so wichtig, aber 
ausreichend Bewegung ist wichtig. Der Dritte sagt, und so weiter. […] Was bis-
her als nachhaltig galt, gilt dann so dahin nicht mehr als nachhaltig. Die Situation 
wird von vielen als äußerst unbefriedigend aufgefasst. Also es ist ein spürbares 
Unbehagen in der Szene. Was ist denn nun eigentlich nachhaltig? (R6/17) 
Entsprechend seien die Landwirte dankbar, wenn von Seiten der Regulierer die Möglich-
keit besteht, sich im Rahmen von CG einzubringen und auch Klarheit sowie Sicherheit 
zu bekommen (R6).  
 
Wie von Emerson/Nabatchi (2015b) beschrieben, kann Unsicherheit Innovation und Kre-
ativität fördern.560 Die Interviews zeigen, dass sich die aus der Unsicherheit entstandene 
Kreativität in proaktiver Selbstregulierung (siehe Kapitel 3.3.2) äußert.  
Das ist eine Freiwilligkeit. Auch aus der Erkenntnis heraus und den Erfahrungen 
der letzten Jahre. Wenn wir nicht selbst etwas machen, dann wird die Politik 
dazu etwas auf den Weg bringen. Und dann wird das für den Landwirt noch 
teurer und schwieriger. (V7/19) 
4.6.2.2 Abhängigkeit 
Abhängigkeit als Treiber findet sich in den Interviews ausschließlich auf Seiten der Re-
gulierer. Hierbei geht es pragmatisch darum, was aus Sicht des Ministeriums gebraucht 
wird und wie man dies erreichen kann:  
Dann muss ich gucken, was habe ich für Menschen um mich herum? Was habe 
ich für Wissen? Was ist da? Was kann ich nutzen? Und was habe ich nicht, um 
erfolgreich zu werden? (R3/19) 
4.6.2.3 Anreize 
Im Kontext der deutschen Landwirtschaft konnten einige Anreize für CG identifiziert 
werden, die sich in Anlehnung an Emerson Emerson et al. (2012) in interne und externe 
Anreize unterteilen lassen. Ein Beispiel für externe Anreize ist der Druck, sich gemein-
sam im Rahmen von CG für mehr Nachhaltigkeit einzusetzen, der aus der wachsenden 
Bevölkerung und dem damit einhergehenden steigenden Bedarf an Nahrung resultiert, 
wie R6 postuliert: 
                                               
560 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Ja, Sie müssen eben dann in 20 Jahren eineinhalb Milliarden Menschen mehr 
ernähren. Und die vereinten Nationen haben mit ihren-, in ihrer jetzigen Agenda 
2030 de facto vorgerechnet, wenn wir das ceteris paribus so machen wie jetzt, 
dann brauchen wir statt 40 Prozent der Landfläche für die Nahrungsmittelerzeu-
gung 70 Prozent. Die haben wir nicht mal. (R6/27) 
Als interner Anreiz lässt sich das Interesse am Tierschutz als ein Treiber für gemeinsame 
Handlungen in Form von CG benennen:  
[...] wenn in Deutschland keine Ferkel mehr hergestellt werden, weil die rechtli-
chen Auflagen so hoch sind, dann ist das kein Problem für den internationalen 
Handel, die Ferkel in Tiertransportern von Spanien hierher zu kriegen. Die wer-
den hier gemästet. [...] da ist für den Tierschutz nichts gewonnen. Und das ist 
diese Kurzsichtigkeit manchmal, die nicht passieren würde, wenn sich die Politik 
und der Handel mit allen Beteiligten mal zusammensetzen würden. (R2/35) 
Auffällig häufig wird Wahlkampf als ein Anreiz für CG in der deutschen Landwirtschaft 
genannt: 
Und da machen die Landespolitiker natürlich auch wieder mit Politik, denn sie 
sagen: „Wir haben was für den-, für die Aufgabe erreicht.“ Oder ich sage mal, 
wenn jetzt-, wie jetzt hier kürzlich der Imkerverein, wenn der bei denen im 
Wahlkreis liegt. Wir haben was im Wahlkreis gemacht. Da steht natürlich in der 
Regionalzeitung: Der Abgeordnete so und so von der Partei so und so hat sich 
eingesetzt für den Lehrbienenstand und der Abgeordnete kämpft für uns. (R10 
/35) 
Ein weiteres Beispiel für Wahlkampf als internen Anreiz findet sich bei R13:  
Da bedarf es nur der Idee und dann kriegt die Politik das ja auch mit. Und wenn 
die sagt, wir können das finanzieren, das ist ja immer-. Meistens stößt es an die 
finanziellen Grenzen, dann unterstützen die das schon. Die wollen ja wiederge-
wählt werden. Die wollen ja was vom Umweltschutz haben. Wir sind Umwelt-
ministerium, wir müssen da was tun und solche Ideen, die kann man eben relativ 
fix umsetzen. (R13/29) 
Wahlkampf als interner Anreiz ist aber nicht nur förderlich, sondern kann CG bremsen. 
So schildert V6:  
Also die Politik ist dann relativ kurzlebig und ja, man muss ja eigentlich sagen, 
im Zusammenhang mit der politischen Ökonomie, die jetzt wieder auf den Plan 
tritt, weil wir haben Bundestagswahlen im Herbst und wir haben nächstes Jahr 
Landtagswahlen, stellt die Politik eigentlich neue Projekte und so weiter ziem-
lich ein. Also es werden die, die wir jetzt haben werden fortgesetzt, fast ein biss-
chen verbessert vielleicht oder so, aber es werden keine neuen Projekte vorläufig 
auf den Weg gebracht. Weil es werden Versprechungen gemacht, Wahlverspre-
chungen, es werden Überlegungen angestellt für Projekte, aber es wird nichts 
auf den Weg gebracht. Und das ist alles Wahlkampf. (V6/29) 
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4.6.2.4 Initiierende Führung 
In den Interviews zeigt sich, dass CG von vielen verschiedenen Akteur_innen initiiert 
werden kann. Teilweise werden von den Interviewpartnern einzelne Akteur_innen iden-
tifiziert, die ein CG Projekt initiiert haben (R4/19, R5/15). Teilweise sind sie selbst die-
jenigen, die das Projekt ins Leben gerufen haben (R6/15). In der deutschen Landwirt-
schaft kommen die Impulsgeber für CG aus verschiedenen Organisationen und Instituti-
onen. Häufig sind es Verbände, die den Anstoß zu CG geben, wie R1 schildert:  
Das kommt einfach von den Verbänden, von den Beteiligten, dass in Gesprä-
chen, in Einzelgesprächen so etwas immer wieder gehört wird. Ganz konkret 
war es hier etwas, was man eher als so eine Art schwelenden Prozess vielleicht 
beschreiben könnte. Also das war permanent da, und wir haben uns dann für 
dieses Jahr gedacht, dass wir dieses Jahr das [Projekt] da in Angriff nehmen und 
alle Beteiligten mit ins Boot holen, um da einmal etwas zu initiieren. (R1 /19) 
Teilweise ist es auch so, dass die Regulierer auf einen Impuls von den Verbänden warten, 
bevor sie CG ins Leben rufen, wie R10/ 41, R3/3 und R4/9 beschreiben:  
Ich warte immer darauf, dass mich Kartoffelerzeuger oder auch der Kartoffel-
handelsverband, da sind wir jetzt bei einer Institution, bei einem Verband, an-
sprechen. Wenn die mit mir etwas machen wollen, dann mache ich das. (R3/3) 
Die Rolle von Verbänden hebt R15/26 besonders deutlich hervor:  
Also die Verbände sind zweifelsohne wichtig. Die Verbände sind das A und O. 
Das deckt sich mit den Aussagen einiger Verbände (V8/15, V11/29):  
Die [Projekt anonymisiert] Bayern ist eine Initiative der bayerischen Staatsre-
gierung, die aber auf unsere Politikberatung hin entstanden ist. (V7/15) 
Aus den Interviews geht hervor, dass besonders Umweltverbände Nachhaltigkeit durch 
CG vorantreiben. So antwortet R13 auf die Frage, ob es häufiger vorkomme, dass Non-
profit-Organisationen Initiativen dieser Art anschieben:  
Na ja, ich denke mal die sind meistens der Politik ein bisschen voraus, wenn ich 
ganz ehrlich bin. (…) Aber das finde ich gut, weil die legen oftmals den Finger 
in die Wunde und dann entsteht auch ein politischer Druck. Und dann tut man 
halt was. Und das ist auch gut so. Das ist aber, glaube ich die Praxis. Es gibt auch 
sicherlich Dinge, die vom Land erkannt und auch eigenständig durchgeführt 
werden. Aber solche Sachen laufen oftmals auch über irgendwelche Umweltver-
bände, die aber auch bei der Gesetzgebung ja immer mit dabei sind. Die werden 
ja immer gehört, eine Verbandsanhörung. [...] Gerade, denke ich bei Fachbehör-
den, Ministerien ist durchaus viel Know-How vorhanden. Aber man muss sich 
klar machen, Verwaltung hat andere Wege als Verbände. Das heißt, Verbände 
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können manchmal sehr viel schneller und flexibler reagieren. Verwaltung kann 
nachhaltiger reagieren. Und ich denke, dass muss man sich auch klar machen, 
dass das einfach zwei verschiedene Instrumente sind, um auch Umweltpolitik 
am Ende zu praktizieren und umzusetzen. [...]. Das ist so wirklich das Wechsel-
spiel, zwischen Politik und diesen Umweltverbänden. (R13/12, 18-19) 
Auch die Gesellschaft kann CG vorantreiben. Auf die Frage, was die treibende Kraft für 
die Nachhaltigkeitsstrategie vom Land [anonymisiert] war, antwortet R7:  
Eigentlich war es die Agenda-21-Bewegung, die schon in den Neunzigerjahren 
im Lande irgendwie Fuß gefasst hatte. Der [Bewohner dieses Bundeslandes] ist 
nicht so sprunghaft, aber wenn es da eine Bewegung gibt, dann erkennt er sie 
auch und dann macht er auch gerne mit. Und so gibt es viele Akteur_innen, die 
heute noch in dieser ganzen Szene [anonymisiert] 21, lokale Agenda-Gruppen 
aktiv sind und die haben immer schon gepusht in den Neunzigerjahren. (R7/71) 
Eine von der Gesellschaft kreierte Nachfrage kann ebenfalls Nachhaltigkeit durch CG 
fördern, so beschreibt V7:  
Wir versuchen natürlich auch gegenüber der bayerischen Staatsregierung Pro-
gramme voranzubringen, die die Entwicklung des ökologischen Landbaus un-
terstützen. (…) Und damit da mehr passiert, weil wir, das ist jetzt ein politisches 
Thema, das uns auch seit Jahren beschäftigt, die Nachfrage nach Biolebensmit-
teln in Deutschland und Bayern ist deutlich größer als die Produktion. Das heißt, 
wir haben eigentlich zu wenige Bauern, die öko produzieren und wir haben einen 
ständig wachsenden Markt. Deswegen haben wir eben vorgeschlagen: Wie kön-
nen wir das ändern? (V7/15) 
Die Rolle des gesellschaftlichen Drucks beschreibt auch V4: 
Ich denke, dass einfach die treibende Kraft dahingehend ist, man versucht halt 
den Antibiotikaeinsatz zu reduzieren. Der gesellschaftliche Druck ist natürlich 
da, unbestreitbar. Das ist der eine Fakt. Und der andere Fakt ist der, dass wir in 
einer Situation sind, dass die Resistenzen auf dem Medikamentensektor zuneh-
men. (…) Letztlich geht es auch darum, unter Umständen entsprechend die Hal-
tungsbedingungen für die Tiere zu verändern. (V4/25) 
Auch Landes- und Bundespolitik sind ein Treiber für CG. Aus den Interviews geht her-
vor, dass es abhängig ist von der Regierungsspitze, inwieweit Nachhaltigkeit vorange-
trieben wird:  
Also die Koalitionsvereinbarung der aktuellen Koalition im [anonymisiert] 
Landtag: da ist vereinbart, also die regionalen Produkte zu stärken und auch die 
Regionalvermarktung zu stärken. Und der Hintergrund hat sicherlich mit den 
Nachhaltigkeitsaspekten zu tun. Also mit Beschäftigung, also regionaler Be-
schäftigung, mit Vermarktung, mit wirtschaftlicher Entwicklung. Aber auch mit 
ökologischen Aspekten. Ja, aber ich denke, die-, sage ich mal-, die Initiativen, 
mit denen wir dort zusammenarbeiten, die haben schon immer ein Interesse auch 
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übergeordnet regionale Produkte zu fördern und gemeinschaftlich zusammenzu-
arbeiten. Also ich denke, das geht auch von beiden Seiten aus. Aber hier ist im 
Prinzip die treibende Kraft, sage ich mal, was das Finanzierende angeht und das 
Organisatorische, ist das Ministerium und das Landesamt für [anonymisiert] 
(R14). 
Die EU ist ein wesentlicher Treiber von CG. Zum einen gibt es Vorgaben, die auf Bundes- 
und Landesebene umgesetzt werden müssen. Zum anderen gibt sie Anreize durch För-
dermittel: 
Wenn also die europäische, als Beispiel, wenn die europäische Agrarförderung 
Nachhaltigkeit immer mehr ins Zentrum als Förderkriterium setzen will, kom-
men wir gar nicht darum herum, irgendwann ein Set von Kriterien, Indikatoren 
und Zielvorstellungen haben zu müssen, mit dem man das beurteilt. Denn wie 
wollen sie sonst sagen, das fördern wir und das fördern wir nicht. (R6/45) 
So war die UN-Dekade für nachhaltige Bildung der Anstoß für ein Zertifizierungssystem 
von außerschulischen Bildungseinrichtungen in einem Bundesland (R4/19). 
4.6.2.5 Austausch mit anderen Akteur_innen 
Ein weiterer Treiber für CG, der aus den qualitativen Daten hervorgeht, ist der Austausch. 
Austausch als Treiber kann unterteilt werden in Austausch zwischen den Verbänden, 
Austausch mit Regulierern und Austausch von Regulierern mit anderen Akteur_innen.  
 
Die Motivation der Verbände, sich an CG initialisiert von Regulierern zu beteiligen, ist 
der Austausch mit anderen Verbänden beispielsweise über aktuelle Probleme (R3/13). 
Diese Beobachtung von R3 wird mit der Aussage von V4 untermauert:  
Und ich gehe eigentlich relativ gerne zur Arbeitsgruppe, weil ich viele Leute 
treffe und der Meinungsaustausch wirklich rege und gut ist. (…) Das finde ich 
einfach auch spannend für mich, weil ich einfach mit Veterinären reden kann. 
Oder Leuten aus dem Bereich, mit denen ich eigentlich wenig Kontakt habe. 
Also, mir bringt das sehr viel. (V4/29) 
Auch der Austausch mit Regulierern kann ein Treiber sein, so besteht laut R9 von Seiten 
der Wirtschaft das Interesse, mit der Landesregierung in einen intensiveren Dialog zu 
treten (R9/21). 
 
Ein wesentlicher Treiber für CG von Seiten der Regulierer ist der direkte Austausch mit 
den Akteur_innen, wie R9 schildert:  
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Naja, also wir haben das immer ganz plakativ damals genannt, also wir unter-
halten uns nicht mehr über Pressemitteilungen, sondern eben konkret, direkt. 
Und man kennt sich untereinander. Man kann untereinander eben dann anders 
miteinander umgehen, als wenn man eben eine Pressemitteilung raushaut: Um-
weltministerium vernichtet Arbeitsplätze. (R9/26-27) 
4.6.2.6 Ereignisse 
Aus den Interviews stellt sich heraus, dass auch Ereignisse ein Treiber für CG sein kön-
nen. So war beispielsweise der BSE-Skandal ausschlaggebend für die Entwicklung eines 
Siegels in einem Bundesland. Laut R9 ist das Siegel aus dem BSE-Skandal und dem da-
raus resultierenden Druck, etwas an der Rindfleischverarbeitung zu ändern, entstanden 
(R1/9).  
 
In einem weiteren Bundesland verringerte sich von 2014 zu 2015 die Ökoanbaufläche, 
was der Anstoß war, einen Aktionsplan im Rahmen von CG zu erarbeiten und umzuset-
zen, der gute Rahmen und Förderbedingungen für die ökologische Landwirtschaft vor-
sieht (V8/35). 
R13 zufolge bedarf es auch genau solcher Ereignisse, damit die Politik aktiv wird:  
Aber es muss immer irgendetwas passieren, bis die Politik dann auch wirklich 
wachgerüttelt ist. Liegt aber, glaube ich auch daran – wie gesagt, ich sitze ja jetzt 
in so einem Laden –, dass man gar keine Zeit hat so richtig und auch gar nicht 
gewollt ist, eigene Ideen zu haben. Die werden meistens woanders geboren. Und 
wir versuchen die dann umzusetzen, politisch umzusetzen. (R13/55)  
Auch die Verabschiedung von Initiativen auf nationaler Ebene wie die deutsche Nach-
haltigkeitsstrategie kann ein Impuls zu CG auf Landesebene sein. (R14/19) 
Die UN-Dekade Bildung für nachhaltige Entwicklung war ebenfalls die treibende Kraft 
für ein Zertifizierungssystem von außerschulischen Bildungseinrichtungen in einem Bun-
desland, die eine hohe Qualität im Rahmen der Bildung nachhaltiger Entwicklung anstre-
ben. (R4/19)  
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4.6.3 Betrachtung der Dynamik des Collaborative Governance 
Prozesses in der deutschen Landwirtschaft 
4.6.3.1 Prinzipientreues Engagement 
a) Entdeckung 
In Anlehnung an das CG Modell von Emerson/Nabatchi (2015a) wurden die Inter-
viewpartner nach dem Prozess von CG in der deutschen Landwirtschaft befragt. Die Er-
gebnisse werden analog zu den von Emerson/Nabatchi (2015a) definierten drei interagie-
renden Komponenten mit den dazugehörigen vier Elementen eingeordnet und ergänzt. Zu 
der ersten Komponente, dem prinzipientreuen Engagement, zählen die Elemente Entde-
ckung, Definition, Beratung und gemeinsame Festlegung, wie in Abbildung 26 veran-
schaulicht: 
 
Abbildung 26:  Elemente der Komponente prinzipientreues Engagement  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012)) 
Laut Emerson/Nabatchi (2015a) können Teilnehmer_innen im Rahmen des Entdeckungs-
prozesses, der ein Element des prinzipientreuen Engagements darstellt, ihre Interessen, 
Anliegen und Werte sowie relevante Informationen und deren Auswirkungen offenlegen 
und erklären. Sie erkunden ihre gemeinsamen Perspektiven und identifizieren gemein-
same Interessen. Zu einem späteren Zeitpunkt des Entdeckungsprozesses geht es um ge-
meinsame Faktenfindung und analytische Untersuchungen.561 Das von Emerson/Nabatchi 
                                               
561 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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(2015a) beschriebene Element Entdeckung kann basierend auf den Interviews feiner un-
tergliedert werden in Positionierung, Offenlegung und Erwartungsmanagement. 
 
Abbildung 27:  Ausdifferenzierung des Elements Entdeckung  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012)) 
Positionierung. Zu Beginn des CG Prozesses kommen alle Beteiligten zusammen, um 
sich kennenzulernen. R3 hat für sich einen genauen Plan entwickelt, mit dem seine CG 
Projekte gelingen, dazu zählt eine Positionierung: 
Es sind immer verschiedene Schritte, die ich tun muss, um ein Projekt erfolg-
reich zu machen. Der erste Schritt ist, ich muss mich positionieren. Ich muss erst 
sagen: „Was habe ich vor?“ (R3/19) 
Auch auf der Verbandsseite wird eine klare Positionierung als sehr wichtig empfunden: 
Man darf vielleicht nicht über das Ziel hinausschießen, gleichzeitig muss man 
aber auch seine Interessen vertreten. (V9/49) 
 
Offenlegung. Im Rahmen der Offenlegung geht es zunächst darum, gemeinsame Schnitt-
stellen zu finden und eine ähnliche Interessenlage zu haben, wie V9 und V12 berichten. 
Also ich denke einmal, zunächst einmal muss man Schnittstellen finden. Ge-
wisse Anliegen müssen auf beiden Seiten vorherrschen. Genau dasselbe. Weil 
sonst stößt man ja auf Widerstand logischerweise. (V9/49) 
Insbesondere die Anfangsphase kann sich über einen längeren Zeitraum erstrecken. 
Das ist ein Prozess, der über zwei Jahre ging. Wo wir erst Grundideen präsentiert 
haben und das in einen Konsultationsprozess gegeben haben, dann einen Strate-
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gieentwurf inklusive dieser Ziele und Indikatoren erarbeitet haben. Dazu noch-
mal eine Konsultation gemacht haben und danach hat das dann die Landesregie-
rung auf Grundlage der Konsultationsergebnisse final beschlossen. (R5/21)  
Für die Offenlegung kann man sich verschiedener Methoden bedienen, wie R14 schildert. 
Es gibt ja hier Ansätze, wie das World Café und so, […] da gibt es verschiedene 
Tische mit verschiedenen Themen, wo dann Akteur_innen zusammenkommen. 
Oder man könnte eben auch entsprechend Workshops gestalten, die sich mit ein-
zelnen Themen dann auseinandersetzen. Also wo nicht alle Themen gleichzeitig 
diskutiert werden, sondern dass man das mal nach Themen sortiert. Und man hat 
die Möglichkeit natürlich auch nach Akteur_innen zu sortieren. Dass man sagt: 
„Akteur_innen der Wirtschaft, sie sprechen hier in dem Workshop zusammen 
und Akteur_innen der Zivilgesellschaft oder der Entwicklungspolitik sprechen 
an diesem Tisch. Und dann kann man das nochmal mischen. Also das sind si-
cherlich bei den Veranstaltungen und bei solchen Prozessen, Beteiligungspro-
zessen gibt es verschiedene Möglichkeiten sicherlich das-, das zu machen. Ja, 
hier gibt es auch Handbücher der Bundeszentrale für politische Bildung, wie 
man also Beteiligung gestaltet. (R14/57) 
Erwartungsmanagement. Gleich zu Beginn sollte von Seiten der Regulierer ein Erwar-
tungsmanagement stehen, um Enttäuschungen und Frustrationen vorzubeugen. 
Und der nächste Punkt ist dann, dass man grundsätzlich dann die Beteiligten, die 
Verbände, die Leute, die da dabei sind-, dass die sich-, ihre Vorstellungen und 
ihre Erwartungen äußern dazu. Also das, was sie sich konkret vorstellen könnten. 
Ob das Sinn macht, so etwas zu tun, und so weiter. (R1/23) 
Die formulieren ihre Ziele und ihre Erwartungen. Und dann wird das diskutiert. 




Während des Definitions-Prozesses bauen die Teilnehmer_innen laut Emerson/Nabatchi 
(2015a) eine gemeinsame Bedeutung und ein gemeinsames Verständnis der Konzepte 
und Terminologien auf, mit denen sie Probleme beschreiben und diskutieren, Aufgaben 
und Erwartungen aneinander klären und anpassen sowie gemeinsame Kriterien für die 
Bewertung von Informationen und Alternativen festlegen. Ziel ist es, Informationen zu 
erhalten und in tragfähigere Begriffe zu überführen.562 In den Interviews bestätigt sich 
das Vorgehen des Definitionsprozesses. Für CG in der Landwirtschaft kommt verschie-
denen Aspekten, wie gemeinsamem Verständnis von Nachhaltigkeit, dem Adressieren 
                                               
562 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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konkreter Aspekte der Nachhaltigkeit und gemeinsamem Verständnis gesetzlicher 
Grundlagen, eine entscheidende Rolle zu. 
 
 
Abbildung 28:  Ausdifferenzierung des Elements Definition  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012) 
Gemeinsames Verständnis von Nachhaltigkeit. Ein gemeinsames Verständnis von Nach-
haltigkeit zu haben, erscheint u.a. R4 als Grundvoraussetzung, um in einen Dialog bezüg-
lich eines CG Projektes treten zu können. 
Der Begriff [Nachhaltigkeit] ist so ausgelutscht und auch sehr häufig falsch ver-
wendet. Ich glaube, dass wenn man darüber zusammenarbeiten will, man das-
selbe Verständnis davon braucht. (R4/47) 
Ich liebe nicht den Ausdruck Standards, aber sie müssen schon zu so etwas wie 
allgemein akzeptierten Dingen kommen können oder versuchen dahin zu kom-
men, sonst können sie das gesamte Nachhaltigkeitskonzept am Ende in die Müll-
tonne kloppen. Wenn es in einem- wenn es Anmutungscharakter behält, dann 
sind wir alle irgendwie ganz toll, aber was ist denn nun nachhaltig? Wissen wir 
schon was nachhaltig ist, Klammer auf, nämlich der Ökolandbau, Klammer zu? 
Ich würde sagen: Vorsicht, Vorsicht, Vorsicht. (R6/21) 
Konkrete Aspekte der Nachhaltigkeit adressieren. Einige Regulierer stellten heraus, dass 
sie es begrüßen würden, wenn konkrete Aspekte der Nachhaltigkeit adressiert werden 
würden. 
Im Grunde war das relativ konstruktiv. Also die Akteur_innen haben in der Re-
gel konkrete Verbesserungsvorschläge gemacht, zusätzliche Indikatoren und 
Ziele, veränderte Indikatoren und Ziele. Also jetzt relativ wenig pauschale Zu-
stimmung oder Ablehnungen. (R5/25) 
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Das deckt sich mit dem Bestreben von V11: 
Das ist immer die Frage, wie. Also da gibt es ja auch bei uns irgendwelche Nach-
haltigkeitsbeiräte oder-. Jeder macht hier irgendwas auf nachhaltig oder ver-
sucht, sich in dem Themenfeld irgendwie zu positionieren, das irgendwo zu nut-
zen. Wir sehen es da eher praktisch. Das muss ja einen gewissen Nutzen für wen 
auch immer, zumindest für den Betrieb oder für die Menschen, die hier irgendwo 
wirtschaften, haben. Also der Nutzen muss irgendwo erkennbar sein. Einfach 
nur das Wort Nachhaltigkeit zu nutzen oder, sage ich mal, als Deckmantel für 
irgendwas zu nehmen, da haben wir so ein bisschen das Problem. Weil es muss 
irgendwo was Konkretes sein, muss was Greifbares sein. (V11/15) 
Gleiches Verständnis gesetzlicher Grundlagen. Ausschließlich V12 ergänzt ein gleiches 
Verständnis gesetzlicher Grundlagen als relevant im Anfangsprozess der Ausgestaltung. 
Dass man sein Handeln auf die gleichen Rechtsgrundlagen stützt und diese dann 
auch entsprechend gleichermaßen auslegt. (lacht) Weil das ist bei Behörden 
nicht so einfach. (V12/47) 
 
c) Beratung 
Im Beratungsprozess ist es auch bei CG in der deutschen Landwirtschaft wichtig, dass 
alle Beteiligten gehört werden, so R1: 
Ja, das Einbringen der Beteiligten-, es müssen alle gehört werden. Weil, jeder 
hat seine Befindlichkeiten, jeder hat seine vorgegebenen Richtungen. Es ist ein-
fach so, dass ein ökologischer Anbauverband andere Voraussetzungen mitbringt 
als ein Bauernverband, der konservativer ist. Oder ein konventioneller. (R1/37) 
Die Konsensbildung ist in der Zusammenarbeit die intensivste und zeitaufwendigste 
Phase. Beispielsweise nehmen die Beratungsrunden viel Zeit in Anspruch, wie R15 schil-
dert: 
Dann haben wir das konzeptionell zusammengeschrieben, dann im Haus vertei-
digt sozusagen abteilungsübergreifend. Dann war das wieder ein neuer Entwurf, 
der dann wieder mit den Akteur_innen gemacht wurde. Das war so ein einein-
halb Jahre Diskussionsprozess. Sehr intensiv, also solche Themen, die müssen 
einfach von draußen mitgetragen werden. (R15/16) 
Weiterhin ist es wichtig, dass nicht alle auf ihren Standpunkt beharren, sondern zu einem 
Kompromiss bereit sind, so R2: 
Aber das schwierige, Sie brauchen die Leute, die das Wort Kompromiss in ihrem 
Wortschatz haben. Und das ist sehr, sehr schwierig mit Interessensvertretern. 
Weil die sind dann unzufrieden, wenn sie nicht 100 Prozent ihrer Angaben um-
gesetzt haben. Aber das wird nicht gehen. (R2/55) 
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Aus Sicht von V8 besteht im Zuge der Beratung vor allem die Herausforderung, den An-
forderungen der verschiedenen Vertreter gerecht zu werden: 
Schwierig war dann, die konkreten Parameter festzulegen und Kriterien, die er-
füllt werden müssen. Und bei denen dann gefragt wurde: „Wenn du das erfüllst. 
Wenn du deinem Schwein, zum Beispiel, Heu oder auch Stroh anbietest. Dann 
gibt es den und den Zuschlag. Oder wenn du eine größere Fläche anbietest und 
dann in der Bucht keine zehn Schweine, sondern nur noch acht Schweine hältst, 
ist mehr Platz für acht, dann gibt es den und den Zuschlag pro Kilo Schlachtge-
wicht.“ Das war schwierig zu finden. Und dann aber auch die Bereitschaft des 
Handels und nicht nur einzelner Konzerne. Sondern eigentlich der geschlossenen 
Kette des Handels, dass da dann auch alle mitmachen. Das war eben auch nicht 
einfach. (V8/27) 
Zusätzlich zu den der Literatur entnommenen Bedingungen, die sich auch in den Inter-
views wiederfinden, wurden weitere Aspekte im Rahmen der Interviews identifiziert, die 
in der Beratungsphase von den Interviewpartnern als wesentlich erachtet werden. Dazu 
gehören beidseitige Kommunikation, die Möglichkeit der Mitgestaltung, Respekt und Be-
gegnung auf Augenhöhe.  
 
Abbildung 29:  Ausdifferenzierung des Elements Beratung  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012)) 
Beidseitige Kommunikation. Beidseitige Kommunikation und konstanter Austausch 
werden im Rahmen der Beratungsrunden von Regulierern als wichtig empfunden. 
Ich sage immer: „Besser eine kleine ,Stehung‘ machen, als eine Sitzung, die viel 
zu wenig oder viel zu selten stattfindet.“ Auch mal kurz miteinander zu telefo-
nieren. Immer wieder zu hören, zu sagen wie-. Ist das auch eingelöst? Haben wir 
das jetzt gemacht? Ist das erreicht? (R1/19) 
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Und dass jeder, jedes Mitglied dieser Arbeitsgruppe denn auch in die jeweilige 
Institution, die ihn entsendet oder sie entsendet hat, das auch entsprechend ver-
antwortungsvoll zurückgekoppelt hat, was in der Arbeitsgruppe dann eben be-
sprochen wurde. (R9/29) 
Möglichkeit der Mitgestaltung. Der Erfolg eines Projekts ist letztendlich davon abhängig, 
wie sehr und auf welche Art und Weise die Beteiligten sich einbringen können. (R1/35) 
Wir haben uns jetzt vorgenommen, mal so einen eintägigen Workshop zu ma-
chen […] mit dem ganzen Bereich der Landnutzer, Bauern, Angler, Förster, 
Waldbesitzer, also die erste Produktionsstufe, (…) um mit denen mal zusammen 
zu überlegen: Was tut ihr eigentlich, um zur nachhaltigen Entwicklung beizutra-
gen? Und das Zweite: Was müsste anders sein, damit ihr euch wohler fühlt, da-
mit ihr mehr tun könnt? Wenn man sagt: Was wollt ihr haben? Dann können Sie 
die Schleuse nicht wieder zu kriegen, so ein Schwall von Ideen. Aber wenn man 
die Frage ein bisschen anders stellt und sagt, was müsste anders sein, dann kom-
men auch manchmal Dinge, mit denen man etwas anfangen kann. (R7/37) 
Ich denke, was wichtig ist, ist dass man eben mit etwas Offenem, Veränderbarem 
hineingeht in so einen Prozess. Also wir haben erst ein Diskussionspapier ge-
macht, was relativ kurzgehalten war. Was jetzt eben auch von der reinen Länge 
nicht so war, dass es schon abgeschreckt hat und haben erst darüber diskutiert. 
Und nachdem wir da gemeinsame Schlussfolgerungen gezogen haben, haben wir 
dann die nächste Entwicklungsstufe gemacht. So dass man eben mehr Ak-
teur_innen mitgenommen hat in so einem Prozess. Und das würde ich schon als 
etwas sehen, was sich bewährt hat und was wir sicherlich auch in weiteren Pro-
zessen so ähnlich machen würden. (R5/33) 
Die Verbandsseite schätzt es durchaus, „selbst zu gestalten und selbst mitbestimmen zu 
können“ (V4/37). Aus diesem Grund bemühen sie sich auch darum: 
Und von dem her versuchen gut mitzuarbeiten in zwei, drei Projekten. Und da 
wirklich Input zu liefern. Anstatt wir an allen Dingen beteiligt sind und dann 
doch nichts wissen. Ja, ich schätze diese Sachen vom Ministerium. Also prak-
tisch die Interaktion und das Zusammenfassen möglicher Beteiligter eigentlich 
schon. […] Weil es die-, die Situation der Landwirtschaft sehr berücksichtigt 
hat. Das heißt, nicht die Landwirtschaft irgendwie als Randbereich, den man 
auch irgendwie regulieren muss, gesehen hat, sondern als wirklich wichtigen 
Partner, der mitgestalten darf und soll. Deswegen ist es in der Tat eines der er-
freulichsten Projekte, an die ich mich so in den letzten Jahren erinnern kann. 
(V1/49) 
Neben den Verbänden wird ggf. auch die Zivilgesellschaft miteinbezogen. 
Wir haben schon in der Phase der Erstellung der Nachhaltigkeitsstrategie so ein 
Dialogkonzept gehabt. Wir haben auf eine ganz starke Beteiligung der Zivilge-
sellschaft gesetzt. Das haben wir in drei Stufen versucht zu erreichen. Wir haben 
erstmal einen großen Auftakt-Workshop gemacht, da kamen 200 Leute, breit 




Respekt. Zu der Kategorie Respekt liegen nicht viele Kodierungen vor, dennoch soll sie 
der Vollständigkeit halber aufgeführt werden. R7 schildert, wie man als Landesregierung 
den Beteiligten, in diesem Fall den Kommunen, respektvoll begegnen kann. 
Und als ich mit dem Städte- und Gemeindebund, dem Präsidenten da zusam-
mensaß und gesagt habe, ich will mal weg von dieser blöden Konnexitätsdiskus-
sion, ich will auch weg davon, dass wir als Landesregierung den Kommunen 
sagen, wie sie sich nachhaltig zu entwickeln haben, sondern ich möchte, dass die 
Kommunen Freude daran haben, selber ihre Potentiale zu erkennen und weiter-
zuentwickeln, und dass wir ein strategisches Miteinander entwickeln, Land und 
Kommunen. Da hat er gesagt, darüber können wir mal reden, das können wir 
mal im Präsidium mal so diskutieren. Hat er mir gesagt: „Wenn Sie sicherstellen 
können, dass das nicht wieder darin gipfelt, dass die Landesregierung uns sagt, 
was wir jetzt zu machen haben.“ Also, wenn wir jetzt ankommen würden und 
würden sagen, die Landesregierung würde es außerordentlich begrüßen, wenn 
jede Kommune […] einen Nachhaltigkeitsbeauftragten hätte, dann würde re-
flexartig sagen: „Okay, das kostet so und so viel Personalstunden, bitte, Landes-
regierung, zahl mal.“ Das brächte gar nichts. Aber so ein strategisches Miteinan-
der könnte schon Erfolg haben. (R7/31) 
Begegnung auf Augenhöhe. Sowohl Regulierer als auch Verbände sind sich einig, dass 
die Begegnung auf Augenhöhe in dieser Phase, aber auch darüber hinaus essentiell ist für 
CG. 
Also wichtig, sowas eben, auf Augenhöhe von Anfang an ernsthaft miteinbezo-
gen, dann kann Zusammenarbeit gut sein. (V1/39) […] [Unsere Partnerschaft] 
ist erfolgreich, weil es […] eben nicht darauf angelegt ist, irgendwelche Nach-
haltigkeitsstandards zu definieren, sondern gemeinsam entlang der Wertschöp-
fungskette eine nachhaltige Entwicklung voranzubringen. […] Und weil es die 
Situation der Landwirtschaft, […] sehr berücksichtigt hat. Das heißt, nicht die 
Landwirtschaft irgendwie als Randbereich, den man auch irgendwie regulieren 
muss, gesehen hat, sondern als wirklich wichtigen Partner, der mitgestalten darf 
und soll. Deswegen ist es in der Tat eines der erfreulichsten Projekte, an die ich 
mich so in den letzten Jahren erinnern kann. (V1, 49) 
Unabhängig davon, dass die Regulierer aufgrund der finanziellen Machtverhältnisse eine 
größere Entscheidungsbefugnis haben, ist ihnen bewusst, dass sie nicht gegen die Betei-
ligten arbeiten können: 
Und letztendlich wird das auch den Beteiligten vorgestellt. Das ist natürlich so, 
dass wir das letzte Wort haben, weil wir auch das Geld geben. Das ist ja auch 
richtig so. Aber das ist natürlich immer-, wir wollen immer mit den Leuten zu-






Im Rahmen des letzten Elements des prinzipientreuen Engagements wird eine Vielzahl 
von Festlegungen getroffen, sowohl inhaltlich als auch mit Blick auf die Verfahren. Be-
sonders wesentlich ist in dieser Phase, ob und wann sich die Teilnehmer_innen auf einen 
gemeinsamen Zweck und Zielvorgaben einigen können, d.h. auf die gemeinsamen Ziele, 
die sie zusammen erreichen wollen und nicht einzeln erreichen können.563 Dies deckt sich 
mit den Interviews. Insbesondere von Seiten der Regulierer wird eine gemeinsame Ziel-
definition als wichtig hervorgehoben. 
Wir haben uns natürlich vorher Gedanken gemacht, was wir machen. Was wir 
erreichen wollen, was für Ziele wir haben, wie wir diese Ziele erreichen können 
oder wollen. Und wir wollen aber nicht vorgeben, was wir machen. Dann könn-
ten wir das alleine machen. (R1/21) 
Besonders konkret formuliert es R3: 
Und dann gibt es immer nochmal so Schritte zum Ziel. Also zu sagen: „Was ist 
mein Ziel?“ Und die Schritte: „Wie komme ich dahin?“ Auch das nochmal zu 
hinterfragen. Was ist da? Kann ich woanders mal hingucken? Gibt es andere 
Sachen, von denen ich mir was abgucken kann? Und so weiter. Das ist so ent-
scheidend, wirklich das zu definieren. Ist es eine Kooperation-. Ist sie auf ein 
Jahr angelegt? Ist sie für Jahre angelegt? Wie arbeiten wir zusammen? (R3/19) 
R7 erinnert sich an die Herangehensweise bei seinem früheren Arbeitgeber und reflektiert 
kritisch, welche Auswirkungen eine mangelnde Zieldefinition haben kann. Für das anste-
hende CG Projekt soll dies verbessert werden:  
Das fing dann damit an, dass wir mit den Akteur_innen, die für ein Projekt ver-
antwortlich waren oder betroffen waren, beteiligt waren, dass wir uns mit denen 
in längeren Workshops zusammengesetzt haben und haben geguckt: Was sind 
das eigentlich für Probleme? Und da haben wir die Probleme versucht zu hierar-
chisieren in Ursachen und Wirkung. Und wenn man das halbwegs sauber ge-
macht hatte, dann konnte man in einem relativ einfachen Schritt aus den Proble-
men die Ziele formulieren und musste dann nur noch gucken: Wie komme ich 
vom Ist zum Soll? Und dann sinnvollerweise nicht bei den Problemen, die eher 
Wirkung sind, sondern eher bei der Ursachenebene.  
Und genau das wollte ich auch nochmal, dass wir bei der Erstellung der Nach-
haltigkeitsstrategie einen Schritt zurückgehen und das mal tun. Wo sind eigent-
lich echte Probleme? Weil es haben alle die tollsten Ideen, was man jetzt sofort 
tun muss, sie können aber die anderen häufig nicht mitnehmen, weil man auch 
gar kein gemeinsames Problemverständnis hat. (…) Aber man hat sich nicht mal 
vorher gemeinsam hingesetzt und geguckt: Welches Problem lösen wir eigent-
lich? Das haftet unserer Nachhaltigkeitsstrategie an, dass sie eben diesen Schritt-
                                               
563 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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, dass wir diesen Schritt nicht vollzogen haben, sondern-. Wir haben auch nicht 
vernünftig Ziele artikuliert, sondern sie ist ganz stark maßnahmenlastig, was 
man alles tun sollte, ohne auszuweisen, welche Finalität, zu welchem Zweck das 
Ganze eigentlich gut sein soll. (R7/25) 
Die Relevanz der Zieldefinition findet sich entsprechend in den Interviews wieder. Dar-
über hinaus wurden in den Interviews keine weiteren Aspekte im Rahmen der Festlegung 
hervorgehoben. Entsprechend wird Abbildung 29 nicht weiter ergänzt an dieser Stelle.  
4.6.3.2 Gemeinsame Motivation  
a) Vertrauen 
An die Komponente des prinzipientreuen Engagements schließt sich die gemeinsame Mo-
tivation als zweite Komponente des Kollaborationsprozesses an. Beide Komponenten ge-
hen Hand in Hand, so kann eine gemeinsame Motivation die Identifikation mit dem CGR 
fördern und das Engagement weiter steigern.564 Die Komponente der gemeinsamen Mo-
tivation umfasst vier interaktive Elemente: Vertrauen, gegenseitiges Verständnis, interne 
Legitimität und Verpflichtung (Abbildung 30).565 Als erstes Element wird Vertrauen be-
trachtet. In den Interviews wird die Rolle von Vertrauen sowohl von Regulierern als auch 
von Verbänden mehrfach erwähnt und beispielsweise von R15 deutlich betont: 
Vertrauen ist wichtig. Also das halte ich für ganz wichtig. (R15/28) 
 
Abbildung 30:  Elemente der Komponente Gemeinsame Motivation  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012) 
                                               
564 Vgl. Romzek et al. 2012. 
565 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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b) Gegenseitiges Verständnis 
Wie in Kapitel 4.4.3.3 erläutert, besteht ein Unterschied zwischen „gemeinsamem“ und 
„gegenseitigem“ Verständnis. Das gegenseitige Verständnis meint die Fähigkeit, die Po-
sitionen und Interessen anderer zu verstehen und zu respektieren, auch wenn man ihnen 
vielleicht nicht zustimmt.566 Aus den Interviews geht hervor, dass ein offener Austausch 
essentiell ist für ein gegenseitiges Verständnis. Die Ergänzung ist in Abbildung 31 dar-
gestellt. 
 
Abbildung 31:  Ausdifferenzierung des Elements Gegenseitiges Verständnis  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012) 
Bei dem offenen Austausch geht es darum, alles direkt ansprechen zu können: 
Wie wir offen miteinander umgehen. Und das aussprechen, was wir aussprechen 
müssen. Also auch das Negative, kommt man am Weitesten mit. (V3/31) 
Auch wenn sich einzelne Akteur_innen nicht einig sind, ist es wichtig, immer weiter den 
Austausch zu suchen und eine Meinungsvielfalt zu tolerieren: 
Ja, aber das hilft alles nichts, man muss immer in Kontakt bleiben und das ist 
Politik, Meinungsvielfalt, und ich muss mit- und wenn ich das auch hasse sozu-
sagen, was ein anderer denkt, ich muss mit ihm im Gespräch bleiben können und 
sonst kommen wir überhaupt nicht weiter. (V7/21) 
                                               
566 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Im besten Fall führt der offene Austausch dazu, dass Akteur_innen, die eigentlich sehr 
konträre Positionen vertreten, zu einer einvernehmlichen Entscheidung gelangen, wie 
R11 es für sein CG Projekt beschreibt: 
So, dann äußern sich im Prinzip die Partner zu den Dingen und dann wird das 
auch diskutiert. Und in aller Regel gelingt uns das dann, dass ein Gespräch-, ein 
Stück weit verwunderlich, also, wir haben bisher in dem Begleitausschuss, ich 
würde mal behaupten so zu 90 Prozent, 95 Prozent einvernehmliche Entschei-
dungen getroffen. Den dann auch die Umweltverbände, ich sage mal, genauso 
zugestimmt haben wie die Bauernverbände oder die Gewerkschaften. Also, das 
muss ich schon sagen, das gelingt eigentlich in so einem offenen Dialog, in dem 
man auch so fair miteinander umgeht-, kann das schon sehr gut gelingen, dass 
man da in der Tat auch zu einvernehmlichen Lösungen kommt. Das ist ja nicht 
selbstverständlich. Ich meine, wenn Sie sehen, wie sich stellenweise auch Um-
weltverbände oder Tierschutzverbände über moderne Landwirtschaft äußern, wo 
dann eben Bauernverbandsvertreter hier die Galle dreimal übergeht, dann ist das 
schon-. Also, das sehe ich schon als gewisse Leistung an. (R11/21) 
 
c) Interne Legitimität 
Für das Element interne Legitimität liegt aus den Interviews keine Kodierung vor, was 
nicht heißt, dass es in der deutschen Landwirtschaft keine Rolle spielt, von den Inter-
viewpartnern wurde es jedoch nicht explizit wahrgenommen. Entsprechend wird dieses 
Element in dem, für die deutsche Landwirtschaft entwickelten, Modell gelöscht (Abbil-
dung 32).  
 
Abbildung 32:  Anpassung der Komponente Gemeinsame Motivation  





Verpflichtungen, das vierte Element der Komponente gemeinsame Motivation, kann sich, 
basierend auf den Interviews, auf zwei Ebenen entwickeln: eine formalisierte Verpflich-
tung und eine Verpflichtung im Sinne von Verbundenheit oder gar Loyalität dem CG 
Projekt gegenüber. Die formalisierte Verpflichtung lässt sich weiter untergliedern in Of-
fenheit, Kompromissbereitschaft und Überzeugung aller Beteiligten. Die Verpflichtung 
im Sinne einer Verbundenheit entsteht insbesondere dann, wenn eine intrinsische Moti-
vation vorliegt. Die Ausdifferenzierung ist in Abbildung 33 dargestellt. 
 
Abbildung 33:  Ausdifferenzierung des Elements Verpflichtung  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012) 
Zum einen meint Verpflichtung die Formalisierung im Sinne eines Vertrages oder einer 
schriftlichen Absichtserklärung.567  
Also es gibt auch Kooperationen, so ein Joint Venture, ich schließe mich mit 
irgendeinem anderen Unternehmen zusammen, um einmal alle drei Jahre auf 
eine Messe zu gehen. Das ist nicht viel. Aber wenn ich jetzt sage, ich möchte im 
Thema Nachhaltigkeit weiterkommen. Ich möchte Indikatoren für uns entwi-
                                               
567 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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ckeln. Ich möchte Verbraucher ansprechen mit Gegenleistung, dann ist man mit-
ten in der Arbeit. Und das muss definiert sein. Sich gegenseitig das Versprechen 
zu geben, mitzuarbeiten. (R3/19) 
Offenheit. Für die Verpflichtung, beispielsweise in Form einer Absichtserklärung, ist 
es wichtig, dass diese nicht einseitig formuliert und festgelegt wird, sondern dass hier 
eine Offenheit beibehalten wird. Dies wird in den Interviews deutlich:  
Ich denke unabdingbar ist, dass man eine Offenheit hat. Dass man in so einen 
Konsultationsprozess mit einem Konzept geht, was noch abänderbar ist, und 
dann auch in der Tat zeigt, dass man gut begründete Anregungen, gut begründete 
Kritik auch in konkrete Änderungen umsetzt. (R5/31) 
Ja, also jetzt auch wieder sehr persönlich gefärbt: völlig Offenheit. Also wie ge-
sagt, das kostet im Zweifelsfalle mehr Zeit. Aber wenn es dann gelingt einen 
Konsens zu erarbeiten, dann ist es ein viel stabileres Fundament, als wenn dann 
irgendwie jemand noch um die Ecke kommt und sagt: Aber das habt ihr nicht 
berücksichtigt oder ich saß ja gar nicht am Tisch. (R9/45) 
Wichtig ist es, dass alle Akteur_innen von vornherein in den Prozess integriert wer-
den und sie das Gefühl der Mitbestimmung haben. Regulierer müssen dafür Offen-
heit zeigen: 
Man kann zwar mal seine Position noch irgendwo vortragen, aber muss dann auf 
jeden Fall noch eine Offenheit haben. Wie gesagt, sobald das so rüberkommt, 
dass man da was Fertiges irgendwo hat und auch gar nicht mehr irgendwo vari-
abel ist, und wie gesagt, so die Anwesenden eigentlich nur noch nicken sollen, 
das funktioniert nicht. Weil, das erlebt man auch im Bereich der integrierten 
ländlichen Entwicklung, da ist im Prinzip der Erfolgsgarant, dass man die Ak-
teure von Anfang an mit am Tisch hat. Ich sage mal, der Idealzustand ist, wenn 
man es so herüberbringt, dass es eben die Idee der Akteure war und nicht die 
eigene. Dann hat man sehr gute Chancen. (R11/33) 
Kompromissbereitschaft. Kompromissbereitschaft im Rahmen der formalisierten Ver-
pflichtung ist ein wesentlicher Punkt, der von einem Großteil der Interviewten erwähnt 
wurde. Regulierer sehen sich da teilweise in einer Art Vermittlerrolle: 
Und das geht natürlich nur, wenn dann auch die Agrarlobby, wenn sie so wollen, 
irgendwo Zugeständnisse macht und das ist uns eigentlich so, ich sage mal in so 
einem moderierenden Gespräch, eigentlich immer gelungen, dass man das hin-
bekommt. (R11/23) 




Das auf alle Fälle. Weil letztlich ja die Behörden, ganz besonders die unteren 
Behörden in den Landratsämtern, ja letzte Entscheidungsgewalt haben. Und vor 
allem wenn es jetzt um Fragen des Naturschutzes von Wasserrechten und sol-
chen Sachen geht, also alles, was jetzt in der ökologischen Sparte der Nachhal-
tigkeit liegt, kann man schon sagen, dass die Behörden immer das letzte Wort 
haben. Und wenn man dort dann nicht kompromissbereit ist, also auch von bei-
den Seiten, dann kommt man dort nicht voran. (V12/53) 
Überzeugung aller Beteiligten. Aus der nachfolgenden Aussage von V7 wird deutlich, 
dass ohne die Unterstützung aller Beteiligten ein CG Projekt nicht durchgeführt werden 
kann, selbst wenn die Regulierungsspitze das Vorhaben unterstützt und somit eine for-
male Verpflichtung besteht. 
Also der Minister hat uns stark unterstützt. […] Wir hatten sozusagen von der 
Spitze des Ministeriums viel Unterstützung. Aber die, ich sage mal der ganze 
Apparat sozusagen der Abteilungen und Referate im Ministerium, die dann für 
die Umsetzung von solchen Programmen letztlich oder Initiativen zuständig 
sind, hat blockiert oder sehr langsam gemacht […].Und da kann man natürlich 
sehen, dass ein Beamtenapparat immer auch in der Lage ist, politische Vorgaben 
auszubremsen, wenn sie nicht selber komplett davon überzeugt sind. Und das ist 
eben bis heute so, dass eben, ich sage mal die meisten Mitarbeiter im Landwirt-
schaftsministerium auch durch Institutionen gelaufen sind, also Hochschulen, 
die eine bestimmte Richtung der Landwirtschaft vertreten und das auch entspre-
chend lehren. Und dann bleibt es auch in den Köpfen der Menschen dann drin. 
Das dauert sehr lange, bis die auch ihre Vorstellung davon, wie sich solche Dinge 
entwickeln können, verändern. (V7/19) 
Wie sich in den Interviews zeigt, kann eine Verpflichtung auch im Sinne einer Verbun-
denheit zu dem CG Projekt entstehen: 
Also, dass alle Akteure hoch engagiert sind. Selbst der Fahrer von dem Lastwa-
gen von Edeka. Der ist jetzt so zu sowas-, zu der guten Seele des Projektes ge-
worden. Der ist so ein bisschen über sein Fahren, Hinfahren-. Der könnte das 
hinfahren, abladen, fertig, Tschüss. Sondern der hat sich begeistert. (R10/37) 
Intrinsische Motivation. Damit es zu einer Verbundenheit kommen kann, müssen die 
Partner auch jeweils intrinsisch motiviert sein. 
Was kann zum Erfolg führen? Das eine ist sicher die Motivation der Teilneh-
mer_innen, wirklich was zu erreichen. Natürlich vertritt da jeder auch irgendwo 
Interessen, was aber natürlich ist, denke ich. Das kann man nicht wegdiskutieren 
und das ist in allen Bereichen so. Letztlich, denke ich, dass jedem der Teilneh-
mer_innen bewusst ist, dass das ein sehr wichtiges Thema ist. Und wenn DU 
natürlich selbst gestalterisch tätig sein kannst und an einer Weichenstellung be-
teiligt bist. Ist der Vorteil immer größer, als wenn du ein Konzept vorgeschlagen 
bekommst, wo du weißt, du bist zu 100 Prozent berücksichtigt. Das ist natürlich 
auch ein Teil der Motivation der Teilnehmer_innen. Selbst zu gestalten und 
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selbst mitbestimmen zu können. Und in der Diskussion auch den anderen zu 
verstehen oder zu verstehen lernen. (V4/37) 
R7 schildert seine ganz persönliche intrinsische Motivation: 
Aber das, was ich gerne noch erreichen möchte, ist, dass es wirklich mehr wahr-
genommen wird, die Chancen, die in einer nachhaltigen oder sinnvollen oder 
zukunftsfähigen Entwicklung liegen. Da liegt ganz viel Potential, ganz viel 
Chancen drin, die Ressourcen sind nicht unbegrenzt. (R7/63) 
4.6.3.3 Fähigkeit, gemeinsam zu handeln 
a) Verfahrens- und institutionelle Vereinbarungen 
Für eine Zusammenarbeit müssen die beteiligten Akteur_innen Kapazitäten für gemein-
same Aktionen schaffen, die bisher nicht vorhanden waren. Emerson/Nabatchi (2015a) 
identifizieren vier notwendige Elemente für die Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln: pro-
zedurale und institutionelle Vereinbarungen, Führung, Wissen und Ressourcen (Abbil-
dung 34).568  
 
Abbildung 34:  Elemente der Komponente Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012) 
Verfahrens- und institutionelle Vereinbarungen sind im Rahmen von CG erforderlich, um 
wiederkehrende Interaktionen von Akteur_innen über einen längeren Zeitraum zu struk-
turieren. In den Interviews ließen sich verfahrenstechnische und institutionelle Vereinba-
rungen ausschließlich auf der intraorganisationellen Ebene identifizieren:  
                                               
568 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Ja gut, ich sage mal, in der Regel ist es so, man muss hier mit gewissen Vorstel-
lungen halt auch in so eine Runde hereingehen. Das ist wie bei dem Begleitaus-
schuss hier, wir machen uns dann natürlich zunächst mal intern Gedanken, wie 
jetzt zum Beispiel eine bestimmte Fördermaßnahme aussehen könnte. Was gibt 
es an Zwangspunkten, die uns die Kommission schon vorgibt. Und dann muss 
man hier irgendwo die Varianz aufzeigen, dort wo man irgendwo Handlungs-
spielraum hat. (R11/21) 
Für das interorganisationale Level liegen keine Kodierungen vor. Der Kode wurde den-
noch erhalten, da er aus der Literatur hervorgeht. Während der Interviews wurden As-
pekte genannt, die weitere Unterkategorien von verfahrens- und intentionellen Vereinba-
rungen bilden. Dazu zählen die stringente Umsetzung der Vereinbarungen, die gemein-
same Definition von Spielregeln sowie die konkrete Aufgabenverteilung (Abbildung 35). 
 
Abbildung 35:  Ausdifferenzierung des Elements Verfahrens- und institutionelle      
Vereinbarungen  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012) 
Stringente Umsetzung der Vereinbarungen. Insbesondere auf der Seite der Regulierer 
wird deutlich, dass ihnen eine Umsetzung der Vereinbarung wichtig ist, um Frustrationen 
auf der anderen Seite zu vermeiden: 
Und es ist so, dass nichts schlimmer ist, glaube ich, für Beteiligte-, (…) als Pro-
zesse, die im Nichts verlaufen. Also Prozesse, die dazu führen, dass nachher 
nichts sichtbar wird. Es geht ja dabei bei uns nicht so sehr um Verwaltung, son-
dern eigentlich auch darum, etwas zu schaffen. Nachher muss es auch verwaltet 
werden, ist klar. Aber wenn den Leuten nicht klar ist, was da für Schritte sind-, 
wenn den Leuten nicht klar ist, was passiert-. Wenn die Leute das Gefühl haben: 
„Die machen eh, was sie wollen, und nicht das, was wir vereinbart haben.“ Dann 
wird es auch kein Erfolg. (R1/37) 
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Und ich hatte echt Sorge, dass wir wieder auf so-, in so eine Sackgasse laufen, 
dass wir die Erwartung schüren bei den zivilgesellschaftlichen Akteuren-. Wenn 
Sie denen zuhören und fragen: „Sag doch mal, was sollen wir anders machen?“ 
Und die kommen aus sich heraus und die erzählen uns jetzt, was alles besser sein 
müsste und was man tun müsste und so, und wir sind hier ganz brav, wir schrei-
ben das dann alles auf und diskutieren das innerhalb der Landesregierung. Dann 
sagen die anderen Ressorts: „Ihr habt ja wohl einen Knall.“ Und dann wird es 
wieder zusammengedampft. Und dann spiegeln Sie das auch den zivilgesell-
schaftlichen Akteuren gar nicht zurück, sondern die leben immer noch in der 
Erwartung: Jetzt haben wir uns mal richtig das denen sagen können. Und dann 
wird das Papier irgendwann verabschiedet und veröffentlicht und dann finden 
sie sich nicht wieder. Das heißt, wir schaffen auch eine ganze Menge Frust, da 
muss man behutsam mit umgehen. (R7/37) 
Gemeinsame Definition von Spielregeln. Die gemeinsame Definition von Spielregeln hat 
R12 ausführlich erläutert. 
Da gab es auch Spielregeln, genau Spielregeln. Das war praktisch die Grundlage 
für unsere Diskussionsprozesse. Also zum Beispiel: es gab Beschlüsse immer 
nur einstimmig. Das heißt, man konnte sich natürlich enthalten. Aber wir haben 
alle Beschlüsse in der Landwirtschaft einstimmig, ohne Gegenstimme sage ich 
mal genauer, vollzogen. Das heißt, wir mussten solange diskutieren, bis alle mit-
genommen waren beziehungsweise gesagt haben: „Okay, dann enthalte ich 
mich“. (…) Also da gibt es natürlich dann eine Vorlage. Man setzt sich nicht hin 
und setzt bei null an. Sondern man hat da schon eine Idee und es wird dann da 
diskutiert, vorgetragen vielleicht auch mal angepasst. So dass alle auch mitge-
nommen sind. Man kann ja so Leuten nicht einfach irgendwelche Spielregeln 
vor die Füße schmeißen und dann erwarten, dass die das alles mitmachen. Son-
dern das kann eigentlich nur gemeinsam erarbeitet werden. Und sodass sich auch 
alle daran gebunden fühlen. (R12/60-64) 
Konkrete Aufgabenverteilung. Im Sinne einer Verfahrensvereinbarung ist es hilfreich, 
wenn die Aufgaben konkret verteilt sind.  
Es waren 248, weiß ich noch genau, die Zahl, 248. Und dann haben wir die auf-
geteilt, haben gesagt: Welches Ressort ist eigentlich verantwortlich? Ups, auf 
einmal sollten, die anderen Ministerien sollten sich das-. Das war ja Beschluss 
der Landesregierung, also der gesamten. Und auf einmal sitzt hier so ein frecher, 
alter Sack, der macht Listen, programmiert in Access Listen, Tabellen (lacht) 
und schickt uns so einen Stapel von Dingen, die wir tun sollen. Das geht ja nun 
überhaupt nicht. Das hat inzwischen aber geklappt, also diese Handlungsorien-
tierung der Strategie, die Sie dargestellt haben, unterstrichen haben, die hat den 
Vorteil, man kann eben auch sagen, wer was zu tun hat, das kann man alles ab-
leiten und kann erstmal alle so ein bisschen in eine Spur schicken. Die anderen 
Ressorts und auch dieses hier arbeiten jetzt ganz brav ihre Listen ab, was da zu 




Ja, das waren eigentlich immer-, also überwiegend immer die Runden beieinan-
der. Es gab natürlich unter der großen Gruppe dann auch Arbeitsgruppen. Eine 
Arbeitsgruppe, die sich mit Kommunikation befasst hat oder mit der Ausarbei-
tung der Module und das waren dann natürlich etwas kleinere Runden aber im-
mer wieder die Ergebnisse auch zurückgespiegelt in die große Runde der Steak-
holder sozusagen, in der dann auch die weitere Vorgehensweise besprochen 
wurde. (V1/45) 
 
b) Führung  
Das Element Führung konnte basierend auf den Interviews weiter untergliedert werden 
in Moderation, Betreuung durch eine neutrale Institution, die Gründung eines Beirates, 
gute Kommunikation und Verantwortliche auf mittlerer Hierarchieebene (Abbildung 36).  
 
Abbildung 36:  Erweiterung des Elements Führung in Anlehnung  
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012) 
 Moderation. Mit Ausnahme von einem Verbandsvertreter (V4/7) nannten ausschließlich 
Regulierer Aspekte, die sich dem Kode Führung zuordnen lassen.  
Natürlich liegt es dann auch an der Federführung. Wer organisiert das. Wer tütet 
das ein. Wer nimmt das in die Hand. (R12/58) 
Im Prinzip ist die Federführung ministeriumsseitig.(V4/7) 
Professionelle Moderation scheint sehr hilfreich zu sein, um CG konstruktiv voranzubrin-
gen. 
Sie kennen so einen Workshop, da müssen Sie exzellente Moderatoren haben 
und die haben wir nicht immer gehabt, sonst bringen uns so ein paar dummbat-
zige Berufsschwatzer bringen einem den ganzen Workshop durcheinander, das 
ist grausig. Da kommt irgendeiner, ein herzensguter Mensch an, […] mit so einer 
Mappe mit lauter vorgefertigten Texten, geht nach dem Plenum, vormittags Ple-
num, nachmittags World Café, so verschiedene Runden, in jedes setzt er sich 
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rein und trägt dann langatmig seine Maßnahmen im Kampf gegen das Fällen 
bestimmter Ulmen im Park XY vor mit Leidenschaft und ist nicht zu bremsen. 
(R7/81) 
Die Moderation muss, R1 zufolge, nicht zwingend von einer externen Organisation 
durchgeführt werden: 
Also, das haben wir höchstens mal in Spezialfällen irgendwo, wo vielleicht eine 
Art Mediation mal notwendig wäre. Aber in aller Regel gelingt die Moderation 
von unserer Seite. Die wird auch-, wenn ich an den Begleitausschuss denke, wird 
auch immer so die Moderation durch unser Haus auch hier von allen so aner-
kannt und akzeptiert. Also, da hat es noch nicht den Bedarf gegeben, dass man 
da jetzt zwingend Externe irgendwo braucht. (R11/19) 
R7 sieht das anders: 
Moderation würde mir selber auch Spaß machen, kann ich aber nicht, weil Sie 
können nicht Einladender sein und Ergebnisse erwarten, auf der anderen Seite 
moderieren, das funktioniert nicht. Gute Moderatoren sind Gold wert, aber sie 
müssen gut sein. Und die kosten dann auch Gold (lacht). (R7/85) 
Betreuung durch neutrale (Forschungs-)Institution. Die Bedeutung der Betreuung durch 
eine neutrale Institution kam in den Interviews deutlich heraus. Sie kann durch eine Agen-
tur oder aber auch durch eine Forschungseinrichtung gewährleistet werden. 
Also vom Aufbau her, wie ist es passiert: der Grundaufbau war erstmal sehr ver-
nünftig und sehr gut. Unter der Federführung des [anonymisiert]-Instituts da hat 
man auch ein bisschen auf deren Expertise gebaut werden. (V5,6/32) 
Ich glaube, was eine große Rolle gespielt hat, dass es professionell begleitet 
wurde. […] Durch ein Institut. […] .Das war aber mehr eine naturwissenschaft-
liche, also klimawissenschaftliche Begleitung. […].So und diese Begleitung, das 
hat, denke ich, schon sehr viel gebracht. (R12/45-48) 
Die Betreuung durch eine Forschungseinrichtung als neutrale Instanz wird jedoch nicht 
nur als positiv empfunden: 
Weil, gerade bei dem, was vom Wuppertalinstitut damals erarbeitet wurde, der 
Blickwinkel auf die Landwirtschaft und so, meiner Meinung nach einfach nicht 
korrekt war. Also, da ging es ja um ganz McDonalds in punkto Nachhaltigkeit 
und de facto die Anforderungen hat man hauptsächlich auf Erzeugerebene ge-
setzt. Und da waren Sachen, die auch rechnerisch, ob CO2-Fußabdruck oder so 
welche Aspekte, dass man der Landwirtschaft alles Mögliche angerechnet hat 
und aus unserer Sicht ziemlich wild durcheinander gerechnet hat, was nicht kor-
rekt war. Zum Beispiel die Herstellung von Düngemitteln der Landwirtschaft 
anzulasten und so, das passt aus unserer Sicht nicht. Oder man hat Kreislaufas-
pekte der Landwirtschaft unterschlagen. Dass zwar ein Tier natürlich Gülle, Mist 
produziert, aber auf der anderen Seite als Düngemittel auf den Feldern eingesetzt 
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wird. Diese Kreisläufe in der Landwirtschaft, die waren überhaupt nicht abge-
bildet. Das waren zum Beispiel massive Kritikpunkte unsererseits. (V1/51) 
Verantwortliche der mittleren Hierarchieebene. Aus den Interviews ging hervor, dass es 
wichtig ist, wo die Führung verankert ist: Ist sie hierarchisch zu weit oben angesetzt, 
können die Projekte ggf. nicht überblickt werden. Hat die Führung zu wenig Entschei-
dungsmacht, kann es den gesamten Prozess verzögern. 
Also ich denke mal, dass ein Gelingensgrund ist, dass wir hier eine Arbeits-
gruppe zusammensetzen, die die mittlere Hierarchie in den jeweiligen Instituti-
onen abbildet. Also eine Hierarchieebene, die auf der einen Seite noch so niedrig 
ist, dass sie also Projektarbeiten mit überschaut. Also auch konkret in Projekten 
dann mit drin ist. Auf der anderen Seite aber auch so hoch ist, dass sie Entschei-
dungskompetenzen hat. Also wenn Sie jetzt sowas auf Staatssekretärsebene ma-
chen würden, dann hätten die sicherlich Schwierigkeiten die einzelnen Projekte 
im Detail zu überschauen. Das können die ja von dieser Sphäre gar nicht mehr. 
Und wenn Sie- Das klingt jetzt alles ein bisschen abwertend, meine ich gar nicht 
so- Ein Sachbearbeiter nehmen, dann, ja gut, dann stecken die in den Projekten 
exzellent drin, aber können dann auch irgendwo nichts entscheiden, sondern 
müssen das erstmal immer rückkoppeln. So, also da sollte man schon so wählen. 
(R9/31) 
Gründung eines Beirates. Um die Legitimität des CGR sicherzustellen, kann es laut R7 
hilfreich sein, einen Beirat zu gründen: 
Nichtsdestotrotz ist es natürlich eben immer wichtig und hat legitimierenden 
Charakter, wenn man halt so eine Art Beirat oder wie man das nennen will, eben 
auch schafft, wo dann eben die Leitungsebenen drin sind, die sich dann eben 
auch regelmäßig vielleicht einmal im Jahr treffen zu dem Bereich. Und sagen: 
Also ja, macht Sinn, machen wir weiter. (R7/31) 
Gute Kommunikation als kollaborative Führungsqualität. Wie bereits O'Leary et al. 
(2006) feststellten, ist gute Kommunikation eine wichtige kollaborative Führungsqualität: 
Kommunikation ist auch eine Fähigkeit, die kann man zum einen auch erlernen, 
das ist richtig. Ich hatte immer gute Mentoren gehabt oder so, wo ich das auch 
gelernt habe. Aber es ist auch eine Fähigkeit, die sind so ein bisschen, die müssen 
Sie auch als Fähigkeit mitbringen. (R15/28) 
 
c) Wissen 
In den Interviews spielt insbesondere der Austausch von Wissen eine Rolle: 
Wir tauschen uns aus. Ich sage es immer, einer weiß viel, aber mehrere wissen 




Dabei geht es nicht ausschließlich um Wissen im Sinne von Know-How, sondern auch 
um einen Austausch zu dem Status der einzelnen Projekte, um stets die Legitimität si-
cherzustellen. 
Das ist, glaube ich, das Wichtigste, dass man letztendlich immer wieder, wenn 
man einen bestimmten Status erreicht hat, seine Gremien informiert und so ha-
ben wir das eigentlich in der Landesvereinigung immer gemacht und ich weiß, 
dass die Bauernverbände das auch immer wieder in ihren Bereichen machen, so 
dass also letztendlich alle Betroffenen immer wieder auch über die Entwicklung 
in diesen Projekten in Kenntnis gesetzt werden. (V5/6, 46) 
Wir sind so, dass die Leute aus ganz [anonymisiert] kommen. Das sind eben 
doch auch Entfernungen. Es ist eben so, dass wir in der Regel versuchen, per E-
Mail-Verteiler die Leute auf dem Laufenden zu halten. Dass die auch dabei sind, 
bei den Entscheidungen. (R1,31) 
Weiterhin geht es in den Interviews um die Quelle des Wissens. So beschreibt R3, woher 
er sein Wissen bezieht: 
Also was mir immer enorm hilft, ist, wenn ich mal hier und da gucken kann. […] 
Oder ich nehme jetzt die Sachverständige für Umweltfragen. Diesen Bericht, 
diese These, dieses Thesenpapier. Das habe ich gelesen, in einer Zusammenfas-
sung. Hab das für mich auf ein paar Folien gebracht. Und ging mit solchen ak-
tuellen Dingen dann ins Land. Oder mein Standardwerk, das ist aber vom Jahre 
2003: Regionale Vermarktung im Sinne einer regionalen Nahrungsmittelversor-
gung, als Technikfolgenabschätzungsbericht des deutschen Bundestages, 2003 
erschienen. Dieses Papier hat bis heute höchste Aktualität. […] Wenn ich solche 
Berichte bekomme, solche Arbeitspapiere, womit ich von Seiten der Wissen-
schaft arbeiten kann, dann bin ich schon sehr gut aufgestellt. Weil ich muss ja 
auch vor meinen Initiativen auch immer wieder was Neues haben. Das ist eigent-
lich auch ganz banal und einfach. (R3,17) 
 
d) Ressourcen 
Der Vorteil der Ressourcenteilung im Rahmen einer Zusammenarbeit wird in den Inter-
views deutlich. Sehr häufig sind die knappen Ressourcen finanzieller Art, wie sich in den 
Interviews zeigt: 
Ich glaube auch, da ist es die intrinsische Motivation. Dass Nachhaltigkeit oder 
der Einsatz für eine nachhaltige Entwicklung wertvoll ist, das ist der Nährboden. 
Und dass was immer hilft ist die finanzielle Unterstützung, also das sich das auch 
wirklich-, das Engagement von Menschen reicht nicht aus, wenn ich es nicht 
auch mit finanziellen Mitteln hinterlegen kann, um Projekte auch auszuführen. 
(R4, 33) 
Eine knappe Ressource kann durchaus auch auf Reguliererseite finanzieller Art sein: 
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Das ist natürlich in so einem Konsolidierungsland wie [anonymisiert] immer 
schwierig, weil wir kein Geld haben. Also das ist halt einfach da und alles was 
mehr bedeutet, bedeutet halt auch eine hohe politische Rückendeckung und eine 
breite gesellschaftliche Anforderung. (R4/35) 
Das Interview mit R7 zeigt aber auch, dass ein groß angelegtes CG-Projekt wie die Über-
arbeitung der Landesnachhaltigkeitsstrategie mit vielen Ressourcen von Reguliererseite 
ausgestattet wird: 
Dann gab es den Beirat, und es gab hier das Ministerium, zwei Mitarbeiter, die 
sich intensiv damit befasst haben, auch Geld in der Hand hatten, um Know-how 
einzukaufen, also Consulting-Büros, die solche Meetings organisiert haben und 
Textentwürfe geliefert haben und so etwas. (…) Und es gab zusätzlich als dritte 
Arbeitsebene oder Gremium gab es oder gibt es immer noch die sogenannte 
IMAG, interministerielle Arbeitsgruppe. Das ist ein Gremium mit Vertretern aus 
jedem Ressort, aus jedem Ministerium. Diese IMAG gibt es immer noch, den 
Beirat gibt es nicht mehr, das hat viel Ärger gemacht. (R7/57) 
4.6.4 Gemeinsame Handlungen, Ergebnisse, Anpassung 
4.6.4.1 Gemeinsame Handlungen 
In den Interviews gibt es nur eine Aussage zu gemeinsamen Handlungen, die meisten der 
Interviewpartner konzentrierten sich in dem Gespräch auf den Prozess der Kollaborati-
onsdynamik. Das Zitat von R7 verdeutlicht den in der Literatur beschriebenen schrittwei-
sen Vorgang bei der Umsetzung einer zuvor gemeinsam formulierten Strategie: 
Dieses erste Format, die erste Runde mit den Landnutzern wollen wir noch im 
April machen. Im Herbst müssen wir im vierten Quartal dem Landtag berichten 
von dem Stand der Umsetzung, und dazu gehört für mich auch der Basisbericht, 
Indikatoren abbilden, wo sind wir, der Stand der Umsetzung und Eckpunkte ei-
ner Fortschreibung der Nachhaltigkeitsstrategie. Das müssen wir dem Landtag 
berichten, das heißt also erarbeiten durch das Kabinett, dann in den Landtag und 
dann sagt der Landtag wahrscheinlich: „Hm.“ Und das würde bedeuten, dass wir 
dann zu Beginn des kommenden Jahres uns an die Überarbeitung der Strategie 
machen anhand der vorher festgelegten Eckpunkte. Und ich möchte dieses neue 
Format des Miteinanders, was wir jetzt mal ausprobieren mit den Landnutzern, 
möchte ich nach Möglichkeit noch bis zum Herbst, wenn das erste ein Erfolg 
wird, möchte ich nochmal so eine selbe Session machen mit dem Bereich der 
Wirtschaft, mit Kommunen oder kommunalen Spitzenverbänden, mit irgendwie 
einer wie auch immer gearteten Jugend. (…) So dass wir (…) die Ergebnisse 
dann auch mit einfließen lassen können in A die Berichterstattung über das, was 
bisher läuft, aber auch schon mit nutzen können für B die Formulierung von 





In den Interviews wurde insbesondere die Legitimation der Ergebnisse hervorgehoben, 
die R5 zufolge steigt, wenn betroffene Akteur_innen in den Prozess integriert werden: 
Unser Eindruck ist schon, dass es durch den Konsultationsprozess fachlich bes-
ser geworden ist, und dass natürlich die Legitimation des Endergebnisses schon 
höher ist, wenn viele wichtige Akteur_innen den Eindruck haben, dass sie da 
mitgearbeitet haben. Dass da eben so eine gewisse Mit-Ownership entstanden 
ist. Und die Akteur_innen sind dann sicherlich auch eher bereit, in der Umset-
zung eigene Beiträge zu leisten und nicht unbedingt nur darauf zu warten, dass 
die Landesregierung etwas unternimmt. (R5,29) 
Zudem war ein zentrales Ergebnis von CG die Bewusstseinsschaffung:  
Es ist jetzt schon erfolgreich, einfach weil es Bewusstsein schafft. Weil wir eben 
jetzt hier die Fischer haben, die mit im Boot sind – wenn man mal dieses Bild 
nutzen darf – und die einfach mitmachen und das irgendwo auch in ihrem Be-
wusstsein behalten. Das alleine ist schon der Erfolg. Und man kann auch – und 
das darf man auch nicht unterschätzen – mit solchen Kampagnen natürlich Öf-
fentlichkeitsarbeit machen. Das heißt also, so eine Kampagne ist offensichtlich 
für jeden. Das das eine gute Sache ist. Und das führt eben zu einem geänderten 
Bewusstsein auch bei anderen Leuten. (R13, 34) 
4.6.4.3 Anpassung 
In den Interviews wurde der Anpassungsprozess nur einmal thematisiert. R10 blickt kri-
tisch auf ein CG Projekt zurück und reflektiert, welche Anpassungen bei einer geplanten 
Fortführung vorgenommen werden müssen. Es handelt sich dabei um die Anpassung der 
Ressourcen: 
Das Projekt haben wir gemacht. Das wird auch nochmal fortgeführt, ausgebaut. 
[…] Aber das geht [aktuell] so unter. Und das verraucht so ein bisschen. Weil 
das einfach nicht von unten richtig gewachsen ist dann. Wir wollen das Ding 
richtig wachsen lassen und da auch immer mehr miteinbinden. Auch jetzt hier 








4.6.5 Schlüsselschritte im Prozess von Collaborative Governance in 
der deutschen Landwirtschaft 
Durch die qualitative Erhebung wurden Schlüsselschritte für den Prozess von CG in der 
deutschen Landwirtschaft identifiziert, die im Folgenden vorgestellt werden. Von nahezu 
allen Interviewpartnern wurde die Bedeutung eines offenen Prozesses, der alle Betroffe-
nen involviert, betont. In dem CG-Projekt, das R7 betreute, welches die Überarbeitung 
der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes zum Ziel hatte, war es laut R7 höchste Priorität, 
dass alle betroffenen Stakeholder involviert sind: 
Wir haben erstmal einen großen Auftakt-Workshop gemacht, da kamen 200 
Leute, breit eingeladen, und haben so erzählt, diskutiert, was wir eigentlich tun 
wollen. […] Inzwischen hat der Verteiler, den wir haben, 3.500 Adressen. Das 
sind die klassischen Verbände, Vereinigungen, also die Industrie- und Handels-
kammer, die kommunalen Spitzenverbände, die Naturschutzverbände, der Bau-
ernverband, der Bauernbund, […] die Waldbesitzervereinigung, also die klassi-
schen Verbände, die man so beteiligt. Und dann haben wir so rumgefragt: Wer 
interessiert sich noch für Nachhaltigkeit? (R7/31) 
Insbesondere im Kontext der Nachhaltigkeit betont R11 die Bedeutung eines integrativen 
Prozesses:  
Also für mich ist diese Partizipation, das ist ein ganz entscheidender Punkt, dass 
man vielleicht auch mal Dinge entwickelt nach dem Bottom-up-Ansatz. Dass 
das von unten nach oben irgendwo kommt und nicht, was hier oft so gepflegt 
wird hier, Top-down dann irgendwo gemacht wird. Und dass man bei dieser 
Partizipation im Prinzip auch alle Gruppen berücksichtigt und dann auch mal 
zwischen den Interessen verschiedener Gruppen vermittelt. Denn das ist ja, wie 
ich vorhin schon sagte, dieses Dreieck der Nachhaltigkeit, das bedarf immer ei-
ner Vermittlung zwischen verschiedenen Gruppen. (R11/17) 
Was passiert, wenn der CG- Prozess nicht offen und integrativ gestaltet wird, hat sich laut 
R7 in der Vergangenheit gezeigt: 
In der jetzigen Strategie sind die Maßnahmen nahezu ausschließlich Handlungen 
der Landesregierung, der Ressorts. Da stand mal mehr drin, was auch die ande-
ren tun können, das ist aber wieder rausgeflogen, weil die Kommunen oder die 
Wirtschaft oder die Landwirtschaft lässt sich ungerne im Zusammenhang mit der 
Nachhaltigkeit von der Landesregierung vorschreiben, was sie zu tun haben. […] 
Und andererseits hatten aber alle Akteur_innen das Bedürfnis, der Landesregie-
rung noch mehr ins Gebetbuch zu schreiben, was sie noch alles tun sollte. Da 
können Sie sich ja mal die Damen und Herren Ministerialbeschäftigten vorstel-
len, wie das bei denen ankommt, wenn jetzt auf einmal die freche Zivilgesell-
schaft hier erscheint und in großartigen Workshops, die wir veranstaltet haben, 




Die Integration aller Beteiligten birgt jedoch Konfliktpotenzial:  
Das ist eine schwierige Kiste, weil wir ja auch mehrere Akteur_innen aus dem 
Bereich Landwirtschaft haben bei uns. Und die-, nicht unbedingt die Landwirte 
untereinander sind sich ja nicht einig. Ich habe die Öko-Verbände und habe die 
konventionellen Verbände. Wenn die mal lernen würden mit einer Stimme zu 
sprechen […] Die Umweltschutzverbände neigen dazu, nur Einwände zu brin-
gen aus dem Bereich der Ökologie. Und dann müssen wir gucken-. Dann ist ja 
dann gut, dass eigentlich ein Bauernverband da ist. Da sagt der: „Hey, das, was 
ihr fordert, rechnet sich für uns nicht. Wir gehen dann pleite.“ (R2/51) 
Jedoch werden die Bemühungen der Integration verschiedenster Akteur_innen insbeson-
dere von der Verbandsseite wertgeschätzt: 
Also, das waren jetzt sehr positive Erfahrungen in dem Sinne, dass die Land-
wirtschaft von Anfang an eingebunden wurde und nicht plötzlich irgendwas ihr 
vor die Nase gesetzt wurde, was Leute sich ausgedacht haben, die von der Praxis 
allzu wenig Ahnung haben, sondern von Anfang an war die Praxis da mit am 
Tisch gesessen. Das ist etwas, was wir für sehr wichtig und notwendig erachten. 
Und dass man auch wirklich ernsthaft die Landwirtschaft mit einbezogen hat. 
Also nicht nur schön, dass wir darüber geredet haben und wir machen es jetzt so 
wie wir wollen, sondern wir wurden wirklich partnerschaftlich auf Augenhöhe 
mit einbezogen und können die Ergebnisse dieses Projektes, dieses Programms 
deshalb mittragen. (V1/39) 
Um alle betroffenen Stakeholder integrieren zu können, müssen sie zunächst definiert 
werden. Dafür haben sich in den Interviews unterschiedliche Vorgehensweisen heraus-
kristallisiert. Häufig werden Stakeholder definiert und zu ersten Workshops eingeladen 
(R15/16). Wird dann festgestellt, dass Akteur_innen nicht berücksichtigt wurden, werden 
diese anschließend kontaktiert. R1 beispielsweise setzt bei den Verbänden an, um mög-
lichst viele Betroffene zu integrieren. Darüber hinaus ist der Prozess offen und weitere 
Akteur_innen können ggf. hinzugezogen werden:  
Also wir versuchen, möglichst breit das abzudecken über die Verbände in dem 
Fall. Dass die Leute, die beteiligt sind an diesem Bereich Streuobst-, dass wir 
versuchen, die zu erreichen. Da gibt es als Beispiel drei, vier Brennerei-Ver-
bände, […] die Vertreter dieser Gartenbauvereine. […] Und dann haben wir un-
sere nachgeordneten Behörden, die da sehr viel Arbeit hineinstecken, mit Refe-
raten. Also, diese Landesanstalt für Landwirtschaft und die Landesanstalt für 
Wein- und Gartenbau, die befragen wir auch vorher, ob wir noch jemanden dazu 
holen sollten. Und dann haben wir halt diesen Verband der Fruchtsaftindustrie. 




Es funktioniert allerdings nicht, wenn willkürlich und einfach „breit“ eingeladen wird. 
Die Dynamik sei dann kaum steuerbar so R7. Um zu einem konstruktiven Ergebnis zu 
kommen, ist R7 dazu übergegangen, die Akteur_innen zu gruppieren. 
Und die ist noch schwieriger zu steuern, die Dynamik, wenn Sie so ganz breit 
einladen. Also wenn Sie jetzt ganz viel Teilnehmer einer großen Veranstaltung 
haben, verschiedenste Akteur_innen, […] auf einmal sitzt da ein Landwirt, der 
eigentlich ganz gutwillig ist, und dann sitzt da ein militanter Naturschützer, der 
eigentlich auch gutwillig ist, die stoßen dann aufeinander und beharken sich 
ohne Ende, obwohl das Thema war: Welche Potentiale einer Bioökonomie kön-
nen wir hier im Lande entwickeln oder so. Und dann streiten sie sich aber über 
Round Up und über Mähtermine auf dem Grünland, bis die Funken gehen. Das 
ist schwierig, das hoffe ich mal mit diesem anderen Format, was wir jetzt begin-
nen, vielleicht etwas Besseres zu erreichen, als wenn man sie alle zusammen-
bringt.(R7/83) 
 
Aus den Interviews lässt sich zusammenfassen, dass Akteur_innen von CG aus For-
schung, Handel, der Gesellschaft, von Agenturen, Behörden, Vereinen oder Verbänden 
kommen können. Auch Produzenten sind teilweise beteiligt. In Tabelle 6 werden die Ak-








Vertreter_innen der Forschung 
werden integriert, zum einen, um 
auf ein Fachwissen zurückgrei-
fen zu können, zum anderen, um 
Legitimität zu erzielen.  
 
In der Regel haben wir mit der Technischen Universität [anonymisiert] zum Beispiel, so dass wir uns für Projekte 
Expertisen machen lassen. Dass wir dann beurteilen lassen-, wir haben unsere Auslandsgeschäfte, ich bin halt nur 
für Inland zuständig. Im Ausland sind noch einmal, ich weiß gar nicht, wie viele Gesellschaften, die letztendlich 
für Märkte Expertisen erstellen. Also wir entscheiden das nicht einfach selber: Jetzt gehen wir da und da hin. 





Wenn es um eine Bewegung in 
Richtung Nachhaltigkeit geht, 
kommt dem Lebensmitteleinzel-
handel eine sehr bedeutende 
Rolle zu. 
 
Ich sehe momentan die Gefahr, dass der Lebensmitteleinzelhandel und die Ernährungswirtschaft eher die Bench-
mark setzt als der Gesetzgeber. Beispiel: Rewe wird in Zukunft nur noch Fleisch akzeptieren von Schweinen, wo 
die Ferkel mit Betäubung kastriert wurden. Der Gesetzgeber sagt: „01.01.2019.“ Der Lebensmitteleinzelhandel 
prescht vor- vor dem Gesetzgeber und was will ein-, ein-. Der Landwirt ist ja, wenn er nicht Direktvermarkter ist, 
Rohstofflieferant. Und dann muss er ja das liefern, was der Handel haben will. Und das ist das Problem. Oder zum 
Beispiel Milch ohne Gentechnik. Ist Lidl vorgeprescht. Ja? Jetzt haben sie einen klitzekleinen Anteil vielleicht 
von GVO-Soja im Eiweißfutter drin und jetzt steht der Landwirt da und seine Molkerei sagt ihm von heute auf 
morgen: „Du musst jetzt auf das Soja in deiner Fütterung verzichten, weil wir sonst unsere Milch nicht mehr an 
Lidl verkaufen können.“ Und wenn einer-. Das ist ja so ein Wettbewerb bei den großen Fünf. Wenn Lidl anfängt, 





Die Einbeziehung der Zivilge-
sellschaft ist explizit von Seiten 
der Regulierer gewünscht. 
 




Agenturen können zur Unterstüt-
zung des CG-Prozesses invol-
viert werden. 
 





Dieses Tierschutzlabel vom Ministerium beziehungsweise staatlicher Seite ist auch am Start. Und jeder versucht 
da gewisse Standards zu setzen. Das ist A gut und B ist schlecht. Es ist auch gut, weil sich etwas tut. Der Wunsch 
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Produzenten werden nur teil-
weise beteiligt, obwohl sie häu-
fig diejenigen sind, die am meis-
ten von den erarbeiteten Stan-
dards oder Regelungen betroffen 
sind 
der Verbraucher praktisch genüge getan wird, dass man in Richtung Tierwohl was macht. Warum ist es schlecht? 
Es ist schlecht, weil man sich zum Teil mit den Akteur_innen gar nicht mehr gescheit unterhält und die Bauern 
mehr oder weniger außen vorgelassen werden. Und dann Leute Standards setzen, die noch nie irgendwas in der 




Die Ministerien sind auch auf die 




Und dann haben wir unsere nachgeordneten Behörden, die da sehr viel Arbeit hineinstecken, mit Referaten. Also, 
diese Landesanstalt für Landwirtschaft und die Landesanstalt für Wein- und Gartenbau, die befragen wir auch 




Abhängig von ihrer Größe 
kommt den Verbänden unter-
schiedlich viel Macht zu.  
 
Aber jetzt hier halt in dem Bereich jetzt Landwirtschaft, der Verband soll natürlich eine bestimmte Größe haben. 
Klar. Je größer er ist, desto mehr wird er gehört. Ist auch klar. Was jetzt nicht heißt, dass ein kleiner Verband, wie 
jetzt der Landes-Imkerverband da keine-, keine Lobby hätte oder sowas halt. (R10/33) 
Also bei uns im Bundesland ist es nicht so schlimm. Aber in Bayern ist jeder Gesetzesentwurf und jede Bundes-




Neben Verbänden werden auch 
Vereine an CG beteiligt.  
Dann gibt es eben die-, ja, die Vertreter dieser Gartenbauvereine. Weil, Obst- und Gartenbau, die sind betraut mit 
diesem Thema, Streuobst, Äpfel, Birnen, Pflaumen, was auch immer. (R1/25) 
 





4.7.1 Wissenschaftlicher Beitrag 
4.7.1.1 Relevanz von Kommunikation für den Systemkontext 
Emerson/Nabatchi (2015a) untersuchen CG ganz bewusst eingebettet in einem System-
kontext, der Interaktionen zwischen den Akteur_innen sowie die Umgebung mit einbe-
zieht. Konkret werden vorhandene Ressourcen, politische und rechtliche Rahmenbedin-
gungen, sozioökonomische und kulturelle Merkmale, Netzwerkeigenschaften, politische 
Dynamiken und Machtbeziehungen sowie die Vorgeschichte des Konflikts betrachtet.569 
Einige dieser Faktoren finden sich auch in den Interviews wieder, andere können durch 
die Interviews ergänzt werden und so einen wissenschaftlichen Beitrag leisten. So bestä-
tigt sich in den Interviews die Relevanz eines Netzwerkes für die Entstehung von CG, 
wobei zusätzlich das Timing eine große Rolle spielt.  
 
Aus den Interviews wird zudem die Bedeutung von Kommunikation im Sinne persönli-
cher Kontaktaufnahme deutlich, die von Emerson/Nabatchi (2015a) nicht explizit aufge-
führt wird, sich jedoch in der wissenschaftlichen Literatur bereits bei Koschmann et al. 
(2012) widerspiegelt.570 Auch Bryson et al. (2015) halten fest, dass ein Großteil der Arbeit 
im Kontext von CG im direkten Austausch erfolgen muss.571 Dies wird auch in den Inter-
views insbesondere von Seiten der Regulierer immer wieder betont. Neben Kommunika-
tion und direktem Austausch wird in den Interviews Feingefühl als essentiell für die An-
bahnung eines CG Projektes hervorgehoben, was sich so noch nicht in der Literatur wie-
derfindet.  
 
Auch die Relevanz von politischen Dynamiken und Machtbeziehungen wird in den In-
terviews bestätigt. Die Daten zeigen, dass CG nur dann umgesetzt werden kann, wenn 
auch die Ministeriumsspitze davon überzeugt ist. Zu vorhandenen Ressourcen, sozioöko-
nomischen und kulturellen Merkmalen sowie einer Vorgeschichte eines möglichen Kon-
fliktes lieferten die Interviews keine Daten.  
 
                                               
569 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
570 Vgl. Koschmann et al. 2012. 
571 Vgl. Bryson et al. 2015. 
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4.7.1.2 Erweiterung der Treiber 
Die von Emerson/Nabatchi (2015a) identifizierten Treiber Unsicherheit, Abhängigkeit, 
Anreize und initiierende Führung konnten durch die Erhebung bestätigt und teilweise er-
gänzt bzw. spezifiziert werden. Zudem konnten mit bestimmten Ereignissen und dem 
Wunsch nach Austausch mit anderen Akteur_innen zwei weitere Treiber ausgemacht 
werden. Im Folgenden werden die Ergebnisse der qualitativen Erhebung in die wissen-
schaftliche Literatur eingeordnet. In Abbildung 37 wird die theoretische Weiterentwick-
lung der Treiber im Kontext des Modells von Emerson et al. (2012) durch Fettdruck dar-
gestellt.  
 
Abbildung 37:  Erweiterung der Treiber von Emerson et al. (2012) 
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012)) 
Abhängigkeit wird dann zu einem wesentlichen Treiber, wenn vorangegangene Versu-
che, eine Aufgabe oder ein Problem zu lösen, gescheitert sind. Denn Zusammenarbeit 
entsteht oft dadurch, dass Einzelpersonen und Organisationen ein wichtiges Ziel allein 
nicht erreichen können.572 Emerson/Nabatchi (2015a) erläutern die Notwendigkeit einer 
Zusammenarbeit mit anderen Akteur_innen aufgrund von Abhängigkeit exemplarisch an 
einer Behörde, einer öffentlichen Institution, einem Dienstleister oder einer nichtstaatli-
chen Organisation.573 Diese Form der Abhängigkeit, wie sie als Treiber von Emerson/Na-
batchi (2015a) beschrieben wird, findet sich in den Interviews ausschließlich auf Seiten 
                                               
572 Vgl. Thomson/Perry 2006. 
573 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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der Regulierer wieder. Hierbei geht es pragmatisch darum, was aus Sicht des Ministeri-
ums gebraucht wird und wie man dies erreichen kann. 
 
Unsicherheit entsteht laut Emerson/Nabatchi (2015a) durch Zweifel, Mehrdeutigkeiten, 
begrenzte Informationen und Instabilität, dies findet sich auch in den Interviews wieder. 
So ist Unsicherheit mit Blick auf zukünftige Bedingungen und Ereignisse ein wesentli-
cher Treiber für CG. Wie von Emerson/Nabatchi (2015b) beschrieben, kann Unsicherheit 
aber auch Innovation und Kreativität fördern.574 Die Interviews zeigen, dass sich die aus 
der Unsicherheit entstandene Kreativität in proaktiver Selbstregulierung (siehe Kapitel 
3.3.2) äußert. Diese Eigeninitiative kann der Grundstein für eine fruchtbare CG sein. 
 
Anreize beziehen sich laut Emerson/Nabatchi (2015a) auf interne oder externe Fragen, 
die angegangen werden müssen, um Risiken zu mindern oder Bedingungen für zentrale 
Akteur_innen und die breitere Öffentlichkeit zu verbessern. Externe Anreize können si-
tuative oder institutionelle Krisen oder Bedrohungen sein.575 Die Unterteilung in interne 
und externe Anreize lässt sich auch für die deutsche Landwirtschaft feststellen. Ein Bei-
spiel für externe Anreize ist der Druck, sich gemeinsam im Rahmen von CG für mehr 
Nachhaltigkeit einzusetzen, der aus der wachsenden Bevölkerung und dem damit einher-
gehenden steigenden Bedarf an Nahrung resultiert. Zu internen Anreizen zählen Emer-
son/Nabatchi (2015a) zufolge Probleme, Ressourcenbedarf, Interessen oder Chancen, wie 
beispielsweise die Verfügbarkeit eines Zuschusses oder einer neuen Finanzierungsmög-
lichkeit. Im organisationalen Feld der deutschen Landwirtschaft stellt das Interesse an 
Tierschutz einen Treiber für CG dar. Zudem geht aus den Daten hervor, dass die von 
Emerson/Nabatchi (2015a) internen Anreize um eine weitere Form, den Wahlkampf, er-
gänzt werden können.  
 
Wahlkampf ist demnach für die deutsche Landwirtschaft ein sehr bedeutender interner 
Anreiz für Regulierer, CG zu initiieren. Es ist jedoch zu beachten, dass Wahlkampf auch 
hinderlich sein kann, nämlich dann, wenn es sich im Sinne der politischen Ökonomie 
nicht rechnet, in CG zu investieren.  
 
                                               
574 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
575 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Initiierende Führung ist wichtig, um die verschiedenen Akteur_innen ausreichend zu 
motivieren, sich an CG zu beteiligen.576 Wie von Emerson/Nabatchi (2015a) beschrieben, 
können es einzelne Personen oder auch Gruppen sein, die das Interesse an CG wecken 
und erste Vorgespräche dazu anregen. In den Interviews bestätigt sich die Diversität der 
initiierenden Führung. In der deutschen Landwirtschaft kommen die Impulsgeber für CG 
aus verschiedenen Organisationen und Institutionen. Besonders häufig werden die Ver-
bände genannt, die den Anstoß zu CG geben. Insbesondere die Umweltverbände spielen 
eine wichtige Rolle bei der Stärkung von Nachhaltigkeit durch CG. Teilweise warten die 
Regulierer auf den Impuls der Verbände, bevor sie CG ins Leben rufen, teilweise sind es 
die Regulierer selbst als Landes- oder Bundesministerien, aber auch als EU, die CG von 
sich aus initiieren. Der Druck, zu handeln und CG zu initiieren, kann auch aus der Ge-
sellschaft kommen. Die initiierende Führung als Treiber nach Emerson/Nabatchi 2015b 
kann entsprechend differenziert werden in Verbände, insbesondere Umweltverbände, die 
Gesellschaft, Bundes- und Landespolitik und die EU als Akteur_innen. 
 
Austausch und Ereignisse sind zwei Treiber, die im Rahmen dieser Erhebung für CG in 
der deutschen Landwirtschaft ausgemacht wurden und die von Emerson/Nabatchi 
(2015a) identifizierten Treiber Führung, Unsicherheit, Abhängigkeit und Anreize ergän-
zen. Austausch als Treiber kann unterteilt werden in Austausch zwischen den Verbänden, 
Austausch mit Regulierern und Austausch von Regulierern mit anderen Akteur_innen. 
Ereignisse können ebenso ein Treiber für CG sein, wie die qualitativen Daten zeigen. 
Dafür werden in den Interviews zahlreiche Beispiele genannt, wie die Entwicklung eines 
Siegels als Reaktion auf den BSE-Skandal oder die Erstellung eines Aktionsplans zur 
Förderung der ökologischen Landwirtschaft als Reaktion auf den drastischen Rückgang 






                                               
576 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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4.7.1.3 Weiterentwicklung des Collaborative Governance Frameworks für die 
deutsche Landwirtschaft 
Aus den Ergebnissen geht hervor, dass sich das CG Framework von Emerson/Nabatchi 
(2015a) durchaus auf die deutsche Landwirtschaft anwenden lässt. Viele Prozessschritte 
haben sich bestätigt, ein Element wurde hingegen gelöscht, da es für die Landwirtschaft 
nicht relevant ist. Einige weitere Elemente konnten für die Landwirtschaft verfeinert und 
ergänzt werden. Abbildung 38 zeigt die Ergebnisse grafisch zusammengefasst. Die 





Abbildung 38:  Collaborative Dynamics in der deutschen Landwirtschaft 
(Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Emerson et al. (2012)) 
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Das prinzipientreue Engagement enthält die Elemente Entdeckung, Definition, Bera-
tung und gemeinsame Festlegung. Basierend auf den Interviews kann das Element Ent-
deckung feiner untergliedert werden in Positionierung, Offenlegung und Erwartungsma-
nagement. In den Interviews bestätigt sich das Vorgehen des Definitionsprozesses. Für 
CG in der Landwirtschaft kommt der Analyse zufolge zudem verschiedenen Aspekten, 
wie einem gemeinsamen Verständnis von Nachhaltigkeit, dem Adressieren konkreter As-
pekte der Nachhaltigkeit und einem gemeinsamen Verständnis gesetzlicher Grundlagen, 
eine entscheidende Rolle zu. Zusätzlich zu den der Literatur entnommenen Bedingungen, 
die sich auch in den Interviews wiederfinden, konnten weitere Aspekte identifiziert wer-
den, die in der Beratungsphase von den Interviewpartnern als wesentlich erachtet werden. 
Dazu gehören beidseitige Kommunikation, die Möglichkeit der Mitgestaltung, Respekt 
und Begegnung auf Augenhöhe. Besonders wesentlich ist in dieser Phase der Festlegun-
gen, ob und wann sich die Teilnehmer_innen auf einen gemeinsamen Zweck und Ziel-
vorgaben einigen können, d.h. auf die gemeinsamen Ziele, die sie gemeinsam erreichen 
wollen und nicht einzeln erreichen können.577 Dies deckt sich mit den Interviews. Darüber 
hinaus wird dieses Element nicht weiter ergänzt. 
 
An die Komponente des prinzipientreuen Engagements schließt sich die gemeinsame 
Motivation mit den vier interaktiven Elementen Vertrauen, gegenseitiges Verständnis, 
interne Legitimität und Verpflichtung an.578 In den Interviews wird die Rolle von Ver-
trauen sowohl von den Regulierern als auch von den Verbänden mehrfach erwähnt und 
seine Bedeutung für eine gemeinsame Motivation bestätigt. Die Elemente gegenseitiges 
Verständnis und Verpflichtung können basierend auf den Interviews erweitert werden. 
Für das Element interne Legitimität liegt keine Kodierung vor. Entsprechend wurde das 
Modell für die deutsche Landwirtschaft angepasst und das Element entfernt. Für das Ele-
ment gegenseitiges Verständnis stellt sich in den Interviews ein offener Austausch als 
essentiell dar. Das Element Verpflichtungen kann sich, basierend auf den Interviews, auf 
zwei Ebenen entwickeln: eine formalisierte Verpflichtung und eine Verpflichtung im 
Sinne von Verbundenheit oder gar Loyalität dem CG Projekt gegenüber.  
 
Für die Fähigkeit zu gemeinsamem Handeln identifizieren Emerson/Nabatchi (2015a) 
vier notwendige Elemente: Verfahrens- und institutionelle Vereinbarungen, Führung, 
                                               
577 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
578 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
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Wissen und Ressourcen.579 Das Element verfahrens- und institutionelle Vereinbarungen 
kann basierend auf den Interviews weiter untergliedert werden in die stringente Umset-
zung der Vereinbarungen, die gemeinsame Definition von Spielregeln sowie die konkrete 
Aufgabenverteilung.  
 
Das Element Führung wurde im basierend auf den Daten weiter untergliedert in Mode-
ration, Betreuung durch eine neutrale Institution, die Gründung eines Beirates, gute Kom-
munikation und Verantwortliche auf mittlerer Hierarchieebene. Moderation findet sich 
bereits als eine Führungsrolle in der Literatur wieder. Interessanterweise nannten bis auf 
einen Verbandsvertreter ausschließlich Regulierer Aspekte, die sich dem Kode Führung 
zuordnen lassen. Dies deckt sich mit der Literatur, laut der öffentliche Einrichtungen eine 
legitime und ausgeprägte Führungsrolle im Rahmen von CG zukommt.580 Auch die Be-
treuung durch eine neutrale Forschungseinrichtung ist in ähnlicher Weise in der Literatur 
zu finden. Demnach können Akteur_innen in komplexen Governance-Systemen mit Zu-
gang zu relevanten wissenschaftlichen Informationen in der Regel bessere Entscheidun-
gen treffen, um Probleme bei der Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen zu lösen.581 
Das Wissen über Umweltprobleme kann die Transaktionskosten bei der Suche nach für 
beide Seiten vorteilhaften politischen Lösungen, bei Verhandlungen über die Verteilung 
des Nutzens und bei der Überwachung und Durchsetzung der daraus resultierenden Ver-
einbarungen senken. Auf diese Weise können wissenschaftliche Erkenntnisse dazu bei-
tragen, Vereinbarungen über die geeigneten Mittel zur Erreichung eines gewünschten 
Ziels zu treffen.582 Diese Erkenntnisse aus der Literatur decken sich mit denen der Inter-
views. So wurde die Betreuung durch eine Forschungseinrichtung weitestgehend als hilf-
reich und konstruktiv empfunden. 
 
Die Bedeutung der Elemente Wissen und Ressourcen hat sich bestätigt, die Elemente 
wurden aber nicht erweitert. 
 
                                               
579 Vgl. Emerson/Nabatchi 2015a. 
580 Vgl. Vangen et al. 2014; Ansell/Gash 2007. 
581 Vgl. Ostrom 2005. 
582 Vgl. Berardo/Lubell 2016. 
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Die Interviews liefern wenige Daten für die Prozessabschnitte gemeinsame Handlungen 
und Anpassungen, da sich die meisten der Interviewpartner in dem Gespräch auf den 
Prozess der Kollaborationsdynamik konzentrieren.  
 
Mit Blick auf die Ergebnisse wurde durch die Analyse eine höhere Legitimation in Er-
gänzung zu den von Emerson/Nabatchi (2015a) genannten Beispielen identifiziert. Das 
deckt sich mit den Erkenntnissen der Literatur. Newig et al. (2018) gehen davon aus, dass 
sich in einem inklusiven, partizipatorischen Prozess die Akzeptanz aufgrund eines Ge-
fühls der „Entscheidungshoheit“ entwickeln kann, wenn das Ergebnis die Bedenken der 
Teilnehmer_innen widerspiegelt.583 Entsprechend führt ein höheres Maß an Partizipation 
dazu, dass vielfältigere Interessen am Output berücksichtigt werden, was die Akzeptanz 
bei den Beteiligten erhöht.584 Bryson et al. (2006) unterteilen die Ergebnisse der sekto-
rübergreifenden Zusammenarbeit in vier Kategorien: öffentlicher Wert; unmittelbare, 
mittelfristige und langfristige Auswirkungen; Belastbarkeit und Neubewertung; und Re-
chenschaftspflicht. Die in der Analyse als ein wesentliches Ergebnis identifizierte Be-
wusstseinsschaffung kann als mittelfristige bzw. langfristige Auswirkung eingeordnet 
werden.585 
4.7.1.4 Schlüsselschritte für eine erfolgreiche CG in der deutschen 
Landwirtschaft 
Aus den Interviews wurde deutlich, dass den Dynamiken von CG, wie sie von Emer-
son/Nabatchi (2015a) beschrieben werden, noch wesentliche Schritte vorausgehen, die 
für das Gelingen eines CG essentiell sind. So wurde die Bedeutung eines offenen Prozes-
ses, der alle Betroffenen involviert, von nahezu allen Interviewpartnern betont. Dies deckt 
sich mit der Literatur zu CG, die hervorhebt, dass der Prozess offen und integrativ sein 
muss.586 Nur ein offener und integrativer Prozess kann Gruppen und einzelnen Akteur_in-
nen das Gefühl geben, eine legitime Möglichkeit zur Teilnahme zu haben, was wiederum 
eine Voraussetzung ist, um sich für einen CG Prozess verantwortlich zu fühlen.587 Die 
erste Voraussetzung für eine erfolgreiche Zusammenarbeit ist somit, dass sie alle Betei-
                                               
583 Vgl. Brody 2003. 
584 Vgl. Newig et al. 2018. 
585 Vgl. Bryson et al. 2015. 
586 Vgl. Chrislip/Larson 1994; Murdock et al. 2005; Margerum 2001; Ansell/Gash 2007. 
587 Vgl. Ansell/Gash 2007. 
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ligten, die von dem Thema betroffen sind oder sich um es kümmern, umfassend einbe-
zieht.588 Die Einbeziehung von Interessengruppen in die Entscheidungsfindung kann die 
Informationsbasis auf unterschiedliche Weise verbessern, je nach Art der Unsicherheiten 
und der Relevanz des Wissens, über das die Interessengruppen verfügen, für die Lösung 
des anstehenden Problems. Stakeholder können über lokales Wissen verfügen, das ge-
nauer ist als das Wissen, das Entscheidungsträgern normalerweise zur Verfügung steht.589 
Die Erkenntnis deckt sich mit den Daten der Erhebung. 
 
Es funktioniert allerdings nicht, wenn willkürlich und einfach „breit“ eingeladen wird. 
An dieser Stelle deckt sich die Erfahrung aus der Praxis mit der Literatur. So unterschei-
den Newig et al. (2018) zwischen einem offenen Prozess, der sich im Wesentlichen auf 
die Selbstrekrutierung von Teilnehmer_innen stützt, und einem inklusiven Prozess, in 
dem die Organisatoren bewusst Strategien verfolgen, um bestimmte Interessengruppen 
einzuladen und in den Prozess einzuführen, wobei sie eine ausgewogene und repräsenta-
tive Gruppe anstreben.590 
 
Die Integration aller Beteiligten birgt jedoch Konfliktpotenzial. Sowohl aus den Daten 
als auch aus der wissenschaftlichen Literatur gehört es auch dazu, potenziell „lästige“ 
Interessengruppen zu integrieren. Streitigkeiten über die Rechtmäßigkeit der Einbezie-
hung bestimmter Interessengruppen werden sich kaum vermeiden lassen, aber eine er-
folgreiche Zusammenarbeit hängt davon ab, dass ein breites Spektrum von Interessen-
gruppen einbezogen wird, um das Problem widerzuspiegeln.591  
4.7.2 Strategische Handlungsempfehlungen 
4.7.2.1 Besondere Struktur der Landwirtschaft bedenken  
Eine Herausforderung, die bei dem Thema Nachhaltigkeit in der deutschen Landwirt-
schaft besteht, liegt in der Diversität der Akteur_innen mit entsprechend unterschiedli-
chen Strukturen. Allein bei den Landwirtschaftsbetrieben gibt es sehr viele mittlere und 
kleinere bäuerliche Familienbetriebe, aber auch große Landwirtschaftsbetriebe. Dies ist 
                                               
588 Vgl. Chrislip/Larson 1994. 
589 Vgl. Newig et al. 2018; Smith 2003. 
590 Vgl. Newig et al. 2018. 
591 Vgl. Gray 1989. 
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für die Regulierer wichtig zu beachten, wenn sie ein CG Projekt angehen wollen und es 
adressieren. V1 fasst das wie folgt zusammen: 
Und dass […] viel zu kurz kommt, dass, wenn ich die Landwirtschaft in einem 
Nachhaltigkeitskonzept integrieren will, dass ich es dann nicht mit einer Indust-
rie zu tun habe und nicht mit einem großen Konzern, sondern mit, […] sehr vie-
len mittleren, kleinen bäuerlichen Familienbetrieben. Das ist einfach eine andere 
Welt […] .(V1, 59) 
Eine weitere Herausforderung, die bei dem Thema Nachhaltigkeit durch CG besteht, ist 
die Konsensfindung zwischen den Akteur_innen. Einen Konsens zu finden, um u.a. die 
Legitimität und Akzeptanz der Entscheidungen zu erhöhen, ist auch im Rahmen von CG 
wichtig. Gleichzeitig müssen sich die Akteur_innen, insbesondere die Regulierer, be-
wusst machen, dass Konsens meist bedeutet, dass der kleinste gemeinsame Nenner ge-
funden wird und somit unter Umständen viele Dinge ausgebremst und nicht umgesetzt 
werden, wie R15 schildert: 
Also es gibt Bereiche, wo man breiten Diskussionsprozess braucht, aber ich 
muss auch Mut haben, als Politik, neue Dinge anzugehen. Und der Mut fehlt in 
unserer konsensualen Republik an vielen Stellen. (R15, 16) 
Ein Appell geht daher an die Regulierer, mutig an Nachhaltigkeitsaspekte heranzutreten 
und sie gemeinsam mit den betroffenen Akteur_innen in Form von CG zu gestalten. 
4.7.2.2 Besondere Rolle des Handels berücksichtigen 
Wenn es um eine Bewegung in Richtung Nachhaltigkeit geht, kommt dem Lebensmitte-
leinzelhandel eine sehr bedeutende Rolle zu. Aus den Interviews geht hervor, dass der 
Lebensmitteleinzelhandel sehr mächtig ist und dem Regulierer häufig zuvorkommt.  
Ich sehe momentan die Gefahr, dass der Lebensmitteleinzelhandel und die Er-
nährungswirtschaft eher die Benchmark setzt als der Gesetzgeber. […] Der 
Landwirt ist ja, wenn er nicht Direktvermarkter ist, Rohstofflieferant. Und dann 
muss er ja das liefern, was der Handel haben will. Und das ist das Problem. Oder 
zum Beispiel Milch ohne Gentechnik. Ist Lidl vorgeprescht. Ja? Jetzt haben sie 
einen klitzekleinen Anteil vielleicht von GVO-Soja im Eiweißfutter drin und 
jetzt steht der Landwirt da und seine Molkerei sagt ihm von heute auf morgen: 
„Du musst jetzt auf das Soja in deiner Fütterung verzichten, weil wir sonst unsere 
Milch nicht mehr an Lidl verkaufen können.“ Und wenn einer-. Das ist ja so ein 
Wettbewerb bei den großen Fünf. Wenn Lidl anfängt, zieht Aldi nach und dann 




Mit Blick auf die Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit scheint der Trend im Handel, 
geprägt durch das Kaufverhalten der Konsumenten, wünschenswert zu sein. Aus dem Zi-
tat geht jedoch hervor, wie problematisch sich derartige Vorgaben für den einzelnen 
Landwirt gestalten. Eine weitere Unsicherheit bei den Landwirten rührt laut R6 daher, 
dass der Handel sehr unterschiedliche Nachhaltigkeitsforderungen stellt:  
[Ein] völlig divergente[s] Feld von Nachhaltigkeitsforderungen: Fangen Sie mal 
an, bei den Nachhaltigkeitsforderungen bei ALDI, gehen Sie über REWE, gehen 
Sie über EDEKA, gehen Sie zu verschiedenen NGOs und so weiter und legen 
Sie das mal alles nebeneinander. Dann sagen die […] zu Nachhaltigkeit gehört 
für uns, dass die Kühe an so und so vielen Tagen im Jahr, sprich 120 mindestens 
6 Stunden auf die Weide gehen. Der andere sagt, Weide ist nicht so wichtig, aber 
ausreichend Bewegung ist wichtig. Der Dritte sagt, und so weiter. (…) Was bis-
her als nachhaltig galt, gilt dann so dahin nicht mehr als nachhaltig. Die Situation 
wird von vielen als äußerst unbefriedigend aufgefasst. Also es ist ein spürbares 
Unbehagen in der Szene. Was ist denn nun eigentlich nachhaltig? (R6/17) 
Entsprechend seien die Landwirte dankbar, wenn von Seiten der Regulierer die Möglich-
keit besteht, sich im Rahmen von CG einzubringen und auch Klarheit sowie Sicherheit 
zu bekommen (R6). Erstrebenswert wäre folglich eine Zusammenarbeit von Handel und 
Regulierern mit den Landwirten und Verbänden, um sich gemeinsam in Richtung Nach-
haltigkeit zu entwickeln. Basierend auf den Daten scheint es bisher kaum CG unter Ein-
bezug des Handels zu geben. Es wäre aber zielführend, wenn Regulierer sich mit dem 
Ziel der Nachhaltigkeit die Macht des Handels zunutze machen würden, bzw. diesen be-
wusst in CG zu integrieren, um die Landwirte zu unterstützen und den Schritt in Richtung 
Nachhaltigkeit gemeinsam zu gehen.  
4.7.2.3 Zeit, Mitgestaltung, Rückkoppelung mit der Praxis 
Kommt es zu CG, so ist es für alle Akteur_innen wichtig, ausreichend Zeit und Geduld 
einzuplanen. Insbesondere in der Phase des prinzipientreuen Engagements ist es hilfreich, 
viel Zeit zu investieren, um sich kennenzulernen, Erwartungen zu klären und den gemein-
samen Weg in Richtung Nachhaltigkeit möglichst konkret zu skizzieren: 
Die Leute haben auch unterschiedliche Befindlichkeiten. Man muss sich da auch 
zusammenfinden und den Willen haben: „Wir wollen Schritte nach vorne ma-
chen. Für mehr Nachhaltigkeit. Für mehr Tierschutz und so weiter.“ Und das 
geht nicht von heute auf morgen. Das braucht alles seine Zeit. (V8/21) 
Hierbei ist die Möglichkeit der Mitgestaltung aller Beteiligten von großem Wert für den 
erfolgreichen Verlauf von CG. Dies hat sich in nahezu jedem Interview bestätigt und 
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sollte daher dringend berücksichtigt werden. Ebenfalls essentiell für den Erfolg von CG 
ist die gemeinsame Zieldefinition, die im Rahmen des Elements Führung stattfindet. 
Auch hier sollte ausreichend Zeit investiert werden. Während des gesamten Prozesses ist 
eine Rückspiegelung mit der Praxis ratsam, so V1: 
Also, Schlüsselschritte tatsächlich sind wirklich immer die Rückspiegelung 
mit der Praxis, was ist machbar, was ist sinnvoll, was ist bezahlbar, was ver-
ursacht nicht unnötige Bürokratie, mit der Keinem geholfen ist. (V1, 41) 
4.7.3 Grenzen der Studie und Implikationen für zukünftige Forschung 
An dieser Stelle soll noch auf die Grenzen der Studie hingewiesen werden. Qualitative 
Forschung wird häufig für mangelnde intersubjektive Nachvollziehbarkeit, Verletzung 
klassischer Gütekriterien wie Objektivität und Reliabilität und unzureichende Verallge-
meinerung der Ergebnisse kritisiert. Durch die qualitative Inhaltsanalyse wurde versucht, 
einigen Kritikpunkten entgegenzuwirken. Ein systematisches Vorgehen macht die Ana-
lyse für Dritte nachvollziehbar und überprüfbar. Durch die Nutzung von MAXQDA und 
die Bereitstellung aller Transkripte wurde versucht, eine maximale Transparenz zu ge-
währleisten. Des Weiteren beugt die Verschriftlichung der Aufnahmen möglichen An-
zweiflungen von Objektivität und Wert der Ergebnisse vor.592 Auch wenn die Analyse 
auf einem soliden Datensatz basiert, können die Ergebnisse nicht verallgemeinert werden. 
Hierfür müssten weitere Befragungen, beispielsweise auch in anderen Sektoren und In-
dustrien vorgenommen werden.  
 
Es wäre spannend zu sehen, inwieweit sich das weiterentwickelte CG Framework auch 
auf andere Industrien anwenden lässt und ob sich die neu definierten Treiber des CG 
Frameworks mit denen in anderen Industrien decken. Darüber hinaus sind die Schlüssel-
schritte sicherlich nicht abschließend erforscht. In den Interviews wurden häufig Erfolgs-
faktoren und Herausforderungen angerissen. Hierzu wäre eine separate Studie mit einem 
großen Praxisbezug denkbar.  
                                               




Kapitel 4 befasst sich mit dem Governance Modus CG. Eine wachsende Anzahl empiri-
scher Studien zeigt die Wirksamkeit von CG bei der Lösung von Umweltproblemen.593 
Darauf aufbauend sollte die Anwendbarkeit des CG Framework von Emerson/Nabatchi 
(2015a) auf Nachhaltigkeitsprobleme im Kontext der deutschen Landwirtschaft geprüft 
und das Framework ggf. entsprechend erweitert werden. Dazu wurden Akteur_innen der 
deutschen Landwirtschaft hinsichtlich ihrer Erfahrung mit der Erreichung nachhaltig-
keitsbezogener Vorhaben durch CG befragt. Ziel war es, den Prozess von CG in der deut-
schen Landwirtschaft zu beschreiben, Treiber von CG in der deutschen Landwirtschaft 
zu erfassen und Schlüsselschritte zu identifizieren. Nach einer Einbettung in die wissen-
schaftliche Literatur zu CG wurde das CG Framework zunächst ausführlich erläutert, um 
eine theoretische Grundlage für die qualitative Erhebung zu gewährleisten. Die qualita-
tive Erhebung erfolgte in Form von 28 leitfadengestützten Interviews. Die Datenauswer-
tung von 886 Minuten Audiomaterial erfolgte basierend auf der qualitativen Inhaltsana-
lyse nach Mayring (2015) mit der inhaltlichen Strukturierung.  
 
Die Erhebung hat gezeigt, dass sich das CG Framework von Emerson/Nabatchi (2015a) 
durchaus auf die deutsche Landwirtschaft anwenden lässt. Zunächst konnten die von 
Emerson/Nabatchi (2015a) identifizierten Treiber Führung, Unsicherheit, Abhängigkeit 
und Anreize ausdifferenziert werden. Der Treiber (interne) Anreize konnte durch wähler-
nahe Politik bzw. Wahlkampf ergänzt werden. Im Rahmen der initiierenden Führung 
wurde die Bedeutung wesentlicher Akteur_innen und ihre Rolle herausgearbeitet. Zudem 
wurden weitere Treiber für CG in der deutschen Landwirtschaft identifiziert. Das ist zum 
einen der Austausch mit anderen Akteur_innen aus der Branche, zum anderen haben sich 
Ereignisse als Treiber für CG herauskristallisiert.  
 
Mit Blick auf die Dynamiken von CG haben sich viele Prozessschritte bestätigt, und ei-
nige Elemente der drei Komponenten konnten für die deutsche Landwirtschaft verfeinert 
bzw. ergänzt werden. Beispielsweise kann das von Emerson/Nabatchi (2015a) beschrie-
bene Element Entdeckung als Teil des prinzipientreuen Engagements basierend auf den 
Interviews feiner untergliedert werden in Positionierung, Offenlegung und Erwartungs-
management. Als Schlüsselschritt im Rahmen des CG Frameworks wurde ein offener und 
                                               
593 Vgl. Bodin 2017. 
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integrativer Prozess identifiziert, der den Dynamiken von CG, wie sie von Emerson/Na-
batchi (2015a) beschrieben werden, noch vorausgeht und für das Gelingen von CG es-
sentiell ist. An dieses Ergebnis knüpft Kapitel 5 im Folgenden an. Der als Schlüsselschritt 
identifizierte integrative Prozess setzt eine Teilnahmemotivation bei den relevanten Ak-
teur_innen voraus. Für CG-Manager muss folglich klar sein, welche Teilnahmemotiva-
tion es gibt und welche Rolle sie spielt. Ziel der Studie in Kapitel 5 ist es daher, heraus-




5 Collaborative Governance: Warum Stakeholder 
partizipieren  
5.1 Einleitung 
Eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg von CG, ist die Einbeziehung aller be-
troffenen Stakeholder. Dies ist ein Ergebnis aus Kapitel 4, das sich zudem mit der neues-
ten wissenschaftlichen Literatur zu CG deckt.594 Nur durch eine umfassende und diverse 
Beteiligung der Stakeholder kann beispielsweise eine breite Wissensbasis erreicht wer-
den, die essentiell ist für die Problemlösung durch CG. 595 Zudem sind die unterschiedli-
chen Perspektiven der verschiedenen Stakeholder elementar für eine gelungene Politik-
gestaltung.596 Es ist folglich sehr wichtig, dass diejenigen Stakeholder, die ihr Wissen zur 
Verfügung stellen können, zur Teilnahme eingeladen und motiviert werden.597  Weiterhin 
wird durch die umfassende Integration der Stakeholder eine Legitimität der gemeinsam 
erarbeiteten Entscheidungen erreicht.598 Die durch einen CG Prozess erzeugte Akzeptanz 
reduziert zum einen den Widerstand gegen das Ergebnis.599 Zum anderen bewirkt die 
Akzeptanz eine erhöhte Bereitschaft der Stakeholder zur freiwilligen Einhaltung der Er-
gebnisse. In diesem Sinne motiviert die Akzeptanz die Akteur_innen aktiv.600  
 
Obwohl die Forderung nach Einbeziehung weithin akzeptiert wird, ist es alles andere als 
offensichtlich, wie man die Beteiligten am besten in den Prozess integriert.601 Die umfas-
sende Beteiligung bzw. die Integration von Stakeholdern ist ein wichtiger, aber oft über-
sehener Aspekt bei der Implementierung von CG.602 Ein Großteil der Literatur zu CG 
konzentriert sich auf Faktoren wie Struktur, Kontext und Führung als Treiber für Perfor-
mance. Mechanismen zur Förderung der Einbeziehung von Interessengruppen werden 
hingegen kaum betrachtet.603 Jahrzehntelange Forschung zu partizipativen Prozessen 
zeigt, dass inklusive Prozesse schwer zu erreichen sind und wahrscheinlich nicht erfolg-
reich sein werden, wenn dem Prozess selbst keine besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
                                               
594 Vgl. Arora et al. 2020; Johnston et al. 2011. 
595 Vgl. Newig et al. 2018. 
596 Vgl. Mosley/Jarpe 2019. 
597 Vgl. Newig et al. 2018. 
598 Vgl. Johnston et al. 2011; Ansell/Gash 2007. 
599 Vgl. Bulkeley/Mol 2003. 
600 Vgl. Newig et al. 2018. 
601 Vgl. Johnston et al. 2011. 
602 Vgl. Johnston et al. 2011. 
603 Vgl. Mosley/Jarpe 2019. 
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wird.604 Hier setzt die vorliegende Studie zur Motivation von Stakeholdern zur Teilnahme 
an CG an. 
5.2 Ziel der Studie 
Aus der Einleitung geht hervor, wie wichtig die Einbeziehung aller betroffenen Stakehol-
der in den CG Prozess ist. Damit Stakeholder bereit sind, sich einzubringen, müssen die 
richtigen Anreize geschaffen werden.605 Dies kann nur gelingen, wenn die Teilnahmemo-
tivation der Akteur_innen bekannt ist. Ziel dieser Studie ist es daher, erste Erkenntnisse 
zur Teilnahmemotivation zu generieren, aus denen Implikationen für eine gezielte Stake-
holderansprache abgeleitet werden können. Der Adressat dieser Studie sind regulierende 
Institutionen, bzw. für CG zuständige Personen in Bundes- und Landesministerien. Fol-
gende Forschungsfrage liegt der Studie zugrunde:  
 
Welche Faktoren motivieren Akteur_innen zur Teilnahme an Collaborative Governance? 
 
Zur Beantwortung der Forschungsfrage wird zunächst eine Literaturanalyse durchge-
führt, um erklärende Variablen in der Partizipationsforschung zu identifizieren und diese 
auf CG zu übertragen. In einem nächsten Schritt wird die Relevanz der identifizierten 
Faktoren mittels einer empirischen Studie geprüft. Die empirische Erhebung ist als Feld-
studie angelegt. Es wird die Teilnahmemotivation der Akteur_innen an dem 2019 vom 
Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Bran-
denburg ins Leben gerufene „Insektengipfel“ untersucht. Im Rahmen des „Insektengip-
fels“ wird gemeinsam mit Vertreter_innen des Berufsstandes, der Wissenschaft, Umwelt 
und Naturschutzverbände überlegt, wie das Thema Insektenschutz in Brandenburg ange-
gangen werden kann.606 Diese Form der Dialogveranstaltung entspricht der Definition 
von CG und bietet folglich einen geeigneten Untersuchungskontext. 
 
 
                                               
604 Vgl. Mosley/Jarpe 2019. 
605 Vgl. Tang/Tang 2014. 
606 Vgl. Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz 11.02.21. 
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5.3 Collaborative Governance im Kontext von sozialer 
Austauschtheorie und Theorie der sozialen Identität 
Es ist eine wichtige Herausforderung für das Management von CG, die Akteur_innen von 
der Teilnahme an CG zu überzeugen.607 Die Bereitschaft der Akteur_innen, sich zu be-
teiligen, ist unterschiedlich ausgeprägt. Akteur_innen wägen die erwarteten Kosten und 
den Nutzen einer Beteiligung ab.608 Entsprechend ist es wichtig, die Motivation der Sta-
keholder zu verstehen, um sie zu adressieren. Um Faktoren zu identifizieren, die Ak-
teur_innen zur Teilnahme an CG motivieren, wird zunächst die Partizipationsliteratur be-
trachtet. Hier lassen sich drei relevante Theoriestränge identifizieren, die Teilnahme an 
partizipativen Prozessen zu erklären: die soziale Austauschtheorie (Social Exchange The-
ory),609 die Theorie der sozialen Identität (Social Identity Theory)610 und der Ressourcen-
abhängigkeitsansatz (Resource Dependence Theory).611 Die Motive zur Partizipation 
wurden auf verschiedenen Ebenen untersucht, darunter die individuelle, die organisatori-
sche und die Netzwerkebene. Diese drei Ebenen sind miteinander verknüpft, da Netz-
werke und Organisationen von Individuen geleitet und repräsentiert werden.612  
 
In der CG-Literatur gibt es erste Ansätze, die Erkenntnisse aus der Partizipationsliteratur 
auf CG zu übertragen. So vergleichen Barrutia/Echebarria (2019) die soziale Austausch-
theorie (SAT), die Theorie der sozialen Identität (TSI) und dem Ressourcenabhängig-
keitsansatz (RAA).613 Auch Rice (2014) schlägt RAA, SAT und TSI als theoretische An-
sätze für die Teilnahme an CG vor.614 Bisher gibt es jedoch keinen Konsens darüber, 
welche Theorie mit den jeweiligen impliziten Motiven den höchsten Erklärungsgehalt 
aufweist.  
 
In Anlehnung an Barrutia/Echebarria (2019) und Rice (2014) werden die SAT und die 
TSI als theoretischer Erklärungsansatz für die Motivation auf organisationaler und indi-
vidueller Ebene betrachtet. Anders als bei Barrutia/Echebarria (2019), Fleishman (2009) 
und Rice (2014) wird die RAA nicht als erklärender Ansatz hinzugezogen. Zum einen 
                                               
607 Vgl. Bodin 2017. 
608 Vgl. Newig et al. 2018. 
609 Vgl. Mitchell et al. 2012; Cropanzano/Mitchell 2005; Hafer/Ran 2016; Fleishman 2009. 
610 Vgl. Hafer/Ran 2016; Roberts 2004; Lowndes et al. 2006; Teske 1997. 
611 Vgl. Fleishman 2009; Hage et al. 2010; Levine/White 1961. 
612 Vgl. Brass et al. 2004. 
613 Vgl. Barrutia/Echebarria 2019. 
614 Vgl. Rice 2014. 
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fand Fleishman (2009) keine konsistente, signifikante Korrelation zwischen ressourcen-
bezogenen Items und der Teilnahme. Barrutia/Echebarria (2019) messen der RAA zwar 
eine gewisse Relevanz bei, verorten ihre relative Erklärungskraft aber auf einer sekundä-
ren Ebene. Zum anderen werden in dem vorliegenden Forschungskontext keine ökono-
misch motivierten Ressourcen ausgetauscht, so dass die RAA für diese Studie nicht rele-
vant ist.  
5.4 Theoretisches Modell und Hypothesenentwicklung 
5.4.1 Theoretisches Modell 
In Kapitel 5.1 wird deutlich, wie sich die Beteiligung von Akteur_innen auf kollektive 
Prozesse auswirkt und wie wichtig sie für das Gelingen von CG ist. Daher ist es wichtig 
zu verstehen, was Akteur_innen dazu bringt, sich an einem potenziell komplexen und 
zeitintensiven CG Prozess zu beteiligen. Das in Abbildung 39 dargestellte Modell wurde 
entwickelt, um die Teilnahmemotivation von Akteur_innen an CG zu untersuchen. Wie 
in Kapitel 5.3 erläutert wurde, lässt sich die Teilnahme an partizipativen Prozessen mit 
der SAT und der TSI erklären. Die Theorien werden in dem Modell durch insgesamt 
sieben unabhängige Variablen repräsentiert, die aus der Partizipationsliteratur (gestri-
chelte Rahmenlinie) und aus der Collaborative Governance Literatur (durchgezogene 
Rahmenlinie) abgeleitet wurden. Alle Konstrukte des Modells werden im Folgenden auf-
geführt. Die jeweiligen Items sind in Anhang 6 aufgelistet. Die Teilnahme ist die abhän-




Abbildung 39:  Theoretisches Modell 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
5.4.2 Soziale Austauschtheorie 
SAT wurde von Soziologen und Sozialpsychologen entwickelt und dient der Erforschung 
von zwischenmenschlichen Austauschbeziehungen, die nicht ausschließlich ökonomi-
scher Art sind.615 Es ist hervorzuheben, dass es sich um einen Austausch und nicht um 
eine Abhängigkeit handelt. Der Austausch wird motiviert durch die erwarteten Erträge616 
im Sinne sozialer Ressourcen, wie beispielsweise Begegnung mit interessanten Men-
schen.617 Homans (1961) definierte sozialen Austausch als den Austausch von Aktivitä-
ten, die materiell oder immateriell und mehr oder weniger lohnend oder kostspielig sind, 
zwischen mindestens zwei Personen.618 SAT versucht, die Entwicklung, die Aufrechter-
haltung und den Zerfall sozialer Beziehungen in ein Verhältnis zu den Kosten zu setzen, 
die durch die Herstellung sozialer Beziehungen entstehen.619 Laut SAT ist es der Wunsch 
nach sozialen Belohnungen, der Organisationen dazu bringt, miteinander in Austausch-
beziehungen zu treten.620  
                                               
615 Vgl. Homans 1958; Blau 1964. 
616 Vgl. Blau 1964. 
617 Vgl. Homans 1958. 
618 Vgl. Homans 1961; Greiling/Spraul 2010. 
619 Vgl. Greiling/Spraul 2010; Berger 1985. 




Cropanzano/Mitchell (2005) sehen SAT nicht als eine einzelne Theorie, sondern als eine 
Familie von konzeptionellen Modellen.621 In dieser Hinsicht teilen alle Theorien des so-
zialen Austauschs eine Reihe von gemeinsamen Merkmalen. Erstens behandeln sie das 
soziale Leben als eine Reihe von sequenziellen Transaktionen zwischen zwei oder mehr 
Parteien.622 Zweitens werden Ressourcen durch einen Prozess der Reziprozität ausge-
tauscht.623 Drittens wird die Qualität dieses Austauschs durch die Beziehung zwischen 
den Akteur_innen beeinflusst.624 Sozialer Austausch ist tendenziell von Vertrauen und 
Flexibilität geprägt.625 
 
Mit der SAT lassen sich verschiedene Faktoren erklären, die Akteur_innen zu einer Teil-
nahme an CG motivieren. Ein mögliches Motiv zur Teilnahme an CG kann die Erweite-
rung des Netzwerkes einhergehend mit neuen Partnerschaften und neuen Kooperationen 
sein. Der CG-Prozess ermöglicht es den Akteur_innen, sich mit anderen Stakeholdern 
und deren Zielgruppen zu verbinden.626 Akteur_innen, die in der Lage sind, durch CG 
neue Verbindungen einzugehen, zu denen sie sonst keinen Zugang hätten, können von 
einem erhöhten Zugriff auf Informationen und einem größeren Einfluss auf die Ergeb-
nisse der CG profitieren.627 Dies wurde empirisch in verschiedenen politischen Bereichen 
wie dem Gesundheitswesen628 und dem Bildungswesen629 nachgewiesen.630  
 
H1: Je mehr Akteur_innen ihr Netzwerk erweitern wollen, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
Ein weiteres Motiv für die Beteiligung an CG kann das Bedürfnis der Mitbestimmung 
und Mitgestaltung sein. CG soll komplexe Probleme lösen und demokratische Ergebnisse 
fördern, indem es die Akteur_innen mit der Regierung verbindet. Damit diese Ziele er-
reicht werden können, müssen die Teilnehmer_innen jedoch einen bedeutenden Einfluss 
                                               
621 Vgl. Cropanzano/Mitchell 2005. 
622 Vgl. Mitchell et al. 2012. 
623 Vgl. Gouldner 1960. 
624 Vgl. Blau 1964. 
625 Vgl. Cropanzano et al. 2017. 
626 Vgl. Pera et al. 2016. 
627 Vgl. Jasny/Lubell 2015. 
628 Vgl. Heaney 2006. 
629 Vgl. Ansell et al. 2009. 
630 Vgl. Scott/Thomas 2017. 
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und Möglichkeiten zur Mitsprache haben.631 Die Beteiligten müssen sich sicher sein kön-
nen, dass alle jene, die in den Prozess involviert sind, die gleiche Möglichkeit haben, 
Entscheidungen zu beeinflussen, da Menschen Prozesse als legitimer empfinden, wenn 
sie eine angemessene Möglichkeit haben, sie zu beeinflussen, bevor eine endgültige Ent-
scheidung getroffen wird.632 Für Akteur_innen kann die Wahrscheinlichkeit, ob sie Ent-
scheidungen beeinflussen können, ausschlaggebend sein. 633  
 
H2: Je mehr Akteur_innen die Entscheidungen mitbestimmen wollen, desto höher ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
Schließlich kann das Vertrauen in die Regierung bzw. Regierungsinstitutionen, die 
Bereitschaft der Akteur_innen, sich in CG einzubringen, erklären.634 Etwas gegenteilige 
Arbeiten in der Politikwissenschaft legen nahe, dass Akteur_innen aufgrund ihres Miss-
trauens gegenüber ihrer Regierung bzw. Regierungsinstitutionen zur Beteiligung an CG 
motiviert sind.635 
 
H3: Je mehr Vertrauen Akteur_innen in Regierungsinstitutionen und ihre Kompetenzen 
haben, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
5.4.3 Theorie der sozialen Identität 
SAT konzentriert sich auf Organisationen und vernachlässigt die Rolle der Organisati-
onsvertreter als Individuen, die von anderen Motivationen geleitet sein könnten. Diese 
individuelle Ebene wird im Rahmen der TSI betrachtet. TSI schlägt vor, dass Menschen 
zwischen In-Groups, also Gruppen, mit denen sie sich identifizieren, und Out-Groups, 
mit denen sie sich nicht identifizieren, unterscheiden.636 In-Groups sind für Menschen 
wichtig, da sich Einzelpersonen als Gruppenmitglieder definieren und ihr Selbstwertge-
                                               
631 Vgl. Mosley/Jarpe 2019. 
632 Vgl. Tyler/Lind 2001. 
633 Vgl. Newig et al. 2018; Turner/Weninger 2005. 
634 Vgl. van Eijk/Steen 2014. 
635 Vgl. Hafer/Ran 2016; Hibbing/Theiss-Morse 2002; John et al. 2011. 
636 Vgl. Tajfel 1969. 
 
188 
fühl mit dem sozialen Status ihrer In-Group und ihrem eigenen besonderen Status inner-
halb dieser Gruppen verknüpft ist.637 Das Selbstwertgefühl des Menschen ist eine Funk-
tion sowohl der wahrgenommenen Wertigkeit der einzigartigen Eigenschaften seiner Per-
sönlichkeit als auch seiner In-Gruppen.638 Die Menschen sind somit bereit, Zeit und Ener-
gie in ihre Gruppen zu investieren, da sie die Gruppenleistungen als ihre eigenen indivi-
duellen Leistungen wahrnehmen.639 Die Rolle von Individuen in Organisationen wurde 
von Davis et al. (1997) diskutiert. Davis et al. (1997) stützen sich auf TSI, um anzudeuten, 
dass Individuen nicht nur eigennützig und kalkulierend sind; sie können ihre eigene per-
sönliche Identität mit der Identität von Organisationen verschmelzen.640  
 
Die Verknüpfung von TSI mit der Partizipationsliteratur kann für die Betrachtung der 
Zusammenarbeit von Verwaltung und Bürgern einen Mehrwert schaffen. Durch die TSI 
wird die Perspektive der Bürger herausgearbeitet und somit ein Verständnisgewinn auf 
Seiten der Verwaltung generiert.641 Dieser Ansatz wird in der vorliegenden Studie auf die 
einzelnen Akteur_innen und deren Zusammenarbeit im Rahmen von CG übertragen, so 
dass die TSI dazu dient, die Bedeutung der einzelnen Beweggründe auf individueller 
Ebene für die Teilnahme an CG zu erklären.  
 
Laut Barrutia/Echebarria (2019) ist die Erklärungskraft der TSI besonders stark. In ihrer 
Studie wurde die TSI durch die Variable Identifikation repräsentiert, die nachweislich 
einen starken Effekt auf die Einstellung zur Teilnahme der Akteur_innen hat. Folglich 
trägt Identifikation wesentlich zur Erklärung von Partizipationseinstellungen im Kontext 
von CG bei. Barrutia/Echebarria (2019) definieren Identifikation als das Gefühl der Zu-
gehörigkeit und Verbundenheit eines Netzwerkmitglieds gegenüber dem Netzwerk als 
Ganzes.642 Auch in dieser Studie soll der Zusammenhang zwischen der Identifikation und 
der Teilnahmewahrscheinlichkeit an CG geprüft werden, wobei sich Identifikation nicht 
auf die Verbundenheit mit dem Netzwerk, sondern auf die Verbundenheit mit dem Thema 
Umweltschutz bezieht. Entsprechend wird Identifikation als Konstrukt mit in das Modell 
aufgenommen und auf den Kontext des „Insektengipfels“ angepasst. 
                                               
637 Vgl. Tyler/Blader 2001. 
638 Vgl. Ashforth/Mael 1989. 
639 Vgl. Tajfel/Turner 1979. 
640 Vgl. Davis et al. 1997. 
641 Vgl. Hafer/Ran 2016. 
642 Vgl. Barrutia/Echebarria 2019. 
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H4: Je mehr sich Akteur_innen mit dem Thema identifizieren können, desto höher ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
Ebenfalls auf der individuellen Ebene kann Eigeninteresse die Motivation sein, sich an 
CG zu beteiligen. Entsprechend können Vorteile, die Akteur_innen aus der Kooperation 
ziehen, die Motivation zur Teilnahme positiv beeinflussen.643 Akteur_innen müssen folg-
lich eine Gegenleistung für ihre Bemühungen erhalten, um zur Teilnahme motiviert zu 
werden.644 Teilnehmer_innen können extrinsisch motiviert sein,645 in Form von materiel-
len Anreizen wie Geld, Waren oder Dienstleistungen.646 Die Motivation kann aber auch 
intrinsisch sein, in Form von Freude. Diese kann zum einen aus anstrengenden kognitiven 
Aktivitäten resultieren.647 Sie kann aber auch aus der Geselligkeit entstehen, die bei der 
Arbeit in Gruppen empfunden werden kann.648 Zudem kann durch die Beteiligung an CG-
Prozessen an Entscheidungen mitgewirkt werden, was wiederum ein erhöhtes Gefühl der 
Kontrolle und damit ggf. ein gesteigertes Selbstwertgefühl und Freude mit sich bringt.649 
 
H5: Je größer das Eigeninteresse der Akteur_innen ist, desto höher ist die Wahrschein-
lichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
Ebenfalls auf der individuellen Ebene lässt sich die wahrgenommene Bedeutsamkeit ei-
nes Themas als Teilnahmemotivation einordnen. Nur wenn Akteur_innen ein Thema als 
„bedeutend“ einstufen, werden sie bereit sein, ein aktives Engagement in Erwägung zu 
ziehen und die Investitionen von Anstrengungen abzuwägen.650 Die Bedeutsamkeit eines 
Themas kann als zu gering wahrgenommen werden, wenn es keine emotionalen Reakti-
onen evoziert, das Problem schwer messbar oder die Ursache unklar ist.651 Je höher die 
wahrgenommene Bedeutsamkeit eines Themas, desto wahrscheinlicher ist ein politisches 
Handeln der Akteur_innen beispielsweise in Form von Beteiligung an CG.652  
 
                                               
643 Vgl. Alford 2002; Verschuere et al. 2012; Scott/Thomas 2017; Rice 2014. 
644 Vgl. Barrutia/Echebarria 2019. 
645 Vgl. Alford 2002; Verschuere et al. 2012. 
646 Vgl. Alford 2002; van Eijk/Steen 2014. 
647 Vgl. Neblo et al. 2010. 
648 Vgl. Alford 2002. 
649 Vgl. Hafer/Ran 2016. 
650 Vgl. van Eijk/Steen 2014. 
651 Vgl. Egan 2015. 
652 Vgl. Lowry/Joslyn 2014. 
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H6: Je bedeutsamer Akteur_innen das Thema erscheint, desto höher ist die Wahrschein-
lichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
Ein weiterer Faktor auf der individuellen Ebene, der die TSI in dieser Studie repräsentiert, 
ist das politische Interesse. Bereits Verba et al. (1995) stellen fest, dass ein politisches 
Interesse einen motivierenden Faktor für die Beteiligung in Form von bürgerschaftlichem 
Ehrenamt sind.653 Dies lässt sich auf die Beteiligung an CG übertragen. So schlagen 
Neblo et al. (2010) vor, dass allgemeines politisches Interesse eine kognitive motivatio-
nale Vorbedingung für Beteiligung ist.654 Entsprechend soll das politische Interesse als 
Faktor zur Teilnahmemotivation überprüft werden. 
 
H7: Je größer das politische Interesse der Akteur_innen ist, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 




Je mehr Akteur_innen ihr Netzwerk erweitern wollen, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
H2  Je mehr Akteur_innen die Entscheidungen mitbestimmen wollen, desto höher ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
H3 Je mehr Vertrauen Akteur_innen in Regierungsinstitutionen und Ihre Kompetenzen 
haben, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
H4 Je mehr Akteur_innen sich mit dem Thema identifizieren können, desto höher ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
H5 Je größer das Eigeninteresse der Akteur_innen ist, desto höher ist die Wahrschein-
lichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
H6 Je bedeutsamer Akteur_innen das Thema erscheint, desto höher ist die Wahrschein-
lichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
H7 Je größer das politische Interesse der Akteur_innen ist, desto höher ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen. 
 
Tabelle 7:  Zusammenfassung der Hypothesen 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
 
 
                                               
653 Vgl. Verba et al. 1995. 




Neben den Hauptvariablen enthält die Umfrage mehrere Kontrollvariablen in Bezug auf 
die Akteur_innen und deren Organisation. Diese Kontrollvariablen helfen, die Fehlerva-
rianz der abhängigen Variablen zu reduzieren. Somit wird der Einfluss dieser Kontroll-
variablen auf die abhängige Variable partialisiert. Die Identifikation von Kontrollvariab-
len basiert auf Theorien und dem aktuellen Stand der Forschung. Wie Döring/Bortz 
(2016) konstatieren, ist die wissenschaftliche Arbeit mit Kontrollvariablen umso erfolg-
reicher, je umfassender das Set der Kontrollvariablen ist.655 Daher wird ein breites Spekt-
rum an Variablen erhoben und für die Analyse verwendet. Tabelle 8 gibt einen Überblick 
über die Kontrollvariablen. 
Kontrollvariable Item Skalenniveau 
 
Geschlecht Ich bin  
(1) … männlich 
(2) … weiblich 
(3) … divers 
Nominal 
Alter Bitte geben Sie Ihr Geburtsjahr an  












Zugehörigkeit Welcher Organisation gehören Sie an?  
() Ministerium 
() Naturschutzverband 
() anderer Verband 
() Wissenschaft 
() öffentliche Behörde 
() keiner Organisation, ich komme als Bürger 
 
Nominal 
 Meine Tätigkeit bei der Organisation übe ich … 
() Hauptamtlich aus 





Bitte kreuzen Sie die für Ihre Organisation zutreffende Ant-
wort an. 
Wie häufig hat jemand aus Ihrer Organisation im letzten 
Jahr Folgendes getan?  
 
Teilnahme an einer Veranstaltung eines Ministeriums  
 
() kein Mal 
() 1-2 Mal 
() 3-6 Mal 
() 7-11 Mal 
() 12 Mal oder öfter 
 
                                               




Teilnahme an einer mehrtägigen Veranstaltung eines Minis-
teriums (Arbeitsgemeinschaft, Workshop)  
 
Kontaktaufnahme mit den Mitarbeitenden eines Ministeri-
ums per Telefon, E-Mail oder persönlich  
 
 Wie viele Stunden hat Ihre Organisation im letzten Jahr 
durchschnittlich pro Monat mit Veranstaltungen/Aktivitäten 
des Ministeriums verbracht? 
 
 
 Wie weit war Ihre Anreise?  
 
() unter 10 km 
() 10-20 km 
() 21-30 km 
() 31-40 km 
() über 40 km    
() nicht zutreffend, da ich nicht teilgenommen habe  
 
 
Tabelle 8:  Kontrollvariablen 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
5.5 Fallauswahl: Partizipation am Insektengipfel des Landes 
Brandenburg 
Ein wesentliches Ergebnis der Studie Nachhaltigkeit durch Collaborative Governance in 
der deutschen Landwirtschaft (Kapitel 4) ist, dass konkrete Ereignisse ein Treiber von 
CG sein können (siehe Kapitel 4.6.2.6). Ein weiteres Beispiel dafür soll im Folgenden 
erläutert werden: Im Januar 2019 wurde das bayerische Volksbegehren zur Artenvielfalt 
von über 1,7 Millionen Wahlberechtigten unterzeichnet und wurde somit zum erfolg-
reichsten Volksbegehren in der Geschichte des Freistaats Bayern.656 Nach dem bayeri-
schen Volksbegehren für Artenvielfalt wird das Thema Insektenschutz auch in Branden-
burg intensiv diskutiert.657 Im März 2019 hat das Ministerium für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg (MLUL) einen „Insektengipfel“ 
angekündigt. Dabei sollten Vertreter des Berufsstandes, der Wissenschaft, Umwelt und 
Naturschutzverbände sowie die Kommunen an einen Tisch geholt werden, um gemein-
sam zu überlegen, wie das Thema Insektenschutz in Brandenburg angegangen werden 
kann.658 Eingeladen wurden ca. 32 Organisationen, darunter sowohl Bio-Verbände als 
auch Bauernverbände. Zu Forschungszwecken wurde der Verfasserin die Teilnahme an 
dem Insektengipfel von Seiten des Ministeriums genehmigt.  
                                               
656 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 11.02.21. 
657 Vgl. Gellner 24.03.19. 
658 Vgl. Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz 11.02.21. 
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Im Rahmen dieser Veranstaltung, die von Fachvorträgen geprägt war, bot der damalige 
Minister Jörg Vogelsänger den Teilnehmer_innen an, im Anschluss Dialogveranstaltun-
gen mit dem Ziel der Entwicklung des Aktionsprogramms Insektenschutz für Branden-
burg ins Leben zu rufen. Der Dialog fand in Arbeitsgruppen statt, wurde wissenschaftlich 
begleitet und durch einen externen Dienstleister moderiert. Diese Form der Dialogveran-
staltung entspricht der Definition von CG und gibt den Rahmen für die quantitative Be-
fragung der vorliegenden Studie vor. Ziel der Studie ist es, herauszufinden, warum Ak-
teur_innen an CG teilnehmen. Dazu wurden alle eingeladenen Akteur_innen mittels eines 
Fragebogens zu ihrer Teilnahmemotivation befragt. 
5.6 Methodisches Vorgehen 
5.6.1 Untersuchungsdesign  
Das Untersuchungsdesign wird durch sieben Kriterien charakterisiert: den wissenschafts-
theoretischen Ansatz, das Erkenntnisziel, die Art der Forschung, die Art der Analyse, das 
Forschungsinteresse, experimentelle oder nicht-experimentelle Forschungsstudien und 
schließlich den Forschungsort. Die Bewertung der Ausprägungen der Kriterien orientiert 
sich an Konzepten von Döring/Bortz (2016). Das verwendete Untersuchungsdesign wird 





Abbildung 40:  Gewähltes Untersuchungsdesign 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
Es können drei verschiedene wissenschaftstheoretische Ansätze unterschieden werden: 
qualitative, quantitative und Mixed-Methods-Studien. Die vorliegende Studie verfolgt 
das Ziel, breite Erkenntnisse über die Gründe für eine Teilnahme an CG zu gewinnen. 
Gleichzeitig soll die theoretisch abgeleitete Forschungsfrage (siehe 5.2) an einer mög-
lichst großen Anzahl von Untersuchungseinheiten getestet werden. Aufgrund dieser Ziel-
setzung wird ein quantitativer Forschungsansatz gewählt. Ein weiteres Klassifikations-
kriterium für wissenschaftliche Studien ist das Erkenntnisziel. Eine Studie kann entweder 
den Gewinn wissenschaftlicher Erkenntnisse (Grundlagenwissenschaftliche Studie) oder 
die Lösung eines Problems mit Hilfe wissenschaftlicher Methoden (Anwendungswissen-
schaftliche Studie) verfolgen. Da die vorliegende Studie auf einen breiten wissenschaft-
lichen Erkenntnisgewinn abzielt, um in einem nächsten Schritt Maßnahmen abzuleiten, 
handelt es sich um eine Grundlagenwissenschaftliche Studie.659 
 
Weiterhin können Studien danach unterschieden werden, welchem Gegenstand sie sich 
widmen. Demnach gibt es drei verschiedene Arten von Forschungsstudien: Theoriestu-
                                               
659 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
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die, Methodenstudie und empirische Studie. Die vorliegende Studie dient der Beantwor-
tung spezifischer Forschungsfragen auf der Basis von systematisch erhobenen Daten, wo-
mit sie als empirische Studie kategorisiert wird. Eine empirische Studie ist entweder 
durch die eigene Datenerhebung (Primäranalyse) und/oder die eigene Datenanalyse auf 
Basis vorhandener Daten (Sekundäranalyse) gekennzeichnet. Zur Beantwortung der For-
schungsfragen wird eine Primäranalyse gewählt, da keine geeigneten Sekundärdaten ver-
fügbar sind. Empirische Studien lassen sich weiterhin in Laborstudien und Feldstudien 
unterscheiden. Die vorliegende Studie wird während des Insektengipfels, organisiert 
durch das Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Lan-
des Brandenburg, und damit in der natürlichen Umgebung als Feldstudie durchgeführt. 
Obwohl äußere Einflüsse nicht kontrolliert werden können, erhöht die natürliche Umge-
bung die Übertragbarkeit der Ergebnisse. Schließlich können empirische Studien nach 
ihrem Erkenntnisinteresse in drei Gruppen eingeteilt werden: explorative Studien, expla-
native Studien und deskriptive Studien.660 Die vorliegende Studie zielt darauf ab, zuvor 
entwickelte Hypothesen (Kapitel 5.4.2 und 5.4.3) und damit Theorien zu überprüfen, was 
der Charakterisierung einer explanativen Studie entspricht. 
 
Explanative Studien können entweder experimenteller oder nicht-experimenteller Natur 
sein. Experimentelle Studien dienen der Überprüfung von Kausalitätshypothesen, indem 
mindestens zwei verschiedene Gruppen gebildet und diese systematisch unterschiedlich 
behandelt werden (experimentelle Manipulation). Die Effekte der Behandlung auf die 
abhängige Variable können durch den Vergleich der verschiedenen Gruppen quantifiziert 
werden. Die Gruppen können entweder zufällig (experimentell) oder nicht zufällig 
(quasi-experimentell) gebildet werden. Im Gegensatz dazu nutzt die nicht-experimentelle 
Studie bestehende nicht-randomisierte Gruppen und untersucht Unterschiede zwischen 
ihnen, ohne sie systematisch unterschiedlich zu behandeln (ex post facto Studien). Nicht-
experimentelle Studien werden auch als Beobachtungs- oder Korrelationsstudien be-
zeichnet.661 Daher kann ein nicht-experimentelles Forschungsdesign verwendet werden. 
Nicht-experimentelle Studien können ferner anhand ihrer Untersuchungszeitpunkte un-
terschieden werden in Querschnittstudie, Trendstudie und Längsstudie. Für die vorlie-
gende Studie ist nur eine Erhebungsphase angesetzt, entsprechend ist sie als Querschnitt-
design konzipiert. 
                                               
660 Vgl. Döring/Bortz 2016. 




In der empirischen Sozialforschung gibt es zwei Möglichkeiten der Datenerhebung: 
Vollerhebung oder Teilerhebung. Für die Definition einer Zielpopulation sollten einfache 
manifeste Merkmale verwendet werden, die leicht operationalisierbar sind. Bei der vor-
liegenden Studie handelt es sich um eine Vollerhebung mit Gesamtheit aller eingeladenen 
Teilnehmer_innen des Insektengipfels. Da die Zielpopulation sehr heterogen und klein 
ist, scheint diese Methode angemessen zu sein. Zudem sind Merkmale wie eine finite, 
bekannte Grundgesamtheit, geringe Beeinträchtigung während der Datenerhebung und 
ein überschaubarer Aufwand für die Datenerhebung gegeben, was ebenfalls für die Wahl 
einer Vollerhebung spricht.662  
 
Als Erhebungsinstrument wird für die vorliegende Studie ein standardisierter Fragebogen 
verwendet. Die Verwendung einer standardisierten Methodik hilft, die Hypothesen des 
Forschungsmodells zu testen. Diese Methode bietet eine sehr natürliche Sicht auf die Fra-
gen, die erforscht werden, da es keine Beeinflussung des Geschehens gibt und die Maße 
der Variablen nicht durch die Anwesenheit der Forscher verzerrt sind.663 Der Fragebogen 
zielt auf die Erhebung von Daten über die Teilnahme an dem Insektengipfel, einer Colla-
borative Governance Initiative des Landes Brandenburg. Der Fragebogen wird in zwei 
Varianten verteilt, wobei darauf geachtet wurde, dass sie nahezu gleich aussehen, um 
mode-effects zu vermeiden.664 Die Akteur_innen, die an dem Insektengipfel teilgenom-
men haben, erhalten den Fragebogen in Paper-Pencil-Form bei der Veranstaltung vor Ort. 
Diejenigen Akteur_innen, die eingeladen waren, aber nicht teilnahmen, erhielten nach 
dem Ende der Veranstaltung einen Link zu dem Online-Fragebogen. Der Online-Frage-
bogen wurde mit der Software LimeSurvey programmiert.  
 
Der Fragebogen ist in Abschnitte gegliedert, die sich alle in Länge und Komplexität un-
terscheiden (Anhang 7). Zu Beginn werden Informationen über die Person bzw. die durch 
die Person vertretene Organisation abgefragt, z.B. das Geschlecht, der Bildungsabschluss, 
die Zugehörigkeit zu einer Organisation und ob die Tätigkeit ehrenamtlich oder haupt-
amtlich ausgeführt wird. Diese Fragen ermöglichen einen sehr sanften Einstieg. Nach 
Brancato et al. (2006) sollte zuerst nach der unabhängigen und dann nach der abhängigen 
                                               
662 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
663 Vgl. Field/Hole 2013. 
664 Vgl. Leeuw 2005. 
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Variable gefragt werden.665 Entsprechend befinden sich in dem zweiten Abschnitt alle 
Konstrukte mit den entsprechenden Items, die nach den möglichen Gründen für das En-
gagement in Arbeitsgruppen, die durch ein Ministerium ausgerichtet werden, fragen. Die 
Items der jeweiligen Konstrukte basieren auf bereits etablierten Skalen: Eigeninteresse 
(Brüggen et al. (2011)), Netzwerk (Triste et al. (2018)), Mitbestimmung (Fleishman 
(2009)), Vertrauen (Grimmelikhuijsen/Meijer (2014)), Identifikation (Brüggen et al. 
(2011)), politisches Interesse (Shani (2006)) und Bedeutsamkeit des Themas (Brüggen et 
al. (2011)). Die Items und der Skalenursprung sind in Anhang 6 zusammengefasst. Der 
Fragebogen schließt mit der Frage nach der Teilnahme, die die dichotome abhängige Va-
riable darstellt, ab. 
5.6.3 Datenaufbereitung 
Das Ziel der Datenaufbereitung ist die Erhöhung der Datenqualität und somit die Vermei-
dung fehlerhafter Ergebnisse. Im Folgenden werden die einzelnen Schritte der Datenauf-
bereitung erläutert. Als erstes wurde der Datensatz erstellt, d.h., die 56 Paper-Pencil-Fra-
gebögen wurden in Excel übertragen und damit digitalisiert. Die 21 Online-Fragebögen 
wurden ebenfalls in Excel eingefügt und der zuvor erstellten Formatierung angepasst, so 
dass ein Datensatz entsteht, der sowohl die Daten der Paper-Pencil-Fragebögen als auch 
die der Online-Fragebögen enthält. In einem zweiten Schritt wurden die Bedeutungen der 
Variablen und die vergebenen Werte festgehalten.666  
 
Das Labeling ist gefolgt von der Datenbereinigung. Hierbei geht es um die Korrektur 
unplausibler und fehlerhafter nummerischer Angaben und Entfernung doppelter Daten-
sätze. Im Rahmen der Datenbereinigung wurde anhand der Häufigkeitsverteilungen der 
einzelnen Variablen geprüft, ob sich alle Daten im zugelassenen Wertebereich befinden. 
Zwei Auffälligkeiten wurden im Original-Fragebogen verifiziert und entsprechend korri-
giert. Der Datensatz wurde ebenfalls auf extreme Verteilungsformen geprüft, da Variab-
len mit extrem verzerrten Verteilungen zu verzerrten Ergebnissen bei der statistischen 
Auswertung führen können. Acht von 3.951 Variablen schienen extrem und wurden folg-
lich einzeln anhand der Fragebögen überprüft. Auch wenn sie im Rahmen aller Antworten 
                                               
665 Vgl. Brancato et al. 2006. 
666 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
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extrem waren, so passten sie stets in das Antwortschema der jeweiligen Teilnehmer_in-
nen. Entsprechend wurden die Variablen so beibehalten und nicht von der Analyse aus-
geschlossen. Anschließend wurden die Wertelabels auf Tippfehler und ungünstige For-
mulierungen überprüft. 667 
 
In einem weiteren Schritt der Datenbereinigung erfolgte die Prüfung auf Vollständigkeit 
und Plausibilität. Antworten, die nachlässig oder mit unzureichendem Aufwand gegeben 
wurden, sollten durch listenweises Löschen ausgeschlossen werden. Es gibt verschiedene 
Anhaltspunkte, die verwendet werden können, um nicht ernsthaft ausgefüllte Antworten 
zu identifizieren. Zunächst wurde auf monotone Antworten geprüft, d.h. auf exakt gleiche 
Werte für alle Konstrukte. Diese sind in dem Datensatz der Studie nicht vertreten. Wei-
terhin wäre es möglich, basierend auf der benötigten Zeit, Daten auszusortieren. Da die 
Fragebögen zum großen Teil jedoch analog im Rahmen einer Veranstaltung ausgefüllt 
wurden und es den Teilnehmer_innen freistand, wann sie antworten, wird dieses Krite-
rium hier nicht angewandt. Ein dritter Anhaltspunkt kann in fehlenden Werten zu finden 
sein. 668  
 
Forscher weisen darauf hin, dass sich unausgefüllte Antworten negativ auf die Datenqua-
lität auswirken. Es gibt unterschiedliche Gründe, warum Daten fehlen: Erstens sind Teil-
nehmer_innen der Einladung zur Befragung nicht gefolgt. Im Rahmen der Studie wurden 
60 Teilnehmer_innen analog eingeladen, 56 haben teilgenommen. Entsprechend sind 4 
Teilnehmer_innen der Einladung nicht nachgekommen. Der Einladung zur Online-Befra-
gung sind 21 von 30 Teilnehmer_innen gefolgt, so dass 9 Teilnehmer_innen nicht an der 
Umfrage partizipiert haben. Zweitens haben Teilnehmer_innen einzelne Items bei der 
Befragung übersprungen, sowohl online als auch analog. Drittens stiegen zusätzlich zur 
Nichtteilnahme und zum Überspringen einzelner Fragen des Fragebogens fünf Teilneh-
mer_innen aus dem gesamten Online-Beantwortungsprozess aus. Diese Fälle wurden 
vollständig gelöscht und im Rahmen der Analyse entsprechend nicht berücksichtigt.669 
 
Als letzter Schritt erfolgte die Datentransformation, die die Umpolung und Zusammen-
fassung von quantitativen Variablen umfasst. Eine Umpolung der Variablen war bei den 
                                               
667 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
668 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
669 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
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erhobenen Daten nicht notwendig, da die Variablenausprägung im Fragebogen bereits so 
zugeordnet war, dass höhere Werte jeweils einer stärkeren Merkmalsausprägung entspre-
chen. Abschließend wurde eine Zusammenfassung bzw. Bildung von Variablen für die 
weitere Berechnung vorgenommen.670 
5.6.4 Einhaltung ethischer Richtlinien 
Um mit Forschungsteilnehmer_innen verantwortungsvoll umzugehen, gibt es im Wesent-
lichen drei ethische Leitlinien nach Sales/Folkman (2000). Diese Richtlinien zielen auf 
den Schutz der Menschenwürde, der Privatsphäre sowie der Integrität. Während des For-
schungsprojekts wurden verschiedene Maßnahmen ergriffen, um die ethischen Anforde-
rungen an Freiwilligkeit und informierter Zustimmung, Schutz vor Beeinträchtigung und 
Anonymität und Vertraulichkeit vollständig zu erfüllen.671 Die Akteur_innen, die an dem 
Insektengipfel teilgenommen haben, wurden im Rahmen der Veranstaltung über den 
Zweck des Forschungsprojekts, das Forschungsinstrument sowie die erwartete Dauer 
zum Ausfüllen des Fragebogens in Kenntnis gesetzt. Danach wurden die potentiellen 
Teilnehmer_innen darüber informiert, dass die Teilnahme freiwillig ist und jederzeit ab-
gebrochen werden kann. Weiterhin wurden die Teilnehmer_innen darüber informiert, 
dass die erhobenen Daten nur zu Forschungszwecken verwendet und anonymisiert aus-
gewertet werden, so dass keine Rückschlüsse auf einzelne Personen oder Organisationen 
gezogen werden können und dass die Datenschutzbestimmungen berücksichtigt werden. 
Abschließend wurde ein Ansprechpartner für weitere Fragen angegeben. All diese Infor-
mationen finden sich zudem in Form eines einleitenden Textes auf der ersten Seite des 
Paper-Pencil-Fragebogens. Die Akteur_innen, die nicht teilgenommen haben, erhielten 
eine Einladung mit den identischen Informationen.672 Der sensible Umgang mit den Da-
ten ist zu jederzeit gewährleistet.673 Durch die Verwendung eines Fragebogens können 
die Daten komplett anonym erhoben, gespeichert und ausgewertet werden. Die Anony-
mität wird weiterhin durch die aggregierten Auswertungen der Daten gewährleistet, um 
sicherzustellen, dass keine Rückschlüsse auf einzelne Personen oder Organisationen ge-
zogen werden können.674  
                                               
670 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
671 Vgl. Sales/Folkman 2000. 
672 Vgl. Sales/Folkman 2000. 
673 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
674 Vgl. Döring/Bortz 2016. 
 
200 
5.7 Darlegung der Ergebnisse 
5.7.1 Deskriptive Statistiken 
5.7.1.1 Soziodemographische Daten der Studienteilnehmer_innen 
Eine vollständige Übersicht aller Angaben der soziodemographischen Daten der Stu-
dienteilnehmer_innen kann Tabelle 9 entnommen werden. Insgesamt gehen die Informa-
tion von n = 72 Personen in die Auswertung ein. Das Geschlechterverhältnis zeigt sich 
mit n = 42 (58.3%) männlichen und n = 30 (41.7%) weiblichen Teilnehmer_innen im 
durchschnittlichen Alter von M = 52.39 Jahren (SD = 11.14 Jahre). Ein Großteil der Ak-
teur_innen stammt aus dem Naturschutzverband oder einer wissenschaftlichen Einrich-
tung (je n = 14, 19.4%), während nur eine Privatperson (1.4%) teilgenommen hat. Be-
trachtet man den Bildungsabschluss, so hat ein Großteil der Studienteilnehmer_innen mit 
n = 38 (52.8%) einen Masterabschluss oder Diplom, während n = 24 Teilnehmer_innen 
(33.3%) über eine Promotion verfügen. Aus Tabelle 9 geht weiterhin hervor, dass von 
den 72 Studienteilnehmer_innen n = 56 (77.8%) an dem Insektengipfel teilgenommen 
haben, während n = 16 (22.2%) fernblieben. 
 
Variable Ausprägung Häufigkeit Prozent 
Geschlecht weiblich 30 41.7 
  männlich 42 58.3 
Organisationszugehörigkeit Ministerium des Landes 8 11.1 
  Naturschutzverband 14 19.4 
  anderer Verband 24 33.3 
  wissenschaftliche Einrichtung 14 19.4 
  öffentliche Behörde 11 15.3 
  Privatperson 1 1.4 
Bildungsabschluss Berufliche Ausbildung 6 8.3 
  Fachhochschulreife/Abitur 2 2.8 
  Bachelor 2 2.8 
  Master/Diplom 38 52.8 
  Promotion 24 33.3 
Teilnahme ja 56 77.8 
  nein 16 22.2 
Anmerkung: Alter: Min = 27, Max = 71, M = 52.39, SD = 11.14. n = 72. 
Tabelle 9:  Deskriptive Statistik der soziodemographischen Angaben 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
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In Tabelle 10 werden die bereits vorgestellten Kontrollvariablen Geschlecht, Organisati-
onszugehörigkeit und Bildungsabschluss auf Zusammenhänge mit der Teilnahme-Vari-
able geprüft. Innerhalb der Variable Geschlecht lässt sich erkennen, dass innerhalb der 
Nicht-Teilnehmer ein größerer Anteil von männlichen Befragten (68.8% aller Nicht-Teil-
nehmer sind männlich) vertreten ist  als in der Teilnehmergruppe mit 55.4% männlichen 
Befragten. Innerhalb des Chi²-Test fällt dieser Unterschied jedoch mit Chi²(1) = 0.918, p 
= .338 und V = .113 nicht signifikant und äußerst effektschwach aus. Für die Kontrollva-
riablen Organisation und Bildungsabschluss lassen sich mit V < .300 ebenfalls nur schwa-
che Effekte ermitteln, welche innerhalb des exakten Tests nach Fisher mit p > .050 jeweils 
nicht signifikant dargestellt werden können. Somit zeigen die Kontrollvariablen keinen 
signifikanten Zusammenhang zur Teilnahmevariable.  




  Ausprägung ja (n = 56) nein (n = 16) Chi² df p V 
Geschlecht weiblich 25 (44.6%) 5 (31.3%) 0.918 1 .338 .113 
 
männlich 31 (55.4%) 11 (68.8%) 
    
Organisation Ministerium des 







Naturschutzverband 8 (14.3%) 6 (37.5%) 
     
anderer Verband 19 (33.9%) 5 (31.3%) 
     
wissenschaftliche 
Einrichtung 11 (19.6%) 3 (18.8%) 
     
öffentliche Behörde 9 (16.1%) 2 (12.5%) 
     
Privatperson 1 (1.8%) 0 (0.0%) 










reife/Abitur 2 (3.6%) 0 (0.0%) 
     
Bachelor 1 (1.8%) 1 (6.3%) 
     
Master/Diplom 32 (57.1%) 6 (37.5%) 
    
  Promotion 16 (28.6%) 8 (50.0%)         
Notiz. aExakter Test nach Fisher.  
Tabelle 10:  Untersuchung der Kontrollvariablen 




5.7.1.2 Explorative Faktorenanalyse 
Um zu prüfen, ob alle abgefragten Skalen tatsächlich einzigartig gebildet und interpretiert 
werden können, wurde eine explorative Faktorenanalyse durchgeführt. Im bestmöglichen 
Szenario ließe sich hier erkennen, dass jede Variablengruppe einer zu bildenden Skala 
isoliert auf einer der extrahierten Komponenten lädt. 675 Um eine Interpretation zu ermög-
lichen, wird in Tabelle 11 die rotierte Komponentenmatrix nach Varimax-Rotation mit 
allen Ladungen λ > .300 dargestellt. Innerhalb der Skalen zum Netzwerk und dem politi-
schen Interesse zeigen sich isolierte Ladungen aller Variablen auf einem einzelnen Fak-
tor, diese Skalen können nach Prüfung des Cronbach Alpha gebildet werden. In der Ei-
geninteresse-Skala zeigt ein Item gar keine Ladung (λ < .300) auf die Komponente, auf 
welche auch die anderen Variablen laden. Gleiches gilt beim sechsten Item Vertrauen in 
Regierungsorganisationen, welches auf einem anderen Faktor besonders hochlädt. Es 
können somit vier der sechs Skalen nach der Faktorenanalyse gebildet werden. Die Ska-
len der Bedeutsamkeit und Identifikation zeigen auf einer gemeinsamen Komponente die 
stärkste Ladung an, wobei insbesondere die Bedeutsamkeit eine Doppelladung zur Kom-
ponente des politischen Interesses aufweist. Während diese Variablen zur Hypothesen-
prüfung und nach Kontrolle des Cronbach Alpha zwar einzeln gebildet werden, sei hier 
auf die verringerte Interpretierbarkeit nach Feststellung dieser gemeinsamen Ladung ver-
wiesen.  
  
                                               
675 Vgl. Bühl 2019. 
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Variable F1 F2 F3 F4 F5 F6 
Bedeutsamkeit_1 
 















































Eigeninteresse_1 .305 .458 
    
Eigeninteresse_2 
    
.653 -.301 
Eigeninteresse_3 

































   
Vertrauen Regierungsorganisationen_1 .817 
     
Vertrauen Regierungsorganisationen_2 .777 
     
Vertrauen Regierungsorganisationen_3 .782 
     
Vertrauen Regierungsorganisationen_4 .829 
     
Vertrauen Regierungsorganisationen_5 .428 
    
.741 
Vertrauen Regierungsorganisationen_6 
     
.829 
Vertrauen Regierungsorganisationen_7 .681 
    
.559 
Vertrauen Regierungsorganisationen_8 .688 
    
.447 
Vertrauen Regierungsorganisationen_9 .757         .417 
Anmerkung. Extraktionsmethode: Hauptkomponentenanalyse. Rotationsmethode: Varimax 
mit Kaiser-Normalisierung. N = 68. 
Tabelle 11:  Übersicht rotierte Komponentenmatrix 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
5.7.1.3 Reliabilitätsanalyse 
Um die Reliabilität des Forschungsmodells zu bewerten, wird die interne Konsistenz be-
trachtet. Die interne Konsistenz misst, ob die Verwendung verschiedener Items, die zur 
Messung desselben Konstrukts herangezogen werden, zu ähnlichen Ergebnissen führt. 
Um dies zu messen, wurde Cronbach‘s Alpha verwendet. Die Skalen politisches Interesse 
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und Vertrauen in Regierungsinstitutionen zeigen mit α > .900 eine exzellente Reliabili-
tät.676 Die Gesamtvariable der Skala Eigeninteresse zeigt mit α = .783 eine akzeptable 
Reliabilität auf. Für die Variable Bedeutsamkeit wurde Item 4 (Ich verfolge die neuesten 
Entwicklungen zum Thema Insektenschutz kontinuierlich) ausgeschlossen, um das Cron-
bach’s Alpha von .653 auf .705 zu erhöhen. Alle weiteren Skalen zeigen eine mindestens 
akzeptable Reliabilität (α > .700) und gehen ebenfalls in die Auswertung mit ein.  
 
Variable N M Mdn SD Min Max Cronbachs’s α 
Bedeutsamkeit 69 6.47 7.00 0.87 3.00 7.00 .705 
Mitbestimmung 67 5.93 6.00 1.02 3.67 7.00 .793 
Netzwerk 70 6.03 6.13 0.96 1.00 7.00 .815 
Identifikation 69 6.41 6.50 0.77 4.00 8.00 .808 
Eigeninteresse 68 4.14 4.00 0.93 2.57 7.00 .783 
Politisches Interesse 69 4.08 4.00 0.67 1.67 5.00 .909 
Vertrauen in Regierungsinstitutionen 68 3.74 3.61 1.01 1.89 6.22 .905 
Tabelle 12: Deskriptive Statistik der Auswertungsvariablen 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
In Tabelle 12 findet sich die vollständige Darstellung der zentralen Variablen des Mo-
dells. So gehen in die Untersuchung die Prädiktoren Bedeutsamkeit, Netzwerk, Identifi-
kation, Mitbestimmung, politisches Interesse und die Skalen Eigeninteresse sowie Ver-
trauen in die Regierungsinstitutionen mit ein. Die Skala Eigeninteresse zeigt sich mit M 
= 4.14 (SD = 0.93) im mittleren Skalenbereich (gemessen von 1 – stimme überhaupt nicht 
zu bis 7 – stimme voll und ganz zu), ebenso zeigen Vertrauen in Regierungsinstitutionen 
und politisches Interesse eine mittlere Skalenausprägung mit Mittelwerten bei der Ska-
lenmitte mit M = 4.00. Auffällig erscheinen die Auswertungsvariablen Bedeutsamkeit, 
Mitbestimmung, Netzwerk und Identifikation. So zeigen diese Variablen bereits im Mit-
telwert eine Ausprägung nahe der Maximalausprägung der Skalen an (Bedeutsamkeit M 
= 6.47, SD = .087; PI – Mitbestimmung M = 5.93, SD = 1.02; Netzwerk M = 6.03, SD = 
0.96; Identifikation M = 6.41, SD = 0.77). Innerhalb der Messung der Bedeutsamkeit 
kann mit Mdn = 7.00 eine schiefe Verteilung festgestellt werden, in welcher die oberen 
50% der Angaben alle den Maximalwert der Skala (7 = stimme voll und ganz zu) ange-
ben. 
 
                                               




Über den Korrelationskoeffizient r lässt sich das Maß für den Zusammenhang zwischen 
den Variablen bestimmen.677 Eine Übersicht über die Korrelationen ist in Tabelle 13 dar-
gestellt. 
 2 3 4 5 6 7 
1. Bedeutsamkeit .265* .093 .478** .153 -.239* -,161 
2. Mitbestimmung  .413** .384** .413** .293* .153 
3. Netzwerk   .269* .382** .400** .109 
4. Identifikation    .342** .083 -.056 
5. Eigeninteresse     .215 .224 
6. Politisches Interesse      .168 
7. Vertrauen in Regierungsinstitutionen             
Anmerkung. * p < .050, ** p < .010. Dargestellt ist Bravais-Pearson Korrelation.  
 
Tabelle 13: Korrelationsübersicht 
(Quelle: Eigene Darstellung) 
Zwischen den Konstrukten der Bedeutsamkeit und der Identifikation kann mit r = .478 
und p < .010 ein signifikanter, mittelstark positiver Zusammenhang festgestellt werden. 
Mit höheren Ausprägungen der Bedeutsamkeitsskala gehen folglich höhere Ausprägun-
gen innerhalb der Identifikationsskala einher. Je bedeutsamer das Thema also empfunden 
wird, desto mehr identifizieren sich die Stakeholder damit. Zwischen dem Konstrukt Be-
deutsamkeit und politisches Interesse ist der einzig signifikante negative Effekt (r = -
0.239) zu identifizieren. Je bedeutsamer das Thema empfunden wird, desto geringer ist 
das politische Interesse.  
 
Auch zwischen den Konstrukten der Mitbestimmung und Netzwerk ( r = .413 und p < 
.010), Identifikation ( r = .384 und p < .010) und Eigeninteresse ( r = .413 und p < .010) 
kann jeweils ein signifikanter, mittelstark positiver Zusammenhang festgestellt werden.  
Daraus kann gefolgert werden: Je wichtiger Akteur_innen die Mitbestimmung im Rah-
men von CG ist, desto höher ist ihr Interesse, das Netzwerk zu erweitern. Je wichtiger 
Akteur_innen die Mitbestimmung im Rahmen von CG ist, desto höher ist die Identifika-
tion mit dem Thema. Je wichtiger Akteur_innen die Mitbestimmung im Rahmen von CG 
ist, desto höher ist ihr Eigeninteresse. 
 
                                               
677 Vgl. Bühl 2019. 
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Weiterhin ist eine signifikanter, mittelstark positiver Zusammenhang zwischen den Kon-
strukten Netzwerk und Eigeninteresse ( r = .382 und p < .010) sowie politischem Inte-
resse ( r = .400 und p < .010) zu erkennen. Daraus lässt sich schließen, je wichtiger Ak-
teur_innen die Erweiterung ihres Netzwerkes ist, desto höher ist ihr Eigeninteresse. Und 
je wichtiger Akteur_innen die Erweiterung ihres Netzwerkes ist, desto höher ist ihr poli-
tisches Interesse. 
 
Die Konstrukte Identifikation und Eigeninteresse weisen mit r = .342 und p < .010  eben-
falls einen signifikanten, mittelstarken positiven Zusammenhang auf. Es lässt sich ablei-
ten: Je mehr Akteur_innen sich mit dem Thema identifizieren, desto höher ist ihr Eigen-
interesse. 
5.7.2 Hypothesenprüfung  
5.7.2.1 Chi² Unabhängigkeitsanalyse  
Um mögliche Prädiktoren für die Vorhersage der Teilnahme zu identifizieren, werden 
vorab zwei Analysen zur Prüfung der bivariaten Effekte innerhalb der Untersuchungen 
durchgeführt. So werden zum einen aus den erstellten Indexvariablen per Mediansplit 
zwei Gruppen der Prädiktorvariablen gebildet und über die Chi²-Tests auf Unabhängig-
keit mit der Teilnahmevariable hin überprüft.678 Zum anderen wird ein direkter Vergleich 
der mittleren Ränge über die Mann-Whitney-U-Tests durchgeführt. Anschließend soll 
über die logistische Regressionsanalyse die Relevanz der einzelnen Variablen analysiert 
werden.679  
  
                                               
678 Vgl. Bühl 2019. 




      Teilnahme Teststatistik 
Variable Ausprägung   ja nein Gesamt Chi² df p Cramers V  
Amt hauptamtlich n 38 10 48     .322 .222 
    % 67.9% 62.5% 66.7%         
  ehrenamtlich n 18 5 23         
    % 32.1% 31.3% 31.9%         
Geschlecht weiblich n 25 5 30 0.918 1 .338 .113 
    % 44.6% 31.3% 41.7%         
  männlich n 31 11 42         
    % 55.4% 68.8% 58.3%         
Mitbestimmung <Median n 33 7 40 1.161 1 .281 .127 
    % 58.9% 43.8% 55.6%         
  >=Median n 23 9 32         
    % 41.1% 56.3% 44.4%         
Bedeutsamkeit <Median n 24 9 33 0.899 1 .343 .112 
    % 42.9% 56.3% 45.8%         
  >=Median n 32 7 39         
    % 57.1% 43.8% 54.2%         
Netzwerk <Median n 29 6 35 1.017 1 .313 .119 
    % 51.8% 37.5% 48.6%         
  >=Median n 27 10 37         





<Median n 23 4 27 1.371 1 .242 .138 
  % 41.1% 25.0% 37.5%         
>=Median n 33 12 45         
    % 58.9% 75.0% 62.5%         
Eigeninteresse <Median n 22 10 30 6.010 1 .014 .295 
    % 39.3% 76.9% 46.4%         
  >=Median n 34 3 37         
    % 60.7% 23.1% 53.6%         
Politisches  
Interesse 
<Median n 15 3 18 
    
.745 .077 
    % 26.8% 18.8% 25.0%         
  >=Median n 41 13 54         




<Median n 27 7 34 0.100 1 .752 .037 
    % 48.2% 43.8% 47.2%         
  >=Median n 29 9 38         
    % 51.8% 56.3% 52.8%         
Anmerkung. Tests ohne Angabe von Chi²-Test wurden mit exaktem Test nach Fisher analy-
siert.  
Tabelle 14: Darstellung der Chi² Unabhängigkeitsanalyse 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
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In Tabelle 14 werden die durchgeführten Chi²-Tests der gruppierten Prädiktoren und der 
Teilnahmewahrscheinlichkeit dargestellt. So zeigt sich bei nur einer der Überprüfungen 
ein signifikanter Zusammenhang (p < .050) zwischen einem der Prädiktoren und der Teil-
nahme, nämlich das Eigeninteresse (p = .014). Da sich die Signifikanz eines Tests auch 
immer davon abhängig zeigt, wie groß die Stichprobe ist, sollen zusätzlich auch die Ef-
fektstärken vorgestellt werden. Es zeigen sich in den Skalen politisches Interesse (Exakter 
p Wert nach Fisher = .745, Cramers V = .077) und Vertrauen in Regierungsinstitutionen 
(Chi²(1) = 0.100, p = .752, Cramers V = .037) keinerlei interpretierbare Effekte.680 In 
allen weiteren Untersuchungen lassen sich zumindest schwache Effekte, zwischen den 
Prädiktoren und der Teilnahmewahrscheinlichkeit erkennen (Cramers V > .100). Inner-
halb der Skala Eigeninteresse zeigt sich mit Chi²(1) = 6.010, p = .014 und Cramers V = 
.295 der stärkste und ebenso signifikant gemessene Effekt auf die Teilnahmewahrschein-
lichkeit. So zeigen von allen Akteur_innen, die teilgenommen haben, 60.7% erhöhte 
Werte in der Skala Eigeninteresse, während in der Gruppe der Akteur_innen, die nicht 
teilgenommen haben, 23.1% erhöhte Werte im Eigeninteresse aufzeigen. 
5.7.2.2 Mittelwertvergleich über Mann-Whitney-U-Test 
Mittelwertsvergleiche gehören zu den gängigsten statistischen Analysen. Ziel ist es, zu 
klären, ob auftretende Mittelwertsunterschiede sich mit zufälligen Schwankungen erklä-
ren lassen oder nicht.681 In Tabelle 15 finden sich die Ergebnisse des Vergleichs der zent-
ralen Tendenzen. In der Überprüfung der ungruppierten Auswertungsvariablen zeigt sich 
in keiner der durchgeführten Auswertungen ein signifikantes Ergebnis (alle p > .050). 
Um der kleinen Gruppengröße von n = 13 der nicht teilgenommenen Akteur_innen Sorge 
zu tragen, wurde der Mann-Whitney-U-Test zum Vergleich der zentralen Tendenzen her-
angezogen. Erneut kann in der Skala Eigeninteresse (Z = -1.592, p = .111) ein schwacher 
Effekt mit r = .192 festgestellt werden. Ein schwacher Effekt kann ebenso in Mitbestim-
mung (Z = -1.103, p = .270, r = .133) und politisches Interesse (Z = -1.419, p = .156, r = 
.171) festgestellt werden. Für die restlichen Prädiktoren ergeben sich keine feststellbaren 
Effekte in den Unterschieden, alle Korrelationskoeffzienten zeigen mit r < .100 keinen 
feststellbaren Effekt.  
 
                                               
680 Vgl. Ellis 2010. 
681 Vgl. Bühl 2019. 
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  Teilnahme (n = 56) 
Keine Teil-
nahme  
(n = 13)         
Variable M SD M SD U Z p r 
Bedeutsamkeit 6.47 0.91 6.49 0.70 348.00 -.272 .786 .033 
Netzwerk 6.07 0.78 5.90 1.53 362.00 -.445 .657 .054 
Identifikation 6.41 0.78 6.38 0.76 354.00 -.160 .873 .019 
Eigeninteresse 4.21 0.89 3.88 1.10 260.50 -1.592 .111 .192 
Mitbestimmung 5.87 1.02 6.18 1.03 282.50 -1.103 .270 .133 
Politisches Interesse 4.05 0.58 4.21 0.98 274.50 -1.419 .156 .171 
Vertrauen Regierungsinstitutionen 3.74 1.03 3.70 0.96 348.00 -.148 .882 .018 
Vertrauen Landesregierung 4.10 1.05 3.98 0.89 340.00 -.274 .784 .033 
Vertrauen BRB 3.44 1.23 3.47 1.16 350.50 -.008 .994 .001          
Tabelle 15: Auswertungsstatistik Mittelwertvergleiche 
(Quelle: Eigene Darstellung) 
5.7.2.3 Logistische Regressionsanalyse 
Abschließend sollen in Tabelle 16 die Ergebnisse der logistischen Regressionsanalyse 
vorgestellt werden. So ließ sich, wie nach den bivariaten Analyseergebnissen erwartbar 
war, mit Chi²(11) = 6.623 und p = .761 kein signifikantes Ergebnis im Regressionsmodell 
erzielen.682 Nach Nagelkerke lassen sich R² = 15.2% der Varianz innerhalb des Regressi-
onsmodells aufklären. Dies ist als mittelstarker Modelleffekt einzuordnen.683 So zeigt sich 
keine der Untersuchungsvariablen signifikant in ihrer Vorhersage der Teilnahmewahr-
scheinlichkeit, weshalb keine der Hypothesen bestätigt werden kann. Die noch deutlichs-
ten Odds Ratios zur Wahrscheinlichkeitsschätzung der Teilnahme können in der Netz-
werkvariable (Odds Ratio = 2.064, p = .280) und in der Skala Eigeninteresse (Odds Ratio 
= 0.387, p = .091) festgestellt werden. Die Netzwerkvariable ist mit p = .280 jedoch nicht 
signifikant, auch wenn die Odds Ratios erstmal höher sind als bei der Variable Eigenin-
teresse. Das Eigeninteresse ist folglich die einzige Variable, welche zumindest eine mar-
ginale Signifikanz aufweist. 
 
Während im Vorfeld das Vertrauen in die Landesregierung und Vertrauen in die Regie-
rung des Landes Brandenburg in gegensätzliche Richtungen verläuft, werden die Variab-
len nicht zusammengefasst dargestellt. Da im Vorfeld bereits die Kontrollvariable der 
Organisationszugehörigkeit durch zu hohe Multikollinearität aus dem Modell entfernt 
                                               
682 Vgl. Bühl 2019. 
683 Vgl. Ellis 2010. 
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werden musste, wurde im weiteren Verlauf der Analyse eine Vorwärtsregression mit Auf-
nahme nach Likelihood-Ratio Algorithmus durchgeführt. 684  In diesem konnte keine Ver-
besserung zum Nullmodell durch Hinzufügen einer oder mehrerer Prädiktoren erzielt 
werden. Dieses Ergebnis zeigte sich auch nach Entfernen der Kontrollvariablen, welches 
die nur schwachen und nicht signifikanten erzielten Effekte bestätigt.  
 
Variable B SE Wald df p Odds Ratio 
Bedeutsamkeit .253 .533 .224 1 .636 1.287 
Netzwerk .725 .670 1.169 1 .280 2.064 
Identifikation  -.358 .612 .343 1 .558 .699 
Politisches Interesse .277 .611 .206 1 .650 1.319 
Eigeninteresse -.949 .562 2.848 1 .091 .387 
Mitbestimmung .479 .463 1.068 1 .301 1.614 
Vertrauen Landesregierung -.239 .455 .277 1 .599 .787 
Vertrauen BRB .264 .393 .452 1 .501 1.302 
Geschlecht .127 .721 .031 1 .860 1.136 
Hauptamt / Ehrenamt .268 .743 .130 1 .718 1.308 
Konstante -5.788 5.251 1.215 1 .270 .003 
Anmerkung. Chi²(10) = 6.623, p = .761. Cox & Snell R² = .095, Nagelkerkes R² = .152. 
 
Tabelle 16: Darstellung der logistischen Regressionsanalyse 
(Quelle: Eigene Darstellung.) 
5.7.3 Zusammenfassung der Ergebnisse 
Aus der logistischen Regression lassen sich aufgrund der zu kleinen Stichprobe (n=69) 
keine signifikanten Ergebnisse ableiten. Folglich können die Hypothesen weder bestätigt 
noch widerlegt werden. Dennoch zeigt die Studie einige spannende Ergebnisse auf, die 
eine Grundlage für weitergehende Erhebungen sein können: Die Signifikanz der Odds 
Ratios der logistischen Regression lassen vermuten, dass je größer das Eigeninteresse der 
Akteure ist, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie an CG teilnehmen (p = .091, 
Hypothese 5). Dies deckt sich mit den Effektstärken der Chi²-Unabhängigkeitsanalyse 
und den Ergebnissen des Mann-Whitney-U-Tests, der einen schwachen Effekt bei der 
Skala Eigeninteresse aufzeigt. Für Mitbestimmung und politisches Interesse lassen sich 
leichte Effekte mit dem Mann-Whitney-U-Test nachweisen.  
 
                                               




5.8.1 Wissenschaftlicher Beitrag 
In der wissenschaftlichen Literatur werden verschiedene Theorien diskutiert, die die Par-
tizipation von Akteur_innen erklären. Bislang gibt es noch keinen Konsens darüber, wel-
che Theorie sich dafür am ehesten eignet. Einige der Studien zur Beteiligung an CG kon-
zentrieren sich auf die RAA, SAT und TSI. So verbindet Rice (2014) in ihrem Erklä-
rungsansatz RAA, TSI und SAT.685 Barrutia/Echebarria (2019) hingegen sehen in der 
sozialpsychologischen Sichtweise (TSI und SAT) von Netzwerken eine stärkere Erklä-
rungskraft von Partizipationsverhalten als in der ressourcenbasierten Sichtweise.686 Die 
Erklärungskraft von TSI ist besonders stark, da die Variable Identifikation, die sie reprä-
sentiert, nachweislich einen starken Anstieg der Beteiligungseinstellung bewirkt. 
  
Auch wenn in der vorliegenden Studie keine signifikanten Ergebnisse aus der logistischen 
Regression abgeleitet werden konnten, so lässt sich die Tendenz erkennen, dass in dem 
Kontext der deutschen Landwirtschaft, konkret dem Insektenschutz, ebenfalls die TSI, 
repräsentiert durch die Variable Eigeninteresse, die größte Erklärungskraft hat.  
 
Mit Blick auf die Teilnehmer_innen, die zum großen Teil Vertreter_innen von Natur-
schutzverbänden und anderen Verbänden sind (Tabelle 9), und unter Berücksichtigung 
des Kontextes scheint es nachvollziehbar, dass das Eigeninteresse von großer Relevanz 
ist für die Teilnahmemotivation. Die Interessen innerhalb der deutschen Landwirtschaft 
und im Speziellen im Insektenschutz polarisieren. So verfolgen die Bauernverbände hin-
sichtlich des Insektenschutzes andere Ziele als die Naturschutzverbände. Aber auch die 
wissenschaftlichen Einrichtungen haben vermutlich teilweise eine andere Meinung zu 
dem Thema Insektenschutz und wollen ihr Eigeninteresse im Rahmen von CG vertreten. 
5.8.2 Strategische Handlungsempfehlungen 
Die praktischen Implikationen dieser Studie sind besonders für die regulierende Institu-
tion bzw. für CG-Manager in Bundes- und Landesministerien relevant. Zum einen wur-
den aus Literaturströmen zu CG und Partizipation mögliche Faktoren zusammengetragen, 
                                               
685 Vgl. Rice 2014. 
686 Vgl. Barrutia/Echebarria 2019. 
 
212 
die Akteur_innen zur Teilnahme an CG motivieren können. Eine mögliche Motivation 
zur Teilnahme an CG liefern: Identifikation mit dem Thema, Eigeninteresse, Mitbestim-
mung, Bedeutsamkeit des Themas, politisches Interesse, Netzwerk und Vertrauen in Re-
gierungsinstitutionen. Diese Auflistung an Faktoren geben CG-Managern erste Anhalts-
punkte, wie sie die relevanten Akteur_innen adressieren können. 
 
Die oben genannten Faktoren wurden im Kontext der deutschen Landwirtschaft, konkret 
im Rahmen des Insektengipfels untersucht. Für die eingeladenen Akteur_innen liefert das 
Eigeninteresse, die größte Motivation zur Teilnahme. Es könnte folglich zielführend sein, 
die Kommunikation darauf auszurichten, dass für die relevanten Stakeholder klar wird, 
dass eine Teilnahme für sie von Interesse ist und die Teilnahme mit entsprechenden An-
reizen zu incentivieren.  
5.8.3 Grenzen der Studie und Implikationen für zukünftige Forschung 
Aus der logistischen Regression ließen sich aufgrund der kleinen Stichprobe keine signi-
fikanten Ergebnisse ableiten. Die Odds Ratio legt jedoch nahe, dass ein großes Eigenin-
teresse die Wahrscheinlichkeit der Teilnahme an CG erhöht. Somit hat in dem Kontext 
der deutschen Landwirtschaft und konkret des Insektengipfels die TSI das größere Erklä-
rungspotential mit Blick auf die Teilnahmemotivation. Die Studie kann keine belastbaren 
Ergebnisse liefern, bietet aber dennoch eine gute Grundlage für eine mögliche Replika-
tion, da es vermuten lässt, dass mit einer größeren Stichprobe signifikante Ergebnisse zu 
erwarten sind. Die deutsche Landwirtschaft und insbesondere der Insektenschutz sind ein 
sehr spezielles organisationales Feld. Die Studie könnte daher ein Ausgangspunkt sein, 
um die Eignung der TSI als Erklärungsansatz für Partizipation an CG in einem weiteren 
Kontext zu prüfen. 
5.9 Fazit 
Kapitel 5 knüpft an die Ergebnisse von Kapitel 4 an. Der als Schlüsselschritt identifizierte 
integrative Prozess setzt voraus, dass Stakeholder bereit sind, sich einzubringen. Um dies 
zu erreichen, können CG-Manager Anreize schaffen. Hierfür ist es wichtig, die Teilnah-
memotivation der relevanten Akteur_innen zu kennen und zu wissen, welche Rolle sie 
spielt. Ziel dieser Studie war es daher, herauszufinden, was Stakeholder motiviert an CG 
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teilzunehmen und aus dieser Erkenntnis Implikationen für eine gezielte Stakeholderan-
sprache abzuleiten. Zu diesem Zweck wurde ein Modell entwickelt und im Rahmen eines 
CG Projektes im Kontext der Nachhaltigkeit getestet. Die Modellbildung basiert auf zwei 
weit verbreiteten Theorien, der SAT und TSI. Die beiden Theorien werden von insgesamt 
sieben Variablen repräsentiert. So können Netzwerk, Mitbestimmung und Vertrauen in 
Regierungsinstitutionen als mögliche Teilnahmemotivation auf der organisationalen 
Ebene der SAT zugeordnet werden. Während Eigeninteresse, Identifikation, Bedeutsam-
keit des Themas und politisches Interesse Teilnahmemotivation auf der individuellen 
Ebene darstellen und die TSI repräsentieren. 
 
Aus der logistischen Regression ließen sich aufgrund der kleinen Stichprobe keine signi-
fikanten Ergebnisse ableiten. Die Odds Ratio legt jedoch nahe, dass das Eigeninteresse 
wahrscheinlich zu einer Teilnahme an CG führt. Somit hat in dem Kontext der deutschen 
Landwirtschaft und konkret des Insektengipfels die TSI das größere Erklärungspotential 





Der Bedarf an Lösungsansätzen zur Förderung von Nachhaltigkeit ist sowohl in der The-
orie als auch in der Praxis sehr hoch. Governance bzw. Governance Modi werden als 
zentral angesehen, um die dynamischen, sektorübergreifenden und langfristigen Heraus-
forderungen nachhaltiger Entwicklung zu bewältigen.687 Es besteht jedoch eine große Un-
klarheit darüber, wie Nachhaltigkeit durch verschiedene Governance Modi gefördert wer-
den kann. 688 Ziel dieser Arbeit war es, die Frage zu beantworten, wie Nachhaltigkeit 
durch verschiedene Governance Modi innerhalb der deutschen Landwirtschaft gestärkt 
werden kann.  
 
Hierfür wurde zunächst der aktuelle Stand der Forschung zu Governance im Zusammen-
hang mit Nachhaltigkeit dargelegt. Die Governance Modi Regulierung und Selbstregu-
lierung wurden in Kapitel 3.3.1 und 3.3.2 betrachtet, während CG in Kapitel 4.3 vorge-
stellt wurde. Auf diesen theoretischen Grundlagen bauten die Kapitel 3, 4 und 5 mit je-
weils eigenständiger Studie auf, die zur Klärung der übergeordneten Forschungsfrage bei-
tragen sollten.  
 
Diese Arbeit hat gezeigt, wie die verschiedenen Governance Modi funktionieren und Ver-
änderungen in Richtung Nachhaltigkeit innerhalb der deutschen Landwirtschaft bewirken 
können. Neben dem wissenschaftlichen Beitrag für die Literatur in den Bereichen Nach-
haltigkeit und Governance liefert die Arbeit einen praktischen Mehrwert für CG-Manager 
sowie für Institutionen der Regulierung und der Selbstregulierung, die positive Auswir-
kungen auf die Nachhaltigkeit in einem organisationalen Feld bewirken wollen. Es wurde 
deutlich, dass es keine Einheitslösung gibt, wenn es um die Förderung von Nachhaltigkeit 
durch Governance Modi geht. Die Eignung und auch die Wirkung der jeweiligen Gover-
nance Modi ist von dem Kontext abhängig.  
 
Regulierung im Sinne einer hohen staatlichen Einflussnahme wird häufig abgelehnt, ist 
in manchen Fällen jedoch zwingend notwendig oder gar erwünscht, um eine Entwicklung 
hin zur Nachhaltigkeit zu verfolgen. So wurde bei der Untersuchung der Governance 
                                               
687 Vgl. Lange et al. 2019. 
688 Vgl. Lange et al. 2019; Grabosky 2013; Emerson/Nabatchi 2015b. 
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Modi Regulierung und Selbstregulierung deutlich, dass innerhalb der deutschen Wein-
wirtschaft Regulierung den größten Effekt auf die Implementierung nachhaltiger Prakti-
ken hat. Auch wenn der klassischen Regulierung in diesem Zusammenhang weiterhin 
eine hohe Bedeutung zukommt, zeigt sich, dass Selbstregulierung durch Schlüsselak-
teur_innen eine entscheidende Rolle bei der Etablierung von Nachhaltigkeit spielt. Selbst-
regulierung geht häufig über gesetzlich vorgeschriebene Standards hinaus, so dass sie das 
Potenzial hat, eine noch größere Wirkung zu erzielen. Sowohl in der Literatur als auch in 
der Praxis gewinnt CG aufgrund seiner Vorteile wie Dialogförderung, Vertrauensaufbau 
und der hohen Akzeptanz und Legitimität der gemeinsam entwickelten Entscheidungen 
zunehmend an Bedeutung. Die wissenschaftliche Literatur diskutiert CG als proaktives 
politisches Instrument, welches zur Erreichung der SDGs beitragen könnte.689 Die wach-
sende Bedeutung und auch die konkrete Anwendbarkeit von CG zur Stärkung von Nach-
haltigkeit in der deutschen Landwirtschaft zeigt sich in den Erhebungen der vorliegenden 
Dissertation (Kapitel 4 und 5). 
 
Insgesamt deuten die Ergebnisse darauf hin, dass das volle Potenzial für die Förderung 
von Nachhaltigkeit in der Kombination der verschiedenen Governance Modi liegt. Dies 
steht im Einklang mit Studien, die auf die Bedeutung der Kombination von staatlicher, 
markt- und netzwerkorientierter Governance zur Förderung von Nachhaltigkeit hinwei-
sen.690  
                                               
689 Vgl. Ansell/Gash 2018. 
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8 Anhang  
Anhang 1: Interviewleitfaden (Kapitel 3) 
Themenblock Organisationales Feld 
- Position des Interviewpartners 
o Wie würden Sie Ihre persönliche Position/Funktion innerhalb der Orga-
nisation beschreiben? 
o Wie lange sind Sie schon in diesem Bereich tätig? 
o Wie würden Sie die Position/Funktion Ihrer Organisation innerhalb der 
Ernährungsindustrie/Agrarindustrie beschreiben?  
 
Themenblock Nachhaltigkeit/Qualität 
- Was verstehen Sie unter Nachhaltigkeit?  
- Inwiefern haben Sie mit Nachhaltigkeit zu tun?  
o Wie wird Nachhaltigkeit an Sie herangetragen? 
o Von wem wird Nachhaltigkeit an Sie herangetragen? 
 
Themenblock Collaborative Governance 
- Stehen Sie mit anderen Akteur_innen innerhalb der Agrarindustrie im Aus-
tausch? Wie sind sie untereinander vernetzt/verbunden? 
- Haben Sie schon einmal an Standards/Initiativen zu Nachhaltigkeit gemeinsam 
mit anderen Akteur_innen zusammengearbeitet? Wenn ja, in welcher Form? 
- Was war die treibende Kraft (Akteur_innen, Interaktionen, Ereignisse, Anreize) 
dafür? Was war der Auslöser für die Zusammenarbeit? 
- Welche Standards/Maßnahmen haben Sie von sich aus als Verband/Organisation 
im Kontext der Nachhaltigkeit dadurch etabliert?  
- Welche Erfahrungen haben Sie bei der Zusammenarbeit gemacht? 
- Wie lief die Zusammenarbeit ab? Was waren Schlüsselschritte für Sie? 
- Welche konkreten Vorhaben mit Blick auf Nachhaltigkeit sind aktuell in der 
Planung im Rahmen von einer solchen Zusammenarbeit? 
 
Möglichkeit für den Interviewpartner, Aspekte anzusprechen, die bis dahin noch nicht 
oder nicht ausreichend thematisiert wurden 
- Gibt es noch Anmerkungen von Ihrer Seite?  




Anhang 2: Transkriptionsrichtlinien nach Dresing/Pehl (2015) 
Die Transkription erfolgt in Anlehnung an Dresing/Pehl (2015). Demnach wird wörtlich 
transkribiert, Dialekte sind ins Hochdeutsche übersetzt und Wortdopplungen nur berück-
sichtigt, wenn sie eine stilistische Funktion erfüllen. Wort- und Satzabbrüche sowie Stot-
tern und Füllworte werden ausgelassen, wohingegen Sätze, denen lediglich die Vollen-
dung fehlt, erfasst und mit einem Abbruchzeichen (/) kenntlich gemacht werden. Alle 
Äußerungen sind somit sprachlich geglättet und gemäß der Standardorthographie 
transkribiert. 691  
 
Pausen werden durch drei Auslassungspunkte in Klammern deutlich gemacht. Verständ-
nissignale wie „mhm, aha, ok, ja, genau“ werden nur niedergeschrieben, sofern es die 
einzige Antwort auf eine Aussage war. In diesem Fall wird diese mit „mhm (bejahend)“ 
oder „mhm (verneinend)“ erfasst. Nonverbale Äußerungen wie lachen oder seufzen, wel-
che die Aussagen unterstützen, sind in Klammern notiert. Betonungen wurden durch 
Großschreibung hervorgehoben. Sind einzelne Wörter nicht zu verstehen werden sie mit 
(unv.) gekennzeichnet, während bei längeren Passagen die Ursache wie Hintergrundge-
räusche notiert wird. 692  
  
                                               
691 Vgl. Dresing/Pehl 2015. 
692 Vgl. Dresing/Pehl 2015. 
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Anhang 3: Transkripte (Kapitel 3) 
 




Anhang 4: Interviewleitfaden (Kapitel 4) 
Themenblock Organisationales Feld 
- Position des Interviewpartners 
o Wie würden Sie Ihre persönliche Position/Funktion innerhalb der Organi-
sation beschreiben? 
o Wie lange sind Sie schon in diesem Bereich tätig? 
o Wie würden Sie die Position/Funktion Ihrer Organisation innerhalb der 
Ernährungsindustrie/Agrarindustrie beschreiben?  
 
Themenblock Nachhaltigkeit/Qualität 
- Was verstehen Sie unter Nachhaltigkeit?  
- Inwiefern haben Sie mit Nachhaltigkeit zu tun?  
o Wie wird Nachhaltigkeit an Sie herangetragen? 
o Von wem wird Nachhaltigkeit an Sie herangetragen? 
 
Themenblock Collaborative Governance 
- Stehen Sie mit anderen Akteuren innerhalb der Agrarindustrie im Austausch? Wie 
sind Sie untereinander vernetzt/verbunden? 
- Haben Sie schon einmal an Standards/Initiativen zu Nachhaltigkeit gemeinsam 
mit anderen Akteuren zusammengearbeitet? Wenn ja, in welcher Form? 
- Was war die treibende Kraft (Akteure, Interaktionen, Ereignisse, Anreize) dafür? 
Was war der Auslöser für die Zusammenarbeit? 
- Welche Standards/Maßnahmen haben Sie von sich aus als Verband/Organisation 
im Kontext der Nachhaltigkeit dadurch etabliert?  
- Welche Erfahrungen haben Sie bei der Zusammenarbeit gemacht? 
- Wie lief die Zusammenarbeit ab? Was waren Schlüsselschritte für Sie? 
- Welche konkreten Vorhaben mit Blick auf Nachhaltigkeit sind aktuell in der Pla-
nung im Rahmen von einer solchen Zusammenarbeit? 
 
Möglichkeit für den Interviewpartner, Aspekte anzusprechen, die bis dahin noch nicht 
oder nicht ausreichend thematisiert wurden 
- Gibt es noch Anmerkungen von Ihrer Seite?  
- Aspekte, die noch nicht oder nicht ausreichend thematisiert wurden? 
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Anhang 6: Übersicht der Items 
Konstrukt Item Cron-






ler Anreiz  
Bitte geben Sie an, inwiefern 
Sie den folgenden Aussagen zu 




(1) Ich denke, dass das Ergeb-
nis von Arbeitsgruppen meine 
Anstrengung wert ist.  
 
(2) Mir ist eine Gegenleistung 
für meine Teilnahme an Ar-
beitsgruppen wichtig.  
 
(3) Materielle Anreize motivie-
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Bitte geben Sie an, inwiefern 
Sie den folgenden Aussagen zu 
Arbeitsgruppen, die durch ein 
Ministerium ausgerichtet wer-




(1) Die Teilnahme an Arbeits-
gruppen macht mir Spaß.  
 
(2) Die Teilnahme an Arbeits-
gruppen halte ich für anspre-
chend.  
 
(3) Die Teilnahme an Arbeits-
gruppen ist sehr unterhaltsam.  
 
(4) Die Teilnahme an Arbeits-
gruppen empfinde ich als ange-
nehm.  
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Nr. 95/04, pp . 
1–19 
Netzwerk Bitte geben Sie an, inwiefern 




(1) Ich habe Freude daran, an-
dere Akteur_innen meiner 
Branche zu treffen.  
 
(2) Ich habe schon immer den 
Kontakt zu anderen Akteur_in-

















(3) Ich halte es für wichtig, 
dass sich die Akteur_innen in-
nerhalb der Branche treffen.  
 
(4) Ich glaube, dass soziale 








bility, Vol. 16, 
No. 1, pp. 106-
123. 
Mitbestimmung "Wie wichtig waren im vergan-
genen Jahr die folgenden Fak-
toren für die Entscheidung Ih-
rer Organisation an Veranstal-
tungen wie dieser teilzuneh-
men? Bitte geben Sie die 
Wichtigkeit der folgenden Fak-
toren an. 
 
(1) "die Möglichkeit, unsere 
Ansichten gegenüber Bürgern 
oder Gemeindeverantwortli-
chen zum Ausdruck zu brin-
gen". 
 




(3) "die Möglichkeit, die Poli-
tik so zu beeinflussen, wie sie 
gemacht oder umgesetzt wird". 
0,93 Fleishman, R. 
(2009): To Par-
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(1) Landesregierungen arbeiten 
im Allgemeinen effektiv. 
 
(2) Landesregierungen sind ge-




(3) Landesregierungen ist das 
Wohl ihrer BürgerInnen im 
Allgemeinen wichtig. 
 
(4) Landesregierungen stehen 
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Ich denke, dass das Land Bran-
denburg im Bereich Insekten-
schutz… 
... kompetent ist. 
... fachkundig ist. 
... effektiv handelt. 
... professionell agiert. 




G./Meijer, A. J. 
(2014): Effects 
of Transparency 































mit dem Thema 
Umweltschutz 
Bitte geben Sie an, inwiefern 
Sie den folgenden Aussagen zu-
stimmen. 
 
(1) Ich mache mir Sorgen um 
die Umwelt. 
 




(3) Ich bin bereit, Opfer zu 
bringen, um die Umwelt zu 
schützen. 
 
(4) Meine Handlungen wirken 
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Bitte geben Sie an, inwiefern 




(1) Ich finde das Thema Insek-
tenschutz interessant.  
 
(2) Ich finde das Thema Insek-
tenschutz spannend.  
 
(3) Ich finde, dass das Thema 
Insektenschutz von großer Be-
deutung ist.  
 
(4) Ich verfolge die neuesten 
Entwicklungen zum Thema In-
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1. Wie interessiert sind Sie an 
Informationen über das, was in 
Regierung und Politik vor sich 
geht?  
- Extrem interessiert 
- sehr interessiert 
- mittelmäßig interessiert 
- wenig interessiert 
- überhaupt nicht interessiert  
 
2. Wie intensiv verfolgen Sie 
Informationen über das, was in 
Regierung und Politik vor sich 
geht?  
- Extrem intensiv 
- sehr intensiv 
- mäßig intensiv 
- etwas intensiv 
- überhaupt nicht intensiv 
 
3. Wie oft achten Sie darauf, 
was in Regierung und Politik 
vor sich geht?  
- Die ganze Zeit  
- die meiste Zeit 
- etwa die Hälfte der Zeit 
- ab und zu 
- nie 
0,83 Shani, D. 
(2006): Analysis 
of Interest in 
Politics. Items 
from the 2006 
Pilot. 
The 2006 Pilot 
incorporated 
three new ques-
tions with the 
following 
wording and or-






Anhang 7: Fragebogen quantitative Erhebung 
 
Sehr geehrte StudienteilnehmerInnen, 
vielen Dank für Ihre Teilnahme an dieser Umfrage. Die Umfrage ist Teil eines For-
schungsprojekts der Technischen Universität Kaiserslautern. Ziel ist es, Beweggründe für 
die Teilnahme an Arbeitsgruppen für Nachhaltigkeit zu identifizieren. Hierfür bin ich auf 
Ihre Mithilfe angewiesen! 
Es gibt bei dieser Befragung keine richtigen oder falschen Antworten; mich interessiert 
einzig und allein Ihre persönliche Einschätzung zu den einzelnen Aspekten. Ich möchte 
Sie daher bitten, möglichst offen und spontan zu antworten. Überlegen Sie nicht, wel-
che Antwort den „besten Eindruck“ machen könnte, sondern antworten Sie so, wie es für 
Sie persönlich zutrifft. Selbstverständlich werden alle Antworten anonym erhoben und 
ausschließlich vom Forschungsteam der Technischen Universität Kaiserslautern für 
wissenschaftliche Zwecke verwendet. Die Ergebnisse werden bis Dezember 2019 ana-
lysiert und Ihnen bei Interesse im Anschluss anonymisiert und aggregiert zur Verfügung 
gestellt. 
Die Bearbeitung des Fragebogens dauert ca. 8 - 10 Minuten. Ich bedanke mich bereits 
vorab für Ihre Teilnahme und Unterstützung.  
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
Annegret Höfert 
 
 Annegret Höfert, M.A. 
Doktorandin  
Lehrstuhl für Betriebswirtschaftslehre, 
insbes. Sustainability Management  
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften 
Technische Universität Kaiserslautern 






Zu Ihrer Person 
Zunächst bitte ich Sie, Angaben zu Ihrer Person zu machen. Diese sind für die Daten-
analyse aus statistischen Gründen wichtig. Ihre Angaben sind anonym. Personenbezo-
gene Daten werden streng vertraulich behandelt und ausschließlich vom For-
schungsteam der Technischen Universität Kaiserslautern ausgewertet. 





Was ist Ihr Geburtsjahr (Jahreszahl)? 
___________ 
 
Was ist Ihr höchster Bildungsabschluss? 
⃝ Hauptschule 
⃝ Realschule 





⃝ anderer; welcher: ___________________ 
 
Welcher Organisation gehören Sie an?  
⃝ Ministerium des Landes 
⃝ Naturschutzverband 
⃝ anderer Verband 
⃝ wissenschaftliche Einrichtung 
⃝ öffentliche Behörde         
⃝ Unternehmen 
⃝ Privatperson 
⃝ anderer; welcher: ___________________ 
 
 
Meine Tätigkeit bei der Organisation übe ich…  
⃝ hauptamtlich aus. 







Mögliche Gründe für Ihr Engagement in Arbeitsgruppen, die durch ein 
Ministerium ausgerichtet werden  



















1 2 3 4 5 6 7 
Ich finde das Thema Insek-
tenschutz interessant.  ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Ich finde das Thema Insek-
tenschutz spannend. ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Ich finde, dass das Thema 
Insektenschutz von großer 
Bedeutung ist. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Ich verfolge die neuesten 
Entwicklungen zum Thema 
Insektenschutz kontinuier-
lich. 























1 2 3 4 5 6 7 
Ich mache mir Sorgen um 
die Umwelt. ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Der Zustand der Umwelt 
beeinflusst meine Lebens-
qualität. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Ich bin bereit Opfer zu 
bringen, um die Umwelt zu 
schützen. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Meine Handlungen wirken 
























 1 2 3 4 5 6 7 
Ich habe Freude daran, an-
dere Akteure meiner Bran-
che zu treffen. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Ich habe schon immer den 
Kontakt zu anderen Akteu-
ren meiner Branche ge-
sucht. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Ich halte es für wichtig, 
dass sich die Akteure in-
nerhalb der Branche tref-
fen. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Ich glaube, dass soziale 
Kontakte Vorteile bringen 
werden. 




Bitte geben Sie an, inwiefern Sie den folgenden Aussagen zu Arbeitsgruppen, die durch 



















 1 2 3 4 5 6 7 
Ich denke, dass das Ergeb-
nis von Arbeitsgruppen 
meine Anstrengung wert 
ist. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Mir ist eine Gegenleistung 
für meine Teilnahme an Ar-
beitsgruppen wichtig. 




ren mich, an Arbeitsgrup-
pen eines Ministeriums 
teilzunehmen. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
 
Bitte geben Sie an, inwiefern Sie den folgenden Aussagen zu Arbeitsgruppen, die durch 




















 1 2 3 4 5 6 7 
Die Teilnahme an Arbeits-
gruppen macht mir Spaß. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Die Teilnahme an Arbeits-
gruppen halte ich für an-
sprechend. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Die Teilnahme an Arbeits-
gruppen ist sehr unterhalt-
sam. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Die Teilnahme an Arbeits-
gruppen empfinde ich als 
angenehm. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
 
 
Wie wichtig waren im vergangenen Jahr die folgenden Faktoren für die Entscheidung 
Ihrer Organisation an Arbeitsgruppen wie dieser teilzunehmen? 
















1 2 3 4 5 6 7 




druck zu bringen. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
 
LVI 




⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Die Möglichkeit, die Politik 
dahingehend zu beeinflus-
sen, wie sie gemacht oder 
umgesetzt wird. 




Bitte geben Sie an, inwiefern Sie den folgenden Aussagen zustimmen, sofern Sie an ei-
ner Arbeitsgruppe zum Insektenschutzprogramm mitwirken. Andernfalls fahren Sie 











nicht zu neutral 
stimme 




 1 2 3 4 5 6 7 
Ich fühle mich als Teil der 
Arbeitsgruppe zum Insek-
tenschutzprogramm. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Teil der Arbeitsgruppe zum 
Insektenschutzprogramm 
zu sein, spiegelt meine Per-
sönlichkeit sehr gut wider. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Im Allgemeinen macht mir 
die Teilnahme an der Ar-
beitsgruppe zum Insekten-
schutzprogramm Freude. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Andere bewerten die Tat-
sache, dass ich an der Ar-
beitsgruppe zum Insekten-
schutzprogramm teil-
nehme, als positiv. 







Allgemeines politisches Interesse 
 
Wie interessiert sind Sie an Informationen über das, was in Regierung und Politik vor 





























Wie intensiv verfolgen Sie Informationen über das, was in Regierung und Politik vor 
























































Vertrauen in die Landesregierung 



















 1 2 3 4 5 6 7 
Landesregierungen arbei-
ten im Allgemeinen effek-
tiv. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Landesregierungen sind 
generell fähig, ihre politi-
schen Entscheidungen zu 
implementieren. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Landesregierungen ist das 
Wohl ihrer BürgerInnen im 
Allgemeinen wichtig. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Landesregierungen stehen 
generell zu ihren Verpflich-
tungen. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
 
Bitte geben Sie an, inwiefern Sie den folgenden Aussagen zustimmen. 


















 1 2 3 4 5 6 7 
… kompetent ist. ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
… fachkundig ist. ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
… effektiv handelt. ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
… professionell agiert. ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
… seine Aufgabe sehr gut 
erfüllt. 




Gemeinsame Ziele und Überzeugungen 
Bitte geben Sie an, inwiefern Sie den folgenden Aussagen zustimmen, sofern Sie an ei-
ner Arbeitsgruppe zum Insektenschutzprogramm mitwirken. Andernfalls fahren Sie 



















 1 2 3 4 5 6 7 
Die Ziele meiner Organisa-




⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Die Kultur meiner Organi-
sation (Normen, Verfah-
rensabläufe) ist mit der 




⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Es ist einfach, mit den an-
deren Organisationen des 
Insektenschutzprogramms 
zusammenzuarbeiten. 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Ich vertraue den anderen 
Teilnehmenden, die an 
dem Insektenschutzpro-
gramm beteiligt sind.  
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Man kann sich darauf ver-









Interaktion mit Bundes- und Landesministerien  
Bitte kreuzen Sie die für Ihre Organisation zutreffende Antwort an. 
Wie häufig hat jemand aus Ihrer Organisation im letzten Jahr Folgendes getan?  












Teilnahme an einer Veranstaltung eines 
Ministeriums 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Teilnahme an einer mehrtägigen Veran-
staltung eines Ministeriums (Arbeitsge-
meinschaft, Workshop) 
⃝ ⃝ ⃝ ⃝ ⃝ 
Kontaktaufnahme mit den Mitarbeiten-
den eines Ministeriums per Telefon, E-
Mail oder persönlich 




Wie viele Stunden hat Ihre Organisation im letzten Jahr durchschnittlich pro Monat 












Teilnahme am Insektenschutzprogramm 





Ich konnte aus dem folgenden Grund nicht an der Veranstaltung zum Insekten-






Wie weit war Ihre Anreise?  
⃝ unter 10 km 
⃝ 10-20 km 
⃝ 21-30 km 
⃝ 31-40 km 
⃝ über 40 km         
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